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(Beginn um 9.02 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Einen wunderschönen guten Morgen!

Ich darf die Sitzung des Gemeinderates für eröffnet erklären und meiner Hoffnung Ausdruck verleihen, dass wir vier erfolgreiche Tage absolvieren werden.

Für diese Sitzung entschuldigt sind Herr GR Dr Aigner, Frau GRin Matiasek und Frau GRin Mag Ringler wegen Krankheit sowie Herr Dr Madejski für den heutigen Vormittag.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass eine schriftliche Anfrage des Klubs der Wiener Freiheitlichen eingelangt ist.

Vor Sitzungsbeginn sind auch zwei Anträge des Grünen Klubs eingelangt.

Die Fraktionen wurden entsprechend informiert. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Herr Bezirksvorsteher Norbert Scheed hat mit 22. Juni 2006 auf sein Mandat im Gemeinderat der Stadt Wien verzichtet. Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 Abs 2 der Wiener Gemeindewahlordnung auf das dadurch frei gewordene Mandat das in Betracht kommende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Partei Österreichs, Herrn Ernst Nevrivy, in den Gemeinderat berufen.

Gemäß § 19 der Wiener Stadtverfassung ist das Gemeinderatsmitglied anzugeloben. Ich ersuche die Frau Schriftführerin, die Gelöbnisformel zu verlesen, und das neue Gemeinderatsmitglied, auf meinen Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten "Ich gelobe" zu leisten. - Ich bitte um Verlesung.

Schriftführerin GRin Hedwig Petrides: "Ich gelobe der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Ernst Nevrivy.

GR Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Angelobung ist vollzogen. - Ich heiße dich im Wiener Gemeinderat herzlich willkommen! (Allgemeiner Beifall.) 

Ich möchte an dieser Stelle Herrn Bezirksvorsteher Scheed alles, alles Gute für seine neue Funktion wünschen. Er war im Wiener Gemeinderat vor allem engagiert im Gemeinderatsausschuss Finanzen, Wirtschaft und Wiener Stadtwerke sowie im Gemeinderatsausschuss Umwelt. Ich hoffe für seine neue Funktion, es möge alles in Erfüllung gehen.

Wir gelangen zur Postnummer 1 der Tagesordnung. Sie betrifft den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2005. 

Für die Beratung und Erledigung des Rechnungsabschlusses schlage ich folgende Vorgangsweise vor: Nach einem einleitenden Referat von Herrn VBgm Dr Sepp Rieder erfolgt die allgemeine Beratung des Rechnungsabschlusses und im Anschluss daran die Debatte über die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaft und Wiener Stadtwerke. Voraussichtlich am Dienstag dieser Woche wird nach dem Schlusswort des Berichterstatters über die Anträge zum Rechnungsabschluss und zum Inventar abgestimmt werden. 

Wenn keine Einwendung erfolgt, werde ich so vorgehen. - Es wird keine Einwendung erhoben, Sie sind alle damit einverstanden.

Nun bitte ich den Herrn Vizebürgermeister, mit seinen Ausführungen zu beginnen.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Bürgermeister! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wien gehört zu den ganz wenigen Millionenstädten in Europa, die ihren Einwohnern und Bürgern ein Optimum an kommunalen Leistungen unter sozial zumutbaren Bedingungen bieten, ohne sich deshalb exorbitant zu verschulden. Wir haben in den letzten Jahren nicht nur diese Verschuldung vermieden, sondern unseren Schuldenstand innerhalb weniger Jahre um ein Viertel verringert und stehen nun bei einer Pro-Kopf-Verschuldung von nicht einmal 1 000 EUR. 

Jetzt kann man sagen: Das ist eine Selbstverständlichkeit in Europa, eine Selbstverständlichkeit in Österreich, das machen alle Städte, also was ist daran Besonderes? - Im "Kurier" vom 3. Juni 2006 wurde unter dem Titel "Über den Städten kreist der Pleitegeier" eine Darstellung veröffentlicht, die zeigt, dass die Realität jedenfalls auch in Österreich eine andere ist. Nach diesem Artikel ist die Pro-Kopf-Verschuldung in Wiener Neustadt, Krems und St Pölten vier Mal so hoch, in Graz und Linz doppelt so hoch wie in Wien, dort besteht also eine ganz andere Ausgangslage. 

Wenn man es mit der Situation vieler Kommunen beispielsweise in Deutschland vergleicht, dann stellt man fest, dass dort die Situation so weit gediehen ist, dass viele Städte ihr Familiensilber verkaufen müssen oder in einer unkontrollierten Privatisierung Zuflucht suchen müssen. Dresden hat vor wenigen Wochen die kommunalen Wohnungen an private Investoren veräußert - mit den dramatischen Sorgen, die dort bei den Mietern entstanden sind, es könnte damit die Wohnung zum Spekulationsobjekt werden. Ebenfalls vor wenigen Wochen hat eine andere deutsche Stadt, Pforzheim, sich genötigt gesehen, 51 Prozent des Besitzes an kommunalen Verkehrsbetrieben an den großen französischen Konzern Veolia zu verkaufen.

Wenn man diese Situation sieht, dann weiß man es schon zu schätzen, dass Wien einen anderen Weg gegangen ist und sich in einer anderen Situation befindet. Ich kann Ihnen versichern, für uns sind beide Vorgangsweisen, weder die Veräußerung der kommunalen Wohnungen noch die Privatisierung der Verkehrsbetriebe, in irgendeiner Weise ein Beispiel. Für uns ist das sicher kein Thema! (Beifall bei der SPÖ.) 

Um bei dem Punkt zu bleiben: Es ist vielleicht einigen von Ihnen noch in Erinnerung, dass Finanzminister Karl Heinz Grasser im April mit einer großen Rüge in die Zeitungen gegangen ist. Sein Vorwurf ging dahin, die Länder, Städte und Gemeinden würden ihren Verpflichtungen aus dem Stabilitätspakt nicht nachkommen, und daher wäre die Situation, was die Einhaltung der Maastricht-Kriterien betrifft, österreichweit zunehmend ein Problem. 

Wie immer man das beurteilt: Ich kann Ihnen versichern, wir haben unseren Maastricht-Überschuss lupenrein dargestellt, haben aber anders - und es ist, glaube ich, in dem Zusammenhang auch wichtig, das zu sagen - die Frage des Maastricht-Überschusses nie als die zentrale Herausforderung gesehen, daher sehen wir ihn auch nicht als den wichtigsten Punkt des Rechnungsabschlusses. Um vieles wichtiger ist, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass es auch 2005 gelungen ist, die Finanzmittel zur Verfügung zu stellen, die notwendig gewesen sind, um in gewissen Bereichen massiv aufzustocken. 

Wenn ich daran denke, welche Höhe beispielsweise die Investitionssteigerung im Gesundheitsbereich erreicht hat, wie weit sich etwa im Sozialbereich zusätzliche Mittel als notwendig erwiesen haben und dass auch zusätzliche Mittel im Bereich der Bewältigung der Probleme der Migration notwendig sind - einschließlich der Schulfragen -, dann sieht man, dass es eigentlich die zentrale Botschaft des Rechnungsabschlusses ist, dass es uns gelungen ist, diese wichtigen kommunalen Aufgaben, die den Bürgern wahrscheinlich um ein Vielfaches wichtiger sind als die Frage, ob ein Maastricht-Überschuss abgeliefert werden konnte oder nicht, erfüllt zu haben und geleistet zu haben, ohne dass es zu Warteschlangen gekommen ist, ohne dass es zu Qualitätseinbußen gekommen ist, und das alles, wie gesagt, bei stabilen Verhältnissen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben aus dem Stadthaushalt des Jahres 2005 1,524 Milliarden investiert. Das bedeutet gegenüber dem Rechnungsabschluss des Jahres 2004 eine Steigerung von 12 Pro-
zent. 

Bei der Gelegenheit möchte ich gleich auf etwas aufmerksam machen, weil ich den oppositionellen Anmerkungen entnommen habe, dass hier wieder einmal der Voranschlag mit dem Rechnungsabschluss verglichen wird. Das ist natürlich nicht dasselbe! Man kann immer nur Rechnungsabschluss mit Rechnungsabschluss vergleichen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese hohe Investitionsquote war wichtig für die Wiener Wirtschaft, ja ich würde sagen, für die österreichische Wirtschaft, in einer Zeit, in der es notwendig war, den sanften Konjunkturaufschwung zu unterstützen, wobei wir gerade dem Bau- und Baunebengewerbe wichtige Mittel zur Verfügung stellen konnten. Aus dem Budget sind etwa 1,6 Milliarden in diesen Bereich hineingeflossen, und ich spreche jetzt nicht von jenen Investitionen, die sich in den Wirtschaftsplänen unserer Unternehmen befinden. 

Das war gerade für die Bauwirtschaft auch deswegen wichtig, meine sehr geehrten Damen und Herren, weil im Jahr 2005 die privaten Investitionen eigentlich ausgelassen haben. Daher war es umso wichtiger, dass die öffentliche Hand in dem Bereich investiert hat. Es wäre der österreichischen Bauwirtschaft noch um vieles besser gegangen, wenn diesem Beispiel der Wiener Budgetpolitik auch andere Gebietskörperschaften in höherem Maße gefolgt wären.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese 1,524 Milliarden EUR bedeuten aber auch eine Investitionsquote von 15,8 Prozent. Das ist die höchste Investitionsquote, die die Stadt in den letzten Jahrzehnten, also in den überschaubaren Zeiträumen, zustande gebracht hat! Und es ist ein Vielfaches von dem, was andere Gebietskörperschaften als Investitionsquote aufweisen. 

Die Investitionsquote sagt aber auch etwas über die Struktur des Budgets und des Stadthaushaltes aus. Es bedeutet nämlich im Klartext, dass wir mehr Geld für zukunftsorientierte Investitionen und weniger Geld für den laufenden Haushalt aufgewendet haben. Damit stehen wir eindeutig besser da als beispielsweise der Bundeshaushalt, von dem man das in keiner Weise sagen kann. 

Hand in Hand mit dieser Entwicklung der Investitionsquote und der Struktur des Wiener Stadthaushaltes geht auch eine deutliche Effizienzsteigerung beim Personaleinsatz. Wenn man den Personaleinsatz der Stadt, also des Magistrats und der Unternehmungen der Stadt, Wiener Wohnen und KAV, nach Vollzeitäquivalenten berechnet - dies ist deswegen notwendig, weil wir einen nicht unwesentlichen Teil an Teilzeitbeschäftigten haben -, dann stellen wir fest, dass wir im Zeitraum der Jahre 2000 bis 2005 diese Vollzeitäquivalente von 59 331 auf 57 894 reduzieren konnten, und zwar, noch einmal, ohne Qualitätseinbuße, ohne eine Verlängerung der Warteschlangen oder überhaupt ohne Warteschlangen bei den Ämtern der Stadt Wien! Dies geschah überdies vor dem Hintergrund, dass in diesen Jahren die Bundesregierung eine Fülle von zusätzlichen Verwaltungsaufgaben der Stadt umgehängt hat und dass in Teilbereichen wie etwa dem Sozialbereich durch die steigende Zahl der Sozialhilfebedürftigen ein erhöhter Personalaufwand notwendig geworden ist. 

In demselben Zeitraum, in dem es uns gelungen ist, die Vollzeitäquivalente zu reduzieren, haben wir 257 zusätzliche Dienstposten geschaffen. Das heißt, ungeachtet dieses notwendigen Auffangens von Mehrarbeit ist es durch Effizienzsteigerungen gelungen, den Personalstand zumindest stabil zu halten. Ich möchte jetzt gar nicht davon sprechen, dass es punktuell auch zu deutlichen Einsparungen gekommen ist. Ich denke, dass auch das ein gutes Beispiel für die gut geführte Verwaltung der Stadt ist. Es ist auch ein gutes Beispiel dafür, wie man zukunftsorientiert in einer Gebietskörperschaft den Haushalt gestalten und führen soll.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nicht von ungefähr attestiert uns mittlerweile seit mehreren Jahren der renommierte englische Unternehmensberater Mercer einen Spitzenwert in der Lebensqualität. Aufgeschlüsselt nach einer Reihe von Beurteilungskriterien - ich glaube, es sind 38 Kriterien -, die von der Infrastruktur über die Sicherheit bis hin zur sozialen Stabilität und so weiter reichen, attestiert er uns diesen Spitzenplatz in der Lebensqualität, und ich glaube, mit Fug und Recht! Denn man kann wohl sagen, dass Wien alles in allem eine sichere Stadt ist, eine Stadt des sozialen Zusammenhalts und eine Stadt, in der die Probleme der Migration mit mehr Engagement, mit mehr Verständnis und natürlich auch mit mehr Einsatz von finanziellen Mitteln und damit besser gelöst werden als in den meisten anderen Millionenstädten Europas, wo Gewaltszenarien den Alltag bestimmen und "No go areas" entstanden sind. Bei uns gibt es diese nur gelegentlich bei hohen Staatsbesuchen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Millionenstädte Europas waren zu allen Zeiten nicht nur der Motor des Fortschritts, sondern zugleich auch immer gesellschaftlicher und kultureller Schmelztiegel. Es gab auch immer schon kleinere und größere Brandstifter, die die Sorgen und Emotionen, die eine Migration mit sich bringt, auf ihre politischen Mühlen umleiten wollten. Und es gab immer schon Bürger und Politiker, die persönlich zutiefst davon überzeugt waren oder vorgaben, die Lösung dieses Problems der Migration liege allein im Zuwanderungsstopp oder in der Massendeportation, wie wir sie auch einmal als große Idee in einem vergangenen Jahrzehnt kennen lernen mussten. 

Es ist eine Entwicklung, die heute im "Spiegel" beschrieben wird als die "Welt der Wandernden"; hier heißt es im Untertitel: „Seit seiner Entstehung ist der Mensch auf der Suche nach Heimat, auf der Suche nach einem besseren Leben, nach Gold, nach Land, nach Frieden. 191 Millionen Migranten leben heute auf der Erde. Sie sind selten willkommen, aber sind durch Gesetz und Mauern nicht aufzuhalten." 

Natürlich, sage ich, bedarf in einer solchen Situation auch die Migration wie jeder andere Lebensbereich einer Ordnung, einer Regelung. Aber es wäre ein grundlegendes Missverständnis, zu glauben, dass dieses Thema allein durch Punktesysteme oder Zuwanderungsstopp erledigt werden könnte. Es ist notwendig, sich auch der Frage der Integration zuzuwenden und diese nicht sozusagen als unbilliges Thema beiseite zu legen. Die Integration ist zumindest ebenso wichtig, wenn nicht sogar deutlich wichtiger als die Frage einer Migrationsregelung, und wir wissen alle, dass die Sprache dabei eine der Schlüsselrollen spielt. Ich nehme für die Stadt Wien in Anspruch, dass wir auf diesem Gebiet nicht erst 2005 sehr viel getan haben. 

Allerdings gibt es unter uns auch noch einige, die glauben, dass die Frage der Integration danach beurteilt werden kann, wie viele Kopftücher von kleinen Mädchen in Schulen man verhindert hat. - Nein, das ist nicht die Frage der Qualität der Integration, sondern die Qualität der Integration bemisst sich danach, wie viele Menschen in unserem Land Fuß fassen können. Dazu gehört, dass diejenigen, die legal in Österreich leben und bereit sind, einer Arbeit nachzugehen, auch tatsächlich unser Angebot haben, genauso unterstützt zu werden wie schon seit langem bei uns lebende Menschen, um Arbeit zu finden. Arbeit ist - neben der Sprache - der Punkt, der für die Qualität der Integration entscheidend ist, und daher widmen wir uns diesem Thema ganz besonders! (Beifall bei der SPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gerade unter dem Gesichtspunkt der Integration ist die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit doppelt wichtig. Wir dür-
fen nicht verkennen, dass ein Teil der Jugendlichen, die keine Arbeit finden, obwohl sie sich darum bemühen, aus dem Zuwanderermilieu, aus Zuwandererfamilien kommen.

In einer Randbemerkung gebe ich eine Kritik wieder, die nicht aus Wien kommt, sondern aus einem anderen Bundesland, nämlich von Lhptm Pühringer. Das Bundesland Wien würde sich bei der Bewältigung der Frage und der Probleme der Migration um vieles leichter tun, meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn wir nicht verpflichtet wären, 131 Prozent unserer Quote für die Aufnahme von Asylanten zu erfüllen - nicht deswegen, weil wir der Klassenbeste werden wollen, sondern weil andere Bundesländer ihre Quote nicht erfüllen! Nur zu 62 Prozent wird die Quote beispielsweise in Kärnten erfüllt. Das erschwert die Situation für die übrigen Bundesländer, und das kann daher auch nicht auf Dauer so hingenommen werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben die Jugendarbeitslosigkeit von allem Anfang an ernst genommen. Man kann das nicht wirklich von allen anderen ebenso sagen. Hätte derjenige, der dafür in erster Linie verantwortlich ist und der dafür auch aus der Arbeitslosenversicherung die Mittel bekommt, sofort gehandelt, als das Thema erkennbar war, dann stünde Österreich anders da. Aber so ist die Bewältigung der Ju-
gendarbeitslosigkeit noch immer eine Aufgabe und nicht bereits eine Bilanz, auf die man zurückblicken kann. 

Wer die Jugendarbeitslosigkeit bekämpfen will, der muss bei der Berufsausbildung ansetzen. Die Schlüsselstelle ist auch weiterhin die Frage der Lehre, der Lehrstelle und des Lehrabschlusses. Wir haben seit dem Jahr 2000 auf den Ausbau der Jugendausbildungssicherung gedrungen, es gibt eine Reihe von Gesetzesänderungen, die auf Initiativen Wiens zurückzuführen sind, und es ist auf diesem Gebiet zweifellos einiges geschehen. 

2005 gab es, erstmals seit 1998, in Wien mehr Lehrlinge, und zwar um 430 mehr als 2004. Dieser Zuwachs ist größtenteils auf die Blum-Aktion zurückzuführen, mit dem - unter Anführungszeichen - Schönheitsfehler, dass die Zahl der geförderten Betriebe fast doppelt so hoch ist wie die Zahl der zusätzlich geschaffenen Lehrstellen: 778 Betriebe wurden gefördert, 430 Lehrstellen gibt es mehr. 

Der zweite Wermutstropfen ist die Tatsache, dass von diesem Zuwachs an Lehrstellen in den Wiener Betrieben nicht in erster Linie Wiener Jugendliche profitiert haben, sondern dass es mehr Lehrlinge aus anderen Bundesländern gegeben hat. Am wenigsten, meine sehr geehrten Damen und Herren, haben von der Blum-Aktion Jugendliche ausländischer Herkunft profitiert. Daher komme ich noch einmal zu dem Punkt zurück: Wenn wir in der Integration entscheidend etwas erreichen wollen, dann müssen wir im Bereich der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit alles tun, was möglich ist! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor diesem Hintergrund haben wir am 9. Juni mit den Sozialpartnern, mit dem Arbeitsmarktservice und dem Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds sowie unter Mitwirkung von KommR Blum ein Maßnahmenpaket für den Herbst zur Förderung der Jugendausbildung beschlossen. Es umfasst fünf Punkte. Wir gehen davon aus, dass die Blum-Aktion - was mittlerweile auch bekannt gegeben wurde - verlängert wird. Das ist auch notwendig, weil es in diesem Jahr, 2006/2007, eine deutliche Steigerung der Schulabgänger gibt, gerade in Wien, und eine Zunahme in der Altersgruppe der 15-Jährigen. Von der demographischen Entwicklung her ist das einfach notwendig. 

Zweiter Punkt: Gemeinsam mit der Wirtschaftskammer Wien, dem AMS und dem WAFF setzen wir weiter fort bei der Lehrstellenakquisition, die sich absolut, gerade im Zusammenhang mit der Blum-Aktion, voll bewährt hat. 

Dritter Punkt: Wir gewährleisten die finanzielle Förderung von Betrieben zur Ausbildung von Lehrausbildnern. Wenn du in einem Betrieb Lehrlinge ausbilden willst, musst du zuerst einmal Geld dafür ausgeben, dass einer der Mitarbeiter die Lehrausbildnerprüfung machen kann, und das ist auch eine entsprechende finanzielle Problematik. Vom Start dieses Projektes im Jahr 2005 bis zum 6. Juni 2006 konnten mit dieser Förderungsmaßnahme 902 Ausbildner zusätzlich ausgebildet werden, und wir haben 529 Betriebe gefördert. Ein Viertel dieser Betriebe hatte bis zum Zeitpunkt der Förderung überhaupt keinen Lehrling ausgebildet! Man sieht also, dass es auf diesem Weg der Förderungsaktion durchaus möglich ist, auch ein Plus an Lehrstellen zu schaffen. 

Viertens: Wir haben seit mehreren Jahren im Magistrat und auch in unseren Betrieben mehr Lehrlinge aufgenommen, als es von der Bedarfsprognose her eigentlich notwendig gewesen wäre. Wir werden diese - unter An-
führungszeichen - Überproduktion an Lehrstellen fortsetzen. 

Fünfter Punkt: Für die Jahre 2006 und 2007 werden 1 075 Lehrstellen zu Lehrlingsstiftungen zur Verfügung stehen. Sie gewährleisten damit eine durchgehende Ausbildung und bedeuten - ich komme noch dazu - auch eine entscheidende Qualitätsverbesserung. Und als weiterer Schlusspunkt: Darüber hinaus finanzieren wir zu einem Viertel 3 230 Lehrgangsplätze mit. 

Ich bin davon überzeugt - und damit bin ich derselben Überzeugung wie die Sozialpartner und alle, die an diesem Projekt mitgewirkt haben -, dass es uns nicht nur gelingen wird, für den Herbst sicherzustellen, dass kein Jugendlicher, der Arbeit sucht, der eine Lehrstelle sucht, auf der Straße stehen bleiben muss, weil er nirgendwo einen Ausbildungsplatz findet, sondern darüber hinaus können wir gerade durch den Ausbau der Lehrlingsstiftungen sicherstellen, dass es nicht nur darum geht, Ausbildungen anzubieten, die möglicherweise nur kurzfristig zu einer Beschäftigung führen oder für welche die Beschäftigungsprognose extrem ungünstig ist, sondern wir bieten in diesen Stiftungsplätzen auch Ausbildungsprogramme für Berufe an, von denen wir sagen, dass es Zukunftsberufe sind. 

Es ist heutzutage gar nicht so leicht, eine solche Lehrstelle zu finden, weil derzeit eher Kleinbetriebe in diesem Bereich tätig sind, die in der Startphase noch gar nicht in der Lage sind, Lehrstellen anzubieten. Diese Zukunftsperspektive ist uns wichtig, und daher ist die Erweiterung der Stiftungsplätze auch das entscheidende Kriterium, was natürlich zusätzliche Finanzmittel bedeutet. 

Der Anteil, den die Stadt Wien zur Finanzierung dieses Paketes beiträgt, macht 12,5 Millionen EUR aus. Das ist um ein Drittel mehr, als wir im Jugendausbildungssicherungsprogramm für das laufende Jahr eingesetzt haben. Damit reagieren wir auch rechtzeitig auf die steigenden Kriterien qualitativer Art, aber auch die höheren Anforderungen, die geboten sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die zentrale Schaltstelle im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit - und ich füge noch einmal hinzu: Dieser Kampf ist bei weitem nicht gewonnen! - ist auf der Bundesseite das AMS und auf der Seite Wiens der Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds. Sie leisten beide zusammen ausgezeichnete Arbeit, und es ist keine Lobhudelei gegenüber dem WAFF oder selbstgefällige Beweihräucherung, wenn man feststellt, dass es aufgrund dieser ausgezeichneten Arbeit des Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds und der guten Zusammenarbeit von AMS und WAFF so war, dass das Bundesland Wien im vergangenen Jahr das einzige Bundesland in Österreich war, in dem sowohl die Arbeitslosenzahlen absolut zurückgegangen sind als auch die Arbeitslosenquote gesunken ist (GRin Ingrid Korosec: Aber die höchste...!), während im Österreich-Durchschnitt die Arbeitslosigkeit um 3,6 Prozent anstieg und die Arbeitslosenquote von 7,1 auf 7,2 Prozent hinaufgegangen ist. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Ich möchte diese Gelegenheit dazu nutzen, dem scheidenden Vorsitzenden des Vorstandes des Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds, der jetzt Bezirksvorsteher im 22. Bezirk geworden ist, für seine Arbeit hier zu danken. Er hat ausgezeichnete Arbeit geleistet, und es hat vor allem eine ausgezeichnete Zusammenarbeit sowohl mit dem AMS als auch mit allen Sozialpartnern und mit der Stadt in diesem Bereich gegeben! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich wünsche bei dieser Gelegenheit auch seiner Nachfolgerin - Sandra, auch dir! - alles, alles Gute und viel Erfolg für deine Tätigkeit! Wir wissen, welche wichtige Position in diesem zentralen Thema der Beschäftigung und Jugendausbildung diese Aufgabe einnimmt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Rückgang der Arbeitslosigkeit setzt sich fort und ist in Wien nicht bloß das Ergebnis irgendeiner Aufstockung von Schulungsprogrammen und Schulungsplätzen. Wenn man in Wien vergleicht... (StR DDr Eduard Schock: Was denn - Sie haben es erkannt, Herr Vizebürgermeister! Sie haben Ihr eigenes Märchen erkannt! Sie haben Ihr eigenes Märchen endlich erkannt, Herr Vizebürgermeister!) Wenn man in Wien die Zahl der Schulungsplätze und den Anstieg oder den Rückgang der Arbeitslosigkeit vergleicht, dann kann man feststellen, dass es in Wien eine Nettobilanz gibt, wonach es um 1 076 Arbeitslose weniger gibt, wobei schon das herausgerechnet ist, was minimal an Schulungsplätzen dazugekommen ist. 

Österreichweit schaut die Situation völlig anders aus, Herr Dr Schock, da haben Sie Recht. Nur: In Wien ist es anders, und ich kann Ihnen empfehlen, sich einmal mit den Zahlen und nicht mit Ihren Propagandapapieren zu beschäftigen. (StR DDr Eduard Schock: In Wien gibt es die meisten Umschulungen, Herr Vizebürgermeister! Das ist das Märchen! Gott sei Dank haben Sie es endlich erkannt!) Herr Dr Schock, Sie kommen dann ohnehin noch dran, nicht wahr? (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auf der anderen Seite gibt es neben dem Rückgang der Arbeitslosenzahlen auch eine Zunahme an Beschäftigung. Sowohl die Standardbeschäftigung nimmt zu als auch die Gesamtsumme der Beschäftigungsverhältnisse, also auch jene Beschäftigungsverhältnisse der Geringfügigkeit, der Teilzeitbeschäftigung oder die neuen Formen der Beschäftigung wie neue Selbstständigkeit, freie Berufe oder auch andere Formen. Insgesamt, meine sehr geehrten Damen und Herren, hat die Zahl der Beschäftigungsverhältnisse in Wien, gerechnet auf zehn Jahre, um 70 000 zugenommen!

Besonders erfreulich ist an dieser Entwicklung, dass in Wien die Frauenerwerbsquote weiterhin sehr hoch liegt, und zwar wesentlich höher als im Österreich-Durchschnitt. In Wien beträgt die Frauenerwerbsquote 77 Prozent, österreichweit liegt sie bei 63 Prozent. Es ist auch etwas Zweites wichtig, glaube ich, nämlich dass die Einkommenssituation der Frauen zwar auch in Wien leider schlechter als die der Männer ist, aber dass die Schere zwischen den Frauen- und Männereinkommen in Wien deutlich geringer ist, als es österreichweit der Fall ist. 

Wenn man die Situation vergleicht, was Frauen in Österreich im Schnitt verdienen und was Frauen in Wien im Schnitt verdienen, dann liegt der Unterschied bei 2 294 EUR brutto mehr. Ich halte diesen Unterschied doch für ein entscheidendes Kriterium. Beides, nämlich, dass in Wien mehr Frauen berufstätig sein können und dass sie hier mehr verdienen als anderswo, führe ich darauf zurück, dass eben die Rahmenbedingungen dafür gegeben sind, dass Frauen, die in Familie stehen, die Kinder haben, auch tatsächlich dem Beruf nachgehen können. Das hat schon zu tun mit der hohen Qualität und der flächendeckenden Ausstattung mit unseren Kindergärten in Wien! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! So positiv diese Trends sind - nämlich sinkende Arbeitslosenzahlen und steigende Beschäftigung -, so sind sie doch keineswegs Anlass zu irgendeiner Entwarnung oder zu der Feststellung, dass wir in Zukunft auf diesem Gebiet nichts mehr zu tun brauchen. Trotz Wirtschaftswachstums bleibt ein Teil der in Wien lebenden Menschen ohne Arbeit oder geht Beschäftigungen nach, mit denen der eigene Unterhalt nicht wirklich gedeckt werden kann. Bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen liegt das ja auf der Hand.

Mit all diesen Problemen, die sich aus der deutlichen Zunahme der Geringfügigkeit, der Teilzeitbeschäftigung, die ja nicht immer eine frei gewählte ist, oder aus der Frage der atypischen Beschäftigungsverhältnisse ergeben, haben wir uns Ende April in einer meiner Ansicht nach gut positionierten Enquete auseinander gesetzt. Wir vertiefen jetzt für die einzelnen Teilbereiche die Analysen und Untersuchungen und wollen Punkt für Punkt Strategien entwickeln, um dort, wo es Probleme gibt, diese aufzufangen. Ein Beispiel für eine bereits eingeleitete Gegenmaßnahme ist, dass etwa das Bildungskonto des WAFF jetzt auch für andere, nicht nur für die traditionellen Berufsbilder geöffnet worden ist. 

Daher denke ich, dass es zwar einen Konjunkturaufschwung und ein Wirtschaftswachstum gibt, dass es aber dennoch darum geht, im Bereich der Beschäftigungspolitik und der Ausbildungspolitik stark zuzulegen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es kommt hinzu, dass es trotz aller oppositionellen Unkenrufe - ich kann mich daran erinnern, dass es jedes Mal mahnende Worte aus der Opposition gegeben hat, wie schlecht die Betriebsansiedlungsbilanz der Stadt werden wird (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ja leider so!) - eine ungebrochene Attraktivität Wiens als Betriebsstandort und für die Ansiedlung von Headquarters gibt. Ich möchte nur einige Zahlen nennen, um das deutlich zu machen, damit der Herr Klubobmann der ÖVP dann ordentlich darauf reagieren kann und nicht nur sagt: „Das ist leider so." 

2005 sind 74 internationale Unternehmen neu nach Wien gekommen, das sind 37 Prozent mehr als im Jahr 2004. Es sind damit 725 Arbeitsplätze entstanden, und es sind 80 Millionen EUR investiert worden. Im Jahr 2006 setzt sich dieser Trend fort. Wenn man den Zeitraum bis Juni nimmt, so kommen 23 weitere Betriebsansiedlungen dazu, wobei sich zunehmend zeigt, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass diese Drehscheibenfunktion und diese Plattform zwischen West und Ost nicht nur eine Einbahn ist, sondern dass zunehmend auch Betriebe aus dem Osten kommen, die sich ebenfalls in Wien ansiedeln. Damit meine ich nicht nur den österreichisch-chinesischen Technologiepark. 

Was die Headquarters betrifft, haben sich von den zehn in Österreich angesiedelten Headquarters acht für Wien entschieden, und dieser Trend setzt sich genauso 2006 fort. Einige Beispiele dafür, Herr Klubobmann Tschirf: Borealis, ein führender, hochtechnologischer Kunststoffproduzent, verlegt im kommenden Juli den Sitz des Weltkonzerns von Kopenhagen nach Wien in den IZD Tower. BenQ-Siemens hat für seinen Standort in Wien die Länderkompetenzen aufgestockt. Beiersdorf, das ist der Nivea-Hersteller, hat hier die Zentral- und Osteuropa-Holding eingerichtet. Henkel wiederum hat hier sowohl die Produktion erhöht als auch die Auslieferungslager auf Wien konzentriert als auch hier das Hauptquartier eingerichtet. Isahaya, japanischer Elektronikbauteilhersteller; die Siemens-Tochter DEMATIC General Holding hat auch hier das Zentral- und Osteuropa-Headquarter eingerichtet; Nespresso, IBM, Coca Cola, Nike und so weiter. 

Natürlich ist diese Entwicklung nicht ausschließlich eine Frage der Wiener Standortpolitik; niemand von uns kommt auf diese Idee. (GR Dr Matthias Tschirf: Nein, das ist der Steuerpolitik des Bundes zu verdanken!) Würde man, Herr Klubobmann - was ich auch zu schätzen weiß -, auf die Steuerpolitik des Bundes allein abstellen und sagen, dass es nur an der Steuerpolitik liege, dann stellt sich die Frage: Warum sind dann die Headquarters nach Wien und nicht nach Niederösterreich, nach Wiener Neustadt oder St Pölten, verlagert worden? (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Genauso wie die Wiener Wirtschaft, Herr Klubobmann, meine sehr geehrten Damen und Herren, haben auch wir rechtzeitig und sehr früh die Vorteile unserer geopolitischen Lage erkannt. Wir haben sehr früh damit begonnen, nicht nur unsere Fühler nach Osteuropa auszustrecken, sondern auch dort Fuß zu fassen und ein Netzwerk der Kontakte herzustellen. Wir waren sicher einer der ersten Hauptstädte in den alten Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, die ihre Strategien sehr präzise auf diese neue Entwicklung der Erweiterung der Europäischen Union ausgerichtet haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn man ein handfestes Beispiel dafür wählen will, dass wir sozusagen den Ball viel früher als andere aufgenommen haben, dann kann man das an der Infrastruktur sehen. Zu demselben Zeitpunkt, zu dem jetzt Staatssekretär Kukacka im Verkehrsministerium künftige Pläne über die Entwicklung der Bahn und ASFiNAG-Ausbaupläne präsentiert, verkehrt bereits das von Wien mittelbar finanzierte Schiff zwischen Bratislava und Wien im Linienverkehr seit 1. Juni. 

Da sieht man schon die Unterschiede im Erkennen und im Entwickeln von Projekten, ohne dass ich jetzt behaupten möchte, dass das dieselben Größenordnungen sind. Aber es bestünde ja kein Hindernis dafür, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass von der Regierungsseite nicht schon längst alles hätte unternommen werden können, um die Infrastruktur, die von der Industriellenvereinigung, von der Bundeswirtschaftskammer und von allen gefordert wird, gegenüber Osteuropa, gegenüber der Slowakei, gegenüber Ungarn und gegenüber der Tschechischen Republik herzustellen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Am vergangenen Dienstag hat unser Bürgermeister gemeinsam mit dem Präsidenten der Wiener Industriellenvereinigung ein Abkommen über die weitere Entwicklung der Stadt unterzeichnet, auch genau in Bezug auf diese neue regionale Positionierung. Ich denke, dass es wichtig ist, neben den Fragen, die sich aus der klein- und mittelunternehmerischen Struktur der Wiener Wirtschaft ergeben, sich auch die Frage zu stellen: Welche Strategien entwickeln wir, um Wien als modernen Industriestandort für eine moderne High-Tech-Sachproduktion auszurichten? 

Ich glaube, dass über das hinaus, was auf diesem Gebiet in den letzten Jahren schon geschehen ist - und ein Paradebeispiel dafür ist eben Henkel -, noch einiges zu machen ist, und das wollen wir gemeinsam umsetzen. Auf der anderen Seite, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind weiterhin die Klein- und Mittelunternehmen, die das Rückgrat der Wiener Wirtschaft sind, auch das zentrale Thema unserer gemeinsamen Wirtschaftspolitik, einer Wirtschaftspolitik nicht nur gemeinsam mit der Wirtschaftskammer, sondern genauso gemeinsam mit der Arbeiterkammer und der Gewerkschaft.

Am 20. April 2006 - ich darf das den Mitgliedern der Landesregierung noch einmal in Erinnerung rufen - haben wir in der Landesregierung für genau diese Klein- und Mittelunternehmungen ein Förder- und Finanzierungspaket im Ausmaß von rund 30 Millionen EUR beschlossen. Da fließen auch Mittel ein, die von der Bundesregierung angeboten worden sind. Wir haben unsere Mittel aufgestockt, sodass gerade für die Klein- und Kleinstunternehmungen 15 Millionen EUR an Förderungsmaßnahmen im Bereich der Innovationsförderung zur Verfügung stehen. Ich denke, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass man mit Fug und Recht sagen kann, dass Wien in der Förderung der Innovation, in der Förderung der Kreativität eines zeigt: Mittlerweile ist der Begriff des Creative-Industries-Sektors nicht nur eine Formel in Lehrbüchern, sondern auch tatsächlich gelebte politische und wirtschaftliche Realität. 

Aber Wien ist auch eine Stadt der Wissenschaft und Forschung. Wien ist eine Stadt der universitären Forschung und der Standort bedeutender internationaler Forschungsinstitute, aber auch von Forschungseinrichtungen großer, internationaler Unternehmungen. Der erfolgreiche internationale Konzern deutscher Herkunft Boehringer Ingelheim wird Anfang Juli in Meidling, an seinem Hauptstandort, ein neues Bioforschungsinstitut und die Bürozentrale einrichten, von der aus der gesamte osteuropäische Markt gesteuert und gestaltet wird.

Wir sehen auch in den Universitäten, die in Wien sind, ein wichtiges Asset für die Entwicklung der Stadt und nicht nur eine Einrichtung, die in der Bundesverantwortlichkeit liegt. Daher haben wir uns entschlossen, meine sehr geehrten Damen und Herren, diesen Grundsteuerzuwachs, der uns quasi in den Schoß gefallen ist, durch eine wahrscheinlich fehlerhafte Entscheidung der politisch Verantwortlichen der Bundesregierung bei der Ausgliederung der Universitäten (GR Christian Oxonitsch: Wie üblich!), nicht in die eigene Tasche zu stecken, sondern über den Wiener Wissenschafts-, Technologie- und Forschungsfonds wiederum den Universitäten zurückzustellen. Das sind immerhin 1,2 Millio-
nen EUR, auf einen längeren Zeitraum gerechnet, also nicht nur in einem Jahr, sondern auf Dauer, solange es diese merkwürdige Grundsteuerregelung gibt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch hier drängt sich die Frage auf: Was ist denn schon dabei, was erzählt uns da der Finanzstadtrat? Ist es nicht selbstverständlich, dass man das tut? - Ich kann Ihnen nur sagen: Alle anderen österreichischen Universitäten können von dieser Entwicklung nur träumen! Sie können nur davon träumen, dass das tatsächlich geschehen wird. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Nein! Erst letzte Woche...!) Wir haben eine Umfrage gemacht, Frau Stadträtin, aus der sich ergibt, wie die Situation der anderen Universitätsstädte ist, und da ist keine Rede davon, dass es eine vergleichbare Regelung gibt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit dem Vienna Bio Center St Marx befindet sich Wien in der glücklichen Lage, über ein international anerkanntes, mit einer mittlerweile hohen wissenschaftlichen Reputation ausgestattetes Entwicklungs- und Forschungsinstitut zu verfügen, das auch eine hohe Zukunftsperspektive in sich birgt, also nicht am Ende einer Entwicklung steht, sodass alles ausgereift ist und es keine weitere Zukunft gibt, sondern da ist noch eine Menge drinnen. Sie müssen daher verstehen, dass wir in unserer Gesamtstrategie darin auch die Priorität Nummer 1 sehen, was unsere Forschungs- und Technologiepolitik betrifft. 

Wir wollen diesen Campus nicht nur räumlich ausbauen - die Entscheidungen sind gerade in den letzten Tagen wiederum im Präsidium des Wirtschaftsförderungsfonds getroffen worden -, sondern wir wollen das auch inhaltlich vertiefen. Vor einigen Wochen sind die Wissenschaftler des Campus zu mir gekommen und haben das Angebot unterbreitet, dass sie von sich aus eigenständig ein Programm, eine Strategie "Campus 2020" entwickeln wollen. Ich habe diesen Vorschlag gerne aufgegriffen. Wir haben in diesem Bereich mittlerweile auch ein ausgezeichnetes Programm bekommen, das jetzt in einer gemeinsamen Arbeitsgruppe auch noch praktisch in der Umsetzung vertieft wird. Ich kann Ihnen versichern, wir werden auf diesem Weg zu einem weiteren Entwicklungsschritt dieses Campus kommen, von dem ich glaube, dass er mittlerweile auf dem Gebiet der Technologie, der Biotechnologie, eines der Gütesiegel für Wien geworden ist.

Zur selben Zeit finden derzeit die Verhandlungen über den Zusammenschluss von zwei wichtigen Kompetenzzentren auf dem Gebiet der Informations- und Kommunikationstechnologie statt. In diesen beiden Kompetenzzentren sind heute schon 180 Wissenschaftler, zum Teil internationaler Herkunft, tätig. Es geht jetzt darum, in einem Zusammenschluss aus diesen beiden Kompetenzzentren ein größeres, entwicklungsfähiges Kompetenzzentrum auf dem Gebiet der Telekommunikation zu machen. Die beiden Institute sind sich einig, und wir haben am vergangenen Mittwoch eine Runde mit führenden Industriellen aus Österreich gehabt. Wir wollen das System auch absichern, dass durch den Zusammenschluss noch zusätzliche Industriebetriebe in ihren Förderungsmaßnahmen sich an dieses Kompetenzzentrum andocken, und die Chancen stehen gut, dass wir im Herbst bereits berichten können über dieses neu entwickelte, im internationalen Vergleich große Kompetenzzentrum der Telekommunikation. Nach meiner Einschätzung ist das durchaus realistisch.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Dr Hahn ist, glaube ich, nicht im Saal, aber er hat uns vor kurzem den Rat gegeben, dass wir uns an der Wirtschaftspolitik Oberösterreichs orientieren sollten. (GR Dr Matthias Tschirf: Das wäre sehr gut!) Ich höre jetzt den Ruf des Klubobmanns, sehr loyal zu seinem Parteiobmann: „Das ist sehr gut." (GR Dr Matthias Tschirf: Eine Frage der Vernunft!) Für mich kommt es nicht überraschend. Jeder von uns kann sich noch erinnern, dass Lhptm Pühringer ein eher unfreiwilliger Testimonial war, der im Wahlkampf nach Wien eingeflogen wurde. Die Liebe der Wiener ÖVP zur Situation außerhalb der Stadt ist uns ja seit vielen Jahrzehnten bekannt, aber dennoch, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist dieser Vorschlag nicht wirklich nachvollziehbar.

Wenn man bedenkt, dass das Bruttoregionalprodukt je Einwohner in Wien mit 39 500 EUR um die Hälfte höher ist als das oberösterreichische Bruttoregionalprodukt mit 26 100 EUR, dann fragt man sich: Was soll diese Empfehlung wirklich? Wir sind wirtschaftlich um die Hälfte kräftiger, als es die Oberösterreicher sind. Wien liegt beim Bruttoregionalprodukt, bei der Kaufkraft und beim Steueraufkommen mit deutlichem Abstand an der Spitze der österreichischen Bundesländer. Ich denke, dass das allein schon genügt, um sich die Frage zu stellen: Wo war da der Hahn, als er sich diese Idee gegeben hat? (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist so widersprüchlich wie bei den Arbeitslosenzahlen! Ein Interesse...!)
Aber wenn man noch berücksichtigt - Herr Klubobmann, hören Sie zu -, dass Eurostat in einer Aussendung vom 18. Mai Wien unter den 254 Regionen der Europäischen Union als die sechstreichste Region mit 171 Pro-
zent des Euro-Durchschnitts einordnet - nach London-City, Brüssel, Luxemburg, Hamburg und Paris-Zentrum, noch vor Stockholm und Oberbayern -, dann fragt man sich wieder: Was soll diese Empfehlung? (GR Dr Matthias Tschirf: Region! Das ist das Umland, vor allem!) Noch dazu, Herr Klubobmann, kommt Oberösterreich in dieser Eurostat-Statistik ein bisschen weiter hinten vor, und zwar nach Salzburg, nach Vorarlberg und nach Tirol, mit 113 Prozent. Es ist zwar noch immer eine positive Bilanz, aber eine Vorbildfunktion kann man daraus nicht wirklich ableiten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Europaweit sechstreichste Region zu sein, in Verbindung mit viertbester Lebensqualität, zugleich weltweit führende Kongressstadt zu sein und im Spitzenfeld des Städtetourismus zu liegen, das ist, glaube ich, in Summe ein Ergebnis, auf das die Wienerinnen und Wiener mit Fug und Recht stolz sein können und auch tatsächlich stolz sind. 

Ich denke, dass das Ergebnis - und das sollte auch immer wieder gewürdigt werden - in erster Linie nicht nur das Ergebnis der Arbeit einer Generation ist, sondern es ist das Ergebnis vieler Generationen. Ich weiß, welche Bedeutung wir alle eigentlich jener Generation zumessen, die nach dem Krieg unsere Stadt, im wahrsten Sinne des Wortes, zum Teil wirklich mit den eigenen Händen aus Schutthalden aufgebaut hat - Schutthalden, die der Nazi-Terror und der Krieg hinterlassen hatten -, und mit wie viel an Entbehrungen diese Generation dazu beigetragen hat, dass wir jetzt in unserer Generation und in künftigen Generationen, alles in allem, die sechst-
reichste Region sind, die viertbeste Lebensqualität und so weiter haben. Das ist ein Ergebnis, auf das wir nicht nur stolz sein können, sondern für das wir früheren Generationen auch Dank schulden. Und dessen sind wir uns bewusst. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein ganz kleines Stück kommt dabei natürlich auch der sozialdemokratischen Politik zu. Dass das die Wienerinnen und Wiener wissen, das sehen wir ja an den Wahlergebnissen. Dass das aber auch ein Verantwortungsgefühl in uns bewirkt, das dürfen Sie uns glauben. Wir werden in dem Verantwortungsbewusstsein dieser geschichtlichen Bedeutung unsere Arbeit fortsetzen, und dafür steht nicht zuletzt auch der Rechnungsabschluss 2005. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Vizebürgermeister. - Ich eröffne nun die Debatte über den Rechnungsabschluss. 

Als erster Redner ist Herr GR Strache gemeldet. Ich erinnere an die freiwillige Redezeitbeschränkung von 30 Minuten für die erste Runde.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Man hat heute gemerkt, dass der Begriff "die dunkle Seite der Macht" eine völlig neue Bedeutung bekommen hat. Denn was der Herr Stadtrat heute zum Besten gegeben hat, war ja teilweise Realitätsverweigerung, Schönfärberei und fahrlässig mit falschen Zahlen operierend, obwohl man ganz genau weiß, dass es anders aussieht. Das hat mich irgendwie auch an diese ganze ÖGB-Situation erinnert, in der man ebenfalls sehr fahrlässig mit Zahlen umgegangen ist. 

Denn der ganze Rechnungsabschluss 2005 ist im Grunde genommen ein Wahlschwindel. Man kann es gar nicht anders bezeichnen, gar nicht treffender bezeichnen. Der Herr Stadtrat wirft Nebelgranaten und hofft, dass sich dann sozusagen ein Schleier über diesen Rechnungsabschluss legt und man gewisse Sachen nicht durchschaut und nicht erkennt. Bei der Wirtschaftspolitik ist er leider Gottes nicht so kreativ wie bei seinen Budgettricks, die er in diesen Rechnungsabschluss auch eingebaut hat. 

Wenn der Herr Stadtrat mit seinen Genossen letztlich auch die Kontrolle in diesem Haus sukzessive ausgehöhlt hat, wenn er durch unzählige Ausgliederungen dafür Sorge getragen hat, dass wir teilweise gar nicht mehr die Kontrollfunktionen, die diesem Haus im Grunde genommen zustehen, ausüben können und man heute in brustschwachen Beiräten letztlich nicht einmal Quartalsberichte bekommt, dann wundert es auch nicht, wenn er hergeht und in einem Jahresabschluss Zahlen wie im Fall des Krankenanstaltenverbundes einfach versteckt, die in diesem Rechnungsabschluss überhaupt nicht nachvollziehbar vorhanden sind.

Wenn er dann glaubt, dass das niemandem auffällt, dann muss ich ihn enttäuschen. Denn wir haben es bemerkt, und wir nehmen mit Bedauern zur Kenntnis, dass im Krankenanstaltenbereich diesmal, im Vergleich zum letzten Rechnungsabschluss, das Defizit ein Ausmaß in der Höhe von 103 Millionen EUR erreicht hat. Sie wollen uns das offensichtlich verheimlichen. Ich denke oder hoffe, dass der Bürgermeister sehr wohl darüber Bescheid weiß und dass das nicht auch ihm gegenüber verschleiert wurde. 

Es war natürlich so, dass der Herr Bürgermeister nach dem Lainz-Skandal - ich erinnere daran: Selbstverständlich auch nicht ganz freiwillig, aber aufgrund einer Untersuchungskommission, aufgrund des Drucks der Oppositionsparteien - die Notwendigkeit einer Pflegemilliarde erkannt hat und sie auch vollmundig versprochen hat. Aber sie ist nicht in Sicht! Ich befürchte, dass wir in den nächsten 20 Jahren nichts von dieser Pflegemilliarde spüren und merken werden. 

Nicht so beim Gas- und Strompreis: Da hat er ja unmittelbar nach der Wiener Wahl sein Wahlversprechen sofort gebrochen! Daran erinnern wir uns alle, dass kurz nach der Wahl eine deftige Erhöhung stattgefunden hat; das zeigt schon auch, was die Versprechungen des Herrn Bgm Häupl wert sind. Genauso wird es bei der Pflegemilliarde der Fall sein. Die Finanzierung ist weit und breit nicht in Sicht, die hilfsbedürftigen und pflegebedürftigen Menschen und die Angehörigen dieser Menschen in dieser Stadt, nämlich eine teilweise überalterte Bevölkerung, muss befürchten, dass es hier zu dramatischen Entwicklungen kommen wird. 

Wie soll denn das SMZ-Nord in Floridsdorf errichtet werden, das Sie schon seit langem immer wieder medienwirksam bewerben, wenn es von vorne bis hinten wirklich an Geld fehlt? Ich weiß schon, dass man, vielleicht nach der Nationalratswahl, dann eben zugeben muss, dass der Bau abzusagen ist und dass er nicht zu finanzieren ist, so wie es beim ÖGB-Gebäude der Fall ist, das sich gerade in Bau befindet und nicht wird weitergebaut werden können. Das sind ähnliche Situationen, die man durchaus vergleichen kann.

Da hört man auch immer wieder diese monotonen Geschichten von Ihnen, dass der Bund schuld sei. Das erleben wir ja immer wieder. Hauptsache, der Schein suggeriert, dass in der Wiener SPÖ noch gearbeitet wird. Sie sind aber heute eine reine Ankündigungspartei, eine Viel-Lärm-um-nichts-Partei, könnte man auch sagen. Dieses Verhalten zieht sich durch den gesamten Rechnungsabschluss, und ich werde später noch auf die einzelnen Punkte genauer eingehen.

Irgendwie werde ich den Eindruck nicht los, dass die Mechanismen, die Sie hier im Haus mit Ihrer absoluten Mehrheit leben, ähnliche Mechanismen sind wie die, die wir im Zuge des ÖGB-BAWAG-Skandals erlebt haben. Das betrifft insbesondere die Kontrolle in der Haushaltspolitik, besonders in der Ausgabenpolitik, die Kontrolle bei der sinnvollen Verwendung öffentlicher Mittel, die eigentlich eine notwendige Selbstverständlichkeit sein sollte, wobei man von jedem Verantwortlichen höchste Sorgfalt erwarten können muss. Aber genau dort haben Sie uns ja beschnitten! Wenn ich mir diesen Rechnungsabschluss beispielhaft anschaue, dann komme ich zu dem Schluss, dass effektive Kontrolle in diesem Haus nicht nur nicht möglich ist, sondern genauso wenig erwünscht ist wie eben beim ÖGB, wo auch die Kontrollinstanzen leider Gottes völlig versagt haben. 

Ich bin ein sehr direkter Mensch, und verzeihen Sie mir diese direkte Art - aber das war ja ähnlich auch beim ÖGB, bei jener Organisation, in der genauso die Entscheidungsträger die höchsten Spitzen der Sozialdemokratie ausgemacht haben. Die höchsten Spitzen: Präsidiumspolitiker der SPÖ-Bundespartei wie Verzetnitsch, auch Herr Bgm Häupl sitzen ja im Präsidium. Herr Verzetnitsch saß dort, und dann tut man so, als hätte man von alldem nichts gewusst!

Natürlich ist eine Ähnlichkeit da: Das System ist ein ähnliches, die Führungspersönlichkeiten sind ähnliche und teilweise auch identisch, so wie wir es hier am ÖGB-Vorsitzenden Hundstorfer sehen, der dann leider Gottes nicht gewusst hat, was er da unterschreibt. Da geht es ja nur um eine läppische Summe von 1,5 Milliarden EUR, die ihm da passiert ist - für die man offensichtlich zufälligerweise unterschrieben hat, weil man geglaubt hat, dass man eine Anwesenheitsliste unterschrieben hat. Ich meine, so viel zum Thema Verantwortung! Da muss einem angst und bange werden in diesem Haus, wenn man sich auch das vor Augen führt, was heute der Herr Stadtrat zum Besten gegeben hat. 

Ernst Sittinger hat es vor kurzem in der "Kleinen Zeitung" so umschrieben - und ich zitiere ihn: „Was muss man eigentlich können und wissen, wenn man am Türschild 'Eigentümervertreter' oder 'Aufsichtsrat' stehen hat?"

Die Antwort: Je weniger, desto besser, am besten gar nichts. Und die Unterschrift Rudolf Hundstorfers beim Transfer der Bankschulden in den ÖGB hat ja auch so ein bisschen dieses Bild gezeigt.

Den Beschluss von 27 Aufsichtsräten über skandalöse 6,8 Millionen EUR an Pensionsabfindung für den Herrn Elsner haben wir ja auch noch in Erinnerung und dann auch das Rechtfertigen des heutigen Gewerkschaftsbosses, dass das eine Summe ist, die selbstverständlich diesem fleißigen Menschen zugestanden hat, denn der hat so viel an Managementqualitäten mitgebracht. Ich denke, wahrscheinlich keine Ahnung – aber das ist natürlich der phantastische Irrealismus, den Sie wahrscheinlich hier genauso leben –, nichts gewusst, ein bisschen herumgelogen (GR Godwin Schuster: Ihre Rede zeigt, dass bei der FPÖ genau diese Vorgangsweise herrscht!), in letzter Minute ist jemand hineingeschickt worden. Ausreden über Ausreden! Die Kontrolle hat genauso versagt, wie Sie hier die Kontrolle der Opposition in der Zwischenzeit abgeschnitten haben. (GR Godwin Schuster: So ein Unsinn!) 

Nicht nur Macht braucht Kontrolle, Kontrolle braucht auch Macht. Und das ist ja genau das, was Sie nicht wollen. Das wollen Sie halt nicht, weil Sie was zu verbergen haben, weil Sie hier im Hohen Haus genauso einiges zu verstecken haben und die kritische Wachsamkeit der Opposition gar nicht wollen. (GR Godwin Schuster: Zeigen Sie uns doch ein Bundesland, wo es mehr Kontrolle gibt!) Aber wir leben diese kritische Wachsamkeit und natürlich werden wir scheinbar logische Abläufe in Frage stellen, auch wenn es Ihnen unangenehm ist, Herr GR Schuster. (GR Godwin Schuster: Nicht unangenehm! Aber mehr Kontrollmöglichkeiten gibt es in keinem anderen Bundesland!) Ich verstehe schon, dass es Ihnen unangenehm ist, wenn man kontrolliert wird und man einiges zu vertuschen und zu verdecken hat. Keine Frage!

Aber wir Freiheitlichen nehmen Kontrolle ernst, wir haben sie immer ernst genommen und wir werden, soweit es die Verhältnisse in diesem Haus heute noch erlauben, diese Kontrolle auch soweit wie möglich sicherstellen. Aber der Spielraum der Kontrolle ist ja ein sehr, sehr enger, weil Sie mit Ihrer absoluten Mehrheit und mit Ihren Methodiken der Ausgliederungen letztlich dafür gesorgt haben, dass uns die Kontrolle hier in diesem Haus entzogen wird.

Wenn wir uns die Tagesordnungen bei den Sitzungen in den Ausschüssen ansehen, dann braucht man nur zu vergleichen, wie es vor fünf Jahren ausgesehen hat in diversen Ausschüssen, ob das der Gesundheitsausschuss war, ob das der Sozialausschuss war, wo man noch dicke Akten hatte, wo man teilweise über 30 Tagesordnungspunkte erleben konnte. Heute schafft man es vielleicht, wenn es hoch hergeht, mit fünf Tagesordnungspunkten, weil zum Glück auch ein paar Anfragen in diesem Ausschuss zu behandeln sind. Sie haben ja alles ausgelagert, Sie haben in Wirklichkeit die Kompetenz dieses Hauses völlig beschnitten. 

Das ist ja genau der Skandal, auf den wir auch seit Jahren aufmerksam machen. Dann irgendwann einmal gibt es einen großen Knall, dann passiert etwas Ähnliches, wie es beim ÖGB passiert ist, dass man draufkommt, dass man bankrott ist. Wir – gerade meine Generation – werden das vielleicht noch erleben müssen auch hier in dieser Stadt, in diesem Haus, weil Sie letztlich unverantwortlich mit dem Budget umgegangen sind. Dann wird man, ähnlich wie beim ÖGB, sagen: Na ja, es ist halt leider Gottes passiert. Das sind immer diese gleichen Muster, und deshalb nehmen wir Kontrolle sehr ernst. Wir wollen nicht, dass es soweit kommt.

Was machen Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, wenn es ums Hinterfragen geht? Und da müssen Sie ehrlich sein. Egal, ob Budget oder Rechnungsabschluss, dass dieses ausreichende Hinterfragen, bevor sie die Hand heben, nicht erfolgt, das unterstelle ich Ihren KollegInnen schon. (GR Godwin Schuster: Das ist aber schon mehr als eine Unterstellung!) Das ist ähnlich wie in den Aufsichtsräten. Da bekommt man halt ein Mandat, da verdient man halt ein bisschen was neben anderen Gagen, die man kassiert, und als Dankeschön hebt man dann halt, ohne zu überprüfen, die Hand, und das ist sozusagen die Kontrolle, die da stattfindet. 

Das ist genauso, wie das ja auch der Herr Sittinger in der "Kleinen Zeitung" geschrieben hat: „Viele Aufsichtsräte sehen ihre Mandate als leicht verdientes Zusatzeinkommen. Sie bedanken sich dafür mit berechnendem Wohlverhalten.“ Und das ist es halt. Da hebt man dann, ohne etwas kritisch zu hinterfragen, ohne zu prüfen, die Hand oder stellt sich dann hier heraus zum Rednerpult und versucht, alles schön zu färben, versucht, Zahlen, Statistiken irgendwie umzuändern, versucht, die eigentlichen Zahlen zu negieren. Das ist genau das System.

Die Stadt Wien ist letztlich genauso in einer Situation, dass ich die Angst habe, dass es durch die Ausgliederungen, die Sie vorgenommen haben, durch die Kontrolle, die Sie uns entzogen haben, eben ähnlich sein wird wie beim ÖGB, wo die zentrale Kontrollkommission genauso versagt hat. Dort hat man noch eine Möglichkeit gehabt, wir haben ja die Möglichkeit gar nicht mehr, die die zentrale Kontrollkommission des ÖGB gehabt hat, auch wenn sie versagt hat und ihrer Kontrollaufgabe nicht gerecht geworden ist. Diese Möglichkeit haben wir ja gar nicht mehr. 

So viel Schaden hätte man abwenden können. Denn es geht ja jetzt bei der ganzen Debatte BAWAG-ÖGB - und diesen Vergleich sollte man hier auch anstellen - nicht ausschließlich um das Geld der kleinen Mitglieder, der kleinen Gewerkschaftsmitglieder, es geht auch um das Geld aller Steuerzahler, die letztlich diesen Schaden zu decken haben. Genauso ist es auch bei dem Schaden, der hier durch falsche Budgetpolitik angerichtet wird, den dann auch die Steuerzahler, nämlich alle Wiener Steuerzahler, zu tragen haben. Und genau das ist es ja! Sie sind so unverantwortlich mit Gewerkschaftsmitgliedsbeiträgen umgegangen, die Sie verspekuliert haben. Damit haben Sie ja die Arbeiternehmerinteressen und die Gewerkschaftsinteressen verkauft und verraten. 

Ich meine, im Grunde genommen müsste heute jeder von Ihnen eine Schamesröte im Gesicht haben, wie Sie agiert haben und wie Sie mit diesen Geldern umgegangen sind. Aber genau das ist es ja, genau deshalb kann letztlich heute ein selbstgefälliger Bundeskanzler Dr Wolfgang Schüssel auch ungeniert agieren, weil Sie nicht anders waren in Ihrer Vorgangsweise wie er. Auch Sie haben Raubtierkapitalismus gelebt, auch Sie haben eine "Brüssel-zuerst-Politik“ gelebt, leben diese "Brüssel-zuerst-Politik" permanent, und Sie haben letztlich dafür Sorge getragen, dass heute die großen Industrien auch die Arbeitnehmerinteressen schlucken können. Sie haben nicht dagegengehalten und Sie halten nicht dagegen, nein, Sie spielen teilweise mit in diesem System. Und das hat ja auch die ÖGB-BAWAG-Skandalge-
schichte aufgezeigt.

Es ist aber nicht nur die Art, wie hier im Gemeinderat Kontrolle entzogen wird, wie ich das angesprochen habe, wie Zahlen versteckt werden, wie Entwicklungen beschönigt werden, sondern ganz allgemein, wie man eben auch mit Mandataren einer Kontrollpartei umgeht. Wenn man Kontrollbesuche in Krankenanstalten, in Pflegeeinrichtungen vornehmen will, dann gibt es die Pflichtbegleitungen durch Mitarbeiter der Stadträte, die vorgegeben werden, die verlangt werden, sonst wird das sozusagen untersagt. Dann sind diese Mitarbeiter der Stadträte oftmals krank, die sind wochenlang, monatelang krank, wenn man so einen Kontrollbesuch vornehmen will. Wir haben es ja erlebt. Wochenlang, monatelang krank. Also das ist unglaublich, was da für Krankheiten ausbrechen, wenn man kontrollieren will in dieser Stadt. Da sind dann also die Verantwortungsträger auf einmal nicht aufzufinden und todkrank, sodass man den Kontrollbesuch nicht vornehmen kann. 

Und wenn man mit den Spitzen in den Unternehmen im Einflussbereich der Stadt Wien Kontakt aufnehmen will, dann bekommt man zu hören: Ich darf Ihnen nichts sagen. Wir haben unsere Weisungen. Oder: Ich dürfte eigentlich gar nicht mit Ihnen reden, also bitte sagen Sie das nicht weiter. Bitte wenden Sie sich an das Stadtratbüro der zuständigen Stadträte. 

Die Protokolleinsicht wird immer wieder von den Kontrollparteien beanstandet. Schriftliche Anfragen werden inhaltlich überhaupt nicht beantwortet, völlig flapsig wird eine Nichtantwort gegeben. Oder was auch vorkommt: Dass man eigentlich viel, viel zu spät eine Antwort bekommt, die nicht brauchbar ist. Das ist all das, was wir erleben. Bei der StRin Sima darf man mit keinem Beamten aus ihrem Ressort und ihrem Bereich reden, sondern überhaupt nur mit dem Pressesprecher kommunizieren. 

Das ist doch alles keine Art, wie man von Seiten der Verantwortlichen hier in diesem Haus handelt und agiert. Da hat man den Eindruck und da liegt es irgendwie auf der Hand, dass man irgendwas vertuschen oder verdecken will.

Ich bleibe dabei: Die Zustände, die sich hier im Hause zutragen, haben fatale Ähnlichkeit mit jenen im ÖGB, und diese haben bekanntlich zum größten Skandal der Zweiten Republik geführt. Und ich sage Ihnen das sehr deutlich: Ich will eben diese Zustände nicht auch hier erleben. Doch als junger Mandatar habe ich die Befürchtung, dass genau meine Generation das noch einmal erleben wird müssen. Denn die Kette Ihrer Skandale, die kennen wir ja. Das reicht vom “Konsum“ bis zum ARBÖ. Bei dem ist der Herr StR Rieder ja schon zurückgetreten, nachdem dort auch einer in die Kasse gegriffen hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber der Herr Hundstorfer hat bis heute überhaupt kein schlechtes Gewissen, habe ich den Eindruck. Kein schlechtes Gewissen, das ist alles eine Selbstverständlichkeit, er ist weiterhin Verantwortungsträger. Keine Verantwortung zu übernehmen und so weiter zu tun wie bisher, das ist genau die Methodik. Da sagt man halt: Wir haben das alles nicht gewusst und schon gar nicht gewollt, und wir haben doch vertraut auf die da oben. Oder noch schlimmer: Man kann leider nichts mehr machen, das ist halt passiert. Oder: Es war alles rechtens, zwar nicht moralisch, aber rechtlich ist eigentlich nichts bedenklich. 

Das sind dann genau diese Argumente, die man hört, so die Kopf-in-den-Sand-Mentalität, und die Folgen sind im Grunde genommen gar nicht abschätzbar. Sie sind aber durch fehlendes Hinterfragen zustande gekommen, durch Versagen in der Kontrolle zustande gekommen, und deshalb ist mir schon klar, dass es Ihnen nicht recht ist, dass es Kontrollmechanismen gibt und dass Sie in diesem Haus sukzessive weiter vorhaben, dort, wo noch Kontrollmöglichkeiten da sind, uns diese auch wegzunehmen und zu kappen. Das ist ja genau das. 

Das alles, was jetzt ans Tageslicht kommt, ist ja nur eine Bestätigung dafür. Die Kosten im Pflegebereich, im Krankenanstaltenbereich oder im Sozialbereich explodieren. Die Arbeitslosigkeit nimmt zu in dieser Stadt, und wenn ich mir die Zahlen vom Herrn Stadtrat anhöre, ich meine, da muss sich ja jeder Arbeitslose gepflanzt vorkommen, wenn er diese Märchengeschichten heute hören muss, die der Herr Stadtrat zum Besten gegeben hat. Rekordarbeitslosigkeit gibt es in Wien. 8,8 Prozent Arbeitslose, bitte! Ich komme dann noch genau zu den Zahlen. Unter den Bundesländern ist das ein Spitzenwert. Wir sind leider Gottes das Bundesland, in dem die höchste Arbeitslosigkeit vorhanden ist. Die nimmt zu. Es gibt eine Abwanderung arbeitsintensiver Unternehmen. Konkurse nehmen zu. Immer weniger Geld steht immer höheren Ausgaben gegenüber. 

Und jedem hier ist klar, warum das so ist: Weil die Demoskopie, aber auch die wirtschaftliche Entwicklung das letztlich aufzeigen. Diese Entwicklung ist vorauszusehen, wenn man sich das vergegenwärtigt. Und das ist ja kein Wunder, das ist eine Entwicklung, die evident ist. 

Dennoch verteidigen Sie Ihre fragwürdige Wirtschaftspolitik. Sie stellen sich hier heraus, rechtfertigen wider besseren Wissens das Handeln des Herrn Stadtrates, weil es sozusagen einem kurzen politischen Effekt dienen soll, nämlich den Menschen etwas vorzugaukeln, was nicht stimmt, dass wir quasi eine Insel der Seligen da in Wien haben, die es überhaupt nicht gibt, die überhaupt nicht mehr greifbar ist, sondern ganz im Gegenteil, wo jeder spürt, dass da alles ins Wanken gekommen ist in dieser Stadt.

Ich meine, wir wissen schon und das wissen in der Zwischenzeit auch die Menschen, dass die SPÖ nicht wirtschaften kann. Da gibt es ja Beispiele zuhauf, die das bestätigen. Die SPÖ kann halt nicht wirtschaften, egal, ob das jetzt der Bereich Bank Burgenland war, ob das die “Konsum“-Pleite war, ob das die ARBÖ-Geschichte ist, ob das jetzt ÖGB-BAWAG-Spekulationsgeschäfte waren. Das ist ja ein Sammelsurium an Bestätigungen, dass Sie leider Gottes nicht wirtschaften können. 

Das muss man einmal festmachen und das ist halt das Schattenboxen, das auch teilweise stattfindet. Es wird mit der Bundesregierung gelebt, es unterscheidet Sie eigentlich nicht viel von dieser Bundesregierung, aber unter dem Motto "Haltet den Dieb" wird da geschrien. In Wirklichkeit sind es ähnliche Mechanismen, die gelebt werden. Da bekommt dann die rote BAWAG vom schwarzen Bundeskanzler den Vorfinanzierungsauftrag für die Eurofighter. Hu! Oje, ertappt. Hat niemand gewusst. Nach außen meckern wir und kritisieren wir den Eurofighter-Deal, aber nach innen kommt dann plötzlich heraus, dass wir ja voll dabei waren, respektive voll dabei sind.

Da hat sich sogar der Rechnungshof gewundert, warum der schwarze Bundeskanzler der roten BAWAG einen Vorfinanzierungsauftrag in der Höhe von 2 Milliarden EUR zukommen lässt. (GR Godwin Schuster: Der PSK! Lernen Sie ein bisschen was!) Ist ja eigenartig, nicht? Dann sagt der Herr Bundeskanzler, das ist deswegen, weil die BAWAG so tolle internationale Kontakte hat. Die haben wir ja gesehen, die internationalen Kontakte in der Karibik. Und man hat gesehen, wie bei der PSK-BAWAG-Fusionierung der ehemalige ÖVP-Fi-
nanzreferent Koren hineingeschickt worden ist und von der SPÖ der ehemalige Finanzreferent Nowotny, damit man wieder schön im Sinne des Proporzes packeln kann. (GR Godwin Schuster: Stimmt ja gar nicht!) Das ist ja ohnedies alles offenkundig, aber genauso leben Sie das in allen Bereichen, und da kann man die ÖVP nicht ausnehmen. Das ist eben genau das, worum es geht. 

Aber dann, wenn es darauf ankommt, sind die Verantwortungsträger weit weg Golf spielen. Golf spielen in Frankreich, an der Küste irgendwo aufzufinden. Da gibt es keine Haftbefehle in der Republik. Das ist ja nur ein Klacks, der da passiert ist. Bis heute ist kein einziger Haftbefehl ausgestellt worden. Aber Golf spielen! Herrlich!

Und Sie, meine Damen und Herren von Rot und Schwarz, und ich sage das ganz bewusst, denn die ÖVP ist nicht auszunehmen, die ÖVP ist immer dann umgefallen, wenn es für sie irgendwo einen Vorteil zu lukrieren gab, da sind also die Aufsichtsräte der ÖVP nicht besser, die waren ja da auch dabei bitte in der BAWAG, die haben damals dem Herrn Elsner ja auch genauso wie der Herr Hundstorfer und Sie die 100 Millionen ATS Pensionsabfertigung zukommen lassen, zum Beispiel. Und erzählen Sie bitte nicht, dass Sie nicht gewusst haben, dass der Herr Elsner und der Herr Verzetnitsch ein Penthouse gehabt haben mit Swimmingpool. Wahrscheinlich waren Sie selber baden dort, Herr Schuster, bei einem Flascherl Chianti. (Heiterkeit bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Tiefer geht es schon gar nicht!)

Also tun Sie doch nicht so, als hätten Sie das alles nicht gewusst. Natürlich haben Sie das auch gewusst. Ich meine, ich bin froh, dass es keine Badehosenfotos gibt, denn da haben wir vom Karl Heinz Grasser genug, aber es ist schon genau das System, das es zu kritisieren gilt, das System, wo Spitzen der SPÖ dahinterstehen und das zu verantworten haben. Aber das sind keine Einzeltäter, das ist ein System, und diese Systemimmanenz, die ist es, die letztlich zu diesen unglaublichen Entwicklungen führt, und das wollte ich heute auch einmal mit diesem Beispiel aufgezeigt haben. 

Das sind die Mechanismen, die eben im ÖGB auch gewirkt haben. Wer aufmuckt, der spuckt. Es gibt da einen guten Spruch, ich glaube, der ist von Brecht und passt für ÖGB und BAWAG: Schlechte Gauner überfallen eine Bank, kluge Gauner gründen eine Bank. Das ist eigentlich ein guter Spruch. Das ist schon etwas, was auch ein Sittenbild darstellt.

In Wien wird es die Pflegebedürftigen, die Sozialhilfeempfänger geben, Patienten in den Krankenanstalten geben, die tüchtigen Arbeitnehmer geben, die unverschuldet in Not geraten sind. Die werden Ihre Ausgliederungen treffen. Das erleben wir ja heute auch schon in der Daseinsvorsorge, wo die Gebühren von der SPÖ erhöht werden. Man dreht an der Schraube bei der Daseinsvorsorge, wobei von der SPÖ wichtige Leistungen wie Essen auf Rädern eingespart werden und die betagte Wiener Bevölkerung dann letztlich darunter zu leiden hat. Das ist eben so wie bei den kleinen, armen Gewerkschaftsmitgliedern, die beim ÖGB nichts dafür konnten, dass ihre Mitgliedsbeiträge, die sie über Jahrzehnte eingezahlt haben, dann halt irgendwo verpulvert worden sind und sie eigentlich diese Gelder im Grunde genommen umsonst eingezahlt haben, weil es heute keine Vertretung mehr gibt. Das ist ja der Jammer. Das ist eben genau dieses typische Verhaltensmuster, das wir kritisieren und das ist auch bezeichnend.

Ich möchte jetzt vom ÖGB wegkommen, aber es ist einfach sozusagen dieser Systemvergleich notwendig, weil relativ ähnliche Herrschaften auch hier in diesem Haus sitzen und auch hier letztlich diese Politik leiten, die sie dort umgesetzt haben.

In fast allen Bereichen wurde ausgegliedert, und ich habe das schon an den Tagesordnungen festgemacht, wo wir das letztlich erleben müssen. Es sind das Bereiche wichtiger kommunaler Dienstleistungen wie Wiener Wohnen, wo wir per 1. Jänner 2000 die Ausgliederung erlebt haben, der Bereich der Spitäler, wo wir per 1. Jänner 2002 die Ausgliederung erlebt haben, oder der Fonds Soziales Wien, der seit 2004 ausgegliedert ist. Das sind ja alles dicke Bereiche, wo man heute hergehen und sagen muss: Drei amtsführende Stadträte können sofort zurücktreten, die brauchen wir nicht mehr. (Beifall bei der FPÖ.) Die sind völlig unnötig. Es ist völlig unnötig, dass wir heute noch so viele amtsführende Stadträte haben. Völlig zu Unrecht. Die können wir sofort einsparen. Sie haben eh alles ausgegliedert. Hier gibt es ja keine Arbeit mehr in diesen Bereichen. Die sitzen nur mehr herum und haben im Grunde genommen nichts zu tun und kassieren eine tolle Gage fürs Nichtstun. Das haben Sie letztlich auch in diesem Haus möglich gemacht. 

Das gilt auch für die Stadtentwicklung, wo immer mehr ausgegliederte Entwicklungsgesellschaften eingesetzt werden. Da hat man Instrumente wie die Aspern-Nord-AG oder die Aspern-Süd-AG oder die Bahnhof-Wien-Gesellschaft. Das ist genau diese Ausgliederungspolitik, die sehr bizarre Formen annimmt, wo man bis hin zu den Sozialagenden versucht, sich abzuputzen. Die sind jetzt beim Fonds Soziales Wien, wo man halt dann sagt, wir haben nichts damit zu tun, dass alles teurer wird, dass überall eingespart werden muss bei den Sozialvereinen. Wir haben gar nichts damit zu tun. Das ist genau dieses schuldige Unschuldigspiel, das Sie da an den Tag legen.

Der Rechnungsabschluss der Stadt Wien ist eben das Bild einer grenzenlosen Liberalisierung, die Sie voll mitspielen, die Sie voll mitgehen. Vernichtende Arbeitslosenzahlen! Die 8,8 Prozent sind die höchste Arbeitslosigkeit unter allen Bundesländern. Das wahre Ausmaß wird sehr wohl – das hat der Herr Stadtrat ja heute erkannt – erst dann bewusst, wenn man die Umschulungen dazunimmt. Da hat man nämlich, wenn man die Umschulungen der Arbeitslosen hernimmt, alleine im Vergleich zum Vorjahr um 3 281 Personen mehr in Umschulungsprogrammen als im letzten Jahr. Das heißt, da hat man einen Anstieg auf 17 686 Personen, einen Anstieg um 23 Prozent, bitte. Und dann kommen Sie daher und sagen, es ist alles so toll. Das ist wirklich zynisch. Das ist die Bilanz vom Herrn Bürgermeister, dass heute in Wien 31 000 Arbeitsplätze weniger vorhanden sind seit seinem Antritt als Bürgermeister; 24 000 Arbeitslose mehr, seitdem er Bürgermeister ist; und die Anzahl der Inländer mit einem Arbeitsplatz in Wien ist seit 2005 auch um 0,2 Prozent gesunken. 
Es kommt zu einem Verdrängungswettbewerb, und wenn Sie, Herr Stadtrat, heute gemeint haben, da haben Menschen Sorgen und Ängste und das so lapidar hinstellen, dass Sorgen, Ängste, Nöte geschürt werden, nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass die Menschen nicht dumm sind. Die haben nicht Sorgen, Ängste und Nöte, die haben einen politischen Willen und die sind mit Ihrer Integrationspolitik in der Stadt höchst unzufrieden, weil es eine falsche Integrationspolitik war. (Beifall bei der FPÖ.)
Und weil Sie so lapidar auch auf das Kopftuch ein bisschen eingegangen sind. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat selbst in einem Urteil erkannt, dass das Kopftuch auch ein Zeichen der Unterdrückung der Frau darstellt. Das hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in einem Urteil auch so festgemacht. Darüber lohnt es sich zu diskutieren, keine Frage. Und es lohnt sich auch, darüber zu diskutieren, dass wir heute eine Demographieentwicklung in Wien haben, dass bei den Ein- bis Vierzehnjährigen jeder Zweite ein Zuwanderer ist. Darüber lohnt es sich zu diskutieren, darüber muss man diskutieren, denn es fällt ja nicht vom Himmel, dass es heute Schulklassen in Wien mit 80 bis 90 Prozent Zuwandereranteil gibt, dass in einer Schulklasse mit 30 Kindern heute nur mehr zwei, drei österreichische Kinder sitzen. Das fällt nicht vom Himmel. Dahinter steckt eine politische Verantwortung, die die Möglichkeit hat, das anders zu machen, anders zu leben. 

Und weil Sie von Heimat gesprochen haben: Ja, natürlich gibt es das Menschenrecht auf Heimat. Das Menschenrecht auf Heimat gibt es, und genau dafür haben wir auch Sorge zu tragen, dass die Menschen auch ein Recht auf Heimat haben und nicht in der eigenen Heimat zu einer Minderheit werden. Natürlich muss man auch darüber offen diskutieren. 

Man muss auch darüber diskutieren, dass wir heute in Wien 14,2 Prozent ausländische Arbeitslose haben. Natürlich müssen wir auch darüber diskutieren. Und natürlich spüren wir auf dem Arbeitsmarkt die Freizügigkeitstendenzen der Europäischen Union, die sich letztlich zuspitzen. Und wir bemerken, dass die Zuwanderung zum Druck auf Löhne und Arbeitsbedingungen führt und österreichische Arbeitnehmer letztlich durch billige Zuwandererarbeitskräfte natürlich unter Lohndruck gesetzt werden. Natürlich bemerken das auch die österreichischen Arbeitnehmer, ob das den Bereich Tourismus betrifft, die Bauwirtschaft oder auch den Pflegebereich, wo Sie keine eigenen Leute hier in Wien ausbilden, sondern auch billige Kräfte hereinholen, um nicht den Preis zahlen zu müssen, der eigentlich in diesem Bereich zu zahlen wäre. Keine Frage, das ist Ihre Methodik, hier spielen Sie mit. 

Strukturschwächen im Unternehmensbereich. Es gab 519 Fälle von Unternehmensinsolvenzen der Wiener Wirtschaft im ersten Quartal, Herr Stadtrat. Ein neuer Negativrekord im Vergleich zum Vorjahr. Das bedeutet, dass im Grunde genommen in Wien derzeit bereits sechs Unternehmen pro Tag zahlungsunfähig werden. Und Sie stellen sich da her und sagen, ein toller Rekord ist das. Ja, ein Negativrekord ist das. 

Gegenüber dem Jahr 2000 ist das kommunale Investitionsniveau um 202 Millionen EUR eingeschränkt worden. Die Wohnbauförderungen ist in den letzten fünf Jahren um 166 Millionen EUR gekürzt worden. Die Förderung für die Wiener Klein- und Mittelbetriebe ist in den letzten fünf Jahren um 10 Millionen EUR gekürzt worden. Und schon heute tragen die Steuerzahler in Wien die ganze Last bei den Müll-, bei den Kanal- und bei anderen Gebühren, die Sie über die Kostendeckung hinaus hinaufgetrieben haben. Das sind bei den Müll- und Kanalgebühren jährlich 76 EUR mehr für jeden Haushalt, die Sie letztlich mit Ihren 61 Steuererhöhungen, die Sie in Wien zu verantworten haben, auch den Bürgern aufgelastet haben.

Ich komme zum Schluss. Ich sage, die Kontrollparteien in diesem Haus werden sicherlich dafür kämpfen, dass wir unsere Kontrollerechte in allen Bereichen wieder zurückerhalten, dass wir sie wieder wahrnehmen können und dass letztlich auch in der Daseinsvorsorge die Menschen nicht weiter belastet werden, wie Sie das tun, dass man vielleicht dann irgendwann einmal beim Wiener Wasser auch hergeht und das dem Meistbietenden sozusagen überträgt und verscherbelt, wie Sie das – ich weiß es nicht – vielleicht heimlich vorhaben. 

Ich denke, dass man wirklich einiges in diesem Bereich ändern wird müssen, aber vor allen Dingen unsere Kontrollrechte. Dafür werden wir kämpfen. Die lassen wir uns nicht nehmen, auch wenn Sie einiges zu verschleiern haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Mag Vassilakou, bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Verehrte Damen und Herren!

In gewisser Weise sind Rechnungsabschlussdebatten und Budgetdebatten immer ein Anlass, wo ich mich ein bisschen an diesen Film "Und täglich grüßt das Murmeltier" erinnert fühle – ich weiß nicht, wer jemals den Film gesehen hat –, denn jahrein, jahraus, eigentlich ziemlich genau zweimal im Jahr spielt sich hier genau dasselbe ab. Sie, Herr Vizebürgermeister, stellen sich hierher und berichten, was die Stadt denn nicht so alles vorhat oder getan hat. Im Übrigen ein Lob meinerseits. Heute waren Ihre Ausführungen wirklich besonders hübsch, denn es gehört schon einiges an Kunst dazu, alles, was getan und nicht getan worden ist, so zu beschönigen und wirklich jeden Punkt, der problematisch sein könnte, derart gekonnt auszublenden, dass man am Ende eigentlich sagen könnte: Wahnsinn, wozu reden wir jetzt noch. Packen wir ein, gehen wir nach Hause, es ist eh so heiß draußen. Das ist aber nicht so, denn jahrein, jahraus gibt es von dieser Stelle aus sehr wohl Kritik der Opposition. Es ist mitunter dieselbe, es bleibt auch dieselbe, denn die Probleme der Stadt sind und bleiben auch dieselben und bleiben auch weiterhin ungelöst. 

Aber heute muss ich auch wiederum sagen, ich habe schon lange nicht mehr erlebt, vor einem derart leeren Haus zu sprechen. Es ist 10.30 Uhr am Vormittag, und die Kolleginnen und Kollegen der Sozialdemokratie sind nicht da. Ich verstehe, es war Donauinselfest, es kann schon sein, dass sich der eine oder die andere ein bisschen übernommen hat, es kann aber auch ganz einfach sein, dass sie schlicht keine Lust haben, sich das anzuhören, was die Opposition ihnen zu sagen hat. Und auch das, meine Damen und Herren, ist geradezu ein Sittenbild. Also diese leeren Bänke sind ein Sittenbild dafür, wie Sie mit Kontrolle und Kritik umgehen oder nicht umgehen. (Beifall bei den Grünen.) 

Und weil ich eben in den letzten Jahren von hier aus immer dasselbe zu sagen habe, deshalb einmal mehr wieder dasselbe: 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Die Stadt hat seit ein paar Jahren ein paar wesentliche Probleme, die durchaus auch Herausforderungen darstellen für die Zukunft Wiens. Es sind immer dieselben. Eines davon ist das Kapitel Armut. Heute ist mit keinem Wort angesprochen worden – einmal mehr, es sei denn, ich habe es verpasst –, dass die Armut in dieser Stadt massivst steigt. Sie steigt in den letzten Jahren, und ich muss auch sagen, ich bin jetzt schon in Sorge um den nächsten Armutsbericht, der demnächst veröffentlicht wird. Denn man kann sagen, was die Armutsentwicklung betrifft, befinden wir uns in Österreich im Allgemeinen, aber auch in Wien im Besonderen in gewisser Weise im freien Fall. Und das, obwohl jahrein, jahraus – Sie haben es ja selbst auch gesagt – die Beschäftigung steigt. Sie haben ja selbst hier von 70 000 neuen Beschäftigungsverhältnissen gesprochen, was Sie allerdings unerwähnt ließen – und das ist ja genau das Problem –, ist, dass diese Beschäftigungsverhältnisse zum Großteil solche sind, von denen man nicht leben kann. Das sind keine existenzsichernden Beschäftigungsverhältnisse. 

Und so haben wir es mit dem wachsenden Phänomen zu tun, dass immer mehr Menschen in dieser Stadt arbeiten, aber trotz Arbeit einfach von ihrem Einkommen nicht leben können. Und das ist ein Kapitel, dem wir uns widmen sollten, und zwar nicht nur mit schönen Worten von hier aus, nicht mit Sonntagsreden, nicht mit Lippenbekenntnissen einerseits und auch nicht damit, dass man zynische Bemerkungen von sich gibt, dass die soziale Absicherung solcher Menschen eher dazu beitragen würde, dass man sich auf die soziale Hängematte legt und was man da nicht alles zu hören bekommt in den letzten Jahren im Zusammenhang mit diesem Phänomen, sondern man sollte endlich die Sache angehen, man sollte endlich zukunftsträchtige Konzepte entwickeln, die auch bedeuten, dass für diese Menschen einfach eine andere, eine neue Perspektive entsteht. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Sie wissen es, und wir wissen es genau, dass es seit Jahren eine Debatte gibt, dass es doch an der Zeit wäre, einen Schritt weiterzugehen und das Sozialhilfesystem, das unzulänglich ist, das unfair ist, das auch über weite Strecken intransparent ist und das auch kontraproduktiv ist, weil es Menschen schlussendlich aus dem Arbeitsmarkt verdrängt, weiterzuentwickeln und endlich in Österreich eine Grundsicherung zu schaffen. 

Ich habe in den letzten Jahren von hier aus immer wieder gesagt, dass, wenn doch auf der Bundesebene eine Regierung derzeit noch im Amt ist – es fragt sich ja, wie lange noch, aber das werden wir ja noch alles sehen im kommenden Herbst –, wenn jedenfalls eine Regierung im Amt ist, die auf diesem Gebiet nichts unternommen hat, sogar eine, die ganz sicher auch wesentlich Schuld daran trägt, dass es zu dieser Entwicklung gekommen ist, dann wäre es doch eine Aufgabe für eine der reichsten Städte der Welt, nämlich für Wien, für eine Stadt, die ja auch immer wieder stolz von sich behauptet, Pionierleistungen zu erbringen, für eine Stadt, die man laut Herrn Bürgermeister – 2001 ist er angetreten, und ich habe es bis heute nicht vergessen, was er damals versprochen hat – zum Vorzeigemodell für ganz Österreich machen möchte, dann wäre es doch eine hervorragende Gelegenheit zu sagen: Gut, wir möchten nicht stehen bleiben bei dem System, das wir haben, von dem wir auch wissen, dass es unzulänglich ist, wir möchten konkrete Schritte setzen, um von Wien aus ein Grundsicherungsmodell vorerst auf Landesebene zu entwickeln. 

Und das wäre möglich, meine Damen und Herren. Sie haben vor kurzem die Sozialhilfe leicht erhöht. Das war ein guter Schritt, es war auch längst an der Zeit, zumal die vorherige Höhe der Sozialhilfe sich durchaus weit unter der Armutsgrenze befunden hatte. Aber es kann dabei nicht bleiben, meine Damen und Herren. Hier ist es sinnvoll, Investitionen vorzunehmen, hier ist es sinnvoll, mutig zu handeln, hier ist es sinnvoll, endlich jene Schritte zu setzen, die erforderlich sind. Und einmal mehr möchte ich Sie dazu auffordern. Wir Grünen werden im Laufe der Rechnungsabschlussdebatte heute und morgen diesbezüglich einen Antrag einbringen, und ich gebe die Hoffnung nicht auf, dass Sie vielleicht diesmal zustimmen werden.

Verehrte Damen und Herren! Die Zahl der so genannten prekären Dienstverhältnisse, Arbeitsverhältnisse nimmt zu, die Zahl der Einpersonenunternehmen nimmt zu, die Zahl der Mikrobetriebe – ich spreche hier von Kleinstbetreiben, in denen maximal bis zu zwei, drei Personen beschäftigt sind – nimmt zu. Und was wir auch wissen: In den letzten Jahren nimmt auch die Zahl der Insolvenzen zu, und zwar auf dramatische Art und Weise. 

Wir haben es hier mit größeren Umwälzungen in der Arbeitswelt zu tun. Wir wissen aber, dass ein Teil dieser Beschäftigungsformen, über die wir uns ja auch immer wieder hier unterhalten und auch freuen – unter Anführungszeichen, denn vieles von diesen Entwicklungen ist nicht unbedingt erfreulich –, nichtsdestotrotz drei Jahre später nicht mehr existiert. Auch hier haben wir uns jahrein, jahraus zuletzt darüber unterhalten, ob es nicht an der Zeit wäre, nicht nur mehr in direkte Wirtschaftsförderung zu investieren, sondern hier auch eine Reform vorzunehmen, denn vieles, was an Förderungen heute seitens der Stadt ausgeschüttet wird, erfolgt nach einem veralteten System, und es würde sehr, sehr viel Sinn machen, dieses System dringend zu überprüfen, zu evaluieren und zu reformieren. 

Davon ist weit und breit nichts zu sehen. Vielmehr, Herr Stadtrat, ist, so wie ich das Budget lese, bei der direkten Wirtschaftsförderung sehr wohl gekürzt worden. Das heißt, hier gibt es leider nichts zu beschönigen.

Und wenn ich schon dabei bin, über Bereiche zu sprechen, wo es nichts zu beschönigen gibt, möchte ich das nächste große Kapitel angehen, auch eine ganz, ganz große Herausforderung für die Zukunft der Stadt, und das ist die Schulpolitik. Also wenn es einen Bereich gibt, in dem sich im wahrsten Sinne des Wortes ein Trauerspiel abgespielt hat in den letzten Jahren, dann ist es das Kapitel Schule. Nicht nur, dass Posten von Lehrerinnen und Lehrern, und zwar Hunderte von Posten von Lehrerinnen und Lehrern seit dem Jahr 2000 weggekürzt worden sind, nein, es ist auch insgesamt bei den Schulen gespart worden. Und es kommt nicht von ungefähr und es fällt auch nicht vom Himmel, dass wir jetzt in Wien mehrere baufällige Schulen haben. Wir haben desolate Schulen, wir haben es mit Schulgebäuden zu tun, in denen die Kinder teilweise sozusagen mit Helmen im Unterricht sitzen müssen, weil der Verputz von der Wand fällt. (Widerspruch bei der SPÖ.) Es ist so. Es ist so, und Sie brauchen auch nicht den Kopf zu schütteln. Ich weiß, Sie hören das nicht gerne, aber es ist so. Sie brauchen sich nur in eine dieser Schulen zu begeben und sich das dort anzuschauen. Sie müssen sich dort anschauen, unter welchen Bedingungen Lehrerinnen und Lehrer dort arbeiten, unter welchen Bedingungen die Kinder dem Unterricht folgen müssen. 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Ich würde es Ihnen wirklich dringend nahe legen, ein paar solche Schulen zu besichtigen und sich anzuschauen, wie es dort aussieht, und sich dann zu überlegen, wie kann man schleunigst Investitionen in diesem Bereich vornehmen. Denn es kann doch nicht sein, dass derartige Schulgebäude in Wien für den Unterricht zur Verfügung stehen, und es kann nicht sein, dass eine Stadt wie Wien genau dort spart, wo angeblich die Zukunft der Stadt zu finden sein sollte, wo die Zukunft der Stadt entsteht, nämlich bei Lehrerinnen und Lehrern und auch bei der Bildung. 

Einmal mehr seien Sie bitte von hier aus aufgefordert, nicht nur mehr Investitionen insgesamt im Bereich Schule vorzunehmen, sondern die fehlenden Lehrerinnen und Lehrer in Wiens Schulen aus dem eigenen Budget so abzudecken, bis eine Einigung mit dem Bund erfolgt, damit der Konflikt, welchen Sie mit der Bundespolitik haben, nicht auf dem Rücken der Schwächsten und auch nicht auf dem Rücken der Wiener Kinder ausgetragen wird. 

Und wenn wir schon beim Kapitel Schule sind, möchte ich das schon sehr gerne auch mit dem Bereich Integrationspolitik verknüpfen, denn es ist kaum einen Monat her, dass wir hier gesessen sind und über die PISA-Sonderauswertung im Zusammenhang mit Kindern der zweiten Generation diskutiert haben. 

Meine Damen und Herren! Wenn die Qualität der Integrationspolitik in einer Stadt an irgendeinem Kriterium gemessen werden kann, das heißt, wenn ich sämtliche anderen Kriterien reduziere und zum Zwecke unserer Debatte hier ein einziges herausgreifen würde, dann wäre das sehr wohl der Erfolg der Schulpolitik gerade bei den Kindern der zweiten Generation. Denn bei Kindern, die in dieser Stadt auf die Welt kommen und auch aufwachsen, kann es – da werden Sie mir wohl Recht geben – nicht ihr Problem und auch nicht ihre Schuld sein, ob sie in der Schule vorankommen oder nicht. 

Und wir wissen es, wir haben es schwarz auf weiß, wir haben sehr, sehr schlechte Statistiken, was das Weiterkommen in der Schule betrifft. Wir wissen, dass sehr wenige von ihnen es überhaupt bis ins Gymnasium, geschweige denn an die Universität schaffen. Seit der Veröffentlichung der PISA-Ergebnisse wissen wir auch, dass gut ein Fünftel von ihnen über sehr, sehr, sehr schlechte Lesefähigkeiten verfügt und dass es darüber hinaus keinen Unterschied ausmacht, ob man später, sozusagen im Laufe der Kindheit, erst nach Wien eingewandert ist oder ob man in Wien geboren und aufgewachsen ist. 

Wenn, meine Damen und Herren, es überhaupt einen Bereich gibt, wo man dringend investieren muss, nicht nur im Sinne der Zukunft unserer Kinder, nicht nur im Sinne eines sinnvollen Bildungsweges für die Stadt, sondern auch im Sinne einer sinnvollen Integrationspolitik, dann ist das der Bereich Schule. Und diese Hunderte von eingesparten Lehrerinnen und Lehrern der letzten Jahre sind, wir wissen es alle, zu einem Großteil gerade dazu da gewesen, diese Kinder zu fördern, sodass sie integriert werden können und auch bessere schulische Chancen haben. Die sind jetzt weg. 

Und wir diskutieren hier alle sechs Monate jahrein, jahraus in den letzten Jahren, und nichts geschieht. Nichts! Es geht nichts weiter. Es werden ständig dieselben Argumente ausgetauscht von beiden Seiten, und diese Kinder werden jahrein, jahraus ihrem eigenen Schicksal überlassen. Und das halte ich für unverantwortlich.

Nun möchte ich vielleicht zum Schluss auf einen Bereich zu sprechen kommen, der ebenfalls jedes Jahr von hier aus ausführlichst diskutiert wird und wo sich überhaupt nichts ändert. Das ist in der Tat die Intransparenz dieses Budgets, die schlechte Lesbarkeit, die unterschiedlichen Systeme, die hier zum Einsatz kommen und das Ganze noch schlechter lesbar und noch intransparenter machen, sowie die Unzahl der Ausgliederungen, die es in den letzten Jahren gegeben hat, die auch bedeuten, dass die Opposition in ihren Kontrollrechten sehr wohl sehr, sehr, sehr stark eingeschränkt wird, dass wir es darüber hinaus aber mit Berichten zu tun kriegen, die teilweise wirklich nicht anders denn als Kaszettel, als Jausenzettel zu bezeichnen sind. 

Denn wie kann es sein, dass beispielsweise über 500 Millionen EUR an den Fonds Soziales Wien gehen – immerhin ein Bereich, der sehr, sehr wichtige und wertvolle Aufgaben für die Stadt zu erfüllen hat –, und wir haben bis heute, obwohl wir Rechnungsabschluss haben, keinen ordentlichen Budgetbericht erhalten und gesehen. Das kann nicht sein, dass Sie auf diese Art und Weise mit Kontrolle umgehen, mit Oppositionsrechten umgehen und schlussendlich mit sich selbst umgehen. Und genau dieses Beispiel möchte ich hernehmen, um sehr wohl auf den Bereich BAWAG, BAWAG-Desaster sollte man eher sagen, und ÖGB zu sprechen zu kommen. 

Meine Damen und Herren! Ja, ich kann mir schon vorstellen, dass Sie das nicht mehr hören können und dass Sie das auch nicht mehr hören wollen, aber die Vergleichbarkeit ist schon gegeben. Dahinter steckt System, dahinter steckt nach wie vor dasselbe System. Denn wenn man es schafft, ein System aus ausgegliederten Fonds und Unternehmungen zu schaffen und dann gibt es auch noch Holdings, dann gibt es auch noch Stiftungen, und man ist Aufsichtsrat und Beirat und Präsidiumsmitglied und Abgeordneter im Nationalrat und Abgeordneter im Landtag, dann sitzt man auch noch in 120 Vereinen, dann sitzt man noch in der Gewerkschaft und weiß Gott, wo man nicht alles noch sitzt, dann ist es vollkommen klar, dass irgendwann einmal nicht nur 
Überforderung kommen muss, sondern darüber hinaus irgendwann einmal der Sinn für Kontrolle und was das ist und was es sein soll, verloren geht. 

Es muss früher oder später unweigerlich dazu kommen, wenn man sich ständig in Konstellationen begibt, wo man mit sich selbst verhandeln muss – das ist etwas, was ich im Zusammenhang mit dem BAWAG-Skandal von hier aus schon vor ein paar Monaten erwähnt habe; wenn man ständig mehrere Hüte übereinander trägt, dann muss man sich das wirklich so vorstellen wie einen Hut pro Funktion – irgendwann einmal muss man unweigerlich in die Situation kommen, darüber nachdenken zu müssen: Moment einmal, wer oder was bin ich gerade? Welchen Hut trage ich gerade? Wenn man sich in Situationen begibt, wo man mit sich selbst vor dem Spiegel verhandelt, wo das Vieraugenprinzip dadurch erfüllt wird, dass man sich sozusagen in der Früh in den Spiegel schaut und sagt, passt, wunderbar, prima, machen wir schon, dann ist es vollkommen klar, dass irgendwann einmal die Kontrolle verloren geht, der Überblick verloren geht und dass ganz, ganz, ganz krasse Fehler passieren.

So kommt es auch, dass krasse Fehler passieren und ganze Präsidien, ganze Strukturen, die eigentlich dazu da wären zu kontrollieren, es nicht tun, sondern ganz einfach abnicken, ganz einfach Jawohl sagen, ja, wenn du das vorschlägst, dass man das so machen soll, dann machen wir es halt so. 

Genau dieses System aus Mehrfachfunktionen, aus unübersichtlichen Strukturen, aus völliger Intransparenz, aus falsch verstandener Loyalität, genau dieses System gilt es zu verändern. Nicht nur im ÖGB, nicht nur in der BAWAG, sondern auch überall dort, wo dieses System am Werk ist, das heißt, nicht zuletzt auch innerhalb der Stadtregierung.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, dass mit der Klausur, die es gegeben hat, und mit den Entscheidungen der letzten Tage vielleicht erste zaghafte Schritte in die richtige Richtung gesetzt worden sind. Nichtsdestotrotz bleibt das System an sich nach wie vor unangetastet. Es wäre gut für Sie, es wäre aber auch gut für die Stadt Wien, wenn Sie das angehen würden und im eigenen Bereich, wo Sie durchaus die Entscheidungsmacht haben, zumindest jene Reformen in Angriff nehmen würden, die ein Mehr an Kontrolle und auch ein Mehr an Transparenz gewährleisten würden.

Ein erster und guter Schritt wäre es, es ansatzweise zum Beispiel beim nächsten Budget der Stadt Wien, das Sie vorlegen werden, zu versuchen, es vielleicht dergestalt zu tun, dass es auch transparenter ist und dass auch die Opposition die Möglichkeit hat, ihren Kontrollrechten viel, viel besser nachzukommen. 

Ansonsten bleibt mir noch, Sie einmal mehr von hier aus aufzufordern, die Dinge in Angriff zu nehmen, die für diese Stadt dringend benötigt werden: Schaffung einer Grundsicherung, aktive Arbeitsmarktpolitik, noch dazu mit Schwerpunkt Frauen, denn diese sind es ja, die am allermeisten leiden unter der wachsenden Armut und unter den prekären Arbeitsverhältnissen, von denen man nicht leben kann, viel mehr Investitionen im Bereich Schule, mehr Lehrerinnen und Lehrer für Wiens Kinder und ein scharfes Überdenken des Systems SPÖ.

Wir werden jedenfalls auch heuer, so wie in den Jahren davor, dem Rechnungsabschluss der Stadt Wien unsere Zustimmung nicht geben. Ich hoffe, dass auch nur das Geringste von all dem, was ich heute hier ausgeführt habe, bei Ihnen gelandet ist. Ich bin gespannt auf die Debatte. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Heinz-Christian Strache: Jedes Jahr dasselbe!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir sind es gewohnt, dass jedes Jahr eine uninteressierte, schläfrige SPÖ hier sitzt – okay, das mag das Donauinselfest sein, dem nach einigen Tagen Tribut zu zollen ist –, aber was wir in den letzten Jahren nicht erlebt haben, war ein so defensiver Vizebürgermeister. Aber er hat schon seinen Grund, warum er so defensiv zu sein hat. Und ich zitiere hier: „Kein Mensch, mit Verlaub gesagt, wählt die SPÖ wegen ihrer Wirtschaftskompetenz.“ Wer hat das gesagt? Michael Häupl, Bürgermeister und SPÖ-Landesvorsitzender von Wien am 23.6.2006. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dieser Satz, dass die SPÖ nicht wegen ihrer Wirtschaftskompetenz gewählt wird, der könnte über diesem Rechnungsabschluss stehen, einem Rechnungsabschluss für ein Jahr 2005, in dem sich eine Rekordarbeitslosigkeit in Wien, eine Gebührenlawine, vor allem aber auch eine Schönfärberei darstellt.

Der Herr Vizebürgermeister hat versucht, uns einiges zu erzählen über Betriebe, die nach Wien zugewandert sind – das ist gut so, und ich werde dann noch auf einige Gründe eingehen, warum das eigentlich so ist –, aber er hat es vermieden, darauf hinzuweisen, was alles in den letzten Jahren von Wien weggegangen ist, ob das Philips war, Inzersdorfer, Unilever, Ankerbrot, Grundig, Siemens oder im Jahr 2005 Sandoz oder das Debakel mit Baxter. (GR Heinz-Christian Strache: Wie viele Arbeitsplätze waren das bei Siemens? Das sind lauter Arbeitsplätze!) Das alles haben der Wiener Finanzstadtrat und der Wiener Bürgermeister zu verantworten.

Nicht umsonst sagt das WIFO, dass Wien im industriell-gewerblichen Bereich seit 1995 rund ein Viertel der Arbeitsplätze verloren hat. Wien hat seinen Stellenwert als Industriestandort eingebüßt. Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist eine dramatische Situation, und auf die sollte anders reagiert werden als mit Budgetkosmetik, wie das in diesem Haus durch die Mehrheitspartei der SPÖ geschieht. (Beifall bei der ÖVP.)
Herr Vizebürgermeister, Sie sind froh darüber, dass Headquarters nach Wien gegangen sind, und Sie haben eigentlich zugeben müssen, dass es einen gibt, dem Sie dafür ein kräftiges Dankeschön zu sagen haben. Dieser ist unser Wiener Wolfgang Schüssel. (Beifall bei der ÖVP. – GR Heinz-Christian Strache: Der mit dem Wolfi tanzt! Sie sind es, der mit dem Wolfi tanzt!)
Ohne Wolfgang Schüssel gäbe es nicht den Aufschwung – es ist interessant, diese Übereinstimmung zwischen Strache und Häupl in dieser Frage festzustellen –, ohne Wolfgang Schüssel hätte es nicht den wirtschaftlichen Aufschwung gegeben. Mit Bewunderung sehen beispielsweise die Deutschen, insbesondere die Zeitungen aus Deutschland, wie es mit der österreichischen Wirtschaft in den letzten sechseinhalb Jahren bergauf gegangen ist. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Auch die Fußballer?) Okay, im Fußball sind wir schlechter als Deutschland, aber in der Wirtschaft sind wir besser, und darauf kommt es an. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Aha! Das heißt, der Kurs von Häupl und Strache wird auch von den Grünen hier unterstützt. Interessante Koalitionen. (Lebhafte Heiterkeit. – GRin Dr Monika Vana: Das ist die Sommerhitze! – GR Heinz-Christian Strache: Dafür unterstützt ihr den Kurs vom Westenthaler!) Jedenfalls ist es so, dass es ohne Wolfgang Schüssels Steuerpolitik nicht möglich gewesen wäre, Headquarters nach Wien zu bekommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das, was wir in diesem Rechnungsabschluss aber feststellen müssen, ist, dass wir etwas vermissen: Was hat die Stadt, was hat die Wiener SPÖ dazu beigetragen, um die Probleme am Arbeitsmarkt in Wien zu lösen? Der Zahlenfriedhof, der uns vom Herrn Vizebürgermeister hier dargestellt worden ist, war es sicherlich nicht. Wenn wir uns das genauer ansehen, was er mit so viel Eigenlob dargestellt hat, dann sieht man, dass manches Wahlkampfbudget in einem Wahlkampfjahr 2005 war. 

Es sei zugegeben, die allgemeinen Investitionen lagen 2005 höher als in den Jahren davor, aber sie gehen im Budget für 2006 bereits wieder zurück. Das gilt insbesondere auch für die Bauinvestitionen, die im Rechnungsabschluss 2005 in Millionen Euro ausgedrückt 1 624 betragen, aber bereits für 2006 geht man schon wieder auf 1 400 zurück. Dabei ist gerade die Bauwirtschaft ein Sektor, der besonders arbeitsplatzfördernd ist. 

Wien ist und bleibt leider das Schlusslicht in der Arbeitslosigkeit. Wien ist aber ganz vorne, wenn es um Verschwendung geht. Wenn man etwa die PR-Ausgaben der Stadt jenen für ganz Österreich gegenüberstellt, so gibt die Bundesregierung für ganz Österreich lediglich zweimal so viel aus wie die Wiener Stadtregierung. Da sieht man, wie hier das Geld beim Fenster hinausgeschmissen wird. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Bei der Bundesregierung, weil das doppelt so viel ist!) Ja, doppelt so viel, aber vielleicht hat Österreich mehr als 7,5 Millionen Einwohner und Wien hat halt 1,7 Millionen Einwohner. Gerade einer, der technische Mathematik studiert hat, müsste das eigentlich nachvollziehen können. (Beifall bei der ÖVP.)
Kommen wir zurück zur Situation Wiens am Arbeitsmarkt. Wien ist Schlusslicht am Arbeitsmarkt. Herr Vizebürgermeister, Sie wollten den Vergleich mit Oberösterreich, den unser Landesparteiobmann StR Hahn immer wieder anstellt, nicht so gern hören. Ich kann es Ihnen aber nicht ersparen. Vergleichen Sie unsere Arbeitslosenquote von fast 10 Prozent mit den 4,7 Prozent von Oberösterreich. Was könnten wir uns da alles leisten und wie viele Schicksale von Arbeitslosen gäbe es nicht, wenn wir die Quote von Oberösterreich hätten! Beispielsweise im Bereich des Wiener Lehrstellenmarktes. Auf eine offene Lehrstelle kommen im Bundesschnitt 2,1 Lehrstellensuchende, in Wien sind es dreimal so viel, nämlich 6,2. Und was würde Wien tun ohne den Bund? Wenn man sich das anschaut: Woraus lukriert denn Wien seine Ertragsanteile von zusätzlich 95 Millio-
nen EUR im Jahre 2005 an gemeinschaftlichen Bundesabgaben? Durch die gute Wirtschaftspolitik der Regierung Schüssel. (GR Ernst Nevrivy: Ha! Ha! – Lebhafte Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie finden nur einen Lacher, aber das ist eigentlich traurig. Es ist traurig, dass Sie offensichtlich so indoktriniert sind, dass Sie nicht mehr imstande sind, Zahlen zu folgen und so zu reagieren, wie man das tun sollte: Mit einer gewissen Demut. Aber vielleicht liegt es halt doch noch an der Überdrehtheit der letzten Tage vom Donauinselfest. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Einnahmen Wiens im Jahre 2005 betrugen 9,7 Milliar-
den EUR, und die Stadt wird zu mehr als der Hälfte vom Bund subventioniert; richtigerweise, aber dank der Wirtschaftspolitik der Regierung Schüssel.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Man hat es aus den Ausführungen des Herrn Vizebürgermeisters gehört, dass es eben die Rahmenbedingungen sind, die das eine oder andere ermöglichen: Dass Wien eben zu 50 Prozent aus Bundesgeldern finanziert wird, dass dieser Anteil zuletzt sogar gestiegen ist, dass 50 Prozent der U-Bahn-Anteile vom Bund gezahlt werden. Gut, richtig, wichtig für die Stadt, aber ohne die gute Wirtschaftspolitik des Bundes nicht möglich. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es gibt auch jemanden, den ich hier zitieren darf, der darauf hingewiesen hat, jemanden, der davon gesprochen hat: „Natürlich haben die Städte immer zu wenig Geld, aber wir sind wohlhabend, wir sind bei weitem nicht ausgehungert worden, wie das beispielsweise deutschen Städten widerfahren ist.“ Michael Häupl, Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien, in der “ZEIT“ im Wiendossier im Jahr 2005. Bitte, das nachzulesen. Es würde gut in die Rede des Herrn Vizebürgermeisters hineinpassen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Und wie sieht es mit der Schuldenpolitik in dieser Stadt aus? In Wahrheit haben wir einen Schuldenstand von 3 Milliar-
den EUR, und das als Frohbotschaft zu verkünden, ist schon sehr kühn. Hier sollte auch an Oberösterreich ein Vorbild genommen werden, das seit etlichen Jahren schuldenfrei ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sollten uns hier vornehmen, das zu tun, was Oberösterreich getan hat, das zu tun, was die ÖIAG seit 2005 ist, eben schuldenfrei. Wir hingegen haben 3 Milliarden EUR Schulden. Und Wien hat Budgetlöcher, Löcher, die es zu stopfen gilt. Wir haben das im heurigen Jahr im Finanzausschuss vom Herrn Finanzstadtrat hören müssen, als er die überfallsartig beschlossenen Gebührenerhöhungen darauf zurückgeführt hat, dass Mehrausgaben für Gesundheit benötigt werden. Als Wiener können wir nur froh sein, wenn der Verfassungsgerichtshof das nicht zu deutlich hört, weil diese Vorgangsweise eindeutig verfassungswidrig ist. 

Erinnern wir uns zurück: Da wird am letzten Tag des Februar beschlossen – dazu wird sogar eine Sitzung vorverlegt –, dass die Gebühren erhöht werden, damit sie bereits mit März Gültigkeit haben. Abwasser plus 28 Prozent, Müll plus 19,5 Prozent, Rundfunk plus 35 Prozent, Gas plus 17 Prozent, Strom plus 5 Prozent. Das ist das, was die Wienerinnen und Wiener zu zahlen haben, und das ist ihnen nicht zuzumuten, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP) 

Ein anderer Bereich: Krankenanstaltenverbund – ein Fass ohne Boden. Obwohl er jährlich mit über 1 Milliar-
de EUR von der Stadt dotiert wird, mussten während der letzten Jahre immer bis zu 74 Millionen EUR nachdotiert werden. Meine sehr geehrten Damen und Herren, daraus ersieht man, das ist ein Fass ohne Boden. Dabei gibt es genug Vorschläge, um Kostenoptimierungen vorzunehmen. Beispielsweise gibt es hierzu ein Gutachten der Frau Hofmacher. Immerhin hat diese Frau Hofmacher am 11.1.2002 bei der Neujahrkonferenz der SPÖ über Reformmaßnahmen im Gesundheitssystem referiert. 

Nehmen Sie sich das zu Herzen. So könnte nachhaltig tatsächlich zur Sanierung der Finanzen etwas beigetragen werden und wir könnten vieles von dem regeln, lösen, was im Gesundheitsbereich in Zukunft noch zu finanzieren ist. Aber damit ist noch nicht begonnen worden, sondern es sind nur Budgetlöcher gestopft worden, das wird von einem Loch herausgenommen und da wird das andere gestopft und trotzdem bleibt in Summe deutlich weniger über.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist Reformverweigerung, das ist mangelnde Führungskraft der SPÖ und das ist leider etwas, was wir auch in einem anderen Bereich in diesen letzten Tagen, Wochen, Monaten erleben müssen – in der BAWAG. Schauen Sie hin, wie das vor sich gegangen ist. Hier hat es auch immer geheißen, das sei alles in Ordnung mit BAWAG und ÖGB. Und wo sind wir heute? 

Daher ist es unsere Aufgabe als Opposition zu reagieren. Wir sind als Opposition der Kontrolle verpflichtet, wir fragen nach. Wenn Sie das zeitgerecht bei der BAWAG gemacht hätten, wäre es gut gewesen. Das hätten Sie dort zeitgerecht tun sollen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Heinz-Christian Strache: Der Neugebauer halt!) 

Noch ein Beispiel aus den letzten Wochen, wie man hier mit den KAV-Grundstücken umgegangen ist. Da wird verkauft, da will man verkaufen, wie das mit den Widmungen ist, ist ja völlig wurscht, nur um schnell hier zu Geld zu kommen. So ist die Finanzsituation der Stadt Wien, und die Stadtregierung verweigert eine Steuerreform, dabei wäre die ein Gebot der Stunde.

Die Bundesregierung darf ich hier noch einmal zitieren. Sie hat in den Jahren 2004 und 2005 eine der größten Entlastungsoffensiven umgesetzt. 3 Milliarden EUR, rund 1,3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts, brachte die Reform den Bürgern und der Wirtschaft durch Strukturmaßnahmen und sinnvolle Einsparungen. Wo bleiben solche Maßnahmen für Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren? Wir warten darauf, die Wienerinnen und Wiener warten darauf. (Beifall bei der ÖVP.) 

Setzen Sie unsere Vorschläge, eine Entlastung um 100 Millionen EUR, einfach um, nehmen Sie unsere Vorschläge auf!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Da heißt es: „Aus Sicht der Aufrechterhaltung der Stabilität des Haushaltes der Stadt Wien ersuche ich um Ihr Verständnis, dass ich derzeit Voraussetzungen für eine Reduktion oder gar Abschaffung von Wiener Landes- und Gemeindeabgaben nicht erkennen kann."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! So gehen der Bürgermeister, der Finanzstadtrat damit um und so wird einfach das nicht getan, was notwendig wäre, eine Entlastung der Wienerinnen und Wiener, werden keine Reformen gemacht, und das, was Reform ist, sind Privilegienprogramme, wie beispielsweise die Wiener Beamtenpensionsprivilegien, die geschaffen worden sind. (GR Godwin Schuster: Ein ÖAAB-Vertreter sagt das!) Ich gebe zwar zu, dass es mir noch immer lieber ist, das Geld wird dafür verwendet, das gebe ich zu, mir ist es lieber, dass man bis 2008 in Pension gehen kann, als das Geld, das die FSG-Funktionäre in der Karibik versenkt haben. Keine Frage, dass mir das noch immer lieber ist. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Was macht der ÖAAB-Vertreter denn bei der BAWAG, wo er eh nichts macht? Dann gehört er weg!) 
Ich verstehe, Kollege Schuster, dass Ihnen das sicherlich auch weh tun wird, wie das in der Karibik gegangen ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, das ist ein so ernstes Thema, dass gerade Sie gefordert wären, hier etwas zu tun.

Wenn wir uns noch einen Punkt ansehen, gerade was die Sozialkompetenz der SPÖ in Frage stellt, dann ist es die Situation der Sozialhilfe. Diejenigen, die betroffen sind, werden immer mehr, das hängt mit der Arbeitslosigkeit zusammen, und trotzdem ist es so, dass in Wien weniger gegeben wird als in anderen Bundesländern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist unsozial und das ist etwas, was eigentlich einer Partei wie der SPÖ, die einmal eine Tradition im Bereich der Sozialpolitik gehabt hat, das ist längst vorbei, zu denken geben müsste. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich komme noch einmal zurück. Wenn wir uns vorstellen, dass Wien die Arbeitslosigkeit von Oberösterreich hätte, gäbe es in Wien 44 000 Arbeitslose weniger als es sie jetzt gibt, 44 000 Schicksale weniger. Wenn wir uns auch ansehen die durchschnittliche Verweildauer der Arbeitslosen in Wien, dann liegt sie 2005 bei 147 Tagen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, weit höher als in allen anderen Bundesländern! 

Ein Vergleich wieder mit Oberösterreich: Es wäre ein Einsparungspotential, wenn wir die Zahl von Oberösterreich im Bereich der Arbeitslosigkeit hätten, beim Arbeitslosengeld von 155,8 Millionen EUR. Das wäre Geld, das gerade im Sozialbereich dringend benötigt wäre. (Beifall bei der ÖVP.) Oder in der Sozialhilfe ein Einsparungspotential von 142,8 Millionen EUR. Das könnten Sie nutzen, damit die Richtsätze höher werden und dass wirklich den Ärmsten in dieser Gesellschaft mehr gegeben wird. Das wäre Sozialpolitik! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir stellen auch fest, dass die Rücklagen schmelzen. Die internen Sparbücher schmelzen stetig, von 1,35 Milli-
arden EUR 2002 auf 951 Millionen EUR mit Ende 2005. Da sieht man, wohin diese Entwicklung geht.

Und das, was tatsächlich bei Ihnen immer zu kurz kommt, ist die Situation im Bereich der Bezirke. Im Bereich der Bezirke kann man feststellen, dass die Bezirke von Ihnen an der kurzen Leine gehalten werden, dass die Bezirke ausgehungert werden. Und das sieht man ja ganz deutlich am Beispiel der Schulstandorte. Das hat man den Bezirken gegeben und dann lässt man einfach die Schulen verfallen. Wenn man da vorbeigeht, also wenn ich mir etwa die Situation in meinem Bezirk in der Kleistgasse ansehe: Ein Skandal. Ein Skandal! Das ist für eine Stadt wie Wien, und wir haben vom Herrn Vizebürgermeister heute gehört, dass Wien eine der reichsten Regionen der Welt ist, peinlich.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie sollten tatsächlich den Bezirken das, was ihnen gebührt, geben, das Anpassen der Budgetmittel, weil in Wirklichkeit ist das eingefroren worden, ist es dort eingefroren worden, wo wir in den späten 80er Jahren, also vor fast 20 Jah-
ren, gelegen sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bringe daher einen Beschlussantrag mit meinem Kollegen Fritz Aichinger ein, betreffend Erhöhung der Bezirksbudgets durch die Stadt Wien, und zwar: 

„Im Sinne der Dezentralisierung und Erhaltung beziehungsweise des Ausbaus bürgernaher Verwaltungs- und Entscheidungsstrukturen spricht sich der Wiener Gemeinderat für eine signifikante Erhöhung der Bezirksbudgetmittel durch die Stadt Wien aus. In den vorgesehenen Budgetansätzen sind seitens der Stadt Wien die entsprechend erhöhten Budgetmittel vorzusehen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie sollten sich sehr wohl bei dieser Gelegenheit noch einmal vornehmen als Sozialdemokraten, wie die Situation im Bereich der BAWAG und des ÖGB ist. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Warum eigentlich?) Es ist traurig, wenn die GRÜNEN das als normal sehen (GR Dipl Ing Martin Margulies: Nicht normal! Liegt Ihnen etwas an der Sozialdemokratie?), dass hier Geld verzockt wird, dass hier Doppelmoral vorliegt. Für eine funktionierende Demokratie gehören sowohl funktionierende Gewerkschaften als auch eine moralisch anständige sozialdemokratische Gewerkschaft. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Eine moralisch anständige ÖVP, das wollen wir schon auch!) Das ist keine Frage, und das ist ganz wichtig, und das sollten wir auch tun. Und ich wäre froh, wenn das in diese Richtung sich entwickelt. Nur, diese Doppelmoral hat gezeigt, dass hier moralisch vieles nicht in Ordnung war, und da sollten Sie einfach nicht zur Tagesordnung übergehen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 
Was ist mit dem Herrn Muhm beispielsweise, der noch immer Arbeiterkammerdirektor ist gemeinsam mit dem Herrn Präsidenten Tumpel und einerseits vom Heuschreckendesaster gesprochen hat und von den Neoliberalen und dann in der BAWAG Aufsichtsrat gewesen ist? 

Wie schaut das aus mit Privatstiftungen, die Sie immer kritisiert haben, meine sehr geehrten Damen und Herren? Wie sieht denn das aus, wo dauernd neue Stiftungen auftauchen? (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wie scheinheilig Sie sind! Was hat Ihr Generaldirektorstellvertreter gemacht?)

Es ist interessant, dass die GRÜNEN hier immer wieder so aufschreien, wo auf etwas hingewiesen wird, was eigentlich unser gemeinsames Anliegen sein sollte. Weil das, was sich hier abgespielt hat, wie Gewerkschaftsgelder in der Karibik versenkt wurden, das kann uns nicht gleichgültig bleiben, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Godwin Schuster: Was hat Ihr Generaldirektorstellvertreter gemacht? Kehren Sie vor der eigenen Tür!)
Ja, vor der eigenen Tür kehren, Kollege Schuster. Ich erinnere mich noch gut an die Diskussion, die wir hier in diesem Haus geführt haben, wie einer von Ihnen, nämlich der Kollege Harwanegg, der sich in bewundernswerter Weise getraut hat, darauf hinzuweisen, was da falsch läuft, hätte ausgeliefert werden sollen. Wir haben das hier verhindert. 

Und ich habe damals einem gewissen Herrn Weninger, Günter Weninger, der davor oder vielleicht zu dem Zeitpunkt noch Vorsitzender der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten gewesen ist, einen Brief geschrieben. Ich bin selber über 20 Jahre Mitglied der Gewerkschaft, und ich muss sagen, ich habe das wirklich unanständig gefunden, dass hier von der Gewerkschaftsspitze gedeckt worden ist, dass man hier gegen den Kollegen Harwanegg vorgeht.

Und da habe ich einfach vermisst den Aufschrei von Ihrer Seite, den Aufschrei der Spitzen der Gewerkschaft. Wie kann denn bitte so etwas der damalige Aufsichtsratspräsident der Mutterbank, der BAWAG, der Herr Weninger, einfach zugelassen haben? Wer hat ihm da irgendwo auf die Finger geklopft, meine sehr geehrten Damen und Herren? Sie haben immer wieder hinaufgeschaut ins Penthouse vom Herrn Verzetnitsch. Sie wissen genau, was dort passiert ist in dem Pool, meine sehr geehrten Damen und Herren. Das Penthouse, von dem haben Sie gewusst. (GR Godwin Schuster: Wo waren die ÖVP-Aufsichtsräte? – GR Heinz-Christian Strache: Der Herr Neugebauer und die drei schwarzen Aufsichtsräte! Schwarze Aufsichtsräte hat es gegeben bei der BAWAG! – GR Mag Wolfgang Jung: Das ist eine Doppelmoral!) Wo ist die Doppelmoral? Wenn Sie es mir sagen, wer von den ÖVP-Gewerkschaftsfunktionären irgendwo in einem Penthouse wohnt, dann kommen Sie heraus, sagen Sie das. Das gibt es nicht, meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Doppelmoral ist es, um die es hier geht, meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Heinz-Christian Strache: Es gibt eine Mitschuld der ÖVP! Die ÖVP ist mitschuldig!) 

Heute haben wir diesen Rechnungsabschluss hier zu diskutieren. Ich weiß, es gibt da offensichtlich eine gemeinsame Achse hier: Blau, Rot, Grün.

Wir sind die Einzigen, wenn es darum geht, dass hier wirklich entsprechend für Sauberkeit gesorgt wird, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Und, meine Damen und Herren von der SPÖ, ich komme noch einmal darauf zurück, was der Herr Bürgermeister völlig richtig gesagt hat. Kein Mensch, mit Verlaub gesagt, wählt die SPÖ wegen ihrer Wirtschaftskompetenz.

Und das ist das, was man auch über diesen Rechnungsabschluss sagen kann, über die Verschwendungen, ob das das Mailath-Mausoleum in Form des Ronacher-Theaters ist, ob das die Pensionsprivilegien sind für die Wiener Gemeindebeamten, ob das die SPÖ-Selbst-
beweihräucherung durch flächendeckende Inseratenkampagnen ist, ob das der sinnlose Ankauf der Waagner-Biro-Gründe ist für die MA 48, das haben wir jetzt erst im Wirtschaftsförderungsfondsbeirat besprochen, vor fünf Jahren haben wir das gemacht, und es ist noch immer nichts geschehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist das, was Sie zu verantworten haben! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Worum es aber geht, ist, dass für die Zukunft dieser Stadt, für die wirtschaftliche Dynamik etwas getan wird, mehr getan wird, als von dieser Stadtregierung ausgeht. Eine Möglichkeit wäre etwa am Flugfeld in Aspern, aber da streiten sich wieder zwei Stadträte, und dadurch kommt man nicht weiter. 

Es gäbe genug für diese Stadt zu tun, meine sehr geehrten Damen und Herren! Fangen Sie als Wiener SPÖ endlich damit an, nehmen Sie sich ein Vorbild an Wolfgang Schüssel und seinem Reformkurs der letzten Jahre. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ – GR Godwin Schuster: Das ist herrlich!)
Diesem Rechnungsabschluss können wir nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister!

Ich fange gleich mit dem letzten Punkt an. Wir werden uns sicher kein Vorbild an Wolfgang Schüssel nehmen. Mit Garantie. (Beifall bei der SPÖ. – Rufe des Bedauerns bei der ÖVP.)

Denn wenn man sich ansieht, was das Ergebnis dieses so genannten Reformkurses ist, so war es ein ganz deutlicher Kurs des Kaputtsparens, ein Kurs, der wirtschaftsschädigend war, ein Kurs, der im Endeffekt auch finanzpolitisch schädigend war in diesem Land. Und diesen Kurs, meine Damen und Herren, werden wir sicherlich nicht fortsetzen! (Beifall bei der SPÖ.)
Schauen wir ihn uns doch konkret an. Wir stehen vor einer Rekordarbeitslosigkeit in Österreich, zu verantworten ganz klar durch mangelnde Investitionen für aktive Arbeitsmarktpolitik – ein Bereich, dem diese Wiener Stadtregierung eine besondere Bedeutung zumisst. Wir haben eine Situation in Gesamtösterreich, dass sich die Jugendarbeitslosigkeit verdoppelt hat in den letzten Jahren, wir stehen vor der Situation, dass die Lehrstellenlücke in Gesamtösterreich weiter aufgeht, wir stehen vor einem schwachen Beschäftigungswachstum, wir sind hier um 60 Prozent unter dem Durchschnitt der EU 15, wenn man sich die Berechnung ansieht. Wir stehen vor einem Rückfall des Wirtschaftswachstums, den diese Bundesregierung mit ihrer desaströsen Wirtschaftspolitik zu verursachen hat, und wir stehen im Endeffekt auch vor einem Rückgang des privaten Konsums. Die Steuerreform hat – gerade an dieser Position lässt es sich deutlich ablesen – ihr Ziel verfehlt, nämlich den privaten Konsum anzukurbeln, ganz im Gegenteil, der private Konsum nimmt ab und das zeigt einmal mehr, dass hier nicht eine Politik für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, für die Österreicherinnen und Österreicher gemacht wurde, sondern für einige wenige Großkonzerne, und das ist nicht die Form von Politik, die wir uns als Wiener Sozialdemokraten vorstellen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Wir sind, das zeigt eindrucksvoll der Wiener Rechnungsabschluss, auf einem anderen Kurs, als es die Bundesregierung im Bereich der öffentlichen Investitionen ist. Wir in Wien haben in diesem Rechnungsabschluss einmal mehr gestiegene öffentliche Investitionen, gerade als Instrument auch für Beschäftigung in dieser Stadt vorgelegt, und man kann es sehr eindrucksvoll nachlesen. Österreich ist seit 2002 das absolute Schlusslicht in der Europäischen Union, wenn man sich die öffentlichen Investitionen ansieht. Und das sieht man einfach sehr deutlich. Es wird tatsächlich einer aktiven Arbeitsmarktpolitik keine Bedeutung geschenkt. Und daher ist der Kurs Wolfgang Schüssel kein Vorbild für die Wiener Sozialdemokratie, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Wir werden im Endeffekt auch nicht den Kurs fortsetzen beziehungsweise übernehmen, den Wolfgang Schüssel hier in diesem Land begonnen hat, indem das Familiensilber verscherbelt wird, indem die Löhne sinken und indem die Inflation noch angeheizt wird. Das sind nur ein paar Eckpunkte und ein paar Anmerkungen zum Kollegen Tschirf. Wir werden in vielen Detailbereichen noch in den kommenden beiden Tagen die Gelegenheit haben, hier Unterschiede im Politikverständnis der Wiener Sozialdemokratie zum Politikverständnis der Bundesregierung herausarbeiten. Das sind nur ein paar Anmerkungen dazu.

Und ein ganz zentraler Punkt, mit dem diese Bundesregierung angetreten ist, von dem wir nie sonderlich viel gehalten haben, wenn dieses Ziel zu erreichen ist, ich sage jetzt einmal, zum Nachteil der österreichischen Wirtschaft, zum Nachteil der österreichischen Arbeitnehmer, war gerade, dass der Schuldenstand abgebaut wird. Das war ja so die große Nebelbombe, die hier geworfen wurde, wo man gesagt hat, man muss halt viel ertragen, steigende Arbeitslosigkeit, sinkende Reallöhne, Pensionskürzungen, damit der Schuldenstand abgebaut wird. Sehen wir uns die konkreten Zahlen an. Tatsache ist, die Regierung Schüssel hat alles verschleudert, was nur ging, und zusätzlich die Österreicherinnen und Österreicher mit 58 Maßnahmen belastet. Und im Endeffekt, was war das Ergebnis? Der Schuldenstand dieser Regierung ist gestiegen! 

Wir in Wien gehen bewusst einen anderen Weg, wir gehen ganz bewusst einen anderen Weg in der Wirtschaftspolitik, in der Finanzpolitik, und das belegt dieser Rechnungsabschluss. 

Was sind diese zentralen Punkte? Die Investitionen, ich habe es schon angeführt und es wurde auch seitens des Herrn Finanzstadtrates schon ausgeführt, die Investitionen befinden sich auf einem Rekordniveau. Die Arbeitsmarktoffensive wurde fortgesetzt, es wurden zusätzliche Mittel für die Wirtschaftsförderung, aber auch für den Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik zur Verfügung gestellt. Der Rechnungsabschluss ist positiv - das sage ich all jenen, die hier vom Bankrott oder sonst irgendetwas sprechen. Herr Strache, hätten Sie sich ein bisschen mehr mit dem Rechnungsabschluss auseinander gesetzt und nicht mit irgendwelchen blindwütigen Verschwörungstheorien (GR Heinz-Christian Strache: So wie Sie beim ÖGB!) und schon gar nicht mit der Desavouierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Magistrats (GR Heinz-Christian Strache: Lassen Sie die Mitarbeiter! Beschäftigen Sie sich mit dem ÖGB!), wenn sie eine Woche im Krankenstand sind. Aber das sind wir ja gewohnt von Ihnen. Hätten Sie sich ein wenig mehr mit dem Rechnungsabschluss auseinander gesetzt, würden Sie diese Leistungen sehen können. Wir machen da nicht mit, und ich glaube, es ist auch zutiefst verabscheuungswürdig, dass hier tatsächlich Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Magistrats, die hervorragende Arbeit leisten, ganz egal, ob sie in Stadtratbüros oder in den verschiedensten anderen Abteilungen sind, von Ihnen desavouiert werden. Wenn jemand krank ist, dann ist er krank und dann werden auch Sie das Gott sei Dank zur Kenntnis nehmen müssen. (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Gibt es eine Weisung von oben?) Machen Sie da die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Magistrats nicht schlecht, Herr Strache. (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Das sind Ihre Verantwortungsträger!)
Und wenn Sie sich mit dem Rechnungsabschluss auseinander gesetzt hätten, dann würden Sie feststellen, dass Wien eben keine neuen Schulden macht und dass Wien vor allem auch seine budgetpolitischen Verpflichtungen gegenüber dem Bund erfüllt. Es ist nicht immer einfach, aber mit einer umsichtigen Finanzwirtschaft und Arbeitsmarktpolitik ist uns das gelungen. Und für diese Leistungen, meine sehr geehrten Damen und Herren, gilt es einfach auch, unseren Dank und unsere Anerkennung auszusprechen, gerade auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Magistrats, die das mit hervorragender Arbeit möglich gemacht haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Kollegin Vassilakou hat darauf hingewiesen, die Rechnungsabschlussdebatte ist immer wieder etwas zum Thema Anwesenheit. Wir werden das die nächsten Tage auch mitverfolgen, wie die Anwesenheit tatsächlich im Grünen Klub ist. Aber das macht ja nichts, man kann es ihr auch ausrichten. Es ist so ein bisschen "Täglich grüßt das Murmeltier". 

Also ich erinnere mich an die sehr ausführlichen Erläuterungen, ich glaube, der Kollege Chorherr war es, der einmal da gestanden ist und gesagt hat: Worum geht es in dem Film tatsächlich? Es geht nämlich in dem Film auch darum, dass sich nicht immer alles wiederholt, sondern dass man gerade aus Wiederholungen lernen kann und einen Erkenntnisgewinn hat. Und insofern ist die Rechnungsabschlussdebatte hier auch immer wieder für uns ein gewisser Grund, wo es vielleicht doch einmal einen gewissen Erkenntnisgewinn bei den anderen Parteien gibt. Daher stellen wir uns dieser Debatte sehr gerne. Dass das an einigen vorübergeht und man immer nur an die Wiederholung denkt, vielleicht hat man den Film nicht richtig verfolgt (StR DDr Eduard Schock: Immer das gleiche Märchen! Ein Märchenfilm ist das! Ein Märchenfilm, Herr Kollege!), aber Tatsache ist, darum geht es auch. Und daher führen wir diese Debatte, weil wir durchaus durch vielleicht immer wieder geführte Debatten und Diskussionen, wo es um Arbeitsmarktpolitik geht, wo es um Wirtschaftspolitik geht, wo es um Bildungspolitik in dieser Stadt geht, wo es um Finanzpolitik geht, doch auch zu einem gewissen tatsächlichen Erkenntnisgewinn kommen. Und wenn wir uns ansehen, was da alles prognostiziert wurde im Zuge der Budgetdebatte für dieses Budget, das wir heute in Form des Rechnungsabschlusses diskutieren, so kann man schon einmal mehr feststellen: All diese Prophezeiungen, die damals gesagt wurden, finden sich einfach nicht und haben nicht stattgefunden. Auch wenn sie hier wiederholt werden zum Beispiel vom Kollegen Strache. Er hat damals gesagt: Die Wiener Finanzpolitik hat genau im sensibelsten Bereich, dem Sozialbereich, den Rotstift angesetzt. – Na, schauen Sie sich den Rechnungsabschluss an. Schauen Sie sich tatsächlich die Zahlen an. Was ist das Ergebnis? Im Bereich der Zuschüsse zur Gesundheitspolitik haben wir zusätzliches Geld zur Verfügung gestellt von 14,1 Prozent. Im Bereich der Sozialhilfeausgaben ist es nicht zu Kürzungen gekommen. Nein, ganz im Gegenteil, wir haben zusätzliches Geld zur Verfügung gestellt im Ausmaß von 10 Prozent. 

Und da gebe ich dem Kollegen Tschirf schon Recht. – Im Übrigen dürfte die ÖVP auch beim Donauinselfest gewesen sein, wenn ich mir die zwei Anwesenden da anschaue. Freut uns. Wir freuen uns immer über zahlreiche Besucherinnen und Besucher am Donauinselfest. – Natürlich könnte man im Sozialhilfebereich einiges einsparen, nämlich dann, wenn Menschen wieder in Beschäftigung kommen. Und hier versagt diese Bundesregierung, und daher haben wir einfach die Verpflichtung als Kommune, zusätzliches Geld zur Verfügung zu stellen, und wir tun das aus reiner Überzeugung, als soziales Gewissen in dieser Stadt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Die Kollegin Vassilakou hat festgestellt bei der Budgetdebatte für das Jahr 2005, dass es im Vollzug zu massiven Sparmaßnahmen kommen wird. Na, schauen wir uns auch hier den Rechnungsabschluss an. Überprüfen wir Ihre These, die Sie damals gesagt haben. Tatsache ist, dass im Zuge des Vollzuges die Investitionen gestiegen sind im Ausmaß von plus 12 Prozent. Keine Rede davon, dass im Vollzug gespart wurde. Nein, wir haben gerade in diesem wichtigen Bereich, eben weil sich das österreichische Investitionsniveau auf einem Tiefstand befindet, zusätzliches Geld zur Verfügung gestellt. Wir haben im Gesundheitsbereich zusätzliches Geld zur Verfügung gestellt. Ich habe es schon angeführt: Zusätzliche 14,1 Prozent, die in diesem Bereich an Zuschüssen inklusive der privaten Träger geleistet wurden, weil wir einfach diese sozialpolitische Verantwortung wahrnehmen. 

Im Bereich der Sozialmaßnahmen haben wir allein für die direkten Transferleistungen im Bereich der allgemeinen Sozialhilfe 15 Millionen EUR oder die schon angesprochenen 10 Prozent zur Verfügung gestellt. Es ist keine Rede von diesen Prophezeiungen, die damals getätigt wurden vom Kollegen Strache, aber auch von der Kollegin Vassilakou. Beim Kollegen Strache sind wir es ja gewohnt, der hat ja damals diesen Wahlsieg der FPÖ, der sich gewaschen hat, prophezeit. Ich kann mich erinnern, Sie sind um ein schönes Drittel weniger hier im Haus. Das ist der Wahlsieg. (GR Heinz-Christian Strache: Sie haben damals etwas anderes erwartet! Der Herr Bürgermeister war ziemlich blass!)
Genauso sind Ihre Prognosen, die Sie heute hier getätigt haben, falsch. Sie werden auch in Zukunft falsch sein. Dafür sorgen wir als Wiener Sozialdemokratie, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) Aber ich sage immer: Ich wünsche Ihnen noch zwei so fulminante Wahlerfolge, dann müssen wir auf Sie verzichten da herinnen. Wird kein großer Verlust sein, kein Problem. (GR Heinz-Christian Strache: Ihr habt nur schwache 2 Prozent gehabt!)

Meine Damen und Herren! Der Rechnungsabschluss 2005 ist tatsächlich, wenn man sich die Zahlen nüchtern anschaut und nicht durch irgendwelche Brille, jenes stabile Fundament, auf dem die wirtschaftliche und soziale Weiterentwicklung dieser Stadt aufbauen kann. Denn es ist natürlich mit dem heutigen Rechnungsabschluss und den Rechnungsabschlüssen in den nächsten Jahren nicht damit zu rechnen, dass sich die Arbeit erledigt. Es gibt immer neue Herausforderungen, und die Frage ist einfach: Ist eine Stadt mit ihren Budgetmitteln auch in der Lage, auf neue Herausforderungen zu reagieren? Und gerade dieser Rechnungsabschluss hat eben gezeigt: Wir sind in der Lage zu reagieren. Wir sind in der Lage, auf Grund einer umsichtigen Finanzpolitik zu reagieren, wenn es mehr Sozialhilfeempfänger gibt, weil immer mehr Menschen aus dem Arbeitsmarkt herausfallen und hier keine entsprechenden Gegenmaßnahmen auf der Bundesebene gesetzt werden. 

Diese Entwicklung, die wir als Wiener Sozialdemokratie mit unserer Wirtschafts-, Finanz- und Arbeitsmarktpolitik einleiten, bedeutet einfach, dass Wien – und es ist ja schon immer wieder auf diesen hanebüchenen Vergleich mit Oberösterreich hingewiesen worden – die höchste wirtschaftliche Wertschöpfung aller Bundesländer hat, die höchsten Einkommen aller Bundesländer zu verzeichnen hat, die interessantesten und zukunftsorientiertesten Arbeitsplätze aller Bundesländer hat. Wien leistet vor allem auch einen Beitrag, und das soll man nicht übersehen in Ihren Rechnungen und Milchmädchenrechnungen, die hier angestellt werden, indem es vielen Menschen aus dem Umland, aus den Bundesländern, aus Niederösterreich bis hin nach Oberösterreich eine berufliche Perspektive gibt, weil sie dort tatsächlich keine Beschäftigung finden. Wir nehmen diese Verantwortung wahr. Gerade auch im Bereich der jungen Menschen. 3 000 junge Menschen finden in Wien einen Lehrplatz, nicht zuletzt deshalb, weil es hier zusätzliche Initiativen dieser Regierung gibt. Verkaufen Sie die Wienerinnen und Wiener nicht für dumm, die merken selber am Arbeitsplatz, wie viele Menschen aus dem Umland tatsächlich in Wien Beschäftigung finden. Spielen Sie nicht Bundesländer gegeneinander aus, sondern kämpfen Sie im Endeffekt gerade auch für Wien, damit wir die finanzpolitischen Voraussetzungen haben, um auch in Zukunft unsere wirtschaftspolitischen Herausforderungen zu bewältigen. 

Wir haben die meisten Betriebsneugründungen, wir haben die meisten Betriebsansiedlungen aller Bundesländer und wir haben vor allem auch, nicht zuletzt auf Grund dieser zusätzlich zur Verfügung gestellten Mittel, das beste Angebot an Sozial-, Gesundheits- und anderen öffentlichen Dienstleistungen aller Bundesländer. Wien ist tatsächlich ein Vorzeigebundesland, was die öffentlichen Finanzen betrifft, vor allem aber auch ein vorbildliches Bundesland, was die öffentlichen Dienstleistungen betrifft, und darauf sind wir auch stolz, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Und man muss das noch einmal sagen: Damit unterscheidet sich der Wiener Rechnungsabschluss sehr fundamental und diametral von jenen Rechnungsabschlüssen, die auf Seiten des Bundes vorgelegt werden. Tatsache ist, das Budget des Bundes weist tatsächlich hohe Defizite aus. Es ist tatsächlich das Familiensilber verscherbelt worden. Wir haben 5 Milliarden EUR zusätzliche Schulden in diesem Bereich. Der Schulden-
stand ist seit dem Jahr 1999 um 29 Milliarden EUR angestiegen, und das trotz der Tatsache, dass alles verkauft wurde, was nur zu verkaufen ging.

Die Investitionen, parallel dazu, ich habe schon darauf hingewiesen, sind tatsächlich im Keller, und die Arbeitslosigkeit zeigt das einfach klar und deutlich, sie ist auf einem Rekordniveau: Es sind 100 000 Menschen mehr in unserem Land tatsächlich arbeitslos. Und das ist keine Wahlkampfrhetorik, sondern das sind einfach Fakten. Fakten, die man nachlesen kann, die man im Internet nachlesen kann, in den Rechnungsabschlüssen des Herrn Finanzministers nachlesen kann und auch Fakten, die man im Wiener Rechnungsabschluss nachlesen kann. 

Es ist das auf der einen Seite Ergebnis einer sehr umsichtigen Finanzpolitik und einer einfach falschen Politik auf der Bundesebene. Und es ist einfach so, dass wir der Überzeugung sind, dass sich die Österreicherinnen und Österreicher diese Rückschritte, die sich in den letzten Jahren gezeigt haben im Bereich der Beschäftigtenzahl, im Bereich der Arbeitslosigkeit, im Bereich der öffentlichen Investitionen, tatsächlich nicht verdient haben. Denn es ist eine Tatsache: Die Bundesregierung redet nur von stabilen Finanzen, Wien hat sie einfach. Wiens Schulden gehen zurück und jene des Bundes steigen. Wien redet nicht vom Kampf gegen Arbeitslosigkeit, sondern Wien tut etwas dagegen. Und das belegen ja auch die Zahlen des Jahres 2005. Und Wien, jenes Bundesland mit einer rückgängigen Arbeitslosigkeit, erreichte dies auf Grund zusätzlicher Maßnahmen, und da lasse ich mir, meine Damen und Herren, auch Schulungs- und Ausbildungsnahmen nicht schlecht reden. Es ist das ein wichtiges Mittel, zusätzliche Qualifikation zu schaffen. Und jedem, der sich hier herstellt und sagt, da gibt es Schulungen und da gibt es Angebote, sage ich: Alle anderen Bundesländer könnten das auch tun. Auch sie könnten für zusätzliche Qualifikation sorgen von Arbeitnehmerinnen und -nehmern. Sie tun es nicht, weil sie andere Prioritäten setzen, andere Prioritäten als wir, wo wir gegen Arbeitslosigkeit tatsächlich aktiv den Kampf aufnehmen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist vom Herrn Vizebürgermeister auch darauf hingewiesen worden, es ist einfach Faktum, dass es in Europa tatsächlich nicht viele Millionenstädte gibt, die ihren Bürgern ein solches Optimum an kommunalen Leistungen bieten können, und das gleichzeitig bei einem stabilen Finanzhaushalt, weniger Schulden und einen Spitzenwert an öffentlichen Investitionen. Es gibt auch ganz wenige Gebietskörperschaften, welche die notwendigen Finanzmittel für Gesundheits- und Sozialausgaben, für Spital- und Pflegeleistungen, aber auch für Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen in dem Ausmaß aufbringen können, wie Wien das tut, und vor allem auch, ohne neue Schulden einzugehen. Wir verbinden auf der Wiener Ebene budgetpolitische Kompetenz mit wirtschaftlicher und sozialer Kompetenz, und das unterscheidet uns tatsächlich in diesem Bereich. 

Es hat den Wiener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten natürlich auch jenes Vertrauen der Wienerinnen und Wiener eingebracht, auf das wir zu Recht stolz sind, das für uns aber auch eine sehr maßgebliche Verantwortung ist. 

Und wenn darauf hingewiesen wird, dass die Investitionen in Wien 2005 einen neuen Rekordwert erreicht haben, immerhin wurde jeder sechste Euro unseres Budgets für Investitionen aufgewendet, und in Summe macht das 1,5 Milliarden EUR aus, so ist das ein ganz wesentlicher wirtschaftspolitischer Impuls, den wir auf der Wiener Ebene tätigen. Weil wir durchaus immer wieder auf erfolgreichere Vorhaben zurückgreifen, weil natürlich gerade auch öffentliche Investitionen für die Wiener Wirtschaft von besonderer Bedeutung sind. Es stimmt schon, die Wirtschaft im Endeffekt ist es, die Arbeitsplätze schafft, aber es ist die Stadt, die mit ihren Aufträgen diese zigtausenden Arbeitsplätze überhaupt erst ermöglicht und im Endeffekt sichert, und in Abwandlung eines bekannten Spruches kann man da durchaus festhalten: Geht es der Stadt und ihrem Budget gut, dann geht es auch der Wiener Wirtschaft gut. 

Und das anerkennt durchaus auch im Gegensatz zur ÖVP die Präsidentin der Wiener Wirtschaftskammer, die immer wieder sehr erfolgreich auf der einen Seite gemeinsam mit unseren Vertreterinnen und Vertretern natürlich auch für die Interessen der Wiener Wirtschaft eintritt und auch ein offenes Ohr beim Finanzstadtrat findet, weil es gerade in dieser Kooperation darum geht, für die Wienerinnen und Wiener notwendige Impulse zu setzen. Meine Damen und Herren, wir haben ja keine Scheuklappen, wie sie anscheinend der Kollege Tschirf hat, sondern wir tun das aus der vollen Überzeugung, dass es gerade diese Kooperationen sind, die tatsächlich die Wiener Wirtschaft auch weiterbringen. (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist ja auch schon darauf hingewiesen worden: Wir haben den Schuldenstand der Stadt in den letzten fünf Jahren ebenfalls reduziert. Also keine Rede davon, dass da irgendwelche schwarzen Bilder an die Wand gemalt werden müssen. Wir tun das, was wir den Wienerinnen und Wienern zusagen, nämlich sparsam und sorgfältig mit den Steuermitteln der Wienerinnen und Wiener zu wirtschaften. Und wenn der Kollege Tschirf sich hier herstellt und sagt, na ja, 50 Prozent des Wiener Budgets kommen ja aus Bundesmitteln, so zahlen ja auch die Wienerinnen und Wiener genügend in das Budget des Bundes ein. Wir sind hier keine Nettoprofiteure. Na, soweit würde es ja noch kommen, dass man die Wiener vielleicht nur zahlen lässt. Das wäre Ihnen vielleicht recht, das weiß ich ja nicht genau, so wie Sie die Wienerinnen und Wiener belastet haben, aber Tatsache ist, die Wienerinnen und Wiener leisten dafür ja auch einiges und es ist daher ihr gutes Recht, einiges an diesen Mitteln, die sie einzahlen, und das ist eh nicht alles, wieder zurückzubekommen. Also man braucht sich da wirklich nicht in Selbstlob zu ergehen, Kollege Tschirf, sondern es sind einfach die Fakten. Die Wienerinnen und Wiener leisten sehr viel für das Bundesbudget, und vielleicht sollten Sie das hier in diesem Kreis auch erwähnen.

Wenn wir sagen, dass wir tatsächlich den Schuldenstand reduzieren konnten - in den letzten fünf Jahren um immerhin 500 Millionen EUR -, dann muss man noch einmal daran erinnern, wie sich der Schuldenstand auf der bundespolitischen Ebene entwickelt hat: 20 Milliar-
den EUR zusätzlich. 20 Milliarden EUR zusätzlich an Schulden, die Sie den Österreicherinnen und Österreichern am Tag X, und der kommt hoffentlich schneller, als wir alle uns erwarten, hinterlassen werden, dann wird nämlich tatsächlich Österreich einen Rekordschuldenstand haben. Wir in Wien haben hier ein gutes Haus und einen guten Haushalt.

Jetzt ist natürlich gesagt worden: Na ja, diesen guten Haushalt, den gibt es auf Grund von Gebührenerhöhungen. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben uns immer zu qualitätsvollen öffentlichen Dienstleistungen bekannt und haben auch nie bei dem populistischen Spiel mitgemacht, dass sich irgendjemand da heraußen hinstellen und sagen kann, es kann keine Gebührenerhöhungen geben. Wenn man qualitätsvolle Leistungen in dieser Stadt erbringen will... (GR Heinz-Christian Strache: Der Bürgermeister hat das vor der Wahl versprochen!) Das stimmt nicht! (GR Heinz-Christian Strache: Der Bürgermeister hat das versprochen!) Ja, bringen Sie das. Da können Sie hineinwerfen, was Sie wollen. (GR Heinz-Christian Strache: Der Herr Bürgermeister hat das selbst versprochen!) Ja, wenn man da noch davon ausgeht, was Sie alles versprochen haben, Herr Strache, und was Sie alles mitzuverantworten haben, brauchen wir nicht weiterzureden. Uns war immer bewusst: Wenn man will, dass sich die Gehälter positiv entwickeln in diesem Land, dann kann sich niemand hier herstellen und sagen, es gibt keine Gebührenerhöhungen. Wir bekennen uns zu qualitativen Leistungen in dieser Stadt, auch zu den notwendigen Investitionen, und daher ist es einfach von Zeit zu Zeit notwendig, Gebühren auch zu erhöhen. 

Schauen wir uns aber an, was die Wienerinnen und Wiener im Vergleich zu anderen Bundesländern für diese Gebühren tatsächlich kriegen und wie sie im nationalen und internationalen Vergleich aussehen. Wenn man sich das anschaut, dann ist in allen heute angesprochenen Bereichen Wien jene Metropole mit den geringsten Gebühren. Wir brauchen nur ins Umland zu schauen im Bereich der Müllgebühren, im Bereich der Abwassergebühren. Überall ist Wien hier ein günstiger Anbieter bei optimaler Leistung. Und das ist auf Grund hervorragender Arbeit – noch einmal – der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesem Bereich, und dafür noch einmal ein herzliches Dankeschön, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von GR Kurth-Bodo Blind.)

Ich kann Ihnen auch eines sagen: Wir werden uns auf diesen Erfolgen, die wir nicht zuletzt mit dem Rechnungsabschluss 2005 hier dokumentieren können, sicherlich nicht ausruhen, denn es ist natürlich eine Tatsache, dass es immer wieder eine Vielzahl von neuen Herausforderungen gibt und neue Herausforderungen und Aufgaben bewältigt werden müssen. Natürlich steht Wien in einem harten internationalen Wettbewerb. Natürlich haben offene Grenzen auch den Wettbewerb am Arbeitsmarkt verschärft, und es ist daher für uns ganz klar, dass wir nicht nur mit dem Rechnungsabschluss 2005 nachweisen können, dass uns die Wiener Wirtschaft und die Wiener Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aktiv unterstützen, sondern das auch in Zukunft so tun werden, um die Wettbewerbsfähigkeit weiterhin zu verbessern. Es ist für uns ganz klar, dass eben nicht nur der Abschluss des Jahres 2005 belegt, dass wir im Bereich der Qualifikation einiges geleistet haben, sondern das auch in Zukunft tun werden. 

135 Millionen EUR, wenn man sich das ansieht, haben wir für wirtschaftsfördernde Maßnahmen im vergangenen Jahr aufgewendet, weitere 52 Millionen EUR haben wir den Menschen zur Verfügung gestellt, arbeitssuchenden Menschen, um ihnen eine bessere Qualifikation zu verschaffen. Ich erwähne das deshalb, weil man es nicht oft genug betonen kann. Die Kollegin Frauenberger wird darauf noch speziell eingehen, dass es eigentlich immer eine klare Aufgabe des Bundes war und sozialdemokratische Wirtschafts- und Finanzminister das immer auch in Anspruch genommen haben, hier gegenzusteuern. Es ist nur diese Bundesregierung, von der keine Impulse mehr kommen. Wir nehmen unsere Verantwortung wahr, und auch das beweist und belegt dieser Rechnungsabschluss. Wir stehen auf der Seite der Menschen. Wir machen Politik für sie und nicht gegen sie, wie es in dieser Bundesregierung üblich geworden ist. 

Wir müssen damit, und auch das zeigt dieser Rechnungsabschluss einmal mehr eindrucksvoll, jene Fehler ausbügeln, welche die Bundesregierung macht. So haben wir im Bereich der Sozialhilfe 15 Millionen EUR mehr aufwenden müssen, weil die Bundesregierung viel zu wenig im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit und auch gegen die wachsende Armut tut. 

Einmal mehr ein klares Bekenntnis zu allen gemeinsamen Maßnahmen, die wir hier gemeinsam setzen müssen, um Armut zu bekämpfen. Ich gestehe das unumwunden zu: Das muss eine Aufgabe gerade auch sozialdemokratischer Politik sein. Es ist eine ganz maßgebliche Aufgabe, die die Bundesländer gemeinsam und auch auf der Bundesebene durchführen müssen. Wir haben die Argumente schon oft genug hier in diesem Rahmen ausgetauscht. Wir gehen davon aus, es braucht hier ein klares, einheitliches, wirkungsvolles Modell, und es kann nur ein bundesmäßiges Modell tatsächlich wirkungsvoll im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit und Armutsbekämpfung sein. 

Wir werden als Wiener Stadtregierung sicherlich unsere Verantwortung österreichweit mit wahrnehmen, gar keine Frage. Wir drücken uns vor der Frage nicht, wir werden sie aber gemeinsam wahrnehmen. Vielleicht kommt irgendwann einmal der Punkt, wo auch diese Bundesregierung den Kampf gegen die Armut in Österreich tatsächlich aufnimmt. 

Es ist schon klar, dass die Oppositionsparteien einen Rechnungsabschluss immer wieder anders sehen, alles nur schwarz sehen und sich darüber ärgern, dass der Rechnungsabschluss auf der einen Seite und das Vertrauen der Wienerinnen und Wiener auf der anderen Seite ein klarer Beleg für die Erfolge der Wiener SPÖ sind. Doch die Menschen in Wien zeigen sich von dieser Kritik tatsächlich wenig beeindruckt, und sie sind nach wie vor mit überwiegender Mehrheit der Meinung, dass sich die Dinge in Wien grundsätzlich in die richtige Richtung bewegen. Wir brauchen uns ja nur diese Umfragen immer wieder anzusehen, wo abgefragt wird: Entwickelt sich Österreich in die richtige Richtung? Entwickelt sich Wien in die richtige Richtung? Die Wienerinnen und Wiener geben in einem Ausmaß von nahezu zwei Dritteln immer wieder ein sehr positives Zeugnis für die Wiener Politik ab. Wenn man sich das auf Bundesebene anschaut, ist es fast diametral in die andere Richtung. Also, es ist ja keine Rede davon, dass die Wienerinnen und Wiener Wolfgang Schüssel dankbar sein müssen, sondern sie wissen ganz genau, welche Belastungen, durch diese Bundesregierung verantwortet, auf sie hereingeprasselt sind.

Es wird daher bei den kommenden Nationalratswahlen durchaus auch für die Wienerinnen und Wiener um einiges gehen. Es wird die Frage sein: Soll es weiterhin eine Bundesregierung geben, die 1 000 Polizistinnen und Polizisten weggespart hat? Soll es weiter eine Bundesregierung geben, die 700 Lehrerinnen und Lehrer auf der Wiener Ebene weggespart hat? 

Auch da vielleicht noch eine Anmerkung zur Kollegin Vassilakou, die gerade das bildungspolitische Thema, zu Recht, weil es ein wirklich wichtiges Thema ist, sehr ausführlich behandelt hat. Wenn man sich ausschaut, wie tatsächlich die nackten Zahlen aussehen, dass 1 400 Lehrerinnen und Lehrer Wien weggekürzt wurden, wir aber durch harte und mühevolle Verhandlungen 700 Lehrerinnen und Lehrer uns wieder zurückerkämpft haben, so sind das nicht genug. Aber wenn man sich anschaut, was ihre Kolleginnen und Kollegen in Oberösterreich zusammenbringen, dann reden Sie dort mit den verantwortlichen Bildungspolitikern. Dort schaut die Bilanz sehr negativ aus. Wir verhandeln hier hart, wir werden auch weiterhin hart verhandeln und alles dazu unternehmen, dass eben diese Kürzungen nicht weiter Platz greifen. 

Und da ist scheinbar auch die Frau Cortolezis-Schlager die Einzige, die ein Rezept hat dazu, während gerade in Niederösterreich, wie ich dem "KURIER" vor wenigen Tagen entnehmen konnte, dort der Landesschulratspräsident festhält, er wäre ja schon froh, wenn sie ihm nicht 250 Lehrerinnen und Lehrer wieder wegkürzen. 

Sie sind diejenige, die sich da immer herstellt und sagt: Alles nicht so schlimm. 

Wenn ich mir anschaue, was die Verantwortlichen in der Steiermark sagen, die auch festhalten, dass ihnen 950 Lehrerinnen und Lehrer weggekürzt wurden, dann weiß ich nicht, wie Sie da immer dazukommen. Man kann es ja im Vergleich der Bundesländer auch nicht wirklich ernst nehmen.

Wenn ich mir anschaue, dass es ja unisono bei allen verantwortlichen Bildungspolitikerinnen und -politikern auf der Länderebene die gemeinsame Kritik am Bund gibt, dass hier Lehrerinnen und Lehrer weggespart wurden, und Sie sich dann hier herstellen und sagen, Sie sind scheinbar die einzige Bildungspolitikerin in Österreich, die wüsste, wie es geht, mit weniger Lehrerinnen und Lehrern ein ausgebautes Leistungsangebot zu schaffen, so zeigt das meiner Ansicht nach, wie das einzuschätzen ist. Ich gehe nicht davon aus, dass ihre Kolleginnen und Kollegen, die ja von derselben Partei in manchen Bundesländern sind, das doch etwas anders sehen. Aber wir werden das ja sicherlich auch in der entsprechenden Debatte noch hören. Vielleicht gibt es ja auch hier heute diesen Erkenntnisgewinn, den man eben durchaus bei "Und täglich grüßt das Murmeltier" sieht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir glauben, dass der Rechnungsabschluss 2005 sehr eindrucksvoll die Leistungen auf der Wiener Ebene belegt. Wir sind stolz auf die Arbeit dieser Stadtregierung. Wir werden daher dem Rechnungsabschluss 2005 die Zustimmung geben, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr StR DDr Schock.

Ich bringe in Erinnerung, dass er 20 Minuten zur Verfügung hat.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister!

Herr Klubobmann Oxonitsch! Sie haben gerade hier ausgeführt, dass Ihre Fraktion so ehrlich ist, dass sie nie von diesem Pult aus irgendwelche Gebührenerhöhungen ausgeschlossen hat. Sie haben dabei die Anfragebeantwortung Ihres Herrn Bürgermeisters übersehen, nämlich die Anfragebeantwortung von diesem Pult aus vom 3. Oktober des Vorjahres, vom 3. Oktober 2005, wo der Bürgermeister nicht einmal fünf Monate vor den Gebührenerhöhungen hier gesagt hat, ihm sind keine Bemühungen für Tariferhöhungen bekannt. 

Herr Klubobmann! Fünf Monate, nicht einmal fünf Monate, bevor diese Tariferhöhungen dann am 1. März in Kraft getreten sind! Es gibt daher nur zwei Möglichkeiten: Entweder es ist ein ganz schwacher Bürgermeister, der nicht einmal weiß, was in seinem Konzern, in seinem Konzern Stadt vorgeht, in den Stadtwerken, oder aber er hat hier bewusst die Unwahrheit gesagt und einen ganz gewaltigen Wahlschwindel zu verantworten, Herr Klubobmann. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Die Budgetsanierung der letzten Jahre hat natürlich mehrere Opfer gehabt. Die Verschuldung der Bezirke explodiert, darauf ist hingewiesen worden. Die Investitionen liegen heute noch um 200 Millionen EUR unter dem Investitionsvolumen etwa des Jahres 2000. Und die Budgetsanierung ging vor allem auf Kosten der Spitäler. Das ist ja in diesem Jahresabschluss des KAV ganz klar ausgewiesen, dass das Defizit in den Spitälern, der jährliche Abgang um 100 Millionen EUR explodiert ist auf insgesamt 650 Mil-
lionen EUR. 

Herr Vizebürgermeister! Sie haben das heute Morgen verschwiegen, und es ist auch in diesem Rechnungsabschluss dieses steigende Defizit unserer Spitäler nicht wiederzufinden. Und ich frage mich natürlich: Warum diese Geheimniskrämerei? Und warum wird mir etwa auf mein ausdrückliches Verlangen dieses neue Finanzierungsübereinkommen mit den Spitälern, mit dem KAV, nicht ausgehändigt? Ich habe das in der Landesregierung verlangt, und es ist mir ein Exemplar davon verweigert worden. Warum gibt man dieses steigende Defizit nicht zu? Warum gibt man nicht die Probleme um das Nordspital zu? Um die Pflegemilliarde? Dass eben diese versprochene Pflegemilliarde nicht gesichert ist, so wie das der Pflegeombudsmann Vogt etwa heute in der Presse ja wieder bestätigt?

Herr Vizebürgermeister! Ich meine, Sie sollten daher am Schluss Ihrer Amtsperiode eigentlich auch einmal die Größe haben, die Karten hier offen auf den Tisch zu legen. Sie sollten vor Ihrem Abgang aus der Politik die Größe haben, die Probleme ganz offen anzusprechen, und ich meine, Sie sollten dieses Budget nicht einfach schön reden. Wir fordern Sie auf, Herr Vizebürgermeister: Nützen Sie Ihre abschließende Wortmeldung doch dazu, ein paar offene Worte zu sagen, etwa zu den Spitalsfinanzen, die Sie ganz ausgeklammert haben. Kommen Sie hier heraus und schenken Sie dem Gemeinderat doch einmal auch einen reinen Wein ein, Herr Vizebürgermeister! (Beifall bei der FPÖ.)
Aber, meine Damen und Herren, die Informationsverweigerung gegenüber diesem Haus ist ja kein Einzelfall. Sie ist die Folge einer gewaltigen Flucht aus dem Budget, und die außerbudgetäre Finanzierung ist ja genauso groß schon wie die Gebarung im Budget selber. Oder anders ausgedrückt: Die Hälfte der gesamten Gebarung der Stadt findet bereits außerhalb des Budgets statt, in den Stadtwerken, bei Wiener Wohnen, im KAV, aber auch im Fonds Soziales Wien.

Meine Damen und Herren! Es verfolgt die SPÖ mit dieser Politik, mit diesen Ausgliederungen ja keine Entpolitisierung. Es ist ganz im Gegenteil so, dass geradezu die Formel gilt: Je weiter eine Einheit von diesem Gemeinderat weg ist, desto größer ist der politische Einfluss. Je weiter ausgegliedert eine Organisation ist, desto stärker ist der sozialistische Einfluss dort.

Das beste Beispiel dafür ist der Fonds Soziales Wien, der Fonds, der nicht einmal imstande ist, rechtzeitig hier einen Rechnungsabschluss vorzulegen. 

Und, Herr Klubobmann Oxonitsch, Sie haben etwa darauf hingewiesen, dass im Vollzug im Sozialbereich mehr ausgegeben worden ist. Ja, das wissen vielleicht Sie, das weiß aber nicht die Opposition, weil der Rechnungsabschluss dieses Fonds Soziales Wien erst in drei Wochen vorgelegt wird und diesem Haus hier nicht bekannt ist.

Meine Damen und Herren! In diesem Fonds Soziales Wien ist die Opposition nicht im budgetbeschließenden Organ vertreten, eine Übung, die sonst überall selbstverständlich ist, im Wirtschaftsförderungsfonds, im Arbeitnehmer Förderungsfonds, überall sitzt die Opposition im Organ, das auch das Budget beschließt. Beim Fonds Soziales Wien gibt es einen Beirat, der überhaupt keine Kompetenzen hat, wo wir dann drinnen sitzen und wo die Rolle dieses Hauses auf die Rolle eines Bittstellers reduziert ist. 

Und, meine Damen und Herren, es ist auch interessant: Es ist immer das Ressort Brauner, wo die demokratischen Rechte dieses Hauses nicht akzeptiert werden. Es ist die StRin Brauner, die dieses neue Finanzierungsübereinkommen verheimlicht, die es nicht der Opposition zur Verfügung stellt. Und es ist auch dieselbe StRin Brauner, die im Fonds Soziales Wien dafür verantwortlich ist, dass wir eben heute über diesen Bereich diskutieren müssen, Herr Klubobmann Oxonitsch, ohne überhaupt die Zahlen dieses Fonds Soziales Wien zu kennen. Ja, das muss man sich ja einmal vorstellen! Da sollen wir diesen Rechnungsabschluss beschließen, da sollen wir zustimmen, ohne zu wissen, wie er aussieht. 

Und, meine Damen und Herren, es ist dieser Punkt so kritisch, weil die Frau Brauner ja als Bürgermeisterin im Gespräch ist, als Nachfolgerin von Bgm Häupl, und weil das ein ganz fatales Zeichen für die Demokratie wäre, ein ganz fatales Zeichen, meine Damen und Herren, würde nämlich die selbstherrliche Politik in diesem Ressort der Frau StRin Brauner auf die gesamte Stadt übertragen.

Ich meine daher, es ist ein Punkt erreicht, wo wir uns das auch nicht mehr gefallen lassen dürfen. Es ist ein Punkt erreicht, wo das Selbstverständnis jeder Opposition betroffen sein muss, ein Punkt, wo es die Selbstachtung dieses Hauses schon gebietet, unsere Rechte einzufordern, lautstark einzufordern.

Meine Damen und Herren, wir fordern Sie daher auf: Respektieren Sie die Rechte der Opposition! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Der Bürgermeister hat einmal festgestellt, der Wahlkampf ist die Zeit der größten Unvernunft, und ich möchte das so ergänzen: Der Wahlkampf ist die Zeit der größten Unwahrheit.

Das hat sich, Herr Klubobmann, im letzten Jahr und im heurigen Jahr ganz klar gezeigt, vor der Nationalratswahl, wo Ihre Partei in ganz Wien plakatiert: Wien ist die einzige Stadt, in der die Arbeitslosigkeit sinkt. Und, Herr Vizebürgermeister, Sie haben uns heute auch wieder von diesem Pult aus dieses Märchen aufgetischt. 

Aber wie schaut denn die Wahrheit aus? Es pfeifen ja die Spatzen von den Dächern mittlerweile: Wien ist das Bundesland mit den größten Problemen am Arbeitsmarkt und es werden daher, und dafür haben Sie sich ja bedankt, vom AMS die meisten Mittel nach Wien gepumpt. Gerade weil der Arbeitsmarkt bei uns der katastrophalste ist, finden bei uns die meisten Umschulungen statt, und diese umgeschulten Personen, und auch das wissen wir alle, fallen aus der Statistik heraus.

Herr Vizebürgermeister, ich meine daher, wir sollten die Dinge nicht verdrehen, und Sie haben das heute ja in Ihren Ausführungen auch selbst schon erkannt. Sie haben selbst auf diese Umschulungen hingewiesen, und der Klubobmann der SPÖ hat Ihnen ja bereits die Zahlen geliefert, und ich werde das jetzt noch einmal wiederholen, noch einmal klarstellen. Es ist bei uns eben die Zahl der Umschulungen um 3 000 Personen in die Höhe geschnellt. Und berücksichtigt man das, dann gibt es natürlich in Wien im Jahr 2005 mehr Arbeitslose, und zwar um 2 700 mehr Arbeitslose als im Jahr davor, Herr Vizebürgermeister.

Und, Herr Klubobmann Oxonitsch, es ist niemand gegen Umschulungen (GR Christian Oxonitsch: O ja!), weil Sie so hingewiesen haben, wir hätten Umschulungen kritisiert. Wir sind nicht gegen Umschulungen, Herr Klubobmann. Aber wir sind dagegen, dass Sie insgesamt 18 000 umgeschulte Personen in dieser Stadt, 18 000 Menschen einfach als Beschäftigte zählen, nur um Ihre Statistik zu schönen. Dagegen sind wir, Herr Klubobmann Oxonitsch! (Beifall bei der FPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Dann schauen Sie, wie viel das österreichweit sind!) 

Und, Herr Klubobmann, wenn der Wahlkampf tatsächlich die Zeit der größten Unwahrheit ist, und das sehen wir ja, dann ist es im Vorjahr bewiesen worden. (GR Godwin Schuster: Sie wissen ja, wie die Statistik ist! Die Zahlen sind nicht von uns, sondern aus dem Ministerium!) Es sind die Zahlen des Ministeriums, Herr Schuster.

Wenn der Wahlkampf die Zeit der größten Unwahrheit ist, dann ist das in diesem Gemeinderatswahlkampf ganz genau bewiesen worden. Und es hat vor der Wahl sehr wohl diese Wahlversprechen gegeben, denn ich habe ja vor der Wahl all diese Gebührenerhöhungen von diesem Pult aus, all diese Tariferhöhungen vorausgesagt.

Und wie bin ich nicht von Ihnen allen dafür kritisiert worden! Am 18. August des Vorjahres, meine Damen und Herren, haben Sie gemeint, meine Behauptungen sind aus der Luft gegriffen. Am 27. September, einen Monat vor der Wahl, hat es geheißen: StR Schock prolongiert seine Märchenstunde. Am 29. September bin ich von Ihnen als Märchenonkel bezeichnet worden, und Sie haben wörtlich behauptet, die SPÖ hat wörtlich behauptet, dass ich schon wieder Unwahrheiten über angebliche Tariferhöhungen verbreite. Und auch der Bürgermeister dieser Stadt hat eben am 3. Oktober von diesem Pult aus in der Fragestunde dieses Wahlversprechen abgegeben.

Und, Herr Vizebürgermeister, was ist nach der Wahl passiert? Wir wissen es alle: Erhöhung des Gaspreises, wie von mir vorausgesagt, des Strompreises, wie von mir vorausgesagt, der Kanalgebühren, der Müllgebühr, der ORF-Gebühr über den Kulturförderungsbeitrag. 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie: 400 EUR im Jahr macht die durchschnittliche Mehrbelastung für einen Wiener Haushalt dadurch aus. 400 EUR pro Jahr! Nur durch gebrochene Wahlversprechen!

Und ich frage Sie: Wie soll man denn das bezeichnen? Wie soll man das nennen? Ist vielleicht hier der Ausdruck "Wahllüge" am passendsten? Oder ist es ein glatter Wahlbetrug? Und dieser Ausdruck hat Ihnen ja nicht gepasst, Herr Vizebürgermeister. Ich bezeichne es daher mit einem wienerischen Ausdruck einfach als einen ganz gewaltigen Wahlschwindel. 

Aber wie immer Sie das bezeichnen wollen, Herr Vizebürgermeister, wir werden die Wähler in Wien darüber informieren. Wir werden die Wienerinnen und Wiener vor der Wahl im Herbst informieren, wie sie sich dagegen wehren können. Denn ich bleibe dabei: Es ist dies natürlich ein Wahlschwindel von Ihnen gewesen. Nichts anderes als ein ganz gewaltiger Wahlschwindel, Herr Vizebürgermeister! (Beifall bei der FPÖ.)
Und, meine Damen und Herren, abschließend noch ein Wort zum Kollegen Hundstorfer. Der Vorsitzende der SPÖ in dieser Stadt wollte einen führenden Gewerkschafter ins Parlament schicken, und zwar nicht irgendeinen führenden, sondern den Präsidenten selbst, den Präsidenten, der seit Jahren überall involviert war, den Kollegen Hundstorfer, der als Vertreter des Verzetnitsch aufgetreten ist. Der Bürgermeister wollte den Kollegen Hundstorfer ins Parlament schicken, der, ohne es zu wissen, nach eigener Aussage 1,5 Milliarden EUR Schul-
den für die Gewerkschaft übernommen hat, den Kollegen Hundstorfer, der nach seiner eigenen Aussage dabei geglaubt hat, die Anwesenheitsliste zu unterschreiben. Und, Herr Klubobmann, wir wissen, dass in der Auseinandersetzung mit dem Bundesvorsitzenden Gusenbauer der Bürgermeister eine Niederlage erlitten hat. 

Wir wissen, dass der Herr Bürgermeister diesen Machtkampf verloren hat und Gusenbauer sich durchgesetzt hat: Der Kollege Hundstorfer, der durch seine Unterschrift für diese 1,5 Milliarden EUR Schulden verantwortlich ist, darf jetzt als Gewerkschaftspräsident nicht in den Nationalrat. Er darf aber weiterhin Vorsitzender dieses Gemeinderats bleiben. 

Meine Damen und Herren, was ist denn das für eine Lösung? Was ist das für eine Lösung, wo der Gusenbauer anschafft, der Kollege Hundstorfer darf nicht mehr zur Wahl antreten und wo Häupl anschafft, es werden keine Konsequenzen gezogen, es geht alles weiter wie bisher? Was ist das für eine Lösung, wo Gusenbauer anschafft, dass der Hundstorfer nichts mehr werden darf und wo Häupl anschafft, dass jener Präsident, der für 1,5 Milliarden EUR Schulden verantwortlich ist, weiterhin hier im Gemeinderat sitzt? 

Herr Klubobmann, Sie verletzen damit ja auch Ihren eigenen Beschluss des Präsidiums der Sozialistischen Partei vom letzten Freitag, dass auch Chefs der Teilgewerkschaften auf ihr Mandat verzichten müssten. Und Hundstorfer müsste nach diesem Beschluss vom letzten Freitag daher ja schon als Chef einer Teilgewerkschaft, nämlich der Gemeindebedienstetengewerkschaft, auf sein Mandat verzichten! Herr Klubobmann, wenn Sie daher glaubwürdig bleiben wollen, dann kommen Sie heraus und erklären Sie uns das.

Wenn Sie glaubwürdig bleiben wollen, wenn Sie sich an Ihren eigenen Beschluss halten wollen, dann muss der Kollege Hundstorfer den gleichen Regeln unterliegen, dann hat er als Spitzengewerkschafter eben seine Mandatsfunktionen zurückzulegen, dann muss der Kollege Hundstorfer auch hier zurücktreten! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren von der Wiener SPÖ, der Kollege Hundstorfer ist ja seit Jahren mitverantwortlich dafür, dass in der Gewerkschaft auf Kosten der kleinen Angestellten gespart wird, dass dem Herrn Elsner gleichzeitig eine Abfertigung in der Höhe von 7 Millio-
nen EUR nachgeschmissen wurde. (GR Heinz-Christian Strache: Penthousewohnung zum Gemeindebautarif!) Er ist verantwortlich dafür, der Kollege Hundstorfer, dass man schon bei den kleinen Angestellten in der Gewerkschaft die Pension gekürzt hat - und das erzählen uns ja die betroffenen Gewerkschaftsangestellten -, während die Privilegien der Luxuspensionisten, der 100 Altpensio-
nisten, nicht angetastet werden sollen. Der Kollege Hundstorfer ist mitverantwortlich dafür, dass der Präsident Verzetnitsch für seine Leistungen jetzt womöglich auch noch eine Superpension in der Höhe von 12 000 EUR bekommt, die wieder aus den kleinen Gewerkschaftsbeiträgen bezahlt werden müssen! Der Kollege Hundstorfer ist auch persönlich dafür verantwortlich, dass er diese 1,5 Milliarden EUR Schulden eben der Gewerkschaft aufgehalst hat, die nun aus den Beiträgen der kleinen Gewerkschaftsmitglieder zurückbezahlt werden müssen!

Wir spüren bei allen unseren freiheitlichen Veranstaltungen daher den großen Unmut der Menschen, ja die Empörung der Menschen, denn gerade bei uns in der FPÖ gibt es immer mehr Bürger, die einmal bei der Gewerkschaft waren und die auch einmal vielleicht SPÖ gewählt haben. Wir spüren die Empörung dieser früheren sozialistischen Wähler!

Meine Damen und Herren von der Wiener SPÖ, ich meine daher, mauern Sie nicht länger, wie Sie das heute gemacht haben, ziehen Sie endlich die Konsequenzen! Die freiheitliche Fraktion fordert Sie auf: Räumen Sie mit diesen Missständen in der Gewerkschaft auf, sonst werden wir nämlich den Gewerkschaftsmitgliedern dabei helfen (Beifall bei der FPÖ.), sonst werden wir den kleinen Gewerkschaftsmitgliedern auch eine neue politische Heimat bieten! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich will es ganz kurz machen, um die Rituale des Rechnungsabschlusses nicht zu verlängern, nur vielleicht ein paar Anmerkungen.

Die erste Anmerkung ist zum Schulbudget, weil immer wieder gesagt wird, Wien kürzt nicht, Wien ist so super, Wien verhandelt zusätzliche Lehrer heraus. Ich habe mir erlaubt, mir für das Budget einige Budgetdaten über Zeitreihen anzuschauen.

Da nehme ich zum Beispiel den Ansatz 2101-Pflichtschulen und man sieht, die Stadt Wien hat dafür im Rechnungsabschluss 2002 noch 216 Millionen EUR aus-
gegeben, 2003 186 Millionen EUR und 2004 172 Millio-
nen EUR genauso wie 2005. Das heißt, im Endeffekt wird es jedes Jahr ein bissel weniger, gerade zwischen 2004 und 2005 ist es halt auf niedrigem Niveau gleich geblieben, aber im Vergleich zu 2002 sind es alleine 30 Millionen EUR bei den Pflichtschulen weniger.

Wenn man sich als nur ein Beispiel die Gesamtkosten für die Landeslehrer anschaut, dann muss man auch mit einer Mär aufräumen, weil im Jahr 2002 die Stadt Wien zu den Landeslehrern noch rund 27 Millionen EUR zugeschossen hat, im Jahr 2003 waren es noch 18 Millionen EUR, aber im Jahr 2005 schießt die Stadt Wien zu den Bezügen der Landeslehrer nur mehr 1,5 Millionen EUR zu und zwar wird das in absoluten Zahlen immer weniger! Das ist nicht nur der Bund, sondern die Stadt Wien zahlt direkt immer weniger! 

Aber damit eines klar ist, den Bund kostet es – auch durch eigenes Verschulden – mehr, denn während die Aktivbezüge der Lehrer sinken, weil es einfach immer weniger Lehrer und Lehrerinnen gibt, sind in den letzten drei Jahren die Pensionsbezüge der Lehrer und Lehrerinnen um 20 Millionen EUR gestiegen! Das heißt, man hat als Stadt Wien und Bund gemeinsam die unglaublich intelligente Leistung zusammengebracht, mehr Geld auszugeben, das aber so zu verschieben, dass die Aktivbezüge weniger bekommen und die Pensionisten mehr. Das ist peinlich sowohl für die Stadt Wien als auch für den Bund! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Nächster Punkt Krankenanstaltenverbund, nur ganz kurz, weil es angesprochen wurde, das strukturelle Defizit. Ich kann mich noch an die Debatten erinnern, die wir mit der StRin Pittermann und dann auch mit der StRin Brauner gehabt haben, wo es darum gegangen ist, wie hoch es tatsächlich ist, was sich daraus für Schlussfolgerungen ergeben und wo wir gesagt haben, die Rücklagen sind de facto leer. Gut, das stimmt, das strukturelle Defizit ist gleich groß geblieben. Es hat sich ja in Wirklichkeit auch nichts verändert, weil sich am strukturellen Defizit nichts verändert hat. Das einzige, was sich verändert hat, ist, dass gegenüber dem Budgetvoranschlag 120 Millionen EUR mehr in den Krankenanstaltenverbund als im Rechnungsabschluss 2004 geflossen sind, sogar um ungefähr 150 Millionen EUR mehr, aber es hat sich nichts geändert. Das ist ja das zentrale Problem daran: Es hat sich im Pflegebereich nichts geändert, es hat sich im Gesundheitsbereich fast nichts geändert. Und die Probleme, die schon aufgezählt worden sind, will ich nicht wiederholen, denn die Spezialdebatte findet sowieso beim Gesundheitsbereich statt. Nur, das ist nicht etwas, worauf man sich ausruhen kann.

Vielleicht noch ein letzter Satz auch zu den Investitionen. Es ist ja wunderschön, wenn die Investitionen steigen. Aber haben Sie sich schon einmal genau angeschaut, welche Investitionen vor allem gestiegen sind, wenn man wirklich von dieser Erhöhung spricht, ganz abgesehen davon, dass bei den 1,5 Milliarden EUR die 140 Millionen EUR für den Krankenanstaltenverbund wieder doppelt gezählt worden sind? Sie sind eh jedes Jahr doppelt gezählt, also ist das für den Vergleich eigentlich egal. Aber die zentralen Punkte sind der Wiener U-Bahn-Bau und die Finanzierung des Krankenanstaltenverbundes. Das sind die großen Brocken, wo im Großen und Ganzen die Investitionen passieren und das Restliche ist im Verhältnis dazu Nebengleis.

Warum ist das eigentlich alles gegangen? Und das ist ja die nächste Geschichte. Nicht, weil Wien so super ist und auch nicht, weil der Bund so super ist, sondern weil aus den Ertragsanteilen, den Finanzzuweisungen und den Finanzzuschüssen um rund 150 Millionen EUR mehr lukriert wurden, als man ursprünglich geglaubt hat und das auch im Vergleich zu 2004. Deshalb ist es sich gerade noch ausgegangen und deshalb wird die Stadt Wien, wenn man sich die Prognosen für das heurige Jahr anschaut, doch erhebliche Probleme bekommen. 

Aber ich will das Ganze nicht endlos auswalzen, sondern ich komme zu einem letzten Punkt: Das Budget ist nämlich rechnerisch falsch. Die Budgetsumme stimmt, wenn man die Einzelposten betrachtet, um etwas mehr als 1,1 Millionen EUR nicht. Und ich denke, Sie werden in den kommenden eineinhalb Tagen Zeit haben, diesen Fehler zu finden. Ich bin Ihnen auch gerne behilflich. Es betrifft die Einnahmenseiten. Es sind um 1,1 Millionen und ein bissel was zu wenig an Einnahmen ausgewiesen. Ich denke, die Stadt Wien sollte aus den unterschiedlichen finanziellen Kalamitäten, die es rund um Wien herum gibt - sei es der ÖGB oder die BAWAG -, lernen und dann zumindest ein richtiges Budget vorlegen. Es war beim Nachrechnen eine Überraschung für mich, ich gebe es zu, dass das Budget um 1,1 Millionen EUR falsch ist. Nichts desto weniger erwarte ich mir selbstverständlich, dass es richtig gestellt wird. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. Ich erteile es ihr. 

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!
Dieser Rechnungsabschluss ist für uns alle die in Zahlen gegossene Dokumentation, dass Wien die Wiener Bildungspolitik aushungert, dass Wien den Bund aushungert. Es ist die in Zahlen gegossene Darstellung, dass die Wiener Frauenpolitik keinen Stellenwert mehr hat. Es ist aber auch die in Zahlen gegossene Darstellung, dass die Wirtschaftspolitik von Wachstumsfeindlichkeit durchzogen ist, die Sozialpolitik die Armut fördert und die Kulturpolitik konzeptlos ist. Es ist aber auch der verzweifelte Versuch, eine eigenständige Wiener Wissenschaftspolitik darzustellen, die nichts kosten darf, denn Geld haben Sie dafür keines vorgesehen. (Beifall bei der ÖVP.)

Zusammengefasst dokumentiert dieser Rechnungsabschluss: Die SPÖ kann auch in Wien nicht wirtschaften und hungert dadurch öffentliche und öffentlich geförderte Einrichtungen im Bereich Schule, Erwachsenenbildung, Gesundheit, Kultur, Wissenschaft und so weiter aus. (GR Kurt Wagner: Das reden gerade Sie!) Wien fördert die Armut und behindert die Teilnahme dieser Stadt am Wirtschaftswachstum aller anderen europäischen Metropolen. Aber wer die Intransparenz zum höchsten politischen Prinzip macht, darf sich auch nicht wundern, dass diese Mehrheitsfraktion derzeit in den größten wirtschaftlichen Skandal der Zweiten Republik in Österreich verwickelt ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Herr Vizebürgermeister! BAWAG, ÖGB und die Wiener Budgetpolitik haben einiges gemeinsam: Die mangelnde Transparenz und offensive Umgehung gesetzlich verankerter Kontrollmechanismen. Nur ein kleinster Personenkreis ist eingeweiht und weiß, wer was wie abzustimmen hat. Alle anderen werden im Unklaren gelassen und haben zuzustimmen, obwohl sie nicht einmal wissen, zu was sie überhaupt zustimmen. Auch da gibt es Gemeinsamkeiten zwischen Ihrem Rechnungsabschluss und der aktuellen Debatte zwischen BAWAG, ÖGB, dem Bundesministerium und dem Bundeskanzler über: Wie schafft man Transparenz dort, wo Intransparenz eingezogen ist? (Beifall bei der ÖVP.)

Budgetansätze und Dienstpostenpläne, Herr Vizebürgermeister, werden so lange untereinander und ineinander verschachtelt, bis auch jene, die damit aktiv steuern und managen sollten, sich damit nicht mehr auskennen, aufgeben und den Überblick verlieren. Alles geschieht in einer sehr großzügigen Auslegung in Rufweite des Gesetzes, bis am Ende des Weges selbst der Rechnungshof nur noch feststellen kann, dass die Daten vor der Möglichkeit zur Prüfung vorsorglich vernichtet wurden, wie im letzten Rohbericht zum Wiener Pflichtschulwesen nachzulesen ist. Das muss Ihnen zu denken geben, denn dieser Rechnungsabschluss, Herr Vizebürgermeister, kann nicht einmal zwei Zeilen darstellen im Dienstpostenplan, weil die Controllingmaßnahmen nicht vorhanden sind, weil man eine Rechnungshofprüfung vermutet hat, befürchtet hat und lieber die Daten vernichtet hat, als dem Rechnungshof Rede und Antwort zu stehen. (Beifall bei der ÖVP.)

Die Intransparenz beginnt also bei den Dienstposten für die Pflichtschullehrerinnen und Pflichtschullehrer und gipfelt in der an Dramatik nicht zu überbietenden Budgetpolitik im Ronacher. Speed kills Vienna! bei diesem derart desaströsen Rechnungsabschluss! Während sich die Wissenschaftselite dieser Tage bereits in Niederösterreich versammelt, diskutiert Wien immer noch, ob Aspern oder Aspang vielleicht Teil der Wissenschaftsförderung werden soll oder ob doch alles im 1. und 19. Be-
zirk so bleiben soll, wie es ist. Die politische Handlungsfähigkeit in Niederösterreich überholt die Beisl-zentrierte politische Wiener Gemütlichkeit. 

Die auf Nachhaltigkeit und Wirtschaftswachstum ausgerichtete oberösterreichische Landespolitik dient als Leuchtturm, um besser vergleichen zu können, was Wien alles mit dieser Budgetpolitik versäumt hat. 

Diese uns nun vorliegende Dokumentation der wirklichen Budgetpolitik verdeutlicht uns einmal mehr die dramatischen Folgen. Wien hat, wie bereits mehrfach festgestellt wurde, die höchste Arbeitslosigkeit in Österreich und das können Sie nicht einfach wegreden. Das ist Tatsache, das zeigt sich monatlich in jeder Statistik. (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn Wien nicht diese Arbeitslosigkeit hätte, auch das können wir nur immer wieder betonen, dann wäre Österreich nämlich die Nummer 1 in Europa, das heißt Sie verhindern unsere Nummer 1-Position in Europa, weil Sie in der Wiener Wirtschaftspolitik Ihre Arbeitsplatzdaten nicht in den Griff bekommen! (Beifall bei der ÖVP.)

Die Doppelstruktur aus WAFF und AMS, einzigartig in Österreich, führt dazu, dass in Wien die längste Verweildauer ist, wenn man einen Arbeitsplatz sucht. So schaut es also aus: Was doppelt hält, weilt auch doppelt in der Arbeitslosigkeit! (Beifall bei der ÖVP.)

Auf das geringste Wirtschaftswachstum aller Bundesländer stolz zu sein, da gehört schon auch einiges dazu. Mit Wirtschaftskompetenz hat das nichts zu tun, aber das hat der Herr Bürgermeister ja schon zugegeben. 

Sie haben aber auch den Vergleich mit den europäischen Metropolen schön geredet, denn auch dort findet sich ein ähnlich niedriges Wirtschaftswachstum nirgends. Hier bitte ich um Aufklärung, wo Sie die Wettbewerbsfähigkeit so hervorzeichnen möchten.

Kommen wir aber auch zu dem Schulbereich und ich freue mich, dass hier in diesem Plenum das Interesse an dem Pflichtschulbereich, am Schulwesen immer mehr steigt. Kommen wir aber auch dazu, dass es Tatsache ist, dass die Wiener Schulklassen für die Anzahl an Schülerinnen und Schülern, die sie beherbergen müssen, weder aus sicherheitstechnischen noch aus pädagogischen Gründen überhaupt geeignet sind. Die Raumplanung sieht 24 Schülerinnen und Schüler vor. Eine Klasse darf aber auf Weisung des Stadtschulrates erst eröffnet werden, wenn 26 Kinder vorhanden sind. Das heißt, selbst im Grundschulbereich überfüllen Sie die Klassen schon und stellen keinen Schulraum zur Verfügung. Das ist der wahre Grund, warum es in Wien überfüllte Klassen gibt. Sie wollen an Schulraum sparen, Sie wollen an der Bildung sparen, Sie wollen so tun, als ob der Bund schuld wäre und wollen damit Ihr eigenes Budget sanieren! (Beifall bei der ÖVP.)

Kennzeichen Ihrer Sozialpolitik ist aber auch, dass die am meisten von Armut betroffenen Kinder und Frauen in Wien wohnen. Auch das ist ein tragisches Beispiel Ihrer verfehlten Sozialpolitik. Wer keinen Rahmen für Wirtschaft schafft, wer keinen Rahmen für würdiges Le-
ben von Alleinerzieherinnen und Alleinerziehern schafft, darf sich nicht wundern, dass Tausende von Frauen armutsgefährdet sind. Ihre einzige Antwort ist: Wien ist die sechstreichste Stadt. Ich sage Ihnen, Österreich ist das viertreichste Land! Ich frage mich: Warum ist diese Metropole nur an sechster Stelle, wenn ganz Österreich an vierter Stelle ist? Das heißt, auch hier bremsen Sie wiederum unseren Wohlstand mit Ihrer Wirtschaftspolitik, mit Ihrer Sozialpolitik und verteilen auch noch dazu nicht um. (Beifall bei der ÖVP.)
70 Prozent aller Arbeitssuchenden in Österreich, die über keinen über die Pflichtschule hinausgehenden Bildungsabschluss verfügen, kommen aus Wien. Das ist das Ergebnis einer sozialistischen und sozialdemokratischen Bildungspolitik! Deswegen sind wir dafür, Ihnen hier auch Kompetenzen deutlich einzuschränken und sie lieber an die Schulstandorte zu verlagern, die eine qualitätsvollere Bildungspolitik im Auge haben als dieser desaströse Zustand im Stadtschulrat. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Und wie ist das bei den Universitäten, Frau Kollegin?)

Wien dokumentiert mit diesem Rechnungsabschluss die politisch eingeschlagenen Wege zu einer hohen Arbeitslosigkeit und überforderten Bürokratie. Wien hungert den Bund aus. Wien hungert aber auch die Bezirke aus. Wien bekennt sich zur roten Farbe, wenn es um den Sparkurs in Bildungs-, Forschungs- und Frauenpolitik geht. Wien setzt den Rotstift an und versucht, den Bund dafür zur Verantwortung zu ziehen. Wien braucht eine starke politische Aufsicht einer konkreten Opposition zu diesem Rechnungsabschluss, zu dieser Budgetpolitik. 

Nehmen wir den Bildungsbereich exemplarisch her, wie Sie verschleiern können. Ganz Wien rechnet derzeit nach, meine Damen und Herren. Ganz Wien wird mittlerweile kompetent im Verfassungsbereich, denn nur Wien versteht bisher die Kompetenzverteilung nicht. Die Kompetenzverteilung sieht ganz klar vor, dass über den Finanzausgleich - und ich kann das nur immer wieder neu vorlesen, weil diese Zahlen scheinen immer wieder in Vergessenheit zu geraten - auf 14,5 Volkschülerinnen und Volkschüler ein ganzer Dienstposten kommt. Legen Sie von der Mehrheitsfraktion doch endlich offen, warum Sie dann eine Klasse erst mit 26 eröffnen? Auf 10 Haupt-
schüler und Hauptschülerinnen kommt ein Lehrer. Warum haben wir hier bis zu 30 Schülerinnen und Schüler? 

Um herauszufinden, was hier passiert, haben wir die Eltern informiert, haben Lehrerinnen und Lehrer informiert, haben wir Schulleiterinnen und Schulleiter informiert, ja, wir haben auch die Bezirksschulinspektorinnen und -inspektoren informiert. Herr Vizebürgermeister, klären Sie uns doch alle miteinander auf, wo die Ressourcen bleiben, die der Minoritenplatz hier ins Rathaus überweist! Wo sind diese Ressourcen? Scheuen Sie die Kontrolle nicht! Scheuen Sie nicht die Nachvollziehbarkeit! Stellen Sie dar, was welche Schule bekommt, denn das entspricht auch dem modernen Standard eines Verwaltungsmanagements! Das muss jeder kleine Betrieb tun, dass er darstellt, welche Personalkosten er in welcher Filiale hat. Stellen Sie das auch für die Pflichtschulstandorte in Wien dar, wer welche Ressourcen bekommt und stellen Sie dann nämlich fest, dass diese Ressourcen fehlen! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich sage Ihnen, es geht nicht um ein paar Dienstposten. Es geht in Summe um jeden vierten Dienstposten, den der Bund für den Unterricht zahlt! Sie wissen im Privatschulwesen sehr genau, wie die Kompetenzverteilung in Ihrer Rolle als Schulerhalter ist. Sie wissen dort bei den konfessionellen und privaten Schulen ganz genau: Schulerhaltungsaufgabe ist es, für das Gebäude zu sorgen, Schulerhaltungsaufgabe ist es, für neue Medien, für Unterrichtsausstattung zuständig zu sein, aber auch für die Tagesbetreuung. Und wir, meine Damen und Herren, haben festgestellt, diese Kompetenzverteilung kennt die Stadt und das Land nicht! Das schreibt sogar die Gewerkschaft, die sozialistische, dass jetzt an der Nachmittagsbetreuung gekürzt wird. Aber warum wird gekürzt? Weil verschleiert worden ist, dass bisher die Stadt Wien diese Tagesbetreuung nicht zahlen wollte und dafür fälschlicherweise Budgetmittel verwendet hat, die eigentlich für den Unterricht vorgesehen waren, denn Tagesbetreuung, Nachmittagsbetreuung ist Sache des Schulerhalters, ist Sache der Gemeinde Wien! (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn wir also hochrechnen, um welche Budgetsummen es da geht, dann rechnen wir einmal hoch, dass bis zu 25 Prozent der vom Bund finanzierten Dienstposten nicht am Schulstandort ankommen und dann rechnen wir einmal nach, um wie viel Geld es bei diesem Budget geht. Gehen wir davon aus, dass so ein Pflichtschullehrer rund 41 000 EUR kostet im aktiven Bereich, weil da die Pension angesprochen wurde. Und gehen wir davon aus, dass 2 500 Lehrerinnen und Lehrer falsch eingesetzt sind, dann erspart sich dieser Vizebürgermeister in seinem Budget 100 Millionen, 100 Millionen Sparbudget an dieser Bildungspolitik, weil die Kompetenzverteilung zwischen Bund, Land und Gemeinde ein-
fach nicht wahrgenommen und zur Kenntnis genommen werden will! (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn so viel Geld im Spiel ist, zahlen sich selbstverständlich Intransparenz, die Rechnungshofkritik und die Nichteinhaltung von Gesetzen und Bundesrichtlinien schon aus. Und dass es überhaupt eine Bundesrichtlinie braucht, in der Sie aufgefordert werden, transparent zu sein, ist auf Wien zurückzuführen, weil Sie ganz einfach Ihre Daten nicht offenlegen! Und auch heute haben Sie sich schon wieder versprochen, besprochen und widersprochen, denn, Herr Klubobmann Oxonitsch, Sie reden von 700 zusätzlichen Lehrern, die kommen und der Bür-
germeister hat im letzten Gemeinderat von 900 Lehrern geredet! Also wir sind wieder bei 200 Lehrern, sehr salopp, und so könnten wir die ganzen Reden durchforsten. Sie wissen bis heute nicht, sind es 700, sind es 900, wie viel Sie überhaupt extra über den Finanzausgleich kriegen und genauso salopp gehen Sie mit diesen Summen um! (Beifall bei der ÖVP.)
Das sind halt wieder 8 Millionen, aber was sind schon 8 Millionen im Vergleich dazu, dass man lieber intransparent bleibt und unseren Kindern eine gute Qualität in der Bildung vorenthält! 

Die Rechnungshofkritik, meine Damen und Herren, wurde sehr lapidar beantwortet. Der Rechnungshof stellt fest, dass Daten, Zahlen und Materialien vernichtet wurden und ein Personalcontrolling fehlt. Er stellt fest, dass künftig die Planungsdaten lückenlos aufzuheben sind. Also meine Damen und Herren, ist das mit Steuergeldern nicht eine Selbstverständlichkeit, dass Sie Daten aufheben? Muss darum der Rechnungshof hier schon hineinschreiben, dass Daten aufzuheben sind? 

Aber noch besser ist, wie Sie mit diesen ganzen Empfehlungen umgehen, mit Empfehlungen, Herr Klubobmann, die sich genau mit unseren Empfehlungen decken. Ich weiß, da wollen Sie jetzt gerne weghören, weil diese Empfehlungen (Aufregung bei GR Christian Oxonitsch.) wollen Sie nicht wahrnehmen! Sie haben die Bundesrichtlinien nicht eingehalten, weil Sie keine Transparenz wollen und Sie wollen auch nicht den Empfehlungen des Rechnungshofs folgen und hier darstellen, wie und mit welchen Maßnahmen die Sprachkompetenz von Kindern jetzt tatsächlich gefördert ist. (GR Christian Oxonitsch: Und warum beklagt sich Ihr Kollege aus Niederösterreich auch darüber?) 

Und jetzt kommen wir noch zu einem, Herrn Klubobmann! (GR Christian Oxonitsch: Wenn Sie wieder 250 wegkürzen! 250 Lehrer! Wenn Sie wieder 250 wegkürzen!) Ja, ich sage Ihnen, wenn Sie einen Betrieb führen würden... (GR Christian Oxonitsch: Auch in Niederösterreich fehlen Hunderte Lehrer!) Ich kann Ihnen sagen, dass Wien... (GR Christian Oxonitsch: Hunderte Lehrer fehlen auch in Niederösterreich!!) Ja, ich sage Ihnen das: Erstens hat es der Landesschulratspräsident für Niederösterreich durchgerechnet und ist draufgekommen, dass genau so eine Senkung möglich wäre, wenn es ein klares Bekenntnis in der Größe der Schulen gibt. Wien hat keine klare... (GR Christian Oxonitsch: 250 Lehrer fehlen!) Wien hat... (GR Christian Oxonitsch: 250 Lehrer fehlen!) Die topographische Entwicklung von Wien im Vergleich zu Niederösterreich erkläre ich Ihnen gerne. Kennen Sie in Wien Berge, kennen Sie in Wien Täler, kennen Sie in Wien Schulwege, die länger als eine Viertelstunde dauern? Ich nicht. (GR Christian Oxonitsch: 250 Lehrer! 250 Lehrer!)
Ja, also Sie schließen die Schulen lieber, weil Sie keine Kleinstschulen wollen! (Große Aufregung bei GR Christian Oxonitsch.) Niederösterreich schließt keine Kleinstschulen, sondern erhält sie. Aber wir können uns über all das einigen (GR Christian Oxonitsch: Überall fehlen Hunderte Lehrer!), wenn wir gemeinsam festlegen, dass pro Schule der Dienstpostenplan offengelegt wird! Ich will ja gar nichts beschönigen, wenn Sie am Ende des Weges vielleicht Recht haben, aber legen Sie die Daten endlich offen und reden Sie nicht immer von anderen Bundesländern, sondern konzentrieren Sie sich einmal auf Wien, das keine Kleinstschulen hat (GR Christian Oxonitsch: Überall fehlen Hunderte Lehrer!), das überfüllte Klassen hat... (GR Christian Oxonitsch: Fehlen sie oder fehlen sie nicht?) Ja, und unsere Lehrerinnen und Lehrer sagen uns alle, diese Ressourcen kommen nicht an. (GR Christian Oxonitsch: Fehlen sie oder fehlen sie nicht?) Warum kommen Sie denn nicht an? Sind Sie vielleicht in der Löwelstraße? So mancher hat ja schon gemeint, dort könnten Sie die EDV betreuen! (Beifall bei der ÖVP.)

Aber das alles müssen Sie lieber Ihren Lehrerinnen und Lehrern erklären. Uns und dem Rechnungshof müssen Sie nur erklären, warum Sie Daten vernichten, nicht offen legen, warum Sie Schulgesetze nicht einhalten, warum Sie Bundesrichtlinien nicht einhalten und am Ende des Weges damit ganz einfach auf Kosten des Bundes Ihr Budget sanieren wollen.

Aber kommen wir noch zu einem weiteren Bereich, Herr Vizebürgermeister, kommen wir zu dem Bereich, dass der Bund Wien 20 000 AHS-Plätze in der Unterstufe mehr zahlt, als er allen anderen Bundesländern vergleichbarer Größenordnung zahlt. Ich weiß schon, das ist eine Summe, die Sie nicht gerne hören, denn Sie sparen ja an diesen 20 000 Unterstufenschülerinnen und -schülern. Sie ersparen sich hier und wir haben uns erlaubt, auch das hochzurechnen, Herr Vizebürgermeister, Sie ersparen sich 1 Milliarde! Wir kommen also auch hier zur BAWAG und ÖGB-Milliarde. Dort sind es 3,5, hier ist es schon 1 Milliarde, vielleicht kommen wir im Zuge unserer Rechnungen noch auf weitere. (GR Dipl Ing Martin Margulies, kopfschüttelnd: So wie Sie reden schon!) Folgen Sie unseren Rechenbeispielen, Sie sind ja Mathematiker, folgen Sie denen! Wenn Sie nämlich um 20 000 AHS-Plätze mehr haben, ersparen Sie sich 75 Kooperative Mittelschulstandorte. Wenn Sie nicht das Prestigeprojekt Monte Laa hernehmen, über das wir heute sicher noch diskutieren werden, sondern eine durchschnittliche Kooperative Mittelschule mit rund 15 bis 20 Millionen EUR in der Errichtung, dann kommen Sie bei 75 Standorten - rechnen Sie mit - auf 1 Milliarde. 1 Milliarde hat sich diese Stadt in der Zwischenzeit auf Kosten des Bundes erspart! Stellen Sie diese den Schulen zur Verfügung, dann haben nicht 70 Prozent der Ar-
beitssuchenden ohne Pflichtschulabschluss ihren Standort in Wien, sondern dann haben wir die Durchlässigkeit unseres Bildungssystems auch in dieser Stadt sichergestellt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wien hungert den Bund aus, Wien hungert die Bezirke aus. Hören Sie mit diesem Hungersparkurs auf. Senken Sie endlich die Arbeitslosigkeit durch eine bessere Bildungspolitik, durch eine bessere Budgetpolitik. Schaffen Sie Transparenz als ersten Schritt und beginnen Sie mit uns zu rechnen, dann werden die Schülerinnen und Schüler jene Ressourcen haben, die ihnen tatsächlich zustehen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frauenberger. Ich erteile es ihr. 

GRin Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte die Polemik und die Unterstellungen, die hier gekommen sind, nicht kommentieren. Auf eines möchte ich aber schon eingehen: Was uns sehr erschüttert, das sind diese sozial zynischen Äußerungen, die wir in den letzten 20 Minuten hier tatsächlich hören mussten und die erklären von selbst, wo nämlich die ÖVP tatsächlich Nummer 1 ist, nämlich im Kaputtsparen, im Umverteilen von Arm zu Reich und im bewussten falschen Interpretieren von Zahlen, um damit auch bewusst wiederum Bürgerinnen und Bürger zu täuschen. (Heiterkeit bei der ÖVP.)
Aber reden wir über den Rechnungsabschluss 2005. Was ist ein Rechnungsabschluss? Ein Rechnungsabschluss ist letztendlich eine Evaluierung eines politischen Weges und zwar eines sehr erfolgreichen Wiener Weges. Der Rechnungsabschluss stellt letztendlich eine - sagen wir einmal so - Abrechnung mit unserer Politik dar und zwar eine Abrechnung, auf die wir als Wiener SPÖ sehr, sehr stolz sind. Wir sind sehr, sehr stolz auf unsere Wirtschafts- und Finanzpolitik. Und die Diskussionen, die Sie hier immer wieder abführen, sind letztendlich Diskussionen, die immer wieder demselben Ritual folgen, nämlich die Opposition stimmt gegen den Rechnungsabschluss so wie ihn die Regierung vorlegt und die Opposition sagt, das tut sie zurecht. Wir sagen Ihnen an dieser Stelle immer und immer wieder, das ist nicht zurecht. 

Die Auseinandersetzungen zu diesem Rechnungsabschluss sehe ich als ausgesprochen sinnvoll. Sie sind wichtig, sie sind unentbehrlich für die Politik in dieser Stadt. Sie sind auch demokratiepolitisch unentbehrlich. Das einzige ist nur, desto länger die Debatte zu diesem Rechnungsabschluss dauert, desto realitätsverlorener werden diese Diskussionsbeiträge. Sie verlieren auch den Bezug zur Realität, in der Wien letztendlich seine Politik macht, die Rahmenbedingungen, in denen Wien seine Politik macht und mit denen Wien konfrontiert ist. Und wir tun nicht nur so, wie Sie uns das heute schon unterstellt haben, sondern es ist so. Es ist so, dass an vielem der Bund schuld ist und dass nicht alles, was in den letzten sechs Jahren Tag für Tag zerstört wurde, tatsächlich von Wien aufgefangen werden kann. Meine Damen und Herren, das ist unmöglich! Wir werden hoffentlich - und ich bin da sehr zuversichtlich - bald die Gelegenheit haben, diese zerstörerische Politik durch unsere Aufräumarbeiten wiederum ins rechte Lot zu bringen.

Ich möchte an dieser Stelle jetzt einmal ein paar Punkte nennen, mit welchen Zielen wir in das Budget 2005 hineingegangen sind. Wir haben uns der sozialen Frage unserer Zeit gestellt, nämlich der Frage der Rekordarbeitslosigkeit in Österreich und der wachsenden Zahl von Menschen, die arbeiten, damit aber nicht mehr genug verdienen beziehungsweise von dieser Arbeit nicht mehr leben können und die zunehmend immer mehr und mehr auseinander gehende Einkommensentwicklung, auch wenn das die Regierung offenbar nach wie vor nicht wahrhaben will. 

Der Wiener Weg ist im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit eigentlich auf drei Pfeilern aufgestellt. Der erste Pfeiler in der proaktiven Arbeitsmarktpolitik ist der, dass wir bei den Beschäftigten ansetzen wollen und hier Maßnahmen setzen, um Wienerinnen und Wiener vor dem Jobverlust zu bewahren und Maßnahmen setzen, um dieser Bedrohung vorzubeugen. Der zweite Pfeiler ist die zielgerichtete Hilfe, wenn es tatsächlich zur Arbeitslosigkeit kommt und die Unterstützung beim Strukturwandel, in dem wir uns alle befinden. Der dritte Pfeiler, und auf das wurde heute schon vom Herrn Vizebürgermeister hingewiesen, ist unser sehr ernsthafter Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit und zwar durch die Sicherung der beruflichen Erstausbildung, denn da geht es um die Zukunft und um die Perspektiven junger Menschen. 

Das Wiener Beschäftigungssystem befindet sich, wie ich gesagt habe, in einem massiven Wandlungsprozess und im Hinblick auf die Rahmenbedingungen, in denen wir unsere Politik machen, sind wir ganz sicher in der richtigen Richtung unterwegs. Gut ausgebildete Beschäftigte in einer wissensbasierten Gesellschaft sind ein wesentlicher Erfolgsfaktor auch in unserer Politik.

Apropos Bildungspolitik vielleicht in Kontext gestellt mit der Arbeitsmarktpolitik: Überall in Österreich fehlen viele Hundert Lehrerinnen und Lehrer. In Wien sind es 700! 700, die wir brauchen, um die Bildungspolitik und die Pädagogik umsetzen zu können, von der wir überzeugt sind, dass sie letztendlich jungen Menschen in dieser Stadt eine Zukunft geben werden und der arbeitsmarktpolitische Kontext wird deshalb erwähnt, weil das auch 700 Arbeitsplätze sind, die wir in dieser Stadt natürlich gut brauchen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur frauenpolitischen Dimension in der Arbeitsmarktpolitik: Um die Arbeitsmarktsituation für Frauen tatsächlich verbessern zu können, fahren wir eine sehr, sehr offensive arbeitsmarktpolitische Strategie. Im Mittelpunkt stehen natürlich Aus- und Weiterbildungsprogramme auch im WAFF, die letztendlich mithelfen, die Benachteiligungen von Frauen am Arbeitsmarkt zu verringern. In den letzten acht Jahren ist die Zahl der berufstätigen Frauen in Wien kontinuierlich gestiegen. Das Zahlenverhältnis zwischen den beschäftigen Männern und Frauen am Wiener Arbeitsmarkt ist mittlerweile nahezu fast ausgeglichen. Das zeigt, dass trotz der schwierigen Arbeitsmarktsituation die Frauen auf dem Wiener Arbeitsmarkt wesentlich bessere Rahmenbedingungen und höhere Jobchancen vorfinden als im Österreichdurchschnitt. Aktive frauenspezifische Arbeitsmarktpolitik soll insbesondere auch einer geschlechterspezifischen Zuordnung entgegen wirken. Hier gibt es mittlerweile sehr, sehr viele erfolgreiche Maßnahmen in der aktiven und in der proaktiven Arbeitsmarktpolitik in Wien. 

Frauenpolitisches Ziel der Wiener SPÖ ist und bleibt die eigenständige Existenzsicherung von Frauen. Wir sind sehr, sehr stolz, dass mit 77 Prozent Erwerbsquote hier ein ganz wesentlicher Faktor erfüllt wird, um diesem Ziel der eigenständigen Existenzsicherung nahe zu kommen. Wir werden in der Spezialdebatte sicher noch genug Gelegenheit haben, diese Vielzahl an frauenpolitischen Maßnahmen zu diskutieren, die in dieser Stadt gemacht werden, um dieses Ziel der Gleichstellung von Frauen und Männern in allen Lebensbereichen dieser Stadt zu erhalten beziehungsweise zu erreichen. Arbeitsmarktpolitik, Mädchenförderung, Frauenförderung, Gleichstellungsinitiativen und Gewaltprävention, all das wird in der Spezialdebatte debattiert werden. Aber gemeinsam mit diesem arbeitsmarktpolitischen Schwerpunkt ist das unser Wiener Weg zur eigenständigen Existenzsicherung. 

Generelles Ziel ist es natürlich, die durchgängige Erhöhung der Qualifikation der Wiener Arbeitskräfte zu erreichen und somit einen Beitrag zur beruflichen Mobilität der ArbeitnehmerInnen auf diesem Arbeitsmarkt zu erreichen. Hier geht es nicht immer nur um Zahlen. Hinter all diesen Zahlen stecken immer wieder Menschen, Frauen und Männer am Wiener Arbeitsmarkt, denen wir mit unserer Politik und mit unseren innovativen Lösungen eine Chance geben. Tatsache ist, wir haben 2005 so viele Maßnahmen gesetzt, teilweise ergänzend, teilweise substituierend zu dem, was der Bund getan hat. Tatsache ist, wir haben als einziges Bundesland mit gesunkenen Arbeitslosenzahlen und mit einer niedrigeren Arbeitslosenquote einen Erfolg erzielen können. Der Nettorückgang sind über 1 000 Personen, 1 075 Personen. Sie können hier Ihre Statistiken strapazieren und interpretieren (StR DDr Eduard Schock: Umgeschulte! Umgeschulte!) wie Sie wollen. Das ist letztendlich die (Aufregung bei der ÖVP.) tatsächliche Zahl. (StR DDr Eduard Schock: Umgeschulte! Die sind alle nicht am Arbeitsmarkt!) Das ist das, was Wien mit seiner aktiven Arbeitsmarktpolitik geschafft hat. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn wir schon über Investitionen reden, nur noch eine Zahl dazu: Im Bund wurden 2005 im Gesamtbudget laut dem Budgetbericht des Bundes 22,6 Prozent investiert und in Wien haben wir 72 Prozent Steigerung bei den Ausgaben für die aktive Arbeitsmarktpolitik. Diese kontinuierlichen Investitionen zeigen, dass wir auf dem richtigen Weg sind. Neben all diesen Maßnahmen, die wir hier setzen, denke ich mir, muss man schon auch sagen, dass der Bund derzeit in einem Wahljahr in aktive Arbeitsmarktpolitik investiert, aber die Frage ist nur: Was ist 2007? Wie geht es da dann weiter, während wir eben diese kontinuierlichen Investitionen und eine nachhaltige Arbeitsmarktpolitik machen? 

Neben diesem Regelbudget, das dem WAFF zur Verfügung steht, gibt es natürlich auch den territorialen Beschäftigungsfakt Sondermittel, die wir auch heranziehen, um gegen Jugendarbeitslosigkeit zu kämpfen, aber auch um mittels Stiftungsmaßnahmen Wienerinnen und Wienern, deren Unternehmen entweder in Konkurs gegangen sind oder die verlagert worden sind, umzuschulen, denen wir neue Jobs vermitteln und denen wir damit letztendlich auch eine neue Chance geben wollen.

Ich möchte an dieser Stelle konkret zum WAFF kommen und zum Erfolgsprogramm des WAFF, der durchaus keine Doppelstruktur ist. Aber da könnten Sie sich auch einmal mit den Kolleginnen und Kollegen der eigenen Fraktion auseinander setzen, die eine Ahnung haben, wie das Ganze aufgestellt ist. WAFF und AMS bilden letztendlich eine Klammer, eine sehr erfolgreiche Klammer im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. Das Arbeitsprogramm, das letztendlich vom Kuratorium des WAFF 2005 beschlossen wurde, umfasste 42 Millio-
nen EUR, weitere 9,5 Millionen EUR werden für Jugendliche im Auffangnetz reserviert. Somit kommt es in der Arbeitsmarktpolitik zu einem Gesamtbudget von mehr als 51 Millionen EUR. Das Arbeitsprogramm des WAFF beinhaltete 2005 die Fortführung von bewährten Instrumenten zur Förderung der beruflichen Entwicklungschancen von Beschäftigten in Wien, zur Unterstützung von Arbeitssuchenden bei der Integration in den Arbeitsmarkt und zur Unterstützung von Unternehmen.

Wien hat die Wiener Wirtschaft gefördert und zwar so, dass sie mehr Arbeitsplätze schaffen konnte. Gering qualifizierte Personen tragen eben einmal ein erhöhtes Arbeitslosigkeitsrisiko. Die Anhebung dieses Qualifikationsniveaus der Wienerinnen und Wiener ist letztendlich das Ziel der proaktiven Arbeitsmarktpolitik des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, auf den ich in diesem Zusammenhang sehr, sehr stolz bin.

Die Sondermittel wurden auch österreichweit für eine sehr einzigartige Innovation in der Arbeitsmarktpolitik eingesetzt, die ich ganz, ganz kurz beschreiben möchte, nämlich die Innovation des Personalfinders. Hier übernimmt der WAFF für Unternehmen, die Arbeitskräfte suchen, die Personalvorauswahl unter arbeitslos gemeldeten Wienerinnen und Wienern, eine Initiative, die unter anderem auch auf Grund der latenten Personalmangeldiskussion im AMS notwendig wurde. 

Über das beschlossene Arbeitsprogramm hinaus und den dargestellten Personalfinder gibt es natürlich auch noch andere Schwerpunkte: Schwerpunkt über die SozialhilfeempfängerInnen, die Bildungsoffensive PISA Plus, die Förderung der Betriebsnachfolge und die Schwerpunkte im Gesundheits- und Pflegebereich.

Lassen Sie mich noch etwas zu den SozialhilfempfängerInnen ausführen. Wir haben hier einen Schwerpunkt gesetzt, der arbeitsmarktpolitisch auf Grund dessen, dass sich die Zahl der Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfänger in dieser Stadt seit Antritt dieser Bundesregierung mehr als verdoppelt hat, sehr, sehr notwendig geworden ist. Mit der Erweiterung der Maßnahme “Jobchance im WAFF“ konnte unser Angebot für diese Zielgruppe ergänzt oder verstärkt werden und vor allem RichtsatzergänzungsempfängerInnen werden bei der Suche nach einer neuen Beschäftigung verstärkt unterstützt. Durch die Integration in den ersten Arbeitsmarkt sollen diese Menschen wieder zu einem existenzsichernden Arbeitseinkommen kommen. Das ist letztendlich, wenn wir von der Politik für arbeitslose Menschen sprechen und wenn wir von der Politik im sozialen Sinne sprechen, oberstes Ziel. Nicht nur bei den Frauen, wie ich es vorhin schon erläutert habe, sondern in der gesamten Arbeitsmarktpolitik geht es um die eigenständige Existenzsicherung.

Darüber hinaus sind wir jetzt 2006 auch dabei, ein gemeinnütziges Beschäftigungsprojekt für junge SozialhilfeempfängerInnen und RichtungsergänzungsbezieherInnen vorzubereiten, um auch da einen weiteren Beitrag zu leisten, diesen Menschen eine Perspektive, eine Chance am Arbeitsmarkt zu geben. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist der Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit. Wir haben als Bundesland und als Stadt unseren Beitrag dazu geleistet, jungen Menschen eine Ausbildung zu garantieren und ihnen damit eine berufliche Zukunft zu geben, einen Platz in der Gesellschaft zu sichern und ihnen ein Leben in Menschenwürde und mit Selbstwertgefühl möglich zu machen. Die Sicherung von Ausbildungsplätzen für Jugendliche und die Unterstützung von Jugendlichen beim Einstieg ins Berufsleben hat in unserer Arbeitsmarktpolitik höchste Priorität. Auf die integrationspolitische Dimension hat der VBgm Sepp Rieder bereits hingewiesen. Wir setzen bei der Unterstützung von Jugendlichen beim Eintritt in die Berufsausbildung beziehungsweise in den Arbeitsmarkt auf eine sehr abgestimmte Vorgangsweise, beziehen da alle beteiligten Organisationen ein und sind auch sehr, sehr stolz auf die Erfolge des von uns eingeführten Instruments im Jahr 2004, nämlich auf das “Landesforum für Lehrlingsausbildung“.

Ich darf eine Zahl wiederholen: Vom WAFF wurden im Jahr 2005 insgesamt 4 341 Jugendliche beim Berufseinstieg unterstützt und davon der größte Teil über das Auffangnetz Jugendliche. Die qualitätsvolle und ausreichende Ausgestaltung dieses Auffangnetzes hat natürlich unsere größte Aufmerksamkeit. Darüber hinaus gab es 2005 die Vorbereitungen für 1 000 Ausbildungs-
plätze in Lehrlingsstiftungen. Auch darauf wurde schon hingewiesen. Lehrlingsstiftungen sind auf die gesamte Lehrzeit bis hin zur Lehrabschlussprüfung ausgelegt und sollen vor allem für innovative Berufe für Frauen, für Berufe mit besonders arbeitsmarktpolitischer Nachfrage und für zukunftsorientierte Berufe angeboten werden.

Darüber hinaus förderte der WAFF 2005 natürlich eine Reihe von Unterstützungen zum Berufseintritt von Jugendlichen und mit dem 5-Punkte-Programm, das von VBgm Sepp Rieder schon dargestellt wurde, bieten wir den Jungen die Perspektive, die sie brauchen.

Mein nächstes Thema sind die neuen Beschäftigungsformen. Die Beschäftigungsentwicklung in Wien war 2005 von einem mäßigen Wachstum der Standardbeschäftigung und einem stärkeren Zuwachs bei den neuen Erwerbsformen gekennzeichnet. Wir haben uns mit dieser Frage politisch intensiv auseinander gesetzt und fragen uns, ob es hingenommen werden muss, dass Menschen zunehmend in diesen geringfügigen Beschäftigungen arbeiten und leben müssen und mit dem Einkommen daraus meistens kein Auskommen finden.

Es mag schon sein, dass ein Teil davon wirtschaftlichen Entwicklungen sozusagen zuzuführen ist, aber letztendlich braucht es hier eine Strategie, mit der wir der Entwicklung gegensteuern. Wien ist da sehr aktiv, das ist auch schon ausgeführt worden. Das Bildungskonto gilt auch für neue Selbstständige im WAFF. Es gibt zahlreiche Förderprogramme, die von diesen Menschen in den neuen Beschäftigungsformen auch konsumiert werden können. Kleinstunternehmen werden gefördert. Die Infrastrukturunterstützung des WAFF geht natürlich auch an diese sehr kleinen. oft Einzelpersonenbetriebe. Und es gibt eine sehr, sehr enge Zusammenarbeit mit dem Sozialressort, um eben hier einen Ausbau der Jobchance zu sichern. 

Es geht letztendlich darum, politisch diese Menschen in diesen neuen Beschäftigungsformen arbeits- und sozialrechtlich abzusichern und im Falle von Auftrags- beziehungsweise Jobverlust auch den Absturz in die Sozialhilfe zu verhindern. Hier ist Wien auf dem richtigen Weg, hat sich aus meiner Sicht sehr zeitgerecht mit diesem Thema auseinander gesetzt und wir werden hoffentlich mit unseren Angeboten erfolgreich sein, die natürlich auch weiter zu entwickeln sind und wo es natürlich auch gerade in diesem Bereich innovative Ideen, proaktive arbeitsmarktpolitische Ideen braucht. 

Zu meinem letzten Thema, dem Gender Budgeting. Wir sind sehr, sehr stolz darauf, dass wir sowohl im WAFF, aber mittlerweile auch im Budget der Stadt Wien Gender Budgeting vorantreiben. Gender Budgeting setzt sich letztendlich mit der Frage auseinander, wie sich Ausgaben geschlechterspezifisch auswirken, ob sie Frauen und Männern zu Gute kommen und wie umgekehrt verhindert werden kann, dass der Einsatz von Mitteln besonders einer Gruppe zukommt und der anderen nicht, denn das wäre ja dann sachlich auch nicht gerechtfertigt. Wien hat sich mit dem Gender Budgeting letztendlich nicht nur eine Vorreiterrolle in Österreich erarbeitet, sondern wir haben damit auch eine europäische Benchmark gesetzt. Durch das Zusammenspiel der Projektstelle Gender Mainstreaming und der Verantwortlichen für Gender Budgeting im Budgetbereich haben wir einen weiteren wesentlichen Beitrag dazu geleistet, die Gleichstellungsinstrumente auszubauen, um ein gender-gerechtes Budget vorlegen zu können.

Weiter entwickelt wird das so, dass wir jetzt noch einen Index erarbeiten wollen, auch den Standard der Indikatorenbewertung, und nicht nur Lippenbekenntnisse betreiben, so wie das die Bundesregierung ja vorzüglich kann. Genau in dem frauenpolitischen Bereich, aber auch im Gender-Bereich, wollen wir letztendlich für die Wienerinnen und Wiener nachvollziehbare, spürbare gender-politische Ansätze finden und dementsprechend unsere Politik auch ausgestalten.

Wie zu Beginn schon gesagt, der Rechnungsabschluss ist eine politische Evaluierung unserer Budgetvorhaben und auch hier ist Wien dank der sozialdemokratischen Stadtregierung mit hohem sozialen Engagement anders, mit sehr innovativen Ideen, gegossen in ein Gesamtkonzept mit dem Titel “Politik für unsere Bürgerinnen und Bürger“. 

Wir haben unsere großen kommunalpolitischen Aufgaben, so wie sie heute Sepp Rieder schon zu Beginn dargestellt hat, erfüllt und wir werden daher mit großer Überzeugung diesem Rechnungsabschluss zustimmen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur allgemeinen Beratung des Rechnungsabschlusses liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

In der Präsidialkonferenz wurde für die Spezialdebatte folgende Redezeit verändert: Dem ersten Redner 25 Minuten, danach dann 15 Minuten. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Stark. Ich erteile es ihm. 

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zu Beginn der Diskussion der Geschäftsgruppe Finanzen und Wirtschaftspolitik darf ich gleich auf den größten Dienstgeber Wiens, auf die Klein- und Mittelbetriebe zu sprechen kommen. Fast 98 Prozent aller Wiener Betriebe beschäftigen 1 bis 49 Dienstnehmer und sind somit im Wesentlichen Klein- und Mittelbetriebe. Nur knapp 2 Prozent der Wiener Betriebe beschäftigen mehr als 50 Mitarbeiter. Auch die Firmenneugründungen in den letzten Jahren betrafen etwa 85 Prozent nicht protokollierte Einzelunternehmen, also Kleinbetriebe. 

Über die generelle Wichtigkeit dieser Betriebe herrscht ja bundesweite Einstimmigkeit. Einige Zitate dazu: Präsident Leitl: „Die österreichischen Klein- und Mittelbetriebe sind nicht nur das wirtschaftliche, sondern auch das soziale und gesellschaftliche Rückgrat Österreichs. Damit die KMUs ihre Aufgaben erfüllen und wettbewerbsfähig bleiben, sind sie aber im besonderen Ausmaß zu stützen.“ Oder Bundeskanzler Schüssel bei der EU-Kommission über das Wachstum und die Beschäftigung: „Besonderes Augenmerk soll dabei auf Klein- und Mittelunternehmen gelegt werden. Der stärkste Jobmotor, den es gibt, ist der Mittelstand.“ So Schüssel, und weiter: „Große Industrieunternehmen werden Arbeitsplätze bestenfalls halten und da und dort ausbauen, aber die wirkliche Jobmaschine sind die KMUs“, betont der Kanzler. 

Aber auch Sie, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, sehen die wirtschaftliche Zukunft bei den KMUs, wie Sie in Ihrem Einleitungsreferat erwähnt haben, aber auch in einem Interview des “WirtschaftsBlatt“ zum Städtetag 2006 Ende Mai auf folgende Frage geantwortet haben.

Die Frage lautete: „Die Stadt Wien setzt stark auf die Modernisierung ihrer Industrie. Wo geht es in den nächsten Jahren hin?“ Sie haben Folgendes geantwortet: „Unser Ansatz lautet, die Industrie der Zukunft wird ohne rauchende Schlote auskommen müssen. Gute Voraussetzungen dafür sind die über 50 Prozent Klein- und Kleinstunternehmen in der City.“ 

Anhand dieser und weiterer gleichlautender Erklärungen, nämlich von Politikern unterschiedlichster Fraktionen aus Bund, Land und Wirtschaftskammer, könnte man annehmen, dass Österreich und insbesondere Wien ein Eldorado für Klein- und Mittelbetriebe ist. Sie alle, meine sehr geehrten Damen und Herren, wissen, dass die Realität leider ganz anders ist. 

Ich habe schon bei der Budgetdebatte für das Jahr 2005 auf die Eigenkapitalausstattung dieser Betriebe hingewiesen. Die Eigenkapitalausstattung dieser Betriebe ist aber so dramatisch, dass ich sie wiederholen muss. Die traurige Realität und Zahlen: Betriebe, die 10 bis 49 Dienstnehmer beschäftigen, haben ein durchschnittliches Eigenkapital von 14 Prozent und Betriebe, die 1 bis 9 Dienstnehmer beschäftigen, haben überhaupt nur 2 Prozent Eigenkapital. Aber was noch viel dramatischer ist: Von den Betrieben mit 1 bis 9 Dienstnehmern haben 53,5 Prozent ein negatives Eigenkapital und von den Betrieben mit 10 bis 49 Beschäftigten haben immerhin 34,5 Prozent ein negatives Eigenkapital! Das bedeutet, dass 88 Prozent dieser Betriebe überschuldet sind oder sogar Krisenbetriebe sind.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, auf diese katastrophale Situation verweise ich hier schon seit vielen Jahren anlässlich der Budget- und Rechnungsabschlüsse mit dem Ersuchen an Sie, sich für diese Unternehmen einzusetzen. Konkrete Handlungen seitens des Landes Wien habe ich bisher leider keine feststellen können, sondern im Gegenteil: Für die Wirtschaftsförderung waren im Jahr 2000 noch 49 Millionen EUR reserviert, im Jahr 2005 waren es überhaupt nur noch 39 Millionen EUR und heute in Ihren einleitenden Worten haben Sie überhaupt nur noch von 35 Millionen EUR gesprochen. Aber diese 39 Millionen EUR wären um 10 Millionen EUR weniger und das ist bedauerlich, denn mit diesen 10 Millionen EUR könnten bis zu 1 000 Betriebe pro Jahr gerettet werden. Seit 2001, seit dieser Kürzung, wären es mehrere Tausend Betriebe gewesen. 

Vor einigen Monaten hat nun auch die Frau Wirtschaftskammerpräsident Jank festgestellt, dass es bei den KMUs Handlungsbedarf gibt. Schlagzeile im Wirtschaftsblatt: „Finanzierung: Laut Wirtschaftskammer Wien sind ein Drittel der KMUs bedroht.“ Und im Detail: „17 Prozent der 72 500 Wiener Klein- und Mittelbetriebe befinden sich in einer katastrophalen Situation. Sowohl die Eigenkapitalquote als auch die Umsatzrendite sind negativ. Nimmt man KMUs mit niedriger Eigenkapitalquote und niedrigem Gewinnversteuern dazu, sind 31 Prozent der Wiener KMUs extremst gefährdet. Dem stehen 15 Prozent der Wiener KMUs gegenüber, die mit einer Umsatzrendite von mehr als nur 5 Prozent und hohem Eigenkapital aufwarten können.“ So die Frau Wirtschaftskammerpräsidentin. 

Und was bedeutet dieses Zahlenmaterial, meine sehr geehrten Damen und Herren? Nun, 15 Prozent der Wiener KMUs sind finanziell und wirtschaftlich gut abgesichert. Aber bei 85 Prozent ist das Gegenteil der Fall, die stehen wirtschaftlich eben nicht gut da und 31 Prozent der Wiener KMUs sind leider extrem gefährdet. Überträgt man dies linear auf die Arbeitsplätze, könnte das für den größten Dienstgeber Wiens bedeuten, dass auch da ein Drittel aller Wiener Arbeitsplätze bei den KMUs in Gefahr sind.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, fast ein Drittel aller Arbeitsplätze sind gefährdet. Hier müssten doch die Alarmglocken läuten, hier ist dringendes Handeln geboten, wie auch ein Blick auf die Insolvenzstatistik zeigt. Aus dieser Insolvenzstatistik des Kreditschutzverbandes über das 1. Quartal 2006 geht hervor, dass in Wien die Firmenpleiten gegenüber den anderen Bundesländern weiter zunehmen.

Zum Beispiel die Schlagzeile: "Bei Firmenpleiten zeigt sich leichter Hoffnungsschimmer." 

Niederösterreich: In Niederösterreich entwickelt sich das Geschehen durchaus positiv, die Firmenpleiten sanken um 6,2 Prozent. 

Oder Burgenland: Im Burgenland ist die Lage nicht schlecht, es gibt einen Rückgang bei den Unternehmensinsolvenzen, die Pleiten sanken um 23,1 Prozent. 

Oberösterreich: In Oberösterreich haben die Firmenpleiten den Zenit bereits überschritten, 2 Prozent weniger. 

Oder Salzburg: In Salzburg gingen die Pleiten um 18,8 Prozent zurück. 

Vorarlberg: Vorarlberg verzeichnet einen Rückgang von 40 Prozent bei den Unternehmenspleiten. 

Und Wien? In Wien herrscht nach wie vor ein hohes Niveau, und das wird auch so bleiben. Die Firmenpleiten nahmen um 6,6 Prozent zu.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, betrachtet man die Insolvenzen in absoluten Zahlen, liegt Wien nach Kärnten am zweitschlechtesten Platz. Bei den Unternehmensinsolvenzen hat die Wiener Wirtschaft im 1. Quartal 519 Fälle zu verzeichnen gehabt, und das ist ein neuer negativer Rekord. Damit gehen in Wien etwa sechs Unternehmen pro Tag pleite. 

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, auch diese Statistik zeigt, dass für Wien Handlungsbedarf besteht und dass Wien seine Betriebe unterstützen müsste. 

Ich habe hier auch schon mehrmals das Beispiel Steiermark erwähnt. In der Steiermark hat man eine Pleiteholding für KMUs gegründet. Über die steirische Umstrukturierungsgesellschaft "STUG" sollen die Betriebe saniert und anschließend wieder verkauft werden. Ich darf den damaligen steirischen Wirtschaftslandesrat zitieren: „Es kommt oft zu Insolvenzen, obwohl die betroffenen Firmen nur relativ gering überschuldet sind. Solche Betriebe können mit nicht besonders hohem finanziellen Aufwand gerettet werden. Bei dieser Aktion rechnet das Land Steiermark sogar noch mit einem finanziellen Vorteil für das Land selbst, und zwar mit einer Rendite von 10 Prozent, die beim Wiederverkauf der STUG-Betriebe realisiert werden.“

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, ich habe Sie im Zuge der Budget- und Rechnungsabschlussdebatten schon mehrmals gefragt, ob solche Überlegungen nicht auch für Wien interessant wären. Leider habe ich von Ihnen diesbezüglich keine Antwort bekommen. Vielleicht arbeiten Sie schon an einem solchen Konzept. Es könnte aber auch sein, dass Sie die Meinung vertreten, dass dies für Wien nicht erforderlich ist, weil wir den Wirtschaftsförderungsfonds haben, oder dass die Bundesregierung an dieser Misere schuld wäre, oder was eben auch immer.

Es ist ja nicht so, dass sämtliche Mitglieder der Sozialdemokraten generell gegen eine solche Gesellschaft wären. Ich habe hier einen Pressedienst des Landesrates Emil Schabl von der SPÖ Niederösterreich und ich darf zitieren:

„Niederösterreichische Beteiligungsgesellschaft nach steirischem Vorbild als letzten Rettungsanker für die von der Schließung bedrohte Austria Frost regt Niederösterreichs SPÖ-Landesrat und Vorsitzenden der FSG-Fraktion im ÖGB Niederösterreich, Emil Schabl, an. Wir alle hoffen noch immer auf eine positive Lösung, aber wenn diese nicht eintreten sollte, so muss sich das Land engagieren. Was in der Steiermark so erfolgreich gelang, sollte auch in Niederösterreich gelingen. Mit der steirischen Umstrukturierungsgesellschaft ist es in unserem Nachbarbundesland gelungen, Unternehmen und Hunderte Arbeitsplätze, die vom Zusperren bedroht waren, zu retten." 

So der Pressedienst Ihres Niederösterreichischen Landesrates, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister. Ich darf Sie nochmals fragen, ob eine solche Gesellschaft nicht auch für Wien interessant wäre.

Mangels Eigenkapitals sind die Betriebe auf Fremdkapital angewiesen, und da komme ich schon zum nächsten Problem - auch auf dieses habe ich schon hingewiesen -, und zwar auf Basel II. Auch wenn Basel II für die Kleinbetriebe und für die überwiegende Anzahl der Mittelbetriebe nur sehr eingeschränkt vorgesehen ist und erst im nächsten Jahr wirksam wird, wirft es schon heute und auch in den nächsten Jahren seine negativen Schatten voraus. Die Banken haben bereits seit mehreren Jahren für ihre Kreditgewährungen ein eigenes Rating, egal, ob für Klein-, Mittel- oder Großbetriebe, geschaffen. 

Und was bedeutet das Rating für diese Betriebe? Nun, nicht nur, dass sich die Kreditkosten bei schlechtem Rating enorm erhöhen, gibt es für viele solcher Betriebe überhaupt keine Kredite mehr. Und was bedeutet das, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister? Nun, wenn die Betriebe von den Banken keine Überziehungsmöglichkeiten oder Kredite mehr bekommen und somit ihren Zahlungsverpflichtungen nicht mehr nachkommen können, sind sie zahlungsunfähig, also insolvent.

Ich darf diese Problematik präzisieren. Auf Grund bankinterner Vorgänge, zum Beispiel durch Übernahme neuer Eigentümer, wie zum Beispiel bei der Bank Austria, eventuell bei der BAWAG und so weiter, oder durch Veränderungen, durch neue Vorgaben und so weiter, könnte es zu neuen Richtlinien für Überziehungen bei den Krediten kommen und eine jahrelang geübte Praxis der mündlich vereinbarten Kontenüberziehungen könnte zum Beispiel ohne Vorwarnung von heute auf morgen gekündigt werden. 

Das Ergebnis, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, ist Zahlungsunfähigkeit, das heißt Insolvenz, obwohl sich beim kreditnehmenden Unternehmen nichts zum Negativen verändert hat. Im Gegenteil, wie ich in der Praxis mehrmals feststellen musste, haben Banken ihre Kreditgewährung trotz wesentlicher Verbesserung des Betriebsergebnisses zurückgezogen und zum Beispiel grundbücherliche Sicherstellungen in Anspruch genommen.

Ich habe diesbezüglich mit einer leitenden Mitarbeiterin einer großen Bank gesprochen. Diese Dame war vor 10, 15 Jahren Filialleiterin und sitzt jetzt in der Chefetage. Ich habe sie gefragt: „Frau Magister, früher haben Sie mich zum Mittagessen eingeladen, weil ich ihrer Filiale so viele Kunden geschickt habe, jetzt verärgert Ihre Bank diese jahrzehntelang treuen Kunden trotz hoher Bonität.“

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, wissen Sie, was ich zur Antwort bekam? „Unsere Bank ist an Gewerbetreibenden gar nicht mehr interessiert, auch wenn diese eine gute Bonität haben. Wir machen unser Hauptgeschäft im Osten.“ Ich glaube, Sie wissen, welche Bank ich meine. Und dann hat sie mir weiters gesagt: „Außerdem sind Kredite unter 100 000 EUR für uns ohnedies ein Verlustgeschäft, weil die bankinternen Kreditprüfungskosten mittlerweile so hoch sind, dass sich Kredite unter 100 000 EUR nicht mehr rechnen.“

Ich habe im Zusammenhang mit meinen Klienten viele diesbezügliche Bankgespräche geführt. Die Erfahrung der Kreditrestriktionen habe ich leider bei allen Banken feststellen müssen. Lediglich eine einzige Bank hat mir gegenüber erklärt, dass sie im Bereich des Kreditgeschäftes noch am Kundenkreis der Gewerbetreibenden beziehungsweise KMUs interessiert wäre. Ich sage den Namen der Bank nicht, Eigentümer dieser Bank ist über-
wiegend die Wirtschaftskammer. 

So, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, entstehen auch Insolvenzen. Nicht, weil sich die Ergebnisse der Unternehmen verschlechtert haben, nein, sondern weil die Banken schlichtweg nicht mehr wollen. Hier, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, müssten die Betriebe von der Politik unterstützt werden. (Beifall bei der FPÖ.)

Sprechen Sie bitte mit den Banken, übernehmen Sie Haftungen, gewähren Sie entsprechende Förderungen, anstatt die Wirtschaftsförderung zu kürzen. Und, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, auch dies ist ein Grund für Politverdrossenheit. 

Im März, also vor wenigen Wochen, wurde eine Umfrage in Familienbetrieben, also im Wesentlichen bei KMUs, durchgeführt und veröffentlicht. Auf die Frage, haben Sie den Eindruck, dass im Moment viel oder eher wenig für Familienunternehmen von politischer Seite unternommen wird, antworteten 59 Prozent der befragten Unternehmen mit "Nein, eher wenig" und 15 Prozent mit "Nein, gar nichts". 

Das bedeutet, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, dass 74 Prozent der Befragten die Meinung vertreten, dass für sie seitens der Politik wenig bis gar nichts unternommen wird. Und das ist traurig für uns Politiker, aber es ist besonders traurig für die regierenden Politiker. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Bitte an Sie, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister: Setzen auch Sie Schritte zur Stärkung des Eigenkapitals der Unternehmen zur Verhinderung unnötiger Insolvenzen. Ein Drittel aller Klein- und Mittelbetriebe in Wien sind extremst gefährdet, und somit auch ein Drittel aller Arbeitsplätze in Wien. Ich darf meine Forderung nach einem Eigenkapitalsstärkungspaket für Wien wiederholen und unterstreichen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! (Der Redner kommt mit einem Laptop in der Hand zum Rednerpult.)

Andere haben einen Spickzettel, ich habe halt den Computer, um geschwind nachzuschauen, um welche Daten es geht. Aber jedenfalls, ich mache es auch diesmal so kurz wie beim ersten Mal, denn ich warte immer noch auf einen Lösungsvorschlag für das unrichtige Budget. Wie gesagt, es ist um 1,1 Millionen EUR falsch. Ich bin auch gern bereit, dann im Laufe des Tages näher zu erklären, bei welchen Posten. Bislang bleiben wir aber bei den Einnahmen. 

Ich möchte ein bisschen das Mehr der Investitionen und Investitionsförderungen Darlehen, Baukosten et cetera ein bisschen beleuchten. Denn, wie gesagt, es ist schon die Wirtschaftsförderung selbst eigentlich zurückgegangen. Nicht viel, aber ein bisschen und zumindest das, was vom Wiener Wirtschaftsförderungsfonds oder an den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds vergeben wird, ist ein bisschen kleiner geworden. 

Nur die zentralen Punkte, wofür sich die Stadt Wien selbst lobt, wenn sie sagt, 1,6 Milliarden EUR, glaube ich, oder 1,5 Milliarden EUR sind ausgegeben worden für bauliche Instandhaltung, Baunebengewerbe et cetera. 

Wenn man sich diese Sachen aber genauer ansieht, dann kommt man drauf, der größte Teil dieser Ausgaben fließt entweder direkt an den Krankenanstaltenverbund, direkt in die Wiener Linien, in den Wohnbau, wobei die Förderung des Wohnbaues im Vergleich, zum Beispiel nur zum Rechnungsabschluss 2002 und auch zum Voranschlag, zurückgegangen ist. Die Förderung Wohnbau betrug im Rechnungsabschluss 2002 400 Millionen EUR, jetzt sind es nur mehr 357 Millionen EUR. 

Also, es ist nicht so, dass alles auf demselben Niveau bleibt. Aber es ist vor allem ein Spielen mit Hausnummern, solang man nicht ganz genau weiß, was sich tatsächlich für qualitativ sinnvolle Investitionen dahinter verbergen, und vor allem, welche zweckgewidmete Einnahmen sich auch dahinter verbergen. Das ist klar, dass beim U-Bahn-Zuschuss - und ich freue mich, dass die 
U-Bahn ausgebaut wird, wenngleich ich glaube, dass es in manchen Stadtteilen - aber das wären politische Entscheidungen gewesen, die schon vor 20 Jahren, 25 Jahren zu treffen gewesen wären - durchaus auch sinnvoll gewesen wäre, an der Oberfläche mit Schnellstraßenbahnen zu arbeiten und nicht alles in den U-Bahn-Bau zu investieren. Man hätte wahrscheinlich ein dichteres und engmaschigeres und trotzdem genauso schnelles Verkehrsnetz zusammengebracht. 

Nur, jetzt ist die U-Bahn da und selbstverständlich bin ich auch für den Ausbau der U-Bahn. Nur vergessen wir nicht, für die Wiener Linien bei diesen ganzen Investitionen, Kapitaltransfers, sind alleine für den U-Bahn-Bau 460 Millionen EUR, glaube ich, beziehungsweise für die Wiener Linien in Summe, vorgesehen. Für den U-Bahn-Bau ist es ein bisschen weniger. 

Bei den Kapitaltransferzahlungen: Der Krankenanstaltenverbund, wunderschön, aber was ist denn damit passiert? Wir wissen es ja, wir wissen ja, dass de facto damit nur die Löcher des Krankenanstaltenverbundes gestopft worden sind. Es wird ja deshalb nicht wirklich viel mehr Geld ausgegeben, sondern es wandert von der einen Seite der Stadt Wien zur anderen Seite der Stadt Wien. Und bei den Darlehen zur Investitionsförderung verbirgt sich im Großen und Ganzen wiederum nicht viel anderes dahinter als die eigenen Unternehmungen, der eigene Wohnbau. 

Und das ist die große Leistung der Stadt Wien? Das bezweifle ich. Insbesondere dann, wenn ich mir einnahmenseitig eben, wie gesagt, anschaue, dass die Zuweisungen und Zuschüsse gemäß dem Finanzausgleich massiv steigen, dass die Ertragsanteile an den Bundesabgaben massiv steigen. Und in dem Sinn ist es eine Selbstverständlichkeit, dass im Bereich Wirtschaftsförderung für bauliche Investitionen mehr ausgegeben werden muss, aber man muss sich deshalb dessen nicht rühmen. 

Die Stadt Wien hat - mit Ausnahme dessen, dass das jetzt ein rechnerisch falscher Rechnungsabschluss ist, der da liegt - ansonsten das Budget 2005 auch in diesem Bereich ganz auf das Wahljahr ausgerichtet gehabt. Das ist auch das Faszinierende, was man sieht, wenn man sich einen Rechnungsabschluss über Jahre hinweg ansieht. Man sieht die Wahlkonjunktur. 

2005 war ein Wahljahr, und die Stadt Wien hat mit der glücklichen Gnade, dass auf Grund der restriktiven Politik der Bundesregierung einerseits und andererseits, nachdem es wirklich de facto einige Nulllohnrunden gegeben hat, und die Inflationsrate dann angestiegen ist und damit auch mehr Kommunalabgabe fällig geworden ist - Niedriglohnrunden waren es, nicht Nulllohnrunden - aber Sie erinnern sich an die Abschlüsse in den Jahren 2002, 2003, 2004, da gab es immer relativ geringe Lohnabschlüsse, von 2004 auf 2005 war einmal österreichweit gesehen wieder ein bisschen ein Anstieg bei den Lohnabschlüssen und das hat sich sofort in der Kommunalsteuer niedergeschlagen. Das heißt, auf Grund glücklicher Umstände hat die Stadt Wien mehr Geld bekommen und damit hat die Stadt Wien, meines Erachtens mehr recht als schlecht, einige Wahlversprechen gemacht, die sie finanziert hat. Aber ist das eine besondere Leistung? 

Wenngleich ich nicht verhehlen möchte, dass das wahrscheinlich auch nicht so einfach ist. Und das ist das, wo ich manchmal in der Bank sitze und mir denke, was passiert da eigentlich, wenn es um Arbeitslosigkeit und um Wirtschaftsförderung geht. Haben alle miteinander noch nicht kapiert, dass es niemals ein “Bund gegen Wien“ in diesen beiden Bereichen oder ein “Wien gegen Bund“ geben kann, dass es auch keine Abgrenzung geben kann, für welchen Teil ist Wien alleine verantwortlich, für welchen Teil ist die Bundespolitik alleine verantwortlich. 

Wir wissen, der globale Bereich der Wirtschaftspolitik ist Bundespolitik, wir wissen, der globale Bereich der Arbeitsmarktpolitik ist Bundespolitik. Aber selbstverständlich kann Wien Impulse setzen, nur angesichts der Arbeitslosenzahlen, und ich sage es ganz offen, auch als Wirtschafts- und Budgetsprecher der GRÜNEN, bei dieser Bundespolitik kann man wahrscheinlich in Wien gar nicht so viel Geld in die Hand nehmen, um die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, das ist nicht möglich. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Aber geh, Herr Kollege!) Weil Sie das gerade gesagt haben, Herr Kollege Aichinger, was sind denn die wirklich tollen Errungenschaften der Regierung Schüssel, außer die höchste Arbeitslosigkeit seit 50 Jahren? Sie werden es uns dann ohnedies erklären, aber nichtsdestoweniger, ich erlaube mir einen kurzen, prägnanten Blick von außen und da sehe ich hohe Arbeitslosenzahlen, aber sanft steigende Gewinne, sehr viele kleine Kleinst- und Einzelpersonenunternehmen, die mittlerweile auch für sehr viele Privatkonkurse verantwortlich sind, und auf der anderen Seite auch von der Europäischen Ebene vorangetriebene wirtschaftspolitische Entscheidungen, die die großen und multinationalen Konzerne begünstigen und wo nach wie vor die Aktienkurse in die Höhe schnellen, wenn wieder einmal so ein internationaler Konzern ein paar Tausend Leute entlässt. 

Ja, so ist die globale Wirtschaftspolitik. Österreich ist treibende Kraft in dieser globalen Wirtschaftspolitik und deshalb sage ich ganz bewusst, man kann von Wien aus die europäische und die österreichische Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik nicht komplett konterkarieren, aber Sie hätten sich, insbesondere als Unternehmergemeinde Wien, sage ich einmal, nicht rühmen müssen, dass man durch Einsparungen, durch Personaleinsparungen, dazu beigetragen hat, die Arbeitslosigkeit in Wien zu erhöhen. Es werden auf der einen Seite 52 Millionen EUR in die Arbeitsmarktförderung gesteckt - wir alle wissen, dass es in der Arbeitsmarktförderung zum Teil super Kurse gibt, aber auch viele sinnlose Kurse, aber die Stadt Wien freut sich sogar noch darüber, dass sie selber Personal abbaut, sowohl bei den Lehrerinnen und Lehrern als auch in anderen Bereichen, und das ist absurd. 

Ich komme daher, weil ich versprochen habe, es ganz kurz zu machen, schon zum Schluss. Ich glaube, dass eine sinnvolle Investitionspolitik und eine sinnvolle Wirtschaftspolitik in Wien tatsächlich darüber hinaus gehen muss, die eigenen Unternehmen, entweder direktes Unternehmen der Stadt Wien oder Wiener Stadtwerke Holding, Wien Holding, direkt zu subventionieren - subventionieren ist falsch - sondern darüber hinaus gehen muss, diese zu finanzieren. Ich glaube, dass es notwendig wäre, gerade den Bereich auch der experimentellen Wirtschaftspolitik, was sowohl in die Creative Industries geht als auch verstärkt in die Forschung und Entwicklung, noch weit darüber hinaus gehend zu intensivieren, anstatt nur einige wenige Großunternehmer zu fördern. 

Und das ist ja auch die nächste Geschichte, dass immer wieder erkennbar ist, wenn man sich die Wirtschaftsförderung anschaut, dass selbst im Biotech-Bereich und in allen anderen Forschungsgeschichten immer nur einige wenige, relativ große Betriebe zum Zug kommen, aber dass man einfach darüber hinaus gehen muss und dass man sich dann direkt - und das sage ich auch ganz bewusst - als Stadt Wien einmal überlegen sollte, ob man nicht zum Teil jetzt tatsächlich für die Gewerkschaften einspringt und eine Vorreiterinnenrolle als Arbeitgeber bei der Gemeinde Wien übernimmt, um die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. 

Die Grünen haben, um ihrer Forderung nach der 35 Stunden-Woche Genüge zu tun, schon, glaube ich, vor 10 Jahren eine Betriebsvereinbarung, die im Übrigen gültig ist, in allen Bereichen der Grünen hineingeschrieben, dass wir die 35 Stunden-Woche haben. Und wir versuchen es, bestmöglich zu leben. Ich habe nur von den Gewerkschaftern immer wieder gehört - auch in der Sozialdemokratie – 35 Stunden-Woche jetzt. Und nicht mehr als zum Beispiel diese Forderung zeigt ja, wie sinnvoll es ist, dass die Gewerkschaft von sich aus sagen würde, wir wollen unsere Funktionäre und Funktionärinnen nicht in irgendwelche Schwierigkeiten bringen, dass Sie in den legislativen Gremien was anderes beschließen sollen, als was sie in der Gewerkschaft immer voll versprechen, denn die Gewerkschaft hat immer die 35 Stunden-Woche gefordert, inklusive Kollege Hundstorfer. Aber was hat Kollege Hundstorfer in der Gemeinde Wien jemals für die 35 Stunden-Woche getan? 

Nichts, absolut nichts. Und wenn wir uns überlegen, die 35 Stunden-Woche in Wien eingeführt - jetzt höre ich schon wahrscheinlich einige von der ÖVP aufschreien, das gehe ja nicht, Privilegien et cetera. Aber schauen wir uns doch die Unternehmerprivilegien - unter Anführungszeichen - an, die arbeiten können, wann sie glauben, dass es für sie richtig ist, und, wie wir ja gesehen haben, explodieren die Gewinne. 

Eine 35 Stunden-Woche ist kein Privileg, eine 35 Stunden-Woche ist eine Auseinandersetzung, wenn man glaubt, es ist sinnvoll, das gemeinsame Vermögen und auch die gemeinsame Arbeit, die zu leisten ist, gerechter aufzuteilen. Und da geht es einfach darum, dass bei den niedrigeren und niedrigsten Einkommen selbstverständlich keine Kürzung des Einkommens erfolgt. Ich sage, bei sehr hohen Einkommen lasse ich gerne mit mir reden, aber da könnten wir Arbeitsplätze schaffen, schlagartig in Wien an die 7 000 bis 8 000 Arbeitsplätze mehr, nur im Bereich der Gemeinde Wien. 

Das wäre einmal ein Versuch. Würden Sie mitgehen bei einer Forderung nach einer 35 Stunden-Woche? (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger schüttelt den Kopf.) Nein, also eindeutig nein. Also bleiben wir wieder alleine als Wiener Grüne. Da merkt man nämlich, dass es in Wirklichkeit Lippenbekenntnisse sind, wenn es darum geht, dass Sie als ÖVP sagen, Sie wollen die Arbeitslosigkeit bekämpfen. Und in dem Sinn, meine sehr geehrten Damen und Herren... (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Entschuldigen, können Sie ein bisschen lauter sprechen. (Zwischenruf von GRin Mag Barbara Feldmann.) Nein, dann haben Sie nicht zugehört, das tut mir Leid. Nehmen Sie die Ohrstöpsel raus. Ich habe über experimentelle Wirtschaftspolitik geredet, ich habe über Investitionen über den direkten Bereich der Gemeinde Wien hinaus gehend gesprochen, ich habe über die Förderung von, und zwar auch im kleineren Bereich, von Wissenschaft, Forschung et cetera gesprochen und selbstverständlich geht es auch darum - und da kann ich Kollegen Stark nur Recht geben -, die Eigenkapitalbasis für Kleinst- und Kleinbetriebe zu forcieren. 

Aber es war, und das möchte ich schon betonen, die Grüne Wirtschaft. Es war die Grüne Wirtschaft, die in Wien gegründet worden und die dann auf Bundesebene ziemlich erfolgreich angetreten ist. Es war die Grüne Wirtschaft, die das Thema Kleinst- und Kleinbetriebe bei der Wirtschaftskammer und dann auch bei den anderen Parteien erst zu einem Thema gemacht hat. Alle anderen haben geschlafen und es war unsere Grüne Wirtschaft, der es gelungen ist, endlich einmal auch in der Wirtschaftskammer die Kleinst- und Kleinbetriebe zu thematisieren. Und in dem Sinn glaube ich, dass von uns Grünen schon immer wieder Vorschläge kommen, sowohl wirtschaftsseitig als auch selbstverständlich arbeitsmarktseitig. 

Und damit, meine sehr geehrten Damen und Herren, hoffe ich, dass ich im nächstjährigen Rechnungsabschluss ein bisschen positiver über die Gemeinde Wien sprechen kann, dass sich tatsächlich etwas bewegt hat und dass nicht letztendlich nur die finanziellen Mittel, die es seitens des Bundes ein bisschen mehr gegeben hat, auch ein bisschen weitergegeben worden sind, manchmal sinnvoll, manchmal weniger sinnvoll. Sicher sind durchaus einige ganz tolle Sachen passiert, sicher ist durchaus weniger Sinnvolles passiert. Das hat man im Laufe des vergangenen Jahres auch immer wieder am Abstimmungsverhalten gemerkt, denn letztendlich ist es ja so, dass bei der Rechnungsabschlussdebatte die Highlights des vergangenen Jahres noch einmal dargestellt werden, denn viel Neues ist es ja nicht. Und in dem Sinn wünsche ich mir eine Verbesserung für die kommenden Jahre, und ich glaube irgendwie schon daran. Man darf sich den Glauben an was Besseres nicht nehmen lassen, oder? Das darf man sich tatsächlich nicht nehmen lassen, sonst wäre es einfach sinnvoll, man hört auf, Politik zu machen. Aber dafür reizt mich das Ganze noch viel zu sehr. Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dkfm Dr Aichinger. Ich erteile es ihm. 

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ziemlich leerer Saal wieder, Privatissimum, aber das sind wir bei der Rechnungsabschlussdebatte ja schon sehr gewöhnt. 

Was ist der Rechnungsabschluss, meine Damen und Herren? Und ich möchte den unter ein Motto stellen, und dieses Motto lautet "Verwalten statt Gestalten". Was ist rausgekommen bei dem Rechnungsabschluss? Ein ausgeglichener Rechnungsabschluss, 317 Millionen EUR - alte Währung noch 5 Milliarden ATS - mehr eingenommen, Schulden gleich geblieben, Rücklagen zurückgegangen, aber wie gesagt, Einnahmen gestiegen, Maastricht-Kriterium nicht ganz erreicht. 

Jeder ordentliche Kaufmann, meine Damen und Herren, hätte, wenn er um 317 Millionen EUR mehr eingenommen hat, drei Möglichkeiten gehabt oder zumindest zwei ganz wesentliche: Entweder die Schulden abzubauen, weniger zu machen (GR Dipl Ing Martin Margulies: Der BAWAG schenken!) oder ganz einfach, was vielleicht doch noch wichtiger gewesen wäre, in die Zukunft zu investieren und ganz einfach für unseren Wirtschaftsstandort etwas zu tun. 

Und da darf ich ganz kurz auf den Klubobmann Oxonitsch eingehen. Ich glaube schon, dass die Bundesregierung nicht ganz unerfolgreich ist, Herr Klubobmann, wenn man davon ausgeht, dass Österreich jetzt bei den EU 25 seit heuer bei der Wettbewerbsfähigkeit am dritten Platz ist. Als die Regierung Schüssel angetreten ist, waren wir im unteren Drittel und als wir beigetreten sind, waren wir sogar am 14. Platz. Das heißt, ich glaube, hier ist viel passiert für die Wettbewerbsfähigkeit nicht nur für Österreich, sondern auch für den Wirtschaftsstandort Wien. Und es gibt seit dem Antritt der Regierung um 200 000 Arbeitsplätze mehr in Österreich, es gibt wesentlich mehr EPUs, die nämlich auch ihren eigenen Arbeitsplatz sichern und nicht einem anderen unter Umständen noch wegnehmen. Und in Wien, wie wir wissen - denn auf das werde ich noch später zurückkommen - haben wir um 30 000 weniger Arbeitsplätze. Und Sie haben gesagt, wir sollen nicht Schwarz sehen. Oh ja, Herr Klubobmann, wir wollen schwarze Zahlen sehen. Ich glaube, das ist der wesentliche Unterschied in unserer Wirtschaftspolitik. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ganz kurz noch zu den 317 Million EUR Mehreinnahmen. Im Prinzip kommen 170 Millionen davon über jene Teile, die der Bund bezahlt. Völlig richtig ist, dass auch das Steuern sind, die Wienerinnen und Wiener bezahlen. Und jene Teile, die bei der Gemeinde Wien oder in Gemeinde-Wien-eigenem Ressort entstehen, kommen aus dem Bereich der eigenen Steuern mit ca 40 Millionen und aus dem Bereich der Leistungen von ca 30 Millionen EUR. Da sieht man, hier wird ganz einfach entweder nicht ganz genau budgetiert oder es hat sich die Wirtschaft so entwickelt, dass vor allem bei größter Steigerung - und auch das möchte ich noch später genau erwähnen - die Kommunalsteuer alleine mit 21 Million mehr ist. 

Das heißt, eines kann man schon sagen, hier wird ganz einfach auch, weil die Leistungen vom Bund kommen, Wien nicht ausgehungert. Und mein Klubobmann Tschirf hat heute schon das Zitat vom Bgm Häupl in der Zeitschrift "ZEIT" gesagt, dass ganz einfach Wien nicht ausgehungert wird und dass Wien eine wohlhabende Stadt ist, im Gegensatz zu den Städten der Bundesrepublik, wo, glaube ich, damals eine rot-grüne Regierung war. 

Herr VBgm Rieder hat seine Rede damit begonnen, dass Wien die Leistungen unter sozialen Bedingungen zur Verfügung stellt, dass ganz einfach keine Schulden verursacht werden sollen und hat uns noch gesagt, dass in Wien die Schulden unter 1 000 EUR pro Einwohner betragen. Das stimmt aber nur dann, Herr Vizebürgermeister, wenn Sie jene Schulden nicht dazurechnen, die sämtliche ausgelagerten Unternehmungen der Stadt Wien haben, und stimmt dann nicht, wenn Sie das Wiener Wohnen dazunehmen. Denn da wissen Sie ganz genau, dass der Schuldenstand jetzt bei ca 3 Mil-
liarden EUR liegt. Wenn man das dazuzählt, und dann schaut es natürlich schon so aus, dass die Schulden an die ca 1 800 EUR pro Einwohner in Wien betragen. Und ich weiß nicht, ob die Beispiele Wiener Neustadt und St Pölten unbedingt die besten Beispiele von Regierungen sind, die ganz einfach hier zum Vergleich herangezogen worden sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Auch hier angefügt noch Ihre Aussage - ich wäre sonst darauf nicht zu sprechen gekommen - dass es 74 Betriebsansiedlungen gibt. Auch das haben wir schon im Ausschuss einmal debattiert. Wir wissen genau, und Sie haben es uns ja in der Anfragebeantwortung geschrieben, es waren 60 Betriebe, die die Austrian Business Agency ganz einfach akquiriert haben. Und auch darauf sage ich offen und ehrlich, sind wir stolz, denn wir brauchen uns nicht auseinander dividieren. Und ich glaube schon sagen zu können, dass sich Betriebe und solche Headquarters natürlich in einer Hauptstadt wie Wien ansiedeln und nicht - um nicht eine kleine Provinzstadt oder einen Provinzort zu beleidigen - ganz einfach wo anders aufstellen. Denn sie wollen ganz einfach an diesem Standort sein und sie wollen auch die Softskills wie Kultur und Ähnliches in dieser Stadt genießen. Und ein Beisatz nur: Auch diese Kultur in dieser Stadt wird natürlich großteils vom Bund finanziert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber nachdem Sie laut Ihrem Rechnungsabschluss um 317 Millionen EUR mehr eingenommen haben, mussten Sie dann bereits Ende Jänner feststellen, dass Sie doch mit dem Geld nicht ganz auskommen werden und haben, wie gesagt - denn auch das ist heute schon erwähnt worden - eine Gebührenerhöhung im Eilzugstempo, auf die Details will ich mich gar nicht einlassen, durchgeführt, wo es ganz einfach nur um die Kleinigkeit von ca 75 Millionen EUR im Jahr geht, das sind pro Monat rund gerechnet 6 bis 7 Millionen. Das hat man noch um einen Monat vorgezogen - auch das war ganz einfach so, weil es schneller gehen musste - und so haben wir bereits am 1. März diese Erhöhung bekommen. 

Und eines verstehe ich nicht ganz bei dieser Gebührenerhöhung, Herr Vizebürgermeister, nämlich, dass die Einnahmenseite bei Abwasser und Müll geringer sein wird. Also, dass das in Wien abnimmt und damit die Einnahmen abnehmen, kann ich mir nicht vorstellen. Aber im zweiten Halbsatz haben Sie ja gesagt, andererseits brauchen wir diese Einnahmen, um die Gesundheit zu finanzieren. Das heißt, hier wird quersubventioniert, und ob das für Gebühren das Richtige ist, das bezweifle ich ganz einfach auch. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und hier kommt vielleicht eines noch zum Tragen, meine Damen und Herren, was auch irgendwie symptomatisch ist, und es ist heute auch schon angesprochen worden, nämlich, dass es auch Budgets und Rechnungsabschlüsse im Konjunktur-, im Wahlkonjunkturzyklus gibt. Diese Erhöhungen wurden natürlich der Wirtschaft, wurden natürlich den Hauseigentümern vorgeschrieben. Die zahlen seit 1. März wesentlich mehr, aber die Bewohner werden das Erwachen erst nächstes Jahr nach der Nationalratswahl bei den Betriebskostenabrechnungen erleben, wenn sie dann die Nachzahlung bekommen. Und wir wissen, dass das umgerechnet 50 EUR alleine bei diesen Positionen im Jahr für jeden Bürger und jede Bürgerin ausmacht. 

Also, ich glaube, meine Damen und Herren, hier kann man auch nicht davon reden, dass das im Vorhinein richtig geplant war und das der Voranschlag für 2006 ist, wenn ich ganz kurzfristig so eine hohe Gebührenerhöhung durchführen muss. 

Bei der Gelegenheit, meine Damen und Herren, vielleicht ein Punkt, zu welchem vor kurzem der Herr Vizebürgermeister im Ausschuss gesagt hat, dass es in der Regierung manche Bereiche gibt, die nicht deckungsgleich sind und dies ganz einfach auch in einer Veranstaltung im Managementclub am 3. Mai, bei welcher der Vizebürgermeister dabei war, nämlich "Privat oder Staat". Und am 30. Mai gibt es eine Presseaussendung des Herrn Vizebürgermeister, wo er zu Umstrukturierungen steht bei kommunalen Betrieben, auch bei der Müllabfuhr - wir haben das ja zu Weihnachten gehört -, aber der wichtigste Satz, meine Damen und Herren, in dieser Aussage ist meiner Ansicht nach ein ganz anderer. Ich habe aus meiner grundsätzlichen Haltung kein Hehl gemacht, dass Umstrukturierungen notwendig sind, aber er hat auch gesagt, meine Damen und Herren, dass es für ihn klar sei, dass das, was ihm an Umstrukturierungen vorschwebt, nicht das Geringste mit Privatisierung zu tun habe. 

Nun, das klingt ja wie eine Drohung, meine Damen und Herren, das ist ja unmöglich. Privatisierung oder Auslagerung sollte effizient sein, aber sollte nicht so funktionieren, dass man ganz einfach auslagert, die politische Kontrolle diesem Gremium hier entzieht und vielleicht dort die Kontrolle durch weisungsgebundene Mitarbeiter des Magistrats durchführt. Das versteht die ÖVP nicht unter Privatisierung, sondern ich glaube, wir sollten unbedingt schauen, dass auch hier effizient für unsere Bewohner, für die Einwohner der Stadt Wien, gearbeitet wird im Großen und Ganzen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ein Punkt, der natürlich hier in der Debatte Wirtschafts- und Finanzfragen zum Tragen kommen muss, sind die Investitionsförderungen beziehungsweise die Ausgaben für Baunebengewerbe und Energie. Das WIFO, meine Damen und Herren, hat in seinem letzten Monatsbericht wieder einmal festgestellt, dass die Sachgüterproduktion die Rezession in Wien zwar überwunden hat, das Wachstum der Umsätze hätte sich aber noch stärker beschleunigen müssen, um das unterdurchschnittliche Ergebnis von Österreich ganz einfach zu verbessern. Und laut der Statistik des Hauptverbandes der Österreichischen Sozialversicherungsträger - und jetzt kommt es - setzt sich die De-Industrialisierung der Wiener Wirtschaft auch im Jahre 2005 unvermindert fort und der Beschäftigungsstand in dieser Gruppe ist um 7 Prozent zurückgegangen. Und im Technologiesektor, auf den wir ganz besonders stolz sind, ist die Beschäftigtenzahl sogar um 9,8 Prozent zurückgegangen. 

Das ist die Antwort der Wiener Stadtregierung, meine Damen und Herren, dass diese Ausgaben der Wirtschaftsförderung zurückgehen, dass sie ganz einfach stagnieren oder zurückgehen. Und zum Voranschlag - und auch da vielleicht ein Sidestep, Herr Vizebürgermeister - wir können schon zwischen Rechnungsabschluss und Voranschlag genau unterscheiden, aber wir glauben halt, dass der Voranschlag schon die Richtung vorgibt, beziehungsweise es im Rechnungsabschluss auch dementsprechend aussehen sollte. Und dort wird die Wirtschaftsförderung ganz besonders auf 89 Mil-
lionen EUR heruntergenommen, das ist ein Rückgang zu 2003 von 28 Prozent. Und da sieht man ganz einfach, dass dem viel zu wenig Augenmerk geschenkt wird. Wieder zurückgeblendet, 317 Millionen EUR Mehreinnahmen im Jahre 2005.

Dasselbe, meine Damen und Herren, bestätigt das WIFO aber auch für die Bauwirtschaft. Die Bauwirtschaft im engeren, im weiteren Sinne inklusive Baunebengewerbe, hat in Österreich ein Plus von 2,2 Prozent erzielt, in Wien ein Minus von 1,3 Prozent. Das heißt, diese Schwäche ist in Wien auch inhärent und ist auch ein langfristiger Trend. Dieser Trend, 1996 hatte der Wiener Bau, so gesagt, noch 41 600 Mitarbeiter und hatte 2004 nur mehr 32 000 Mitarbeiter. Auch das ist ein Minus. Und was geschieht dort, wie ist die Antwort der Stadt Wien darauf? Auch dort stagnieren die Ausgaben, ja sie gehen sogar um 43 Millionen EUR zurück.

Und jenes Gebiet, meine Damen und Herren, nämlich der österreichische Einzelhandel: Auch hier sind wir in Wien leider nicht an vorderster Front. Der österreichische Einzelhandel hat voriges Jahr eine Umsatzsteigerung von sage und schreibe leider, ich sage das bewusst, nur von realen 0,1 Prozent gehabt und in Wien ein Minus von 0,5 Prozent. Auch hier klafft es auseinander und hier ist die Frage, was geschieht in dieser Richtung, und was wird hier getan. Hier wird auch diesen Betrieben wenig geholfen. 

Ich darf daher in diesem Sinne mit meinem Kollegen Matthias Tschirf einen Antrag einbringen, dass wir wenigstens jenen Bereich, meine Damen und Herren, nämlich die Geschäftsstraßenförderung des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, auf jenes Ausmaß anheben, das sich die Wirtschaftskammer Wien leistet. Sie wissen, dass hier von der Gemeinde Wien beziehungsweise vom WWFF nur 1,7 Millionen EUR finanziert wird, 1,2 plus 575 000 für Sonderprojekte, und dass die Wirtschaftskammer Wien 3,5 Millionen EUR aufwendet. Es wäre vielleicht angebracht, für 2007 auch hier dementsprechend eine Anhebung vorzunehmen, und ich darf daher folgenden Beschlussantrag einbringen:

„Im Zusammenhang mit der Stärkung der Wiener Einkaufsstraßen ist eine deutliche Erhöhung der Einkaufsstraßen-Förderung sinnvoll. Die Stadt Wien möge entsprechend höhere Finanzmittel im Wege des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds zur Verfügung stellen. Im Voranschlag für das Jahr 2007 möge daher entsprechend Vorsorge getroffen werden. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrages hier beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Das wird auch die Nagelprobe sein, ob es ganz einfach hier Diskussionen gibt, dass man für die Klein- und Mittelbetriebe hier etwas mehr tun kann im dicht verbauten Gebiet, in den Einkaufsstraßen, hier in der Wiener Stadt.

Der Rechnungsabschluss, meine Damen und Herren, offenbart daher wirklich einmal die wirtschaftliche Ideen- und Konzeptlosigkeit der Regierung. Trotz der Mehreinnahmen von 317 Millionen EUR ist die finanzielle Situation der Stadt nicht verbessert, sie ist nicht rosig, die Schulden bleiben gleich hoch, die Investitionen sind rückläufig, die Rücklagen haben um 20 Millionen EUR abgenommen.

Strukturelle Reformen und Entlastungsschritte sind nicht angedacht und bleiben anscheinend ein Fremdwort für die SPÖ‑Stadtregierung, meine Damen und Herren. Wenn das Geld knapp wird, greift man ganz einfach zur Gebührenerhöhung. Das ist ein Rechnungsabschluss, meine Damen und Herren, dem wir nicht zustimmen können. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Herzog, bitte schön. 

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister!

Wir haben heute einige sozialdemokratische Redner gehört. Ich glaube, man kann einmal feststellen, dass das Einschenken von reinem Wein nicht unbedingt Sache der SPÖ ist. Das kann man klar sagen. 

Der Klubobmann GR Oxonitsch hat zu unser aller Überraschung festgestellt, dass die Sozialdemokraten Gebührenerhöhungen immer für möglich gehalten haben und sie nie ausgeschlossen haben. Die Erklärungen des Bürgermeisters, des Vizebürgermeisters, die sonder Zahl vorliegen, Herr Kollege, sind offensichtlich vergessen worden. Wieso dies passiert, wissen wir nicht. Vielleicht gibt es Übereinstimmungsunterschiede zwischen Fraktion, Bürgermeister und Vizebürgermeister, das ist ja durchaus möglich. Genau diese Auffassungsunterschiede erleben wir, Herr Kollege, offensichtlich gerade zwischen SPÖ und der Fraktion sozialistischer Gewerkschafter in Sachen BAWAG und in Sachen Gewerkschaft.

Die Frau GRin Frauenberger hat den Rechnungsabschluss völlig richtigerweise als Algorierung der sozialistischen Politik, also der Mehrheitspartei, bezeichnet. Das ist richtig, genau das ist es auch und leider schaut es auch so aus. Genau da sehen wir ein klares Auseinanderklaffen zwischen der Realität auf der einen Seite und der Darstellung auf der anderen Seite.

Wenn man zum Beispiel die Behandlung der Arbeitslosenproblematik aufgreift, die ja von der Frau Kollegin vorgenommen wurde, bleibt der Eindruck, dass aktive und nachhaltige Arbeitsmarktpolitik in erster Linie darin besteht, dass man als Erstes möglichst viele Stellen für Einschulungen schafft und dass damit die Arbeitsmarktpolitik und die Arbeitsplatzvermehrung ganz offensichtlich im Arbeitsamt selbst stattfindet.

Einschulungen, so weit so gut, keine Frage, sondern eine Notwendigkeit. Aber, sie sollten eines nicht sein, ein Mittel und ein Instrument zur Verfälschung der Arbeitslosenstatistik, und diesen Vorwurf erheben wir Ihnen gegenüber. (Beifall bei der FPÖ.)
Die Frau Kollegin hat dann festgestellt, dass Aufräumungsarbeiten notwendig geworden sind und diese Ankündigung von Aufräumungsarbeiten durch die Frau Kollegin sehen wir sehr positiv und glauben auch, dass das ein äußerst notwendiger Vorgang ist. 

Der vorliegende Rechnungsabschluss stellt sich ja im Vergleich zur nachfolgenden Politik, mit einer Metapher dargestellt, irgendwie als Dichtung und Wahrheit dar. Dichtung ist also alles das, was vor der Gemeinderatswahl gesagt wurde und was auch im Rechnungsabschluss festgelegt ist und die Wahrheit sehen wir alle seither. Die Erklärungen, vollmundig, wie sie erfolgt sind, über eine Investitionsoffensive im Jahre 2005, halten den Vergleich mit den Vorjahren nicht stand, keine Frage. 

Dann weiters: Das zuerst heftig geleugnete und dann mit voller Wucht kommende Belastungspaket der Sozialdemokratischen Partei, das Häupl-Belastungspaket, ist eine Tatsache und die steigende Arbeitslosigkeit, die da verschleiert und schön geredet wird, haben wir bereits hinreichend diskutiert.

Heute, bei der ersten Möglichkeit einer Bilanzziehung nach den Wahlen 2005, ist eine umfassende, würde ich meinen, eine tiefgreifende Wählertäuschung durch die Sozialdemokratische Partei nicht zu übersehen, sie ist eine glatte, unerfreuliche Tatsache.

Zur Investitionsoffensive zum Beispiel: Diese Investitionsoffensive wurde im Februar 2005 festgelegt und sollte den wirtschaftlichen Erfolg hervorstreichen. Keine Frage, aber in Wahrheit und in einem mittelfristigen Vergleich stellt es sich dar, sind die Investitionen nicht gestiegen, sondern gesunken. 

Wenn man es mit dem Rechnungsabschluss 2000 vergleicht, dann ist das Budgetvolumen von 10,088 Milliarden um 388 Millionen gesunken, die kommunalen Investitionen um 202 Millionen und die Investitionsquote hat sich von 17,1 Prozent auf 15,8 Prozent verringert. Damit ist die gesamte und genannte Investitionsoffensive schlicht und einfach eine Spiegelfechterei.

Weiters ist festzustellen, dass die Wohnbauförderung ebenfalls seit dem Jahre 2000 von 734 Millionen auf 568 Millionen gesunken ist, das ist ein Minus von 166 Millionen. Dazu kommt noch, dass durch die Umschichtung die Möglichkeit der Mittelverwendung über den Wohnbau und über die Wohnhaussanierung hinaus eben unter dem Titel Infrastruktur eine Umschichtung der Mittel erfolgen kann und auch erfolgt ist. Das heißt also, die Abdeckung der finanziell schwierigen Situation der Stadt Wien wird eben auch durch die Mittel der Wohnbauförderung in die Wege geleitet. 

Das ist zwar, muss ich zugeben, eine gesamt-österreichische Unsitte, aber in Wien ist es bedauerlich angesichts der angespannten Wohnsituation, in der wir leben. 

Ein weiterer Punkt, den ich ansprechen möchte, ist die Tatsache, dass die Bezirke durch die Stadt in eine echte Finanzkrise gestürzt werden. Budgetkürzungen haben die Bezirke gezwungen, eine deutliche Verringerung der Bezirksvoranschläge vorzunehmen, die Bezirke mussten ihre Ausgaben deutlich einschränken, und das ist nicht zuletzt und in hohem Ausmaß in Bezug auf die Schulen erfolgt. Dieses Aushungern der Bezirke wird die Dezentralisierung, die in Wien ja sowieso nur schwach entwickelt wurde, ins Gegenteil umkehren und den Zug zu einer Zentralisierung wieder deutlich verstärken. 

Das ist eine bedauerliche Vorgangsweise und ich glaube, dass wir hier dafür Sorge tragen müssen, dass die wirtschaftliche Gestaltungskraft der Bezirke erhalten bleibt, denn die Bezirke, die sich bereits mit Vorgriffen auf das nächste Budget herumschlagen müssen, werden immer mehr. Bezirke ohne Vorgriffe und mit Rücklagen gibt es ja nicht mehr sehr viele. Das sind der 22., der 6., der 23., der 17., der 3., der 7., der 8., der 18. und der 21. Bezirk. (GR Christian Oxonitsch: Der 18. Bezirk ist nicht oben gestanden!) Bitte? (GR Christian Oxonitsch: Es ist interessant, dass Sie ihn erwähnt haben!) Nun, ja, die Bezirke mit Vorgriff sind aber wesentlich mehr: 10, 13, 12, 11, 2, 20, 4, 1, 15, 5, 9, 16, 14, 19. Und in den früheren Darstellungen waren es deutlich weniger Bezirke, die zu diesen Sachen und zu diesen Mitteln greifen mussten.

Daher, meine Damen und Herren, ergibt sich für die Bezirke eine schwierige Situation und ich glaube, wir wären gut beraten, dafür Sorge zu tragen, die finanzielle Leistungskraft der Bezirke wieder zu stärken. (Beifall bei der FPÖ.) 
Ein weiterer Höhepunkt im Auseinanderklaffen von Realität und Wirklichkeit stellen die Belastungspakete dar, mit denen wir seit dem 1. März 2006 beglückt wurden: Erhöhung des Gaspreises um 17 Prozent, Erhöhung des Strompreises um 5 Prozent, Erhöhung der Kanalgebühren um 28 Prozent, eine Müllgebührenerhöhung um 20 Prozent und dann - eigentlich fast nur nebenbei - eine Erhöhung des Wiener Kulturförderungsbeitrages für den ORF, die ORF-Gebühr, um insgesamt 34 Prozent. Das ist natürlich ein ungemein hoher Betrag. Damit ergibt sich, Schock hat das schon gesagt, eine jährliche Belastung für den durchschnittlichen Haushalt von 400 EUR pro Jahr. 

Interessant ist, dass der Bürgermeister auch in seiner Eigenschaft als Umweltstadtrat, seit er sein Amt ausübt, insgesamt ein Paket von 61 Belastungspunkten zusammengebracht hat. Ich habe nicht die Zeit, das alles vorzulesen, das geht keineswegs, aber ein paar Dinge möchte ich hervorheben. Vor allem möchte ich hervorheben, dass interessanterweise die massiven Erhöhungen von Gebühren eigenartigerweise immer nach den Wahlen stattfinden, und wir haben ja das Gleiche jetzt wieder erlebt. Die heilige Erklärung des Bürgermeisters, des Finanzstadtrates, sämtlicher Beteiligten, dass es mit Garantie keine Gebührenerhöhung geben wird, ein paar Wochen später ist das Gegenteil Realität und Wirklichkeit geworden. Wir haben, um das ein bisschen in Erinnerung zu rufen – ich lasse die gesamten paar Sachen vor 2000, 2001 weg - einfach die Erhöhung der Wiener Stromsteuer am 1. November 2001, Kürzungen bei der Aktion Essen auf Rädern 2002, Halbierung der Wiener Wirtschaftsförderung am 1. Jänner 2002, eine kräftige Erhöhung der Wiener Tarife für die Wiener Linien ab 1. Juni 2002 und dann wieder Müllsteuer ab 1. Juli 2002, Erhöhung der städtischen Kindergartengebühren ab 1. September 2002, Erhöhung des Spitalskostenbeitrages 2003, Erhöhung der Gaspreise mit 1. Juni 2003 und dadurch eine Erhöhung der Heizkosten um 10 Prozent, Erhöhung der Wasseranschlussabgabe um 11 Prozent ab 1. August 2003, Erhöhung der Ambulatoriumsbeiträge in den Wiener Spitälern ab 1. Jänner 2004 um bis zu 6 Prozent, Erhöhung der Rettungsgebühren ab 1. Jän-
ner 2004, Erhöhung der Pflegegebühren in den Wiener Spitälern ab 1. Jänner 2004 und so geht das weiter. Um noch weitere wichtige und massive Erhöhungen zu nennen: Erhöhung der Strompreise am 1. November 2004 um 8 Prozent, Erhöhung der Gaspreise in Wien ab 1. November 2004 um weitere 1,5 Prozent, Erhöhung der Pflegegebühren für die Wiener öffentlichen Krankenanstalten ab 1. Jänner 2005 bis zu 8 Prozent und dann noch die Erhöhung der Gebühren in den Wiener Spitälern für die Untersuchung und Behandlungskosten ab 1. Jänner 2005, dann eine Reihe von anderen Anhebungen und dann eben wiederum die gleiche Vorgangsweise ab der Wahl 2005, ich habe schon einige genannt, eine massive Erhöhung der Gebühren, der Kostenbeitrag der Patienten in den Wiener Spitälern, eine Pflegegebührenerhöhung, die Ambulatoriumsbeiträge wurden erhöht, dann weiters Finanz-, Strompreise, Gaspreise, Müllgebühren, Kanalgebühren, das alles ist angestiegen. Und damit kann man nur feststellen, dass in Wien eine ungeheure Belastungslawine auf die Bevölkerung zugekommen ist. Die Ausrede, dass die Regierung die alleinige Schuld hat, ist - ohne sie irgendwo verteidigen zu wollen - sicherlich nicht wahr.

Die Aufzählung der gesamten finanziellen Anschläge auf die Wiener Bevölkerung hat Sie nicht sehr interessiert, habe ich den Eindruck. Das, glaube ich, langweilt Sie, denn Sie kennen ja diese Tatsachen schon lange vor der Gemeinderatswahl, Ihnen war das ja bekannt. Die Wiener Bevölkerung dagegen wird durch diese Dinge gewisslich nicht gelangweilt, sie wird zutiefst getroffen durch ein Belastungspaket, das ihnen pro Jahr 400 EUR abknöpft und die Versprechungen, die vor der Wahl von den Sozialdemokraten abgegeben wurden, sind alle gebrochen worden. Die Lebenssituation der sozial Schwachen und insbesondere der Senioren, insbesondere der Alleinerziehenden, der Arbeitslosen, hat sich massiv verschlechtert.

Meine Damen und Herren, daraus ergibt sich die klare Tatsache, dass in dieser Darstellung von Dichtung und Wahrheit Dichtung das ist, was sich im Rechnungsabschluss 2005 befindet und uns die Wahrheit der Entwicklung natürlich dazu bringt, diesen Rechnungsabschluss abzulehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Bitte schön! 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

In diesem Ressort gibt es ein Thema, das man hier behandeln kann, was aber selten behandelt wird. Ich möchte das einmal tun, weil es hier um etwas geht, was nicht getan wird. Es geht um den Umgang mit kulturhistorischem Erbe, es geht um Restitution und es geht um ein kulturhistorisches Denkmal, das für Besucher und Besucherinnen Wiens, aber auch für die Wiener und Wienerinnen, wie wir das selbst erlebt haben, sehr interessant ist, nämlich um den Jüdischen Friedhof in Währing. 

1784 hat Josef II die so genannte Sanitätsverordnung erlassen, wonach innerhalb der Stadtmauern Wiens keine Friedhöfe mehr sein dürfen. Man hat dann an die Stadtmauern Wiens Friedhöfe gebaut. Einer dieser großen Friedhöfe war der Friedhof in Währing. Den christlichen Teil gibt es nicht mehr, das ist jetzt der Währinger Park, den jüdischen Teil gibt es noch. Warum es ihn noch gibt, hat mit dem jüdischen Glauben zu tun. Es gibt beim jüdischen Glauben das System, das Grab gehört dem Toten und bei der Auferstehung, an dem Tag, wo man nach Jerusalem geht, muss das Grab intakt sein. Das Problem derzeit im Jüdischen Friedhof in Währing ist, dass die Grabsteine nicht mehr intakt sind. Es gibt auf diesem jüdischen Friedhof einen überalterten Baumbestand, es gibt einen Wildwuchs, Steine fallen um, Wurzeln heben Steine aus, teilweise sind es Sandsteine aus der Biedermeierzeit, aus der chassidischen Zeit, die, einmal umgefallen, einmal zerstört, nie wieder zu renovieren sind. 

Wir haben es einem Wiener Magistratsbeamten zu verdanken, dass die Zerstörungen, die während der Zeit des Nationalsozialismus dort passierten, gestoppt wurden. Und zwar hatte der Magistratsbeamte die glorreiche Idee, den Friedhof einfach umzuwidmen und zu einem Vogelschutzgebiet erklären zu lassen. Und dieser Tatsache haben wir es zu verdanken, dass es diesen Friedhof noch gibt.

Ich finde, es wäre an der Zeit, dass sich die Stadt Wien diesen Magistratsbeamten als Beispiel nimmt und auch zur Rettung dieses Friedhofes beiträgt, denn der Zustand dort ist derzeit sehr, sehr erbärmlich.

Im Jahr 2001 hat die Republik Österreich in Washington das Washingtoner Abkommen unterzeichnet, und in Punkt 8 dieses Abkommens verpflichtet sich Österreich - die Republik Österreich in diesem Fall - zur Beibehaltung, zur Pflege und zur Restaurierung von jüdischen Friedhöfen beizutragen. Ich denke, die Stadt Wien hätte die Möglichkeit, aber auch die Verpflichtung, hier mit gutem Beispiel voranzugehen und die ersten Schritte zu setzen, damit zumindest - als erster Schritt - keine weiteren Grabsteine zerstört werden und des Weiteren dieser Friedhof für die Öffentlichkeit geöffnet wird. 

1955 hat man auf einem Teil des Friedhofes, der von den Nazis zerstört worden ist - die wollten dort einen Löschwasserteich machen; man hat dann den Friedhof an die Israelitische Kulturgemeinde restituiert, die Kultusgemeinde ist Grundeigentümerin des Friedhofes -, entgegen der Abmachung, dass die Fläche Grünland bleibt, dort den Arthur-Schnitzler-Hof errichtet. Also der Umgang der Stadt Wien war in den 50er Jahren doch sehr respektlos, und ich denke, im Jahre 2006 kann man andere Schritte setzen und andere Zeichen setzen. Es hat dies nämlich auch mit Restitution zu tun, denn bis 1938 gab es eine Bruderschaft, eine Begräbnisbruderschaft der Jüdischen Gemeinde. Als Jude oder als Jüdin hat man dort eingezahlt – das war wie eine Versicherung -, und diese Bruderschaft hat für das Begräbnis und für die Pflege der Gräber gesorgt. Dieses Vermögen wurde 1938 beschlagnahmt, und seither – seit 1938 - kann natürlich diese Bruderschaft die Gräber nicht mehr pflegen. Daher sollte die Stadt Wien einspringen.

Ich stelle daher folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass der Herr amtsführende Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke bis Ende des Jahres ein Sanierungskonzept und ein Konzept zur Öffnung des Jüdischen Friedhofes Währing vorlegt."

Wir wollen die sofortige Abstimmung dieses Antrages. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ekkamp. Ich erteile es ihm. - Bitte schön. 

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Geschätzte Damen und Herren!

Es ist ja heute bei dieser Debatte des Rechnungsabschlusses 2005 schon viel diskutiert worden, pro und kontra, und es ist auch in Ordnung, dass die Opposition Kritik übt. Das ist demokratiepolitisch in Ordnung (GR Dipl Ing Martin Margulies: Danke!) – ja, das soll ja auch so sein, das ist ja kein Problem. Aber genauso, bitte, soll man demokratiepolitisch zur Kenntnis nehmen, dass auch eine Regierungsfraktion, eine Regierungspartei aus ihrer Sicht die Ergebnisse darstellt. Das ist eben ganz einfach so!

Aber eines, meine sehr verehrten Damen und Herren, können wir sicher nicht wegdiskutieren – etwas, was heute von einem Redner schon angesprochen wurde -, nämlich Folgendes: Es gibt eine internationale Studie aus London, die Mercer-Studie, die im April 2006 veröffentlicht wurde und die besagt, dass die Stadt Wien eine der lebenswertesten Städte ist - sie liegt an vierter Stelle. Wien ist sozusagen eine Topdestination - davon können wir nichts wegdiskutieren. Wir lassen diesbezüglich viele Großstädte hinter uns wie London, Berlin und Paris. Und dass das nicht von selbst kommt, geschätzte Damen und Herren, das wissen wir alle. Dazu bedarf es auch einer Politik, die weit über den Tellerrand hinausschaut, einer Politik, die nicht auf die Selbstheilungskräfte des freien Marktes vertraut, und einer Politik, die sich an den Notwendigkeiten der Menschen orientiert und die ihre soziale und wirtschaftliche Verantwortung hervorkehrt. 

Und das, meine sehr verehrten Damen und Herren, zeigt der vorbildhafte Rechnungsabschluss 2005 auf! Vorbildhaft deswegen, weil bei Einnahmen und Ausgaben in Höhe von 9,7 Milliarden EUR - es wurde schon gesagt - ein Maastricht-Überschuss von 275 Million-
en EUR erwirtschaftet wurde.

Gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang einen Hinweis - ein bisschen was muss man richtig stellen bei dieser Debatte: Die Frau Stadträtin der ÖVP hat gemeint, Wien hungere den Bund aus. - Ich kann nur an die Vereinbarung zwischen Bund und Wien erinnern, in der es um das Abliefern des Maastricht-Überschusses von - ich glaube, ich habe es richtig im Gedächtnis - 0,75 Prozent des BIP geht. In Wahrheit hat die Frau Stadträtin heute, glaube ich, ein bisschen Realitätsverweigerung betrieben, denn: Bei 275 Millionen EUR sind wir annähernd auf null - wir sind nicht ganz dort, aber annähernd. - Da hätte sie sich aber zuerst ein bisschen informieren müssen, denn da gibt es andere Bundesländer wie zum Beispiel Oberösterreich: Oberösterreich erfüllt diesen Maastricht-Überschuss, der vereinbart worden ist, nur zu 26 Prozent! - Wo sind also in Wirklichkeit die 74 Pro-
zent?

Oder: Vorarlberg erfüllt ihn nur zu 62 Prozent. Dort ist auch kein sozialdemokratischer Landeshauptmann tätig!

Oder die Steiermark: Dort hat es bei der letzten Wahl einen Wechsel gegeben, aber für 2005 ist noch die ÖVP verantwortlich. Die haben nämlich dort 246 Millio-
nen EUR Schulden! Ein Maastricht-Defizit haben die - keinen Überschuss, sondern ein Defizit!

Oder: Tirol – auch kein sozialdemokratisches Land – erfüllt die Maastricht-Vereinbarung nur zu 67 Prozent.

Ich kann der Frau Stadträtin daher nur den Tipp geben, sie soll sich zuerst informieren, bevor sie falsche Behauptungen aufstellt. Das schadet sonst nämlich wirklich ihrem Image.

Der Rechnungsabschluss 2005 ist auch deswegen vorbildhaft, weil eine Arbeitsmarktoffensive weiterentwickelt wurde - darüber wurde heute schon gesprochen – und weil keine neuen Schulden gemacht werden. Ich erinnere da an Sprüche, die man in den Jahren 2000 und 2001 bei Pressekonferenzen hören konnte: Keine neuen Schulden mehr!, hieß es damals. Ich kenne das, und trotzdem - das haben wir auch schon gehört - gibt es für die Menschen in dieser Stadt ein Optimum an Leistungen. Die Investitionen sind auch auf einer Rekordhöhe - was natürlich im Budget möglich ist. Das ist ein wichtiger Beitrag für die weitere Beschäftigung, und die Modernisierung der Wirtschaft, der Wiener Wirtschaft wird weiter vorangetrieben.

In diesem Zusammenhang darf ich auch an eine Aussendung der Wiener Wirtschaftskammerpräsidentin, Frau Brigitte Jank, erinnern - ich glaube, ich habe das am 14. Juni im "Standard" gelesen -, weil immer gesagt wird, die Wiener Wirtschaft ist nicht optimal: „Der Wiener Exportmotor brummt: 27 Milliarden EUR an Dienstleistungen und Waren werden exportiert.“ - Sie streicht das hervor. - „Somit steht Wien für 16 Prozent aller österreichischen Ausfuhren", und sie bringt das noch in einen Zusammenhang mit anderen Großstädten: Berlin hat nur einen Anteil von 12 Prozent, London nur von 11,8 Pro-
zent, obwohl es ein riesiger Wirtschafts- und Finanzplatz ist. - Also, so schlecht kann es nicht sein, und bekanntlich ist ja die sehr geschätzte Frau Präsidentin Jank keine Sozialdemokratin, sondern sie kommt aus der ÖVP. Aber man bräuchte ja nur ein wenig mit ihr zu sprechen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Kommen wir zu weiteren messbaren Vergleichen: Es wurden die Schulden angesprochen, und leider werden sie teilweise nicht richtig interpretiert. Wien hat, das geht aus dem Rechnungsabschluss hervor, einen Schuldenstand in der Höhe von 1,546 Milliarden EUR, minus 1,3 Prozent administrativ. Da braucht man nur zusammenzuzählen, da braucht man nicht auf eine Universität zu gehen. Das liegt vor!

Der Bund weist im gleichen Zeitraum, voriges Jahr, plus 2,9 Prozent Neuschulden auf. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Und was ist mit der ÖIAG?) Der Bund hat neue Schulden gemacht! 

Ich habe mir da eine Statistik ausgedruckt - die ist nicht von irgendeiner Homepage unserer Fraktion, sondern von der Statistik Austria -, da kann man es nachlesen. Ich gebe gerne zu, da war der eine Gag im Jahr 2001 mit einem Plus von 88 Millionen, aber sonst geht es immer weiter bergab. Herr Klubobmann Oxonitsch hat es heute schon gesagt: Seit 2000 sind es ca 20 Milliarden EUR! - Ich rechne es jetzt - nach dem einmaligen Nulldefizit - nur von 2002 bis 2006: Da sind es immerhin 15,6 Milliarden EUR. - Nachzulesen in der Statistik Austria!

Also wenn da kein Unterschied zur Wiener Finanzpolitik zu sehen ist, dann weiß ich nicht, wie man so etwas in Zeiten wie diesen interpretieren soll! 

Es ist auch mehrmals, insbesondere von der ÖVP, angesprochen worden, dass es eine Gebührenlawine gibt. Und ich sage dazu, um nochmals auf die Schulden des Bundes zurückzukommen: Trotz dieser hohen Abgabenquote haben wir auf Bundesebene dennoch neue Schulden gemacht, weil eben das Geld falsch eingesetzt wird! 

Was die Gebührenlawine betrifft, so will ich es mir jetzt ersparen, alles wieder neu aufzuschlüsseln und noch einmal darzustellen, aber: Die Rezeptgebühr wurde bereits viermal erhöht - das trifft nur die Kleinen! -, der Spitalskostenbeitrag um 97 Prozent, Brillen um 260 Pro-
zent, meine sehr verehrten Damen und Herren, Selbstbehalte bei Kuren, Heilbehelfen, Krankenversicherungsbeiträge, Kürzung des Krankengeldes - es trifft eh nur schwer kranke Menschen, wenn man das Krankengeld von 76 Wochen auf 52 Wochen kürzt! - Ich könnte, weil das Thema Gebühren so sehr hervorgestrichen worden ist, auch noch andere Dinge anführen: Verdoppelung des Preises für die Autobahnvignette, die Mineralölsteuer ist schon zweimal erhöht worden, Versicherungssteuer, Fahrpreiserhöhungen - 40 Prozent seit dem Jahr 2000! - der ÖBB. Das steht bestimmt nicht in der Handlungskompetenz der Stadt Wien! Übervolle Züge und so weiter hat es da gegeben. 

Also, kurz zusammengefasst: Wer im Glashaus sitzt, meine sehr verehrten Damen und Herren, sollte bei so einem Thema nie auf andere mit Steinen werfen. (Beifall bei der SPÖ.)

Man soll sich auch nicht auf die Steuerreform, die durchgeführt wurde, ausreden. Auch hier zeigt ein Blick darauf eine eindeutige Verschiebung. Ich weiß, das bringt weniger Geld ins Budget, aber: Industriebetriebe oder größere Mittelbetriebe bis Großbetriebe ersparen sich durch die KöSt-Senkung 17 Prozent - und die Lohnsteuerbezieherinnen und -bezieher ersparen sich im Schnitt 1,7 Prozent. Ich glaube, das spricht eine eindeutige Sprache und zeigt, wo der Zug hingeht.

Vielleicht noch einen dritten Punkt, im Zusammenhang mit den Investen, meine sehr verehrten Damen und Herren – das wurde heute auch schon angesprochen: Ich glaube, bei 9,7 Milliarden EUR über 1,5 Milliarden direkt zu investieren und nachfragewirksame Ausgaben von über 3,6 Milliarden EUR zu erzeugen, das spricht eine deutliche Sprache. Es ist bei den Investen ein Plus von 12 Prozent zu verzeichnen. Die Bauinvestitionen sind schon angesprochen worden. Ich denke, Investe wirken sich sicher auf die Zukunft aus: Sie schaffen Arbeitsplätze und sie sichern Arbeitsplätze. Wenn ich mir die Rekordarbeitslosigkeit in Österreich anschaue, dann muss ich sagen, dass es dringend notwendig wäre, auch in anderen Bundesländern mehr Mittel dafür einzusetzen, aber auch von Seiten der Bundesregierung mehr an Mitteln dafür einzusetzen. 

Jetzt gestehe ich schon zu, in Wien rechnet man durch die Opposition noch immer ein bisschen anders, aber ich rechne jetzt zum Beispiel die Investe mit hinein - ich bin sehr fair, denn sonst wäre ja direkt über den Bund nicht einmal 1 Milliarde EUR an Investen zu lukrieren gewesen -, und dann sind es im Jahr 2005 3,9 Milliarden EUR. - Vergleichen wir jetzt aber das Budget von 9,7 Milliarden mit jenem von 63 Milliarden EUR, dann ist das ein äußerst ungesundes Verhältnis: Dass bei siebenmal mehr Geld nicht einmal dreimal so viel investiert wird, das spricht auch eine eigene Sprache. 

Der Herr Klubobmann der ÖVP hat heute hier gesagt, Herr Schüssel sei verantwortlich für den Wirtschaftsaufschwung. - Na ja, wenn ich mir die Wirtschaftspolitik der ÖVP im Bund ansehe, dann könnte ich das durchaus als eine gefährliche Drohung auffassen. Meines Erachtens sollte der Bund mehr investieren, anstatt nur anzukündigen, er sollte nicht nur Programme hinlegen, in denen es heißt: 2015 wird etwas kommen, 2020 wird etwas kommen, 2030 wird etwas kommen. – Man sollte vielmehr jetzt zu investieren beginnen und damit Arbeitsplätze schaffen und auch sichern.

Einen Luxus leistet sich der Bund natürlich schon - denn Geld ist ja bei 63 Milliarden EUR anscheinend vorhanden: Anstatt wirklich sinnvoll zu sparen, werden manchmal Parteigänger – das kann man in den Medien nachlesen -, aber auch Mehrheitsbeschaffer in der derzeitigen Regierung mit Toppositionen versorgt. - Na ja, da kann man dazu stehen, wie man will. Wir Sozialdemokraten sehen eben Politik für Menschen etwas anders, als die ÖVP Politik für Menschen sieht. Und sie versüßt natürlich diese Positionen auch noch mit Topgagen. 

Ich erinnere daran, bitte: Der Kurzzeit-Minister Reichhold ist in der ASFiNAG untergekommen: 250 000 EUR pro Jahr. - Na ja, wenig ist das nicht, dafür, dass er so etwas gar nicht gelernt hat. 

Oder: Dritte Berichtsebene in der ÖBB, ein Immobilienmanager. - Ich bin niemandem das Geld neidig, bitte, aber in der dritten Berichtsebene eine Gage plus Bonifikationen von sage und schreibe knappen 350 000 EUR im Jahr, das spricht auch eine deutliche Sprache und zeigt, wie man mit Steuergeldern umgeht. Das ist meines Erachtens, sehr geehrte Damen und Herren, Postenschacher pur und ist daher auf’s Strikteste abzulehnen!

Herr Vizekanzler Gorbach ist auch ein Paradebeispiel: Bekanntlich wird er ja nach der Wahl gehen. Da verkauft er doch noch die Bodenseeschifffahrt um wenig Geld seinem neuen Arbeitgeber. - Ob das eine gute Optik macht in der Öffentlichkeit? (GR Kurth-Bodo Blind: Zeigen Sie ihn an, wenn Sie das glauben! - ...Wahnsinn!) - Na ja, wir diskutieren es ja hier. Ob das eine gute Optik macht? Rechtlich wird schon alles in Ordnung sein, aber wir haben ja heute schon viel von der Verschleuderung von Staatsunternehmen gesprochen - und Staatsunternehmen sind das Eigentum der Steuerzahlerinnen und -zahler. Macht nichts, ist eh nur Steuergeld! Aber das ist schon ein eigenes Verständnis, anscheinend auch der Volkspartei, denn letztendlich erfolgt das auch über ihre Beschlüsse.

Vielleicht noch eine Bemerkung zum Thema Arbeitslosigkeit, meine sehr verehrten Damen und Herren - Kollegin Frauenberger hat dieses Thema und auch die in diesem Zusammenhang gesetzten Maßnahmen ja schon sehr ausführlich dargestellt. Einer meiner Vorredner, den ich auch persönlich sehr schätze, nämlich Kollege Aichinger, hat gesagt, 200 000 Arbeitsplätze sind durch diese Bundesregierung neu geschaffen worden. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger und GR Robert Parzer: Das stimmt ja!) - Das stimmt, da stimme ich zu, nur hätte man das auch wieder ein bisschen genauer analysieren müssen. Ich habe jetzt die Zahlen nicht im Detail vorliegen, ich nenne sie nur ungefähr, weil ich sie weiß: Nicht stimmt, dass die 200 000 neuen Arbeitsplätze Vollzeitarbeitsplätze sind. Es stimmt aber schon, dass 71 000 Vollzeitarbeitsplätze verloren gegangen sind und nur zirka 50 000 - vielleicht sind es 50 700 - neu geschaffen wurden. Das heißt, da haben wir schon ein Delta von über 20 000. Der Rest dieser neu geschaffenen Arbeitsplätze, meine sehr verehrten Damen und Herren, sind Miniteilzeit-, Teilzeit- und geringfügige Beschäftigung. Also, so weit, dass man sagen könnte: Jubelschreie! 200 000 Arbeitsplätze neu!, ist es auch wieder nicht. Daher: Genau recherchieren, genau aufzeigen, und dann kann man de facto erst diskutieren und mit Jubelmeldungen hinausgehen. - Ich wollte das nur anmerken. 

Ich brauche auch nicht näher darauf einzugehen, dass Wien mit fast 780 000 Arbeitsplätzen bei 1,6 Mil-
lionen Einwohnern eine hohe Beschäftigungsquote hat. Niederösterreich hat bei fast genauso hoher Einwohnerzahl 540 000 Arbeitsplätze. Also, da besteht schon ein gewisses Missverhältnis, und wir wissen ja, dass sehr viele nach Wien hereinpendeln und hier ihre Arbeit finden. Das ist auch gut so, aber man soll da irgendwo die Kirche im Dorf lassen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Vielleicht auch noch zwei kurze Bemerkungen zur FPÖ. - Es ist ja heute die fehlende Kontrolle durch Ausgliederungen in der Stadt Wien beklagt worden. Ich bin noch keine 20 Jahre in diesem Haus, sondern erst 11 Jahre, aber ich kann mich noch erinnern, dass es sehr viele Forderungen der FPÖ nach mehr Privatisierung gegeben hat - das wissen wir alle. Und es ist nun einmal so: Wenn privat agierende, im Wettbewerb agierende Unternehmen ausgegliedert sind, dann ist das Einsichtsrecht für den Gemeinderat nicht mehr dasselbe, das wissen wir alle. - Aber wenn man verlangt, dass sie privatisiert werden, dann sind sie überhaupt weg! Ich denke zum Beispiel nur an ATW, wie das verschleudert worden ist! Da haben wir überhaupt nichts mehr, und ATW baut natürlich nach wie vor fest Arbeitsplätze ab, und es wird sie in dieser Form bald gar nicht mehr geben. - Aber dafür haben wir auch einen Unterausschuss eingerichtet, meine sehr verehrten Damen und Herren, mit Berichtspflicht: Wir bekommen Berichte, wir können alles offen und ehrlich diskutieren. Also wenn wir etwas wissen wollen, wird es diese Informationen geben. Die Kolleginnen und Kollegen, die Mitglieder dieses Unterausschusses sind, wissen das. - Ich sehe das also nicht so dramatisch wie die FPÖ, aber ich weiß, das ist immer ein Begehren.

Aber etwas anderes zur Kontrolle der FPÖ, denn sie beklagt ja die Kontrolle - wieder: Man muss aufpassen und muss sich all das auf der Zunge zergehen lassen (GR Kurth-Bodo Blind: Ja, bitte?); kein Problem -: Wie schaut es denn dort wirklich aus mit der eigenen Kontrolle, zumal das Thema Kontrolle heute beklagt worden ist? - Ich kann mich noch erinnern - da war ich schon in diesem Haus -, dass es da in Niederösterreich etwas gegeben hat, den Fall Rosenstingl, Freies Wohnen - na ja, das ist mir noch so im Hinterkopf präsent. Oder die gläsernen Kassen, die angekündigt worden sind, wo wir alle reinschauen können. Das gibt es alles schon nicht mehr!

Oder: Ich kann mich an etwas erinnern, an die so genannte 60 000... (Zwischenrufe von GR Mag Wolfgang Jung und GRin Henriette FRANK.) – Herr Kollege! Meine Damen und Herren der FPÖ! Ich habe Ihren Rednerinnen und Rednern nicht hineingeredet. Gestehen Sie mir das gleiche Recht zu, bitte! (GR Kurth-Bodo Blind: Ein Zwischenruf!)
Ich kann mich noch erinnern an die 60 000 Schilling-Obergrenze für Gehaltsbezieher in der Politik. - Na ja, wer sich daran erinnern kann, der weiß noch: Alle haben diese Vorgabe nicht erfüllt, weil sie immer wieder Auswege gefunden haben, wie man doch zu höheren Einkommen gelangt. – Also, da war schon einiges dabei. 

Ich denke zum Beispiel daran, dass früher auch der Herr Klubobmann dabeigesessen ist, der war im Parteivorstand in der FPÖ - jetzt aber gibt es einen Prozess, weil Sie sich nicht mehr verstehen mit Frau Riess-Passer, der damaligen Obfrau. Klar: Jede Partei bekommt Parteienförderung, aber dass sich die natürlich Goodies und persönliche Dinge um Zigtausende EUR anschafft, wie es in den Zeitungen gestanden ist, das ist, glaube ich, auch nicht der richtige Weg. Und das sollte man genauso, wie es auch die ÖVP in anderen Bereichen macht, kritisieren. Wer im Glashaus sitzt, sollte nie mit Steinen werfen! (GRin Henriette FRANK: ...war nicht im Vorstand!)

Einen letzten Punkt noch - vielleicht sind wir da auf dem richtigen Weg mit der FPÖ -: Es hat jemand kritisiert, dass die billigen Arbeitskräfte, die nach Österreich kommen, Lohndumping betreiben. – Ja, da bin ich der Erste, der das unterschreibt. Aber jetzt muss man wieder nachdenken: Wer hat das veranlasst? Denn ich kann mich erinnern, dass das sicherlich... (GR Mag Wolfgang Jung: ...der Häupl! Nicht wir!)
Jetzt kann man sicher über vieles diskutieren. Ich unterschreibe gewisse Sachen, weil ich weiß, wie das ist. Aber bis zum Frühjahr 2005 ist ja die FPÖ noch in der Regierung gesessen, und wie war denn das mit den Saisoniers? – Da braucht man nur nachzuschauen: Früher einmal hat es ein Kontingent von 5 000 für irgendwelche saisonalen Betriebe gegeben - 5 000 maximal, und ein halbes Jahr Beschäftigung. Heute haben wir es in vielen Bereichen anders - obwohl es jetzt wieder ein bisschen reduziert wurde, jetzt sind es unter 30 000; wir haben schon Spitzen gehabt mit 60 000 Saisoniers - und nicht ein halbes Jahr durften sie hier bleiben, sondern sie bekamen eine Genehmigung auf ein Jahr, gingen dann zwei Jahre nach Hause, und dann durften sie wieder hier arbeiten! 60 000 Leute – na ja, das ist für Österreich meines Erachtens kein Honiglecken. Und wer war dabei? - Es war immerhin auch die FPÖ dabei, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich glaube Folgendes - und ich möchte wirklich nicht die 25 Minuten Redezeit ausnützen. (Ruf bei der FPÖ: ...dürfen!) - Ich darf sie ausnützen, ja, aber ich nütze sie nicht aus. - Ich glaube, der Rechnungsabschluss 2005 zeigt klar - das habe ich eingangs schon erwähnt -, dass bei uns die Menschen im Vordergrund stehen, meine sehr verehrten Damen und Herren, und nicht Konzerne, Großgrundbesitzer und Superreiche wie bei manchen anderen Parteien. Man kann nicht alle in einen Topf werfen. Er zeigt auch klar die Wirtschaftskompetenz der Wiener Politik, insbesondere der Wiener Sozialdemokraten, und der Vergleich, den ich kurz anhand von ein paar Beispielen gezogen habe, gibt uns, glaube ich, Recht. Wir garantieren auch einen effizienten Budgetmittel- und Steuermitteleinsatz. 

Man könnte jetzt noch weiter gehen - aber die Zeit schreitet vor – und über das, was versprochen worden ist, und über die Wirtschaftskompetenz reden. Das wäre nämlich ein ganz interessantes Thema, insbesondere, was die ÖVP betrifft, weil von ihrer Seite ja so zum Ausdruck gekommen ist, die SPÖ könne nicht wirtschaften, obwohl dieser Rechnungsabschluss ja etwas ganz anderes faktisch aufzeigt. Aber da gibt es schon einiges, was man in der Causa der ÖVP aufzählen kann: 

1974: Konkurs der Krauland-Bank, ÖVP. - 1982 bis 1984 (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: "Konsum"!) der WBO-Skandal, Wohnbaugenossenschaft Ost. Bitte nicht böse sein, aber da waren viele ÖVP-Politiker vor Gericht! – 1986: Bundesländer-Versicherung; ich will darüber nicht viel reden. (Zwischenruf bei der ÖVP.) Nein, die Bundesländer-Versicherung gehört nicht der ÖVP. Wissen wir. Das ist so. – 1989: Im Milchwirtschaftsfonds – da sind auch keine ÖVP-Politiker drinnen - ist es immerhin um 1 Milliarde ATS gegangen. - Macht ja nichts, ist kein Problem. - Rund 250 000 Menschen kommen in Salzburg durch den WEB-Wohnbauskandal zu Schaden. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Was ist mit der AMAG?) Na ja, da sind auch viele drinnen gewesen, auch der Lhptm Haslauer, meine sehr verehrten Damen und Herren! – Vom KTM-Konkurs will ich nicht reden. Das war eh nur der Taus. So etwas kann passieren. - Die Assmann-Pleite, bitte, im Jahr 1993: 1 000 Mitarbeiter auf der Straße! Emmerich Assmann, der steirische ÖVP-Landesrat, war wahrscheinlich auch kein ÖVPler. – Und im Zusammenhang mit der Pyhrn Autobahn, was es da alles gibt! Nur nachdenken! (GR Mag Wolfgang Jung: "Konsum"! Was war mit dem "Konsum"?) Ich rede gar nicht von einem Parmalat-Skandal betreffend die Milchwirtschaft in Italien, in den auch ein österreichisches Unternehmen verstrickt war. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich komme jetzt... (GR Kurth-Bodo Blind: Er vergisst den "Konsum"!) - Nein, das vergesse ich nicht. Das schmerzt sowieso bei mir. 

Daher, meine sehr verehrten Damen und Herren, werden wir Sozialdemokraten dem Rechnungsabschluss zustimmen, weil die Wienerinnen und Wiener darauf vertrauen dürfen (GR Robert Parzer: Auch die Länderbank war...!), dass für sie weiterhin ein hohes Maß an sozialer und öffentlicher Dienstleistung bereitstehen wird! (Beifall bei der SPÖ. – Ironische Heiterkeit des GR Kurth-Bodo Blind. – Ruf bei der FPÖ: ...verteidigen! – GR Franz Ekkamp, zu seinem Sitzplatz zurückkehrend: Ich brauche nichts zu verteidigen! – Ruf bei der FPÖ: Ist "eh alles in Ordnung"!)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt nunmehr nur noch die Wortmeldung des Herr Vizebürgermeisters vor. - Herr Dr Rieder, bitte schön! 

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrte Damen und Herren!

Ein zarter Hauch eines Wahlkampflüftchens - mehr war es, glaube ich, nicht - ist durch den Saal gegangen. Und es ist vielleicht noch weniger überraschend, dass manche der Beiträge oppositioneller Redner messerscharf an der Realität vorbeigegangen sind. (StR Dr Johannes Hahn: Jessas na! Was war das genau?) Ersparen Sie mir, dass ich jetzt in Details eingehe, ich möchte nur den Beitrag eines Redners herausgreifen, der zwar zu Beginn darüber gewettert hat, dass so wenige im Saal sind, um miteinander sprechen zu können, der aber jetzt selbst nicht im Saal ist. Ich meine damit Dr Schock - damit sich nicht andere, die auch nicht hier im Saal sind, betroffen fühlen. 

Er hat nämlich das Wort - wie hat er gesagt? -: „Der Wahlkampf ist die Stunde höchster Unwahrheit" offenbar in eigener Sache sehr ernst genommen. Er hat hier – Sie erinnern sich daran - maßlos und eigentlich in einer irritierenden Weise, um das freundlich zu umschreiben, behauptet, unser Bürgermeister hätte in der Gemeinderatssitzung am 3. Oktober in Beantwortung einer mündlichen Anfrage eine Wählertäuschung, wie er es genannt hat, begangen, indem er bestritten hätte, obwohl er das alles damals schon gewusst hätte - ein Wissen, das ihm von Schock unterstellt worden ist -, was danach an Gebührenerhöhungen kommt. 

Ich habe mir jetzt das Protokoll geben lassen und habe eigentlich den Eindruck, dass das, was Dr Schock da gemacht hat, ein klassisches Beispiel einer Protokollfälschung war, denn in Wirklichkeit findet sich in den Ausführungen des Bürgermeisters keine wie immer geartete Behauptung in der Richtung, wie es hier gesagt worden ist. Zunächst ist es in der Frage und Antwort um die Wiener Linien gegangen, und da hat der Bürgermeister dezidiert ausgeschlossen, dass es zu einer Erhöhung des Fahrpreises kommt - und bis zum heutigen Tag gibt es ja seit 3. Oktober 2005 keine Erhöhung. Und er hat auch da ausdrücklich gesagt, es gibt keine Garantie. 

Punkt 2 hat sich dann noch einmal darum gedreht. Es wurde wiederum dezidiert ausgeschlossen und gesagt, es gibt keine Erhöhung der Tarife.

Dann ist die Frage von Mag Ebinger betreffend die Strom- und Gaspreise gekommen. Darauf hat der Bürgermeister gesagt: „Ich frage mich jetzt langsam, ja, warum man nicht überhaupt gleich eine Garantie dafür verlangt, dass auf mindestens ein Jahr, maximal vier Jahre, alle Gebühren, alle Einnahmen der Stadt Wien, alles eingefroren wird und nichts mehr stattfindet? Das einzige, was ich Ihnen versprechen kann, ist, dass ich diese Stadt nicht in einen finanziellen Ruin führen werde." 

Dann geht es weiter, und jetzt kommt das, was Sie aus dem Protokoll herausgefischt haben: „Mir ist auch hier kein Bemühen oder keine Überlegung bekannt, zu Energiepreiserhöhungen zu kommen." (StR DDr Eduard Schock: Fünf Monate vor der Tariferhöhung, Herr Vizebürgermeister!)
Hören Sie zu, lesen Sie das, lieber Herr Dr Schock! (StR DDr Eduard Schock: Er hat es angeblich nicht gewusst! Das ist ein Armutszeichen!) Spielen Sie nicht tibetanische Gebetsmühle, sondern hören Sie einmal zu! Auch das gehört zur Politik, dass man gelegentlich zuhört und nicht nur da vorne hinredet. 

„Bei den Energiepreisen, insbesondere wenn sie von Partnern in der Energieallianz vorgegeben werden, wird das sicher eine schwierigere Diskussion. Dass ich mich bemühen werde, dass es bei den Gaspreisen mitten im Winter zu keiner 30-prozentigen Erhöhung kommt, darauf können Sie sich auch verlassen, weil mein soziales Herz mindestens so groß ist wie Ihres." 

Das war die einzige klare Aussage, die er getroffen hat - und die ist eingehalten worden! Also, was unterstellen Sie hier eine Täuschung der Wähler, wenn genau das, was dezidiert zugesagt worden ist - eben im Gegensatz zu der Entwicklung in anderen Bundesländern, wo schon vor der Heizperiode oder mitten in der Heizperiode die überall notwendig gewordenen Erhöhungen von Gas- und Strompreisen erfolgt sind –, eingehalten worden ist, indem das hier eben nicht der Fall war? Sie haben ja selbst darauf hingewiesen, dass das erst mit März eingetreten ist. Da war schon die gesamte Heizperiode vorbei! (StR DDr Eduard Schock: Sie haben es bis nach der Wahl aufgeschoben!) Hier zu unterstellen, Herr Dr Schock, er hätte sozusagen die Wähler getäuscht (StR DDr Eduard Schock: Sie haben es bis nach der Wahl aufgeschoben, weil Sie eben einen Wahlschwindel begangen haben, Herr Vizebürgermeister!), davon kann überhaupt nicht die Rede sein. Ich weise das wirklich striktest zurück und gebe Ihnen zu bedenken, ob es nicht an der Zeit wäre, sich einmal beim Bürgermeister für Ihre Bemerkungen zu entschuldigen. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf von StR DDr Eduard Schock und Gegenruf von GR Christian Oxonitsch.)
Zum Zweiten - bleiben wir sozusagen beim Punkt "haarscharf an der Wahrheit vorbei" -: Das Zweite war die Behauptung - auch von Ihnen, aber das ist, glaube ich, von Mandataren des ÖVP-Klubs auch aufgegriffen worden -, dass die Aussage, dass Wien im Jahr 2005 das einzige Bundesland war, wo sowohl die Arbeitslosenzahlen als auch die Arbeitslosenquote zurückgegangen sind – ich zitiere wörtlich aus dem Protokoll der heutigen Sitzung -, "ein Märchen" ist. - Ich frage mich dann eigentlich, wie Sie es mit diesem "Märchen" auf einen Nenner bringen, dass Sie damit dem Wirtschaftsforschungsinstitut Österreichs unterstellen, dass es Märchenerzähler sei, denn in dem von diesem publizierten Bericht finden Sie auf Seite 420 im Titel ausdrücklich diese Feststellung. 

Also, was ist jetzt wahr: Ist es ein Märchen oder entspricht es den Tatsachen? (StR DDr Eduard Schock: Da müssen Sie weiterlesen!) Lesen Sie! Schauen Sie, ich sage Ihnen: Weniger vor sich hinreden, als lesen und zuhören: „Wien einziges Bundesland mit Rückgang der Arbeitslosigkeit." (StR DDr Eduard Schock: Da müssen Sie weiterlesen, Herr Vizebürgermeister! Das WIFO sagt nämlich, die gesunkene Arbeitslosigkeit ist auf die Umschulungen in Wien zurückzuführen! Das sagt nämlich das WIFO!) - Bleiben wir bei den Dingen, die Realität sind, und versuchen wir nicht, uns an der Wahrheit vorbeizuschwindeln! (StR DDr Eduard Schock: Rückgang der Arbeitslosigkeit ist auf Umschulungen zurückzuführen! Das sagt das WIFO! Weiterlesen aus dem WIFO-Bericht!) Ich stehe zu den Dingen, ich stehe zur Realität! Aber Sie sind derjenige, der die Realität verweigern will, weil es Ihnen in Ihr oppositionelles Konzept nicht hineinpasst, dass Wien ein florierender Wirtschaftsstandort ist! (Beifall bei der SPÖ. – StR Dr Johannes Hahn: Jetzt verstehe ich, dass die Umschulungen in Wien um... Prozent zugenommen haben!)
Lieber Gio, ich kann da einzelne Repräsentanten der ÖVP-Fraktion auch nicht ganz ausnehmen. Dein Klubobmann ist hier angetreten mit dem Hinweis, wer aller abgewandert ist. Er hat hier Ankerbrot genannt. - Ich weiß nicht, dass Ankerbrot abgewandert ist. Ich sehe darin eine gravierende Behauptung gegenüber dem Unternehmen Ankerbrot - das in engen Verhandlungen steht und auch bemüht ist, hier in Wien zu bleiben -, sich einfach hier ans Pult zu stellen und zu behaupten, Ankerbrot verlässt Wien oder hat Wien bereits verlassen - weil er das als Beispiel genannt hat. In dasselbe Muster passt der Hinweis auf Sandoz: Auch das stimmt nicht! Sandoz hat - im Zusammenhang mit der Zusammenführung mit einem aufgekauften Betrieb – einen Teil verlagert, hat aber im Wesentlichen die Schaltstellen hier belassen, diesbezüglich gibt es keine Veränderung. (StR Dr Johannes Hahn: ...hat Mitarbeiter abgebaut!) 

Und genau dasselbe ist eigentlich mit Baxter der Fall. Also, wenn ich mit amerikanischen Vertretern des Konzers hier in Wien darüber spreche und denen sage, Vertreter der Wiener Politik gehen von der Meinung aus, Baxter sei abgewandert, dann werden die das als eine kritische Situation interpretieren, die ich auf keinen Fall haben will, nämlich so, als wenn wir froh wären, dass Baxter die Stadt verlässt - und davon kann überhaupt keine Rede sein! (StR Dr Johannes Hahn: Das sagt kein Mensch! – ...Mitarbeiter reduziert!) Baxter hat nicht die Stadt verlassen, sondern hat ein Expansionsprojekt eingebremst, aus einer kurzfristigen Entwicklung heraus, von der ich weiß, dass heute die Chefs es durchaus anders entscheiden würden, weil sich die Entwicklung für Baxter wieder verändert hat.

Also, man soll bei solchen politischen Diskussionen doch aufpassen, dass man nicht in solchen Punkten leichthin eine Behauptung aufstellt, die der Stadt und der Stadtentwicklung schadet. Das ist ja nicht notwendig! Möglicherweise gibt es genug Punkte, die man an meiner Politik oder an der Politik der Sozialdemokratie kritisieren kann. Es muss doch nicht ununterbrochen der Wirtschaftsstandort kaputt gemacht werden! Das schadet uns wirklich! Und ich bin sehr froh, dass die Wirtschaftskammer, und nicht nur der sozialdemokratische Vertreter der Wirtschaftskammer, in diesen Fragen eine völlig andere Linie vertritt, weil wir wissen, dass solche Äußerungen, leichthin gemacht, einen Schaden bedeuten können, den Sie in ich weiß nicht, wie vielen Bittprozessionen - da genügt dann Mariazell nicht! - nicht aufholen können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich denke, wir sollten in diesen Fragen auch einmal ein Stückerl über den Rahmen hinweggehen. Es ist da wieder eine Diskussion gewesen - ich verstehe schon, jeder wirft dem anderen vor, was er machen hätte sollen oder nicht machen hätte sollen. Gestatten Sie mir, einen einzigen Aspekt in einer etwas übergeordneten Etage anzusprechen: Wenn Sie am Wochenende 16.,17.,18. Juni das deutsche "Handelsblatt" mit der Aufstellung der Rekordgewinne des Jahres 2005 gelesen haben, dann wissen Sie: Die zehn am meisten verdienenden Unternehmungen in der Europäischen Union haben einen Gewinn von 95,1 Milliarden EUR erzielt. Die 500 größten Unternehmungen haben einen Erfolg von 391 Milliarden erzieht. - Man muss sich das einmal auf der Zunge zergehen lassen, was das bedeutet! - Und dann heißt es in diesem Artikel: 

„Trotz der Rekordergebnisse stellen aber nur wenige Unternehmen Mitarbeiter ein. Die Nummer 1 in Europa, der kräftig wachsende Ölkonzern Royal Dutch, kam sogar mit weniger Angestellten aus. Insgesamt waren im vergangenen Jahr bei den 500 größten Unternehmen zwar 3 Prozent mehr Leute beschäftigt als ein Jahr zuvor. Nimmt man aber die Zukäufe vieler Unternehmen heraus, ergibt sich ein leichtes Minus."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist in Wirklichkeit die Frage, von der ich erwartet hätte, dass sich die europäische Politik hier am Gipfel in Wien damit zentral beschäftigt: Was tut die europäische Politik in einer Entwicklung, in der Milliardengewinne erzielt worden sind, die sich dann verselbstständigen, die dann ins Spekulative hineingehen - weil da, sozusagen dankenswerterweise, natürlich auch auf die BAWAG Bezug genommen worden ist? Aber das muss man ja sehen, da ist ja eine Gesamtentwicklung im Gange! - Ich hätte mir erwartet, dass der von Klubobmann Tschirf hier gerühmte Wolfgang Schüssel auch in dieser Frage etwas mehr Profil gezeigt hätte und sich mit dieser Frage wirklich Lorbeeren verdient hätte. Das ist die europäische politische Aufgabe, sich mit diesem Thema auseinander zu setzen! Alles das, was wir diesbezüglich auf Bundesebene, auf Landesebene und Gemeindeebene tun können, nimmt sich im Vergleich zu dieser Ausgangslage mehr als bescheiden aus. Und ich ziehe bei jeder Gelegenheit meinen Hut vor den Kleinst- und Kleinunternehmungen, die nicht aufgehört haben, das Rückgrat der Beschäftigung in Wien zu sein. (Beifall bei der SPÖ. – StR Dr Johannes Hahn: Gott sei Dank!)
Aber bleiben wir noch einmal bei dem schon mehrfach angesprochenen Vergleich mit Oberösterreich. - Also, jetzt bist du ja wieder hier im Saal. Du hast ja meine Motivation, mich mit der oberösterreichischen Wirtschaftssituation zu beschäftigen, angezündet, und da habe ich mich auch mit der Situation der Arbeitsmarktentwicklung beschäftigt. Wenn du jetzt sagst: Oberösterreich super, weniger Arbeitslose!, und die Situation im Mai 2006 mit der Entwicklung in Wien vergleichst, dann kannst du das auf einen einfachen Nenner bringen: Oberösterreich hat mehr Arbeitslosigkeit abgebaut, weil es mehr Menschen in Schulung gestellt hat! - Jetzt teile ich die Einschätzung vieler, dass das in Ordnung ist: Bevor die Menschen auf der Straße stehen, soll man ihnen Chancen bieten, sich weiter zu qualifizieren und sich weiter auszubilden! - Aber mit der doppelten Messlatte zu agieren - zu sagen, in Wien ist es pfui und anderswo ist es super -, das ist nicht in Ordnung. (StR Dr Johannes Hahn: Oberösterreich hat seit vielen Jahren die besten Ziffern! Da muss ja System dahinter stecken!) 

In Oberösterreich ist die Zahl der Nettobilanz - also die Zahl, die übrig bleibt, wenn man die Aufstockung der Schulungsplätze wegnimmt - nur halb so hoch wie in Wien! Also, wir haben 1 075 in der Nettobilanz - auch nur eine bescheidene Zahl, aber immerhin so viele Arbeitslose real weniger -, in Oberösterreich sind es nur 540. Warum ich dann Oberösterreich als das große Vorbild nehmen soll, verstehe ich überhaupt nicht. (StR Dr Johannes Hahn: ...hat seit sechs, sieben Jahren die besten Ziffern! Bei allen möglichen Kennziffern! Und das über Jahre!) 

Ich denke also, dass diese Neigung, lieber Gio, andere Bundesländer immer heranzuziehen und als Idol oder als Benchmark hochzujubeln, bei euch um sich greift. (StR Dr Johannes Hahn: Als Benchmark!) In der Rede von Cortolezis-Schlager war plötzlich Niederösterreich im Spiel. Sie hat wörtlich gesagt: „während sich die Wirtschaftselite in Niederösterreich versammelt". - Ich weiß nicht, was sie da gemeint hat und welchen Platz sie gemeint hat, wo sich die internationale Wirtschaftselite bereits versammelt hat, aber ich vermute, sie hat Maria Gugging gemeint. Anders kann ich mir das nicht erklären. Von einer Versammlung war da eigentlich bisher nicht die Rede. Es war davon die Rede, dass das Land Niederösterreich seine Vertreter im Gremium bestellt und die Bundesregierung ihre Gremien bestellt hat. Es sind einfach nur Beiräte geschaffen worden. Aber dass sich die Elite versammelt, davon weiß ich nichts – wogegen ich in Bezug auf Wien, auf das Vienna Biocenter mit Fug und Recht sagen kann: Dort hat sich tatsächlich Elite versammelt - und wir sind auch stolz darauf, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Eben dieselbe, Cortolezis-Schlager, hat auch quasi nach dem Schlagwort, wir seien sozusagen der Mühlstein um den Hals der österreichischen Entwicklung und wir zögen sie zurück, darauf hingewiesen, dass das reiche Österreich an der 4. Stelle liegt und Wien eigentlich nur an der 6. Stelle, und hat gemeint, das sei ein Zeichen dafür, dass Wien ganz schlecht sei. 

Der kleine Unterschied besteht darin, dass Österreich mit 23 Prozent über dem EU-Schnitt liegt, während Wien mit 73 Prozent über dem EU‑Schnitt liegt. Es sind heute mittlerweile schon mehrfach die Mathematiker angesprochen worden, insbesondere Margulies. Ich glaube, es bedarf keiner hohen Kenntnisse der Mathematik, um gleich zu erkennen, wo die Lösung liegt: Dadurch, dass Wien einen viel höheren Anteil am Wirtschaftswachstum, an der Kaufkraft und an der Energie hat, ist Österreich überhaupt erst an diese 4. Stelle gelangt! So muss man das sehen, aber vielleicht bedarf es einer gewissen Erinnerung, um sich das klarzumachen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Noch eine Bemerkung an die Adresse von Margulies: Wir werden genauestens prüfen, wo im Zahlendschungel des Rechnungsabschlusses noch irgendetwas zu finden ist. - Aber nun zur anderen Frage, jener der Landeslehrer:

Die Entwicklung bei den Landeslehrern ist gekennzeichnet durch einen ständigen - "Krieg" ist eine Übertreibung, aber durch eine ständige Auseinandersetzung mit Gehrer und vor allem mit dem Finanzministerium. Was wir nicht und - ich sage das jetzt auch in Bezug auf mich selbst - was ich nicht schon verhandelt habe mit dem Finanzminister zu einer Reihe von Themen betreffend die Landeslehrer! Wir haben gegen den Bund Forderungen gehabt, die wir auch im Rechnungsabschluss und im Budget ausgewiesen haben und die wir auch in dem Sinn vorfinanziert haben. Wir haben dieses Geld schon wieder zum Teil zurückbekommen. Mittlerweile ist es gelungen, diese Forderungen zum Teil einzulösen, und daher gleicht sich das jetzt insofern wieder aus.

Eine weitere Bemerkung zu den Bezirksbudgets: In der Zeit der Koalition mit der Österreichischen Volkspartei, der Wiener Volkspartei, ist auch eine große Lösung für die Dezentralisierung gesucht worden. Man hat sich damals geeinigt auf einen Rahmen von 2 Milliarden ATS - ursprünglich hätten es 4 Milliarden ATS werden sollen -, und dann hat man versucht, die verschiedenen Kompetenzen und Aufgabenstellungen quasi auf diese Menge zuzuschneiden.

Es hat sich an den Aufgabenstellungen nichts geändert. Es hat sich an der Struktur der Finanzvereinbarung nichts geändert - die extrem kompliziert ist, weil natürlich in dieser Situation jeder Bezirk die Sorge hat, dass ein Nachbarbezirk mehr Geld bekommt als er, und die Verteilungsmechanismen extrem kompliziert sind.

Zu dem, was in dem Papier der Wiener ÖVP-Bezirksvorsteher da gefordert wird, nämlich dass wir alle vier Jahre einen so genannten Finanzausgleich mit den Bezirken machen, wünsche ich weniger mir - oder wer immer für die Stadt verhandelt - Glück als denjenigen, die für die Bezirke verhandeln, denn: Um zwischen den Bezirken einen gemeinsamen Nenner zustande zu bringen, der dann alle überzeugt, dazu braucht man schon eine ziemliche Spezialausstattung in Qualifikation. Daher denke ich, man sollte es lieber so belassen, aber ein anderes Problem bin ich gerne bereit, jederzeit aufzugreifen, wie wir das auch in den vergangenen Jahren gemacht haben:

Wir haben in den vergangenen Jahren, eigentlich beginnend mit 1991, zur Förderung der Investitionstätigkeit in den Bezirken insgesamt 278 Millionen EUR an Investitionen ausgelöst, indem wir zusätzlich 70,5 Millio-
nen EUR zur Verfügung gestellt haben, und zwar mit einer Formel, die darauf ausgerichtet war zu sagen: Wir nehmen für die Verteilung zwischen den Bezirken das Verhältnis der Investitionen in Schule und Kindergärten in den letzten drei Jahren - also wer am meisten investiert hat, bekommt auch aus diesem Topf das meiste Geld - und beteiligen uns zu einem Fünftel oder einem Viertel an den getätigten Investitionen, haben also einen Betrag draufgelegt.

Wenn wir jetzt beispielsweise ein Problem in den Schulen haben, dann bin ich dafür, dass wir genau analysieren: Wie schaut die Struktur zwischen den Bezirken aus? Und: Passt diese Relation - dass nämlich jene Bezirke, die bisher am meisten für die Schulen getan haben, auch am stärksten von dem Problem betroffen sind? - Dann bin ich dafür, dass wir dieses bisher geübte Modell umsetzen. 

Was aber nicht sein kann, ist, dass Bezirke, die bisher für die Schulen zu wenig getan haben, plötzlich kommen und schreien und dann zusätzlich Geld kriegen, während jene Bezirke, die sich bemüht haben, die Schulprobleme redlich zu lösen, dann praktisch nichts kriegen oder weniger kriegen. Das kann keine faire Lösung sein! Daher bin ich dafür, dass wir jetzt einmal das Ergebnis der Untersuchungen, die Grete Laska demnächst vorlegen wird, zugrunde legen und dann in die Gespräche mit den Bezirken eintreten. Ich glaube, dass das vernünftiger ist, als ständig sofort nach mehr Geld zu rufen, auf der anderen Seite aber bei jeder Gelegenheit zu sagen, diese oder jene Gebührenerhöhung dürfe nicht stattfinden.

Eine Bemerkung nur zur Frau Bezirksvorsteherin des 1. Bezirks, die sich an dieser Aktion auch beteiligt hat. Sie – beziehungsweise nicht sie, sondern ihr Bezirk – ist eigentlich der Hauptprofiteur von den Mitteln aus diesem Sondertopf, denn für die Ringstraßenbeleuchtung hat sie eine Menge Geld aus diesem Topf vorgesehen und bekommt jetzt wieder einen beachtlichen Teil. Dass also gerade sie es ist, die jetzt eine Umverteilung, die noch weiter zugunsten des 1. Bezirks zu Lasten anderer Bezirke geht, fordert, das halte ich nicht wirklich für korrekt im Verhältnis zu anderen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich will sozusagen nicht auf alles antworten müssen. Es sind nur noch zwei Dinge, die ich richtig stellen muss, und dann komme ich schon zur Schlussbemerkung.

Das eine ist: Es war GR Herzog, glaube ich, der gesagt hat, wenn man die Investitionsquoten und die Investitionsbeträge vergleicht, dann sehe man doch, dass im Jahr 2000 viel mehr investiert worden sei. - Was er übersehen hat, sage ich jetzt einmal, ist, dass dazwischen die Ausgliederungen des Krankenanstaltenverbundes und von Wiener Wohnen erfolgt sind und dass dort nur mehr die Salden eingesetzt werden, während früher die gesamte Investitionssumme ausgewiesen worden ist. - Es ist daher in diesem Fall eher so, wie wenn man Äpfel mit Birnen vergleicht. 

Damit komme ich aber auch schon zum Schluss: 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass wir gerade in der Frage der Wirtschaftsförderung alles, was uns in diesem Bereich möglich ist, tun, weil wir auch davon ausgehen, dass wir aus dem Problem der Beschäftigungssituation nur dann wirklich herauskommen, wenn wir unsere Wirtschaftskraft überproportional stärken. Das besteht in einer Vielzahl von Maßnahmen. Wir haben unlängst einmal Gelegenheit gehabt, ein bisschen zu vergleichen, wie andere Städte das tun, wie andere hier agieren.

Ich kann Ihnen versichern: Für unsere Verhältnisse – als Millionenstadt mit einem stabilen Haushalt - tun wir sehr, sehr viel. Aber ich lade Sie ein, außer nur gute Vorschläge zu machen, auch Vorschläge dahin gehend zu machen, wie wir etwa als Finanzierungsgemeinschaften zu Lösungen kommen können. Die Frage der Wirtschaftsförderung, die Frage der Beschäftigungsförderung, die Frage der Ausbildungsförderung sind die zentralen Themen unserer Zeit. Wir stehen dazu, und wir laden Sie dazu ein, hier mitzuarbeiten! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Hiermit ist die Debatte zur Geschäftsgruppe Finanzen abgeschlossen.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Umwelt.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Blind. 

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde mich heute in meinen Ausführungen prinzipiell zum Thema Umwelt äußern, aber werde im Rahmen des Rechnungsabschlusses auch allgemeine Themen diskutieren.

Ich verstehe schon den Herrn Finanzstadtrat und seine Erklärungen bezüglich DDr Schock, ich möchte in diesem Zusammenhang aber auch den Herrn Finanzstadtrat daran erinnern, dass seine Wahrnehmungen eben das Ergebnis sozialdemokratischer Wahrnehmungsfähigkeiten sind und dass er bezüglich Wahrheit aus meiner Sicht die Glaubwürdigkeit eines Gemeinderatsvorsitzenden Hundstorfer hat. Im Zweifelsfall glaube ich also das, was DDr Schock aus dem Protokoll liest, und keineswegs das, was einer sozialistischen Wahrnehmung gleichkommt. (Zwischenbemerkung von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.) Ja, selbstverständlich.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich werde Ihnen diesmal über den Wahlschwindel der SPÖ und das Häupl-Belastungspaket etliches erzählen. Nicht alles, denn das geht sich hier nicht aus. 

Ich werde dann - das ist für diese Stadt sehr, sehr wichtig - eine Demokratiediskussion beginnen, die speziell das Thema der Ausgliederungen in den diversen Geschäftsbereichen beinhaltet. 

Dann kommen wir zum leidigen Problem, dem Hundekotproblem, und dazu, wie wir es lösen - und relativ einfach lösen - können. Es ist nicht so kompliziert, wie inkompetente Stadträte es uns weismachen wollen.

Dann werde ich über das falsche Müllkonzept referieren und über den Nationalpark Donauauen und das, was der Rechnungshof dazu empfiehlt, und darüber, welchen Empfehlungen wir uns anschließen werden. 

Das Häupl-Belastungspaket 2006 ist der erste Punkt, und ich sage: Der Wahlschwindel der SPÖ besteht darin, dass der Herr Bürgermeister höchstpersönlich alle Gebührenerhöhungen weit von sich gewiesen hat. Es ist schon klar, dass das dem StR Rieder nicht so ganz zugänglich ist. Da gibt es diese Zitate aus dem Wahlkampf von ihm und von anderen sozialdemokratischen Stadträten. 

Wie bekannt, hat der Herr Bürgermeister hier kein Bemühen und keine Überlegung gesehen, zu Energiepreiserhöhungen zu kommen. - Die Energiepreiserhöhungen sind da - ob der Herr Bürgermeister, wenn er gut aufgelegt ist, salbungsvoll erklärt, hier kein Bemühen und keine Überlegungen zu sehen oder nicht. Das macht er so blumig, aber in Wirklichkeit hat er natürlich ganz genau gewusst, dass er die Wahl hochkantig verliert, wenn er vorzeitig die Wahrheit sagt. 

Dann hat Herr Juznic gemeint, der "Märchenonkel Schock" könne es nicht lassen, oder Behauptungen von FPÖ-Schock seien aus der Luft gegriffen. - Wir können das alles gerne nachvollziehen, aber es ist halt die Wahrheit: Diese Gebührenlawine hat Wien leider heruntergemacht. 

Wir stellen fest: Die Sozialisten haben durch ihr Belastungspaket einen gewaltigen Wahlschwindel zu verantworten. Das Belastungspaket des Herrn Bürgermeisters – er ist ja letztverantwortlich - trifft jeden durchschnittlichen Wiener Haushalt mit 400 EUR. Das kann sich natürlich ein gewachsener Gewerkschafter wie Herr Hundstorfer nicht vorstellen, was 400 EUR sind. Sie haben ja Gehälter von über 10 000 EUR und mehr, und daher: Was hat so ein Gewerkschafter für ein Gefühl für einen kleinen Arbeiter, für einen kleinen Angestellten? – Das frage ich mich, wenn ich höre, dass er jetzt, nach diesem Wahnsinnsskandal, nachdem die Gewerkschaft ruiniert worden ist, jetzt, wo sie am Boden liegt - die ist pleite, diese Gewerkschaft, leider!, unsere Arbeitnehmervertretung ist pleite dank dieser sozialistischen "Finanzgenies" -, sagt: 10 000 EUR müssen es im Monat immer noch sein, die man beim Gewerkschaftsbund abkassieren darf! (GR Christian Oxonitsch: Hat man Sie in der Generaldebatte nicht reden lassen oder wie?)
Ich werde mir von Ihnen das Wort verbieten lassen?! - Passen Sie auf, was ich Ihnen sage, und dann können Sie plaudern!

Das Häupl-Belastungspaket belastet jeden Wiener um unvorstellbare 400 EUR! Und zwar haben wir da Folgendes: Gaspreis: 139 EUR; Erhöhung des Strompreises: 65 EUR; Erhöhung der Kanalgebühren - ein typisches Umweltthema, Kanalgebühren gehören ins Umweltressort!: 28 Prozent, bitte schön - das ist doch Irrsinn! -; Müllgebührenerhöhung: 20 Prozent. Zusammen macht das 392 EUR aus. - Das kann sich natürlich so ein roter Gewerkschafter leisten, nur: Der Bürger kann sich das nicht leisten. Und da diese Dinge seit 1. März eingetreten sind, nicht einmal ein halbes Jahr nach der Wahl, sind alle Wahlversprechungen dieser SPÖ gebrochen worden! (Beifall bei der FPÖ.)
Das Unsoziale daran: Im Gegensatz zu progressiven Steuern sind Gebührenerhöhungen besonders unsozial, und zwar deswegen, weil Gebührenerhöhungen arme wie reiche Leute gleich stark treffen - die Armen aber natürlich prozentuell viel, viel stärker. Die ärmeren Schichten verarmen uns dramatisch in dieser Stadt! Und ich sage Ihnen: Es sind im Jahr 2005 69 Millionen EUR aus der Wassersteuer ins allgemeine Budget geflossen, 20 Millionen EUR aus der Kanalsteuer - das können Sie ja nicht leugnen, es sind eben die Kanalgebühren über Gebühr teuer - und 30 Millionen EUR aus der Müllsteuer. Das alles fließt in das Budget, und durch das Häupl-Belastungspaket wird die Gesamtbelastung durch die Steuern - und zwar durch diese Steuern - auf insgesamt 159 Millionen EUR hinaufschnellen. 

Die Erhöhung der Müllgebühren – bitte, da sind wir im Umweltbereich! - um 20 Prozent, das ist doch Irrsinn! Insgesamt macht die Mehrbelastung durch Müll- und Kanalgebühren damit im Jahr 2006 76 EUR für jeden Wiener Haushalt aus - und das allein, bitte, in Ihrem Umweltressort, Frau Stadträtin! Sie müssen sich da ein bisschen zur Wehr setzen!

Nun komme ich zu Punkt 2 - und ich glaube, in einer allgemeinen Debatte ist es wirklich einmal angebracht, die Demokratisierungsdiskussion in diesem Hause zu führen. 

Wie die letzten Tage gezeigt haben, mangelt es dieser Sozialdemokratie und vielen SPÖlern einfach an Verständnis für Demokratie. Schauen Sie nur etwa in den Gewerkschaftsbund: Wenn dort wirklich gelebte Demokratie herrschen würde - und die Sozialdemokraten sind dort schon maßgeblich an der Macht, sie sind es auch hier im Rathaus -, wenn im Gewerkschaftsbund gelebte Demokratie vorzufinden wäre, könnte es ja nicht zu solchen Zuständen kommen. Aber es wurden ja alle demokratischen Instrumentarien und Gremien ausgeschaltet, und nur so kann es zu solch einem Desaster im Gewerkschaftsbund kommen.

In diesem Zusammenhang muss ich Ihnen ein Zitat bringen. Es hat gestern, am 25. Juni 2006, Herr Cap bei Herrn Barazon in der Sendung "Offen gesagt" Folgendes gesagt: Cap nannte den ÖGB einen "Saustall"! - Wenn ich das hier sage, dann sagt man, das verletzt die Würde des Hauses, das darf der Blind nicht sagen. Aber ich frage Sie trotzdem, meine Herrschaften: Wer hat denn den Saustall gemacht? Wer waren denn die Schweine dort? Einen Saustall ohne Schweine gibt es nicht! - Das müssen Sie Herrn Cap einmal fragen! Cap stellt fest, dort haben Ihre Leute einen Saustall gemacht, und ich frage Sie: Wer war das? - Sie können ja dann antworten, Herr Klubobmann. Sie können ja dann herauskommen und die Namen dieser vielen Schweine nennen, die dort aus dem ÖGB einen Saustall gemacht haben. Darauf bin ich schon gespannt! (Beifall bei der FPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Dürfen Sie in der Generaldebatte nicht reden? Ich werde mit Ihrem Klubobmann reden, dass er Sie ein Mal in der Generaldebatte reden lässt!)
Wie gesagt, ich habe ja nur Herrn Cap, Ihren Parteifreund, zitiert. 

Wie die letzten Tage gezeigt haben, mangelt es Ihnen wirklich an Demokratieverständnis. In der Demokratie soll einer durchaus die Macht haben, aber in der Demokratie ist es nun einmal auch notwendig - sonst ruinieren Sie damit die Demokratie -, dass eine demokratische Kontrolle erfolgt. Die Kontrollorgane dürfen nicht nur pro forma dahinvegetieren, sonst gibt es die sattsam bekannte Demokratieverdrossenheit, die sich überall in der Stadt breit macht. 

Was macht die SPÖ im Wiener Rathaus falsch - und ist noch dazu maßlos stolz darauf? – Ein Beispiel aus dem Umweltressort: Da gibt es die WKU, die Wiener Kommunal- und Umweltschutzgesellschaft. Wir haben natürlich zugestimmt bei der Gründung dieser Gesellschaft, weil wir dachten, na ja, das wird schon so was sein. - Aber diese wurde gegründet, um die dritte Müllverbrennungsanlage am Gemeinderat vorbeiplanen - da schütteln Sie den Kopf?; dann müssen Sie eben ins Umweltressort gehen, dann würden Sie es wissen! -, vorbeibauen und errichten zu können! (GR Christian Oxonitsch: Nur weil Sie schlafen? Dann schlafen Sie ein bisschen weniger! Denn: Die Müllverbrennung "vorbeizuschwindeln"? Vielleicht sollten Sie ein bisschen munterer sein!)
Diese Gesellschaft, die WKU, hat vom Bürgermeister - nicht vom Gemeinderat! - den Auftrag bekommen, dort irgendetwas zu tun. Wir im Gemeinderat haben es nicht gewusst - Sie haben es gewusst, weil Sie mit dem Bürgermeister immer beim Verzetnitsch im Penthouse baden sind, das weiß ich schon. Aber wir haben nichts erfahren, und das ist ja das Entscheidende!

Diese Gesellschaft hat den Auftrag erhalten, die Wiener Müllverbrennungsanlage, und zwar die dritte, zu errichten. Wir im Gemeinderat haben natürlich nichts mitzureden, und das hat uns ja Herr Bortenschlager bei der Eröffnung beziehungsweise bei der Grundsteinlegung dieser dritten Müllverbrennungsanlage gesagt, indem er von einer "privaten Firma" sprach. Das hat auch die Frau Stadträtin gesagt, indem Sie meinte: Fragen Sie mich nicht! Das macht die WKU. Das ist eine private Firma, da haben wir gar keine Möglichkeit, Ihnen Auskunft zu geben! - Da sind Sie ja wie die Haserln, da sagen Sie nichts. Aber natürlich hat der Herr Bürgermeister einen Auftrag erteilt, das UVP-Verfahren zu betreiben, die Standortsuche durchzuführen und dort eine Müllverbrennungsanlage zu betreiben. Er hat nicht gesagt, im Gemeinderat diskutieren wir über eine Trockenstabilatanlage oder vielleicht eine mechanisch-biologische Anlage oder sonst etwas Gescheites – nein, der Herr Bürgermeister in seiner Machtvollkommenheit hat der WKU einfach den Auftrag erteilt: Ich sage Ihnen, Sie machen das! 

Nachdem all das passiert ist, wird diese so genannte Schwindelfirma – was nicht bedeutet, dass die Firma schwindelt, sondern dass sie zum Schwindeln gegründet wurde – jetzt von der MA 48 rückgekauft, und wir im Gemeinderat müssen all das fressen, was die so genannte Privatfirma uns darbietet beziehungsweise eingebrockt hat.

Wie schaut es mit dem Fragerecht aus? – Es heißt doch, dass es im Gemeinderat eine Fragestunde gibt. (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Wenn sie nun aber Fragestunde heißt, dann soll das Entscheidende doch die Frage sein! Die Sozialdemokraten machen sich allerdings mit ihrer Mehrheit die Geschäftsordnung, und wir können nur nicken. In dieser Fragestunde dürfen wir ganz kleine, kurze Fragen stellen, sonst ist der – damals große – Vorsitzende Hundstorfer immer gleich böse geworden. Jetzt ist er immer ein bisschen betropezt und hat traurige Augen, aber damals hat er uns immer niedergemacht, wenn eine Frage ein bisschen begründet wurde.

Die sozialistische Geschäftsordnung lässt zwar nur Micky Maus-Fragen zu, aber kaum ist die Frage gestellt, gestattet sie Mammutantworten! (GR Christian Oxonitsch: Haben Sie sich schon einmal eine Debatte im Nationalrat angeschaut?) Da wird von sozialistischen Stadträten ellenlang… (GR Godwin Schuster: Die Geschäftsordnung ist mit euren Stimmen beschlossen worden.) Das ist eure Geschäftsordnung! Sie wurde hier mit der Mehrheit beschlossen, aber es entspricht doch nicht der Geschäftsordnung, wenn man für die Frage eine Micky Maus-Zeit hat und die Antwort und Erklärungen des sozialistischen Stadtrates endlos lang dauern oder er es, wenn er es nicht weiß, eine halbe Stunde lang vom Blatt vorliest! Das soll Fragestunde heißen? So schaut Demokratie nur bei Ihnen aus, und eine solche Demokratie macht demokratieverdrossen! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) 

Bei schriftlichen Anfragen bekommt man Antworten, die mit der Fragestellung überhaupt nichts zu tun haben. Ich habe schon solche Fragen gestellt und sie ganz genau formuliert. Von der lieben Frau Stadträtin bekomme ich dann eine Antwort etwa in dem Stil: Wenn ich sie frage, was man in Penzing bei diesem oder jenem Problem tun soll, dann erzählt sie mir, dass es in Donaustadt irgendwo ein Hundeklo gibt. – Das ist keine Qualität von Antworten! Wir haben versucht, rechtlich dagegen einzuschreiten. Da hat sie gesagt: Der Bürger könnte zu seinem Recht kommen, Sie als Gemeinderat natürlich nicht! (GR Godwin Schuster: Wo haben Sie das her?) So schaut es in dieser Demokratie à la SPÖ hier im Gemeinderat aus!

Im Ausschuss werden Protokolle geführt, diese sagen aber nichts über die Diskussion aus. So kann doch Demokratie nicht stattfinden! Schauen Sie sich ein Protokoll in einer Bezirksvertretung an! Die Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen verlangt viel genauere Protokolle. (GR Godwin Schuster: Wo steht das?) Wo das steht? – In der Geschäftsordnung! (Weiterer Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Aber Godwin! Hören wir auf! Fahren wir irgendwo zum Wirten, dann erzähle ich es dir! (GR Godwin Schuster: Lesen Sie sich bitte einmal die Geschäftsordnung durch!)
Offenbar sind die Wahrnehmungen eines Sozialdemokraten die Wahrnehmungen von Herrn Hundstorfer. Man hat ihn gefragt, ob er dabei war, darauf hat er gesagt, dass er nicht dabei war. Man hat gefragt: Haben Sie den Griffel geführt? Darauf hat er gesagt: Nein, ich habe nicht den Griffel geführt. Und dann sagt der Bürgermeister: Natürlich hat er den Griffel geführt. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Hört mir auf mit euren Wahrnehmungen! Ich werde den Bürgermeister zitieren, der korrigiert eure Leute. (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Ja, die habe ich!

Die Protokolle werden laut Geschäftsordnung erstellt. Die Protokolle der Bezirke müssen den Werdegang und den Inhalt dokumentieren. (GR Christian Oxonitsch: Das stimmt nicht!) Selbstverständlich stimmt es! (GR Godwin Schuster: Nein!) In den Protokollen des Gemeinderates ist aber nichts enthalten, nicht einmal, ob Rot, Grün, Blau oder Gelb abgestimmt hat, es wird nur festgehalten, ob es mehrheitlich oder einstimmig ist. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Mehr steht in den Protokollen nicht, und das ist Demokratie à la SPÖ, aber davon haben die Leute genug! (Beifall bei der FPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Es ist wurscht, was man antwortet, Kollege Schock hat es eh nicht verstanden!)  

Ich habe in etlichen Reden darauf hingewiesen, dass die Aussagen im Ausschuss zu 100 Prozent anders waren als die darauf folgenden Presseaussendungen der verantwortlichen Stadträte. Und so kann es nicht weitergehen! Wir brauchen Protokolle, die den Werdegang und den Inhalt der Verhandlungen dokumentieren. (GR Christian Oxonitsch: Dann wird einmal offensichtlich, wer nicht kommt!) Wir fordern Ausschussprotokolle von der Qualität von Bezirksvertretungen!

Außerdem fordern wir ein Rederecht mit der Beamtenschaft. Die Beamten sind ja nicht eure Lakaien und Angestellte von der SPÖ, sondern das ist die Beamtenschaft dieser Stadt Wien, und die Beamten sollen uns hier genauso zur Verfügung stehen. (GR Christian Oxonitsch: Sie stehen in jedem Ausschuss zur Verfügung.) Im Ausschuss kann ich zwei Fragen stellen, und dann heißt es: Grüß Gott! Ich kann doch nicht eine Trocken-
stabilatanlage im Ausschuss mit zwei Fragen und zwei Antworten besprechen! Das ist ja lächerlich! Das ist ja abstrus! (GR Christian Oxonitsch: Sie kommen ja gar nicht! Wann waren Sie das letzte Mal dort?) 
Ich brauche ein Rederecht mit Beamten, dass ich mich mit fachkundigen Beamten schlau machen kann, ob eine Trockenstabilatanlage besser ist oder ob eine Verbrennung besser ist oder sonst etwas. (GR Christian Oxonitsch: Dafür gibt es die Ausschüsse!) Aber es genügt doch nicht, dass ich in einem Ausschuss eine oder zwei Fragen stellen kann und dann ein Milliardenprojekt wie eine dritte Müllverbrennungsanlage entschieden ist. Das ist doch lächerlich, was Sie da erzählen! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Derzeit haben wir mündliche wie schriftliche Antworten und Ausschussprotokolle von der Qualität eines Herrn GR Hundstorfer. (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Hat er unterschrieben – was er oft verneint –, hat er nicht unterschrieben, hat er nur eine Vollmacht unterschrieben? Einmal sagte er im Fernsehen: Ich habe nicht unterschrieben, ich habe nur eine Vollmacht unterschrieben, Sie werden auf keinem Aktenstück meine Unterschrift finden. All das war im Fernsehen, da ist es um eine Vollmacht gegangen. (GR Godwin Schuster: Das haben Sie jetzt schon mehrmals wiederholt!)
Vielleicht hat der gute Mann das Waldheim-Syndrom: Vielleicht war es nicht er, sondern der Kugelschreiber, der unterschrieben hat. Er war es gar nicht, sondern es war der Kugelschreiber des Herrn Hundstorfer, der dort unterschrieben hat. Na selbstverständlich! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Was sagt Bgm Häupl dazu? – In einem Zeitungsartikel vom 21.6.2006 heißt es, dass GR Hundstorfer gar Nationalrat werden soll. Ich sage Ihnen aber: Dieser Herr Hundstorfer soll nicht Nationalrat werden, er soll auch nicht Gemeinderatsvorsitzender bleiben, und er soll auch nicht Gemeinderat sein! Dieser Mann ist von seiner persönlichen Qualität sogar ungeeignet, Gemeinderat zu sein! (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) Hundstorfer muss als Gemeinderatsvorsitzender zurücktreten und selbstverständlich auch als Gemeinderat!

Zur Begründung: Häupl will den ÖGB-Chef zum Spitzenkandidaten machen. Trotz seiner Rolle bei der BAWAG-Affäre soll Rudolf Hundstorfer Spitzenkandidat auf der Wiener SPÖ-Liste für den Nationalrat werden. Das sagte Bgm Häupl. Hundstorfer habe aber noch nicht bekannt gegeben, ob er das Angebot annimmt. (Zwischenruf von GR Erich VALENTIN.) Das ist aber schon wieder vorbei!

Der ÖGB-Chef war ins Kreuzfeuer geraten, weil es seine Unterschrift war, mit der der ÖGB 1,5 Milliar-
den EUR an BAWAG-Altlasten übernahm. (GR Christian Oxonitsch: Haben Sie eigentlich so wenig zur Umwelt zu sagen? Gibt es bei Ihnen dazu so wenig Überlegungen?) 

Hundstorfer hatte sich damit gerechtfertigt, dass er die Tragweite der Unterschrift damals nicht erkennen konnte. – Und jetzt kommt es dick: Er, Häupl, gehe davon aus, dass Hundstorfer gewusst habe, was er da unterschreibt. Hundstorfer sagt hingegen, dass er nicht unterschrieben hat. Er hat oft geleugnet, dass er unterschrieben hat. Häupl unterstellt ihm aber, dass er unterschrieben hat. (GR Christian Oxonitsch: Melden Sie sich in der Generaldebatte!) Das bedeutet doch nichts anderes, als dass der Herr Bgm Häupl sagt: Ich bin der Meinung, dass Hundstorfer gewusst hat, was er unterschreibt, dass aber Hundstorfer sagt: Ich habe nicht unterschrieben. Und als er dann gesagt hat, dass er doch unterschrieben hat, hat er hinzugefügt, dass er die Tragweite nicht erkannt habe. (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Der Bürgermeister sagt, dass er gewusst hat, was er unterschreibt, und somit stellt der Herr Bürgermeister Herrn Hundstorfer als Lügner dar. Gleichzeitig schlägt er ihn allerdings als Spitzenkandidat für Wien vor.

Meine Damen und Herren! Darf ich daraus schließen, dass Sie in den Augen des Herrn Bürgermeisters… (GR Godwin Schuster: Reden Sie zur Sache!) Ich habe genug Umweltthemen gebracht! Ich habe die WKU gebracht. (GR Godwin Schuster: Davon habe ich nichts gehört!) Da hast du wieder nicht aufgepasst! Ich habe die dritte Müllverbrennungsanlage gebracht. (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Wenn WKU, Müllsteuern, Abwasser und Wasser keine Umweltthemen sind, dann weiß ich nicht, was es sonst sein soll! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ich darf daraus schließen, dass Sie in den Augen des Herrn Bürgermeisters schlechter sind als ein vom Bürgermeister dargestellter Lügner. Das lassen Sie sich gefallen, meine Herrschaften? Gibt es keinen anderen Kandidaten hier als einen, den der Bürgermeister als Lügner darstellt? (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch. – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Er hat nicht Lügner gesagt! Nein, nein! Er hat seelenruhig gesagt, dass er es gewusst hat, und der Hundstorfer sagt, dass er es nicht gewusst hat. – Das heißt, der Bürgermeister stellt den Spitzenkandidaten der Sozialdemokratie als Lügner dar, und trotzdem muss man ihn – ist das wirklich der Beste hier im Haus? – als Spitzenkandidat nehmen!

Wir sind der Meinung, dass Herr Hundstorfer – und jetzt kommen wir durchaus zur Umwelt – überhaupt kein Geld mehr in die Hand bekommen und nie mehr über öffentliches Geld entscheiden darf, weder für Umwelt noch für sonst irgendetwas! Herr Hundstorfer darf auf Grund der Vorkommnisse, dass er es entweder nicht gewusst hat – dann fehlt ihm aber irgendetwas, wenn er bei 1,5 Milliarden EUR nicht weiß, was er da unterschreibt! – oder dass er uns etwas erzählen will, wovon sogar der Bürgermeister sagt, dass es nicht wahr ist, keine Möglichkeit mehr haben, über öffentliche Gelder zu verfügen!

Wir sind ja von der Wahrheit hergekommen. Herr Hundstorfer hat laut ORF.at gesagt, dass er sich zu 100 Prozent dem ÖGB zur Verfügung stellen wird. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Kollege Blind! Sie merken wohl am allgemeinen Tumult, dass es angebracht wäre, sich wieder auf § 2 zu besinnen und zur Sache zu sprechen! Das Ressort soll heute im Mittelpunkt stehen. Ich nehme an, Sie haben noch Umweltthemen vorbereitet.

GR Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Sie geben mir die Zeit, und ich kommen dann gleich zu den Hundeklos, die ja wichtiger sind als GR Hundstorfer und seine Entscheidung. (GR Harry Kopietz: Sie sind letztklassig und komisch!)
Ich komme gleich zum Hundeklo. Aber vorher kommt noch ein kleiner Satz: Am Donnerstag hat Herr Hundstorfer gesagt: Ich werde zu 100 Prozent dem ÖGB zur Verfügung stehen. Meine Resümee: Wenn er dort zu 100 Prozent ist, warum sitzt er dann da und kassiert da? Wenn er dort 100‑prozentig arbeitet, dann kann er da nicht zu 100 Prozent arbeiten, oder er leistet nichts und kassiert nur!

Nun noch ein Schlusssatz zu Herrn Kollegen Hundstorfer: Er hat gesagt, dass er als geschäftsführender ÖGB-Chef im Landtag bleiben will. Das heißt, so lange er dort einen Versorgungsposten sicher hat, will er unbedingt noch am Sessel kleben.

Jetzt kommen wir zum Hundekotproblem. (GR Godwin Schuster: Jetzt sind wir endlich wieder dort, wo Sie hingehören!) Das machen wir ganz einfach. Geben Sie den Bezirken das Geld von der Hundesteuer! Die Bezirke werden dann die Probleme… (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Auf dem Niveau bin ich auch gerade! Die Bezirke werden dieses Problem mit den zur Verfügung gestellten Mitteln leicht in den Griff bekommen können. Man kann um das Geld der Hundesteuer zusätzlich zu den 1 000 Wiener MA 48-Leuten 200 anstellen. Man kann sich ausrechnen, dass sich das mit dem Geld ausgeht. (GR Godwin Schuster: Rechnen Sie einmal durch, was 200 Leute kosten!) Du staunst! Aber mit dem Geld habt ihr es halt! Bei den Milliarden begreift ihr nicht, was Milliarden sind! Glaubt ihr vielleicht, das sind Anwesenheitslisten? – Hört mir auf mit dem Geld! Wir kennen das schon! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Wir werden den Bezirken das Geld zur Verfügung stellen, und die Bezirke können, wenn sie sparsam verwalten, um diese Beträge 200 zusätzliche Leute beschäftigen, die dieses Problem in den Griff bekommen.

Dann habe ich noch ein Müllkonzept: Derzeit versuchen wir, den Müll ganz, ganz klein zu trennen, und zwar nach der Methode: Da das eine hinein, dort das andere hinein. – In Deutschland gibt es moderne Müllkonzepte beziehungsweise Müllsortierungsanlagen, bei denen man prinzipiell fast alles in die graue Tonne werfen kann außer Bio, Glas und Papier. Wenn das gemacht wird und man ein modernes Müllkonzept hat, dann erspart man sich die ganzen Kinkerlitzchen, auf die ich heute aber nicht eingehen werde.

Mir ist viel wichtiger, dass in dieser Stadt Demokratie einzieht und dass Leute wie Hundstorfer in dieser Stadt nicht mehr das Sagen haben, wurscht, welche Gelder es betrifft. Hundstorfer hat ÖGB-Geld verludert, er hätte den ÖGB in Wirklichkeit in den Konkurs getrieben, würden wir ihn jetzt nicht retten, und zwar wir Kleinen mit unserem Steuergeld. Wenn wir – die kleinen Bürger – das nicht machen, dann ist unsere Arbeitnehmervertretung dank der SPÖ hin, und das ist eine Schande! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren!

Gestatten Sie mir ein paar wenige Worte als Vorsitzender: Man kann zu Rudi Hundstorfer stehen, wie man will. Ich möchte aus meiner Sicht als Floridsdorfer Mandatar sagen, dass er ein persönlicher Freund von mir ist, das hat aber auf die Entscheidung zum Vorsitz überhaupt keinen Einfluss.

Vom Rednerpult aus wurde jedoch, wahrscheinlich in Rage, gesagt, dass Rudi Hundstorfer weniger wichtig ist als das Hundeklothema. – Deswegen darf ich Kollegen Blind jetzt einen Ordnungsruf erteilen. (Beifall bei der SPÖ.)
Zu Wort gemeldet ist nun Herr Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Es kommt selten vor, dass ein Oppositionsmitglied einen Ordnungsruf für eine andere Oppositionspartei verlangt. Es ist aber wirklich eine unglaubliche Schweinerei, dass jemand hier sagt, dass Rudi Hundstorfer und seine Entscheidungen weniger wichtig sind als ein Hundeklo. Das ist Verluderung der Sprache, Kollege Blind, das ist unglaublich! (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der SPÖ. – GR Heinz Hufnagl: So ist es!)

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Wenn man von Umweltpolitik keine Ahnung hat und sich hierher stellt und wirklich unglaubliche Gemeinheiten über Politiker sagt, dann soll man besser zu Hause bleiben! (Zwischenruf von GR Johann Herzog.) So einfach ist das! (Zwischenruf von GR Kurth-Bodo Blind.) Wirklich wahr! (Zwischenruf von StR DDr Eduard Schock) Die FPÖ soll sich das hinter die Ohren schreiben! Da passieren ja unglaubliche Sachen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Das nächste Mal hört man von Ihnen, dass wir hier in einer Quatschbude sind, und dann geht es ganz anders los! Ich möchte, dass so etwas hier nicht passiert! (StR DDr Eduard Schock. Das werden Sie nicht bestimmen, Sie sind noch nicht in der Koalition!) Sie reden genau das Gleiche wie Kollege Blind! Sie haben keine Ahnung und brüllen da jetzt noch herum!

Ich möchte jetzt einmal vorschlagen: Schluss mit diesen unglaublichen Anwürfen gegenüber Kollegen Hundstorfer! Man kann ja sagen, was man will, aber irgendwo hört sich wirklich der Spaß auf, etwa bei solchen Vergleichen wie mit dem Hundeklo! Ich war vor drei Tagen mit SchülerInnen in Auschwitz: Dort hat es mit Schädlingsbekämpfungsmitteln angefangen, und das bewegt sich auf derselben Ebene! Das ist wirklich unglaublich! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Jetzt einmal zum Thema. (Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Sie sollten sich einmal das Protokoll anschauen und dann überlegen, ob Kollege Blind mit einer solchen Diktion hier noch tragbar ist! (Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Sind wir wieder ruhiger? Okay! Es geht schon. Ich bin schon wieder ruhiger. 

Ursprünglich wollte ich zu Kollegen Blind eigentlich überhaupt nichts sagen. Er hat zuerst ganz interessant mit den traurigen Augen des Kollegen Hundstorfer begonnen. Das hat eher nach Rosemunde Pilcher geklungen, und ich habe mir gedacht: Okay, er hat zwar das Thema verfehlt, aber das ist nicht uninteressant. Dann hat er meines Erachtens einen einzigen richtigen Satz gesagt, dass nämlich die Beamten keine Angestellten der SPÖ sind. Dann ist er aber immer mehr in die Themenverfehlung abgeglitten, wie ich sagen möchte. – Ich kehre deswegen jetzt wieder zurück zum Thema. 

Bei Durchsicht des Budgets ist mir hinten bei der Ausgleichsabgabe aufgefallen, dass bei den Baumfällungen rund 700 000 EUR Ausgleichsabgabe budgetiert sind. Interessant ist, dass im Rechnungsabschluss 2,7 Millionen Einnahmen bei der Ausgleichsabgabe stehen. – Jetzt kann man natürlich darüber philosophieren: Hat die Stadt Wien damit gerechnet, dass mehr Bäume gepflanzt oder weniger gefällt werden? Jedenfalls ist das aber ein interessantes Detail am Budget, weil da im Grunde genommen viel mehr Ausgleichsabgabe bezahlt wurde, als ursprünglich angenommen. Wenn man diese Differenz von 0,7 auf 2,7 auf alle Geschäftsgruppen hochrechnet, dann würden sich da interessante Aspekte ergeben! Ich hoffe, das ist nicht so, das war für mich aber ein bisschen überraschend!

Und es hat noch mehr Überraschungen gegeben: Jetzt haben wir ungefähr drei Jahre StRin Sima, ihre Vorgängerin war StRin Kossina, und da hat es ja jede Menge Kritik hier im Saal gegeben, natürlich auch parteiinterne Kritik. – Schauen wir uns jetzt an, was nach drei Jahren Sima aus den Absichten und den positiven Vorhaben, welche die Frau Stadträtin neben vielen anderen Dingen voranzutreiben versucht hat, geworden ist.

Erstens: StRin Kossina hat angekündigt, dass es eine Reform des Baumschutzgesetzes, also ein Baumschutzgesetz neu geben wird. Vor kurzem haben wir eine schriftliche Anfrage gestellt, und da wurde uns mitgeteilt, dass es keine Arbeitsgruppe für das Baumschutzgesetz neu gibt, das Baumschutzgesetz also so bleibt, wie es ist. – Dazu kann man stehen, wie man will! Jedenfalls gibt es dieses Gesetz nicht.

Zweitens: Ähnliches gilt auch für ein Gesetz, das von Frau StRin Kossina im Jahre 2002, also vor etwas weniger als vier Jahren, angekündigt wurde: Am 25.9. erläuterte die Frau Stadträtin hier im Saal das zukünftige Bodenschutzgesetz. Im Herbst 2003 sprach Kollege Zimmermann davon, und im Jänner 2004 erklärte Kollege Hufnagel: Ein modernes Bodenschutzgesetz ist in Vorbereitung, es wird in Kürze dem Umweltausschuss vorgelegt werden. Genau so hat er sich ausgedrückt. – Jetzt haben wir Ende Juni 2006, aber ein Bodenschutzgesetz gibt es nicht! Auf die Frage nach dem Grund dafür hat es geheißen: Brauchen wir nicht!

Frau Kollegin Smolik hat vor kurzem – und zwar am 30.3. – in einer mündlichen Anfrage an die Frau Stadträtin auch danach gefragt, und da hat die Frau Stadträtin erklärt, dass ein Wiener Bodenschutzgesetz nicht mehr notwendig ist.

Unserer Meinung nach gibt es zwei Gründe, warum ein Wiener Bodenschutzgesetz offensichtlich nicht mehr notwendig zu sein scheint. – Der eine Grund wäre, dass die Bodenversiegelung in der Stadt einfach aufgehört hat: Man hat alles positiv beendet, es wird alles aufgebrochen, Versiegelungen gibt es nicht mehr. Die Schwermetalle auf den Kinderspielplätzen haben sich offensichtlich verflüchtigt. Das geht zwar nicht, dennoch soll es passiert sein, und daher braucht man das nicht mehr. Die Überlegungen betreffend die Abgabe, die man seinerzeit für Versiegelungen etwa für große Parkplätze von Einkaufszentren am Stadtrand angedacht hatte, haben sich in Wohlgefallen aufgelöst.

Interessant ist, dass sich das nicht in Wohlgefallen aufgelöst hat. Nach wie vor werden viele Einkaufszentren geplant. Demnächst sollen in Rothneusiedl ein schönes Stadion und in der Donaustadt ein weiteres Einkaufszentrum entstehen. Dieses Bodenschutzgesetz brauchen wir jedoch angeblich nicht, es sei nicht mehr notwendig.

Die nächste Geschichte, die uns auch ein bisschen beschäftigt hat, war die Tempo 50-Regelung, die dann zurückgenommen wurde. In diesem Zusammenhang war es schon interessant, welche Macht der ÖAMTC und auch der ARBÖ haben; der ARBÖ ein bisschen weniger, denn er hat ja ein kleines Finanzproblem und kann deswegen jetzt weniger sagen. – Die Taferlträger mit 50, Doppelnull und 70 aus der Gegend da drüben haben einen riesigen Wirbel geschlagen, und dann wurde das zum Teil wieder zurückgenommen. – Da habe ich mir gedacht: Eine andere Performance hätte der Sache besser getan!

Die Tempo 50-Regelung wurde zum Teil also wieder beseitigt. Die Stadt Wien hat gesagt, dass man das alles mit großem Einsatz messen wird. Herausgekommen ist aber in Wirklichkeit wenig! Es gibt ein paar Taferl mehr, es gibt da oder dort Tempo 50, wo früher Tempo 60 beziehungsweise 70 war, und das war es schon. Eigentlich viel Lärm um nichts, wie das Shakespeare‑Theaterstück heißt!

Man hat also die Feinstaubüberschreitung, das Stickoxidproblem, aber auch das Ozon – das heuer noch nicht so problematisch war, weil es immer windig war – nicht wirklich in den Griff bekommen, und da helfen auch die zwei Maßnahmenpakete nichts. Alles wurde mit großen Ankündigungen durchgeführt, aber das war es dann auch schon.

Es gibt aber noch andere interessante Punkte für mich: Ich erwähne zunächst die Lobau-Autobahn, die ganz unverschämt Nord-Ost-Umfahrung oder Nord-Ost-Durchfahrung oder S1 genannt wird. Vor kurzem habe ich eine ÖAMTC-Presseaussendung gelesen, in der der ÖAMTC sagt: Man braucht die Lobau-Querung nicht, denn das ist eine Transitquerung, viel wichtiger wäre eigentlich die Querung von Kaisermühlen nach Simmering. – Diese Querung war für uns schon immer eine Variante, von der die GRÜNEN in der Öffentlichkeit gesagt haben: Wenn es eine Donau-Querung durch eine Autobahn geben soll, dann diese! Jetzt gibt uns der ÖAMTC Recht. Die SPÖ und die ÖVP wollen aber noch immer die Lobau-Querung, obwohl diese ganz viel kosten wird!

Der Ring um Wien – ich werde das dann noch genau ausführen – kostet insgesamt rund 5 Milliarden EUR. Das ist ungefähr so viel, wie das österreichische Bildungsbudget in einem Jahr ausmacht! Aber dafür hat man das Geld offensichtlich, und die Stadt ist auch zufrieden, denn der Speckgürtel in Niederösterreich ist auch etwas Schönes, und das Geld wird da hinaus fließen.

Jedenfalls gibt es einen wasserrechtlichen Bescheid, und seit kurzem gibt es auch den naturschutzrechtlichen Bescheid der MA 22, der die Probebohrungen im Nationalpark zulassen wird. – Es ist ein offenes Geheimnis, dass wir damit keine Freude haben, und wir werden schon einige Dinge in Bewegung setzen, dass es nicht so wird, wie man jetzt glaubt!

Interessant war für uns auch, dass nach einigen Gesprächen ein rot-grünes Projekt zu Grabe getragen wurde, nämlich der so genannte Umweltfonds. Dabei ist es darum gegangen, dass man Waffengleichheit – wenn man dieses Wort überhaupt verwenden will – zwischen Bürgerinitiativen und Betreibern, in diesem Fall der Stadt, herstellt. Kollege Blind hat das heute schon ein bisschen verwechselt, aber er hat gesagt, dass für die Müllverbrennungsanlage Simmering Gelder der Stadt, also Steuergelder, für die Umweltverträglichkeitserklärung und für die Umweltverträglichkeitsprüfung in Höhe von rund 5 Millionen EUR aufgewendet werden. Die Bürgerinitiative hat hingegen ein Budget von 5 000 EUR. In Anbetracht dessen kann man wohl nicht von Gerechtigkeit, Ausgleich oder gleichen Waffen sprechen!

Es war also ein Umweltfonds angedacht. Die Frau Stadträtin hat uns dann aber in einem Gespräch gesagt, dass der Bürgermeister einen Umweltfonds nicht will. Es gibt also keine Waffengleichheit zwischen den Bürgerinitiativen und der Stadt oder den BetreiberInnen! Es wird also so weitergehen.

Dann ist aber etwas Interessantes geschehen: Nachdem die Stadt ja alle Grünflächen absichert und sich scheut, dass neue Parks eröffnet werden könnten, hat die Bürgerinitiative betreffend den Bacherpark erzwungen, dass ein Park nicht zerstört wird, und zwar mit dem interessanten Aspekt, dass dort erstmalig von der Stadt – was mich sehr gefreut hat – nach einigen Mediationen eine AnrainerInnenbefragung durchgeführt wurde, welche meines Wissens ergeben hat, dass 65,9 Prozent der abgegebenen Stimmen für die Erhaltung des Parks und gegen die Errichtung der Parkgarage waren.

Da sage ich: Alle Achtung! Die BügerInnen haben dort durchgesetzt, dass ein Park nicht nur nicht zerstört wird, sondern erhalten bleibt! Dafür möchte ich mich extra auch bei Kollegen Hora bedanken, der das ausgezeichnet durchgeführt hat! Ich muss ehrlich sagen: Ich war am Anfang ein bisschen skeptisch! Ich möchte mich jetzt aber dem Dank anschließen. Das war wirklich okay und wurde gut durchgeführt! Wunderbar! Auch als Oppositionspolitiker, der ich sonst oft nicht seiner Meinung bin, steht es mir an zu sagen: Das war ganz ordentlich gemacht!

Interessant ist im Umweltbereich vor allem die Förderpraxis. Darauf werde ich noch anlässlich des Gemeinderats eingehen. Manchmal wundere ich mich schon, wer da alles Geld bekommt! Vor allem für kleinere Vereine, die nicht aus der sozialdemokratischen Reichshälfte stammen oder dort zumindest irgendwie Fuß gefasst haben, gibt es allerdings wenig bis gar kein Geld. Die Begründung, wenn es um Kleinigkeiten von 3 000 bis 4 000 EUR geht, lautet dann einfach: Es ist keine budgetäre Besetzung mehr da!

Ein Beispiel: Das “Freiwillige Ökologische Jahr“ wollte 4 500 EUR. Es ist dies ein Verein, bei dem es darum geht, dass jugendliche WienerInnen in den Umweltschutzorganisationen freiwillige Arbeit leisten und der Verein die Sozialversicherungskosten übernimmt. Das macht 1 500 EUR pro Person im Jahr aus, für drei Menschen wurde angesucht, im Stadtbudget war aber nur Geld für eine Person. Es waren also diesmal 3 000 EUR nicht vorhanden, und bei einer anderen Gelegenheit ist es einmal um 4 000 EUR oder 5 000 EUR gegangen, die auch nicht vorhanden waren.

Schauen wir uns zum Vergleich einmal das Budget an! – Allein auf Grund der Müll‑ und Abwassergebührenerhöhung wird es nächstes Jahr ein Plus von rund 75 Millionen EUR geben. Heuer ist ja schon einiges davon hereingekommen. Wie will man mir da erklären, dass es diese 3 000 EUR im Stadtbudget einfach nicht gibt? Das ist ganz eigenartig!

Gleichzeitig muss man bedenken, dass die Naturwacht viel mehr bekommt. Das sind diese eigenartigen Personen, die auf der Donauinsel mit Phantasieuniformen herumhirschen und schauen, ob sie möglicherweise Menschen in den Büschen erwischen, die etwas treiben, was sie nach Meinung dieser Naturwacheorgane nicht tun sollten. Sie bekommen meines Wissens nach 24 500 EUR für ihre nächtlichen Überwachungen! Ist doch nett, oder? Für die nächtliche Überwachung von Treiben, das man deren Meinung nach doch besser anderswo machen könnte, gibt es 24 500 EUR! Für die Sozialversicherung von zwei Umweltinteressierten sind 3 000 EUR budgetär hingegen nicht vorhanden! Das ist ein interessanter Aspekt, das muss man sich anschauen!

Noch einmal zurück: Die Frau Stadträtin hat vollmundig erklärt, dass man 19,5 Prozent beim Müll und 28 Pro-
zent beim Abwasser braucht, das sei ganz wichtig. Herr Stadtrat Rieder meint dem Grunde nach, wenn er es auch nie ganz so gesagt hat, dass Querfinanzierung auch eine Kategorie ist und dass man das Geld für andere Dinge braucht. Wenn man sich das im Budget anschaut, dann gibt es, wenn man die MA 48 betreffend Müll und die MA 30 als Einheit betrachtet, positive Bilanzen. Von diesem Blickwinkel gesehen, gibt es bei der MA 30 20,5 Millionen EUR Überschuss und bei der MA 48, zumindest betreffend den Müll, 29,6 Millio-
nen EUR Überschuss. Das ist immerhin, würde man das allein sehen, positiv.

Ein weiterer interessanter Aspekt: Rund um Weihnachten hat StR Rieder den Beamten ein nettes Weihnachtsgeschenk verpasst: Er hat laut nachgedacht, dass die Magistratsdienststellen, die sich mit Entsorgung beschäftigen, vielleicht ausgegliedert werden könnten. – Ich habe eine Presseaussendung dazu gemacht. Daraufhin haben mir die Frau Stadträtin und andere unterstellt, dass ich von Privatisierung geredet habe, und sie hat gesagt: Nein, privatisieren tun wir nicht so schnell in der Stadt! Das kommt vielleicht einmal, das weiß man noch nicht so genau. Zunächst einmal gehe es nur um Ausgliederung. Im Umweltausschuss – ich glaube, im vorvorletzten – hat die Frau Stadträtin allerdings einen heiligen Eid geschworen, dass die zwei Abteilungen ganz sicher nicht ausgegliedert werden. – Ich nehme also einmal an, dass das so sein wird! Bei passender Gelegenheit werden wir uns dann daran erinnern, dass es nicht so sein sollen hätte! – Das nennt man auf Englisch den Conditional three: Das ist das, von dem man im Nachhinein sagt, dass es vielleicht hätte sein können, dann aber doch nicht so gewesen ist, weil die Realität eine andere war. Das werden wir sehen! Frau Stadträtin! Du wirst uns das alles erklären!

Ich möchte nun langsam zum Ende kommen, einen interessanten Aspekt möchte ich aber noch erwähnen, nämlich die Handhabe der UVP, also der Umweltverträglichkeitsprüfung, in Wien. Die Ingenieure der ASFiNAG sagen mir, dass das unheimlich viel Papier bedeutet. Das mag für Letztere schon zutreffen, aber die Umweltverträglichkeitsprüfung hat auch immer interessante Nebengeräusche in Wien. 

Ich möchte drei Fälle zitieren: Einmal ging es um die Firma Lasselsberger, einen Zementerzeuger, der im Alberner Hafen relativ viel Staub produziert. Er braucht aber keine Umweltverträglichkeitsprüfung, obwohl man weiß, dass in Liesing, nicht weit weg von der Messstelle auch ein Zementerzeuger existiert, der zum Teil auch von der Stadt verantwortlich gemacht wird, dass dort Feinstaubüberschreitungen stattfinden. – Das war die eine Geschichte.

Die andere Geschichte betrifft die Park and Ride-Anlage in Hütteldorf, für die man kein Verkehrskonzept braucht, weil das halt so ist. Es wurde lange herumgerechnet, und es ist herausgekommen, dass man keine Umweltverträglichkeitsprüfung braucht.

Das Gleiche gilt auch für Nummer 3, für die Messeparkplätze. Da gibt es viele Parkplätze, aber keine Umweltverträglichkeitsprüfung!

Dazu gibt es eine Begleitmusik, die mich immer wieder schreckt: Die Wiener Umweltanwältinnenschaft, die ich normalerweise sehr schätze, hat in allen drei Fällen in der ersten Runde eine Art Gutachten abgegeben, das besagt hat, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung auch bedeutet, dass bestimmte Dinge gemacht werden müssten und es gut wäre, wenn es so etwas gäbe. Das Problem ist nur: Einen Einspruch haben sie in der zweiten Runde nicht gemacht, und damit war die Sache erledigt.

Ich habe mich gefragt, ob es eine solche Runde noch einmal geben soll oder ob es vielleicht gescheiter wäre, wenn die Wiener Umweltanwältinnenschaft gleich überhaupt aufgibt. Denn die Vorgangsweise, dass man erst sagt, eine UVP ist nötig, und in der zweiten Runde nicht darauf pocht, hat doch sehr viele Umweltinteressierte, ob sie nun in NGOs oder bei den GRÜNEN organisiert sind oder nicht, insgesamt ein bisschen frustriert. Bei allen schätzenswerten Leistungen und interessanten Studien, welche die MA 22, aber auch die Wiener Umweltanwältinnenschaft produzieren, würde ich mir manchmal mehr Mut bei der Umweltpolitik in Wien wünschen, und das gilt auch für die Stadträtin! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Dipl Ing Stiftner. – Ich erteile es ihm. 

GR Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Den Rechnungsabschluss, auch jenen für den Umweltbereich, erwarten wir jedes Jahr mit großer Spannung, die aber gleichzeitig immer wieder enttäuscht wird. Unsere Spannung kommt vor allem daher, dass wir bei jeder Budgeterstellung und bei jedem Rechnungsabschluss endlich die neue und längst überfällige Weichenstellung im Umweltbereich dieser Stadt erwarten, denn eine solche ist angesichts der langen Latte an ungelösten Problemen im Umweltbereich dieser Stadt dringend geboten.

Der Rechnungsabschluss ist üblicherweise eine in Zahlen ausgedrückte Leistungsschau dieser sozialdemokratischen Stadtregierung, und dieser hätte Ihnen in unseren Augen die Letzte der wenigen Möglichkeiten und Gelegenheiten für eine Weichenstellung zu einer modernen Umweltpolitik geboten, die zweierlei beinhaltet, nämlich erstens eine Erhöhung der Lebensqualität für die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt und zweitens ein nachhaltiges Wirtschaften in dieser Stadt.

Doch jedes Jahr ist unsere Enttäuschung groß, wenn uns das auch zugegebenermaßen nicht überrascht: Wir finden nämlich einfach nur eine Fortschreibung der Budgetzahlen des Ressorts. Und auch heuer liefern Sie wieder einmal eine eindeutige Abschreibübung der Zahlen aus dem Vorjahr und dokumentieren damit selbst den Stillstand der Umweltpolitik in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn man sich den Rechnungsabschluss etwas genauer ansieht, so stellt man fest, dass es doch ganz wenige Budgetposten gibt, die verändert wurden. Da kommt man aber unmittelbar zur Frage, ob es nicht doch gescheiter gewesen wäre, sehr geehrte Stadtregierung, wenn Sie sich gesamthaft auf das Abschreiben beschränkt hätten! Dann wären uns nämlich budgetäre Fehlleistungen, so wie sie uns jetzt aufgetischt werden, erspart geblieben. (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.) 

Frau Stadträtin! Nehmen Sie das bitte als wirklich gut gemeinten Rat der Opposition an: Wenn Sie so weitermachen wie bisher, dann werden uns am Ende Ihrer Amtszeit zwei Dinge in Erinnerung bleiben, nämlich erstens die leidige Debatte um Tempo 50 oder 70 und zweitens die Gebührenerhöhung in dieser Stadt, für die Sie sich leider einspannen ließen!

Und hier schließt sich der Kreis: Außer der Gebührenerhöhung im Umweltbereich gibt es keine einzige Zahl, die eine neue Handschrift trägt, zumindest keine… (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.) Ja, für das Budget, Frau Stadträtin! Es geht hier darum, dass das natürlich einen Konnex hat. Wenn Sie etwas getan hätten, dann hätten Sie die Selbstblockade in der Umweltpolitik in der Stadt aufheben können! Und das Signal dieser sozialdemokratischen Stadtregierung: Budgetinvestitionen runter und Einnahmen rauf und rein ins Budget, ist mit Sicherheit nicht das richtige Signal, weder wirtschaftlich noch sozial und gar ökologisch, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich fürchte nur, dass wir beim Rechnungsabschluss 2006 in einem Jahr von unserer Analyse her ähnlich verfahren werden müssen, allerdings mit einem kleinen Unterschied, und da hat die Frau Stadträtin mit ihrem Zwischenruf durchaus Recht: Dann kann sie nämlich auf noch höhere Einnahmen durch diese Gebührenerhöhung verweisen, die uns jetzt beschert worden ist.

2005 dokumentieren die Budgetzahlen wieder einmal: Die Investitionen im Umweltbereich gehen zurück, und die Überschüsse gehen nicht ins Umweltbudget, sondern ins Allgemeinbudget, um dort Budgetlöcher aus ganz anderen Bereichen zu stopfen, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP)

Wir konnten Ihnen seinerzeit bei der Gebührendebatte argumentativ und schlüssig nachweisen, dass die Gebührenerhöhungen der MA 48 und der MA 30 nicht notwendig waren. Frau Stadträtin! In einer Anfragebeantwortung haben Sie zwar ehrlich zugegeben, dass es in diesen beiden Magistratsabteilungen Überdeckungen aus Überschüssen gibt. Sie haben sich aber nie mit unseren Belegen und Argumenten auseinander gesetzt, auseinander setzen können, auseinander setzen wollen oder gar auseinander setzen dürfen, Frau Stadträtin! Und mit diesem Rechnungsabschluss haben wir jetzt den in Zahlen gegossenen Beweis, dass unsere Argumentation von Anfang an richtig war. (Beifall bei der ÖVP.)

Uns liegt nämlich der letzte Rechnungsabschluss vor, in dem die Gebührenerhöhung noch nicht enthalten ist, und wenn Ihre Argumentation von damals richtig gewesen wäre, dann müssten wir doch jetzt in diesen beiden Erhöhungsbereichen Defizite im Rechnungsabschluss 2005 finden. Genau das Gegenteil ist jedoch Fall, sehr geehrte Damen und Herren! Die MA 30 und die MA 48 fahren 2005 auch ohne die saftige nun ins Haus stehende Gebührenerhöhung einen höheren Gewinn ein als noch 2004, sehr geehrte Damen und Herren! Sie haben damit eine versteckte Steuererhöhung in Wien durchgeführt, was eine Belastung für die Wienerinnen und Wiener und für die Wirtschaft in Wien bedeutet, und Sie haben versucht, der Opposition, aber auch den Wienerinnen und Wienern Sand in die Augen zu streuen, um von Ihren tatsächlichen Absichten abzulenken! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Fraktion! Ich darf Ihnen an dieser Stelle eine Frage stellen: Was würden Sie eigentlich sagen, wenn die Bundesregierung von heute auf morgen eine Steuer um 28 Prozent anheben würde? (Zwischenruf von GR God-
win Schuster!) Ja, ich weiß! Wahrscheinlich hätten Sie jetzt gesagt, dass Sie erfreut sind, weil Sie damit auch entsprechende Möglichkeiten haben, dass die Bundesregierung noch mehr Garantien für die BAWAG übernimmt. Im Normalfall, sehr geehrte Damen und Herren, wären Sie jedoch empört! Und das sind wir jetzt auch über Ihre Steuerpolitik, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Die Erhöhung der Müll- und Abwassergebühren ist sicherlich mit diesem Rechnungsabschluss nicht zu rechtfertigen. Vielmehr ist davon auszugehen, dass diese Wasser- und Abfallsteuer von vornherein als solche konzipiert wurde, dass sie nach unseren Berechnungen insgesamt ca 120 Millionen EUR ins Allgemeinbudget – ich betone das noch einmal: Nicht ins Umweltbudget, da kann die Frau Stadträtin nichts dafür! – fließen lässt.

Besonders die Tatsache, dass jetzt neuerlich Überschüsse bei der MA 30 aus dem Kanalwesen erwirtschaftet wurden, macht es der Stadtregierung natürlich noch schwieriger, diese 28 Prozent der Gebührenerhöhungen zu argumentieren. Wir sollten dabei auch nicht darauf nicht vergessen, dass Sie noch vor kurzer Zeit mit dem Sale-and-Leaseback-Verfahren 150 Millionen EUR zusätzlich ins Budget bekommen haben. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Da habt ihr ja zugestimmt!) Es ist dies eine neoliberale Heuschrecken‑Methode, aber ich glaube, damit haben Sie mittlerweile auch kein Problem und keine Berührungsängste mehr, wie wir in anderen Bereichen gemerkt haben. (GR Volkmar Harwanegg: Mit der Stimme der ÖVP!) Ja! Ich gebe Ihnen Recht! Aber es geht jetzt nicht darum, dass das eine schlechte Sache war, sondern es geht darum, dass Sie hier Gebührenerhöhungen argumentieren, die in Wirklichkeit Steuern sind. Das will ich hier heute klar und deutlich nachweisen beziehungsweise haben Sie es mit Ihrem Rechnungsabschluss, der Überschüsse in diesen Bereichen ausweist, selbst nachgewiesen. (Beifall bei der ÖVP.)
Gehen wir noch weiter, und schauen wir uns die MA 31, das Wasserwesen, an: Das ist die absolute Cash-Cow! Sehr geehrte Damen und Herren! Nicht einmal das Parkpickerl bringt so viel an Überschüssen ein wie der Wasserbereich! Jedes Unternehmen, jeder Konzern, jeder Gewerbetreibende wäre froh, hätte er solche Margen wie die Stadtregierung! Der einzige Unterschied ist: Unternehmen stehen im Wettbewerb. Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der sozialdemokratischen Mehrheitsfraktion, haben hier jedoch einen Monopolbetrieb zu betreiben, und Sie nützen diesen auf Kosten der Wienerinnen und Wiener weidlich aus. (Beifall bei der ÖVP.)
Anstatt dass Sie aber diese Überschüsse in irgendeiner Weise für die Zukunft sichern und für Investitionen nutzen, was ich auch verstehen würde, denn das ist ja nichts Schlechtes, wenn man Überschüsse hat, die auf redliche Art und Weise gemacht werden, pumpen Sie diese in andere Problembereiche. Sie pumpen unter dem Nimbus und dem Deckmantel der Ökologie Geld vom Umweltbereich in andere Budgetbereiche, wo Sie Missstände verschuldet haben, und das ist wirklich das falsche Signal und ein Mangel an Investitionsmoral in dieser Stadt! (Beifall bei der ÖVP.)
Um ein Beispiel zu erwähnen: Im Budget und im Rechnungsabschluss gibt es einen Punkt Altlastensanierung. Dort wurde ein neuer Tiefststand erreicht. (Zwischenruf von GR Jürgen Wutzlhofer.) Es stimmt nicht, dass Sie nichts zu sanieren haben, es gibt genug! Der Bund – und das ist besonders interessant an dieser Tatsache – stellt Ihnen seit 1991 180 Millionen EUR für diese Altlastensanierung zur Verfügung. Sie haben bisher aber lediglich 92 Millionen EUR davon abgerufen. Aus meiner Sicht zeugt das von einem mangelnden Umweltbewusstsein dieser Stadtregierung! (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist schlimm genug, wenn Sie nur 50 Prozent der Budgetmittel vom Bund abschöpfen. Wenn Sie Ihre eigenen Mittel nicht verwenden, die Sie haben, dann ist es vollkommen unverständlich, warum es Ihnen nicht einfällt, jene Mittel, die Ihnen der Bund zur Verfügung stellt, um die Sie nicht zu streiten brauchen, abzuziehen und zu nutzen. Es reicht nicht, immer nur auf den Bund zu schimpfen! Nützen Sie die Möglichkeit, die Ihnen diese Bundesregierung zur Verfügung stellt, dann wird Ihnen auch die Budgeterstellung in Wien in Zukunft leichter fallen! (Beifall bei der ÖVP.)
Der Umstand, dass Sie um etwa 100 Millionen EUR im abgeschlossenen Jahr weniger investiert haben als im Vergleichszeitraum, stimmt doppelt bedenklich. Das bedeutet erstens natürlich weniger Lebensqualität in dieser Stadt, zweitens bedeutet das aber auch weniger Arbeitsplätze in Wien. Wenn Sie das umrechnen – und jetzt kommen wir zur menschlichen Seite der gesamten Medaille –, dann bedeutet dieser Investitionsfehlbetrag 1 200 Arbeitsplätze weniger in Wien. So viele Arbeitsplätze könnten Sie nämlich mit 100 Millionen EUR an Investitionen schaffen! Und wenn man noch die 120 Millionen EUR aus den Überschüssen, die Sie nicht im Umweltbereich investieren wollen, dazu rechnet, dann könnten Sie zirka 2 500 zusätzliche Arbeitsplätze in dieser Stadt schaffen! Sie machen mit Ihrer Budgetpolitik jedoch genau das Gegenteil, und diese Arbeitsplätze gehen verloren.

Überlegen Sie sich das doch einmal menschlich: Das würde 2 500 Menschen betreffen, und wenn Sie dann noch die Partner und die Kinder beziehungsweise die Familien hinzurechnen, dann ist das ein Kreis von mindestens 10 000 Menschen, denen Sie offenbar ein redliches Erwerbseinkommen nicht zubilligen, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Angesichts dieser Tatsachen darf ich Sie einladen, den von uns vorgestellten Umweltinvestitionsplan nochmals zur Hand zu nehmen. Ich weiß, Sie haben ihn abgelehnt. Aber nehmen Sie heraus, was Sie wollen, denn es ist höchst an der Zeit, dass Sie ein paar der vernünftigen Ideen übernehmen! Ich verspreche Ihnen: Wir werden keine Urheberrechtsansprüche stellen und keine Copyright-Gebühren einheben, wenn es um die Menschen in dieser Stadt geht! Nutzen Sie diesen Umweltinvestitionsplan, und setzen Sie endlich einmal etwas um!

Sehr geehrte Damen und Herren! Neben dem wirtschaftlichen und dem ökologischen Aspekt hat diese nun anrollende Gebührenwelle, die unaufhaltsam auf uns alle zukommt, auch einen sozialen Negativaspekt: Die in Wien bestehende Abgabe für Müll und Abwasser ist rechtlich eine Gebühr, faktisch aber eine Steuer. Ich habe das gerade vorher erklärt. Eine Gebühr ist dazu da, die Kosten der Verwaltung abzudecken, aber nicht, um Überschüsse zu erzielen. Dafür sind Steuern da. Und nachdem Überschüsse erzielt worden sind, ist es rechtlich eine Steuer. Und den Vorwurf, dass hier Umwegrentabilität betrieben wird, muss sich die sozialdemokratische Regierung gefallen lassen! 

Schauen Sie sich das an: Diese Abgaben werden nicht sofort eingehoben, sondern um ein Jahr verzögert und für Sie auch noch praktisch über die Betriebskostenabrechnungen der Häuser. Das ist eine sehr geschickte Methode, denn die Bürgerinnen und Bürger werden vielleicht glauben, dass es sich da um irgendwelche Machenschaften der Hausbesitzer handelt, sie werden aber nicht an erster Stelle an die Erhöhungen der Müll- und Abwassergebühren denken.

Obwohl Sie aber so geschickt vom Griff ins Geldbörsel der Wiener ablenken, verursachen Sie den Bürgern dennoch Ausgabenzuwächse und volkswirtschaftliche Inflation, und zwar in einem Bereich, in dem es, wie heute schon von einem Kollegen angesprochen wurde, vor allem schlechter Verdienenden besonders weh tut. Beim Wasser kann man nämlich wirklich schlecht sparen. Es gibt hygienische Grundbedürfnisse, die Sie hoffentlich auch den schlechter Verdienenden zubilligen! Und es gibt vor allem auch technisch kaum eine Möglichkeit, beim Wasser zu sparen, denn es gibt in fast keinem Haus in Wien – und schon gar nicht in den Gemeindewohnungen! – eine Einzelzählerabrechnung pro Wohnung. Normalerweise existiert ein Zähler pro Haus, und die Verteilung der Kosten erfolgt über Nutzwerte oder Quadratmeter und sicherlich nicht nach dem aktuellen Verbrauch. In Anbetracht dessen verstehe ich wirklich nicht, warum die SPÖ, die sich in der Vergangenheit immer als Partei des kleinen Mannes verstanden hat – aber das dürfte nicht mehr aktuell sein! – ohne soziale Abstufung den Bürgern und Bürgerinnen das Geld aus der Tasche zieht!

Diese Art und Weise, wie Sie sich hier Körberlgeld verschaffen, entspricht nicht nur einem Akt gröbster Budgetunwahrheit, sondern ist auch zutiefst unsozial! Mit dem ständigen Erhöhen im Gebührenbereich des Umweltressorts hat die absolut regierende SPÖ als soziale Kraft in dieser Stadt endgültig abgedankt! (Beifall bei der ÖVP.)
Leider verwenden Sie den Umweltbereich zum Abzocken und nutzen dabei den Nimbus des Wortes Umwelt weidlich aus. Das ist nicht nur unökologisch, sondern das ist auch unwirtschaftlich. Aber es ist nun einmal Teil der Kultur der SPÖ, mit Geld nicht zu wirtschaften, sondern es zu transferieren. Das erleben wir nicht nur im Umweltbereich, sondern das haben wir auch im sozialdemokratisch dominierten Finanzunternehmen BAWAG bemerkt! Sparen Sie sich die Kritik und den Aufschrei, wenn wir das feststellen, denn wir glauben nicht, dass Sie gerne Geld in den Sand setzen, auch wenn es der schöne Sand der Karibik ist! Jedenfalls werden wir aber das Gefühl nicht los, sondern es verstärkt sich eher, dass Sie es nicht besser verstehen und dass für Sie Wirtschaften ein Fremdwort ist und bleibt! (Beifall bei der ÖVP.)
Da nun zwei große Projekte im Umweltbereich anstehen, nämlich die Errichtung des Biomassekraftwerks und die dritte Müllverbrennungsanlage, kann ich Sie nur beschwören: Lernen Sie bitte aus den finanzpolitischen Fehlern der Vergangenheit! Sonst muss ich befürchten, dass uns in Kürze eine neue Gebührenwelle ins Haus steht. – Der Volkspartei geht es darum, eine sozial verträgliche, nachhaltige Gebühren- und Umweltpolitik in dieser Stadt zu garantieren, die in das Konzept der ökosozialen Marktwirtschaft ernsthaft und wirklich passt. (Beifall bei der ÖVP.)
Zur Marktwirtschaft gehört aber auch Föderalismus, und mich hat es doch gewundert, dass der Herr Vizebürgermeister und Finanzstadtrat den von uns geforderten innerstädtischen Finanzausgleich nicht ermöglicht. Die Bezirke, und zwar vor allem jene, die nicht von der SPÖ regiert werden, werden ja förmlich ausgehungert werden, doch ein innerstädtischer Finanzausgleich wird nicht ermöglicht. Der Herr Finanzstadtrat sagt, dass das viel zu aufwändig sei, und er frotzelt die Bezirke, indem er sagt: Die Friedhofsmauern kann ich dann ja wieder zentral verwalten. Ich halte das wirklich für einen Affront gegen die gute Bezirksarbeit, die in vielen Bezirken geleistet wird!

Ich könnte mir vorstellen ‑ um im Umweltbereich zu bleiben ‑, dass die Ausgleichszahlungen für die Baumfällungen nicht ins Zentralbudget der Stadt Wien gehen, sondern einfach in die Bezirke umgeleitet werden. Dann hätten auch die Bezirke Möglichkeiten, zusätzlich zu Einnahmen zu kommen und im Umweltbereich und in anderen Bereichen einiges auf die Beine zu stellen. (Beifall bei der ÖVP.)
Nachdem wir uns als eine konstruktive Oppositionspartei verstehen und nicht als eine, die wie die Freiheitlichen emotionalisiert oder wie die Wiener GRÜNEN vor allem der Ideologie anhängt, machen wir konkrete und technisch und finanziell machbare sowie umsetzbare Vorschläge. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die ideologiefreie ÖVP!) Tut mir Leid, ich habe eh nicht Sie gemeint, aber Ihre Fraktion, Herr Kollege! (Zwischenruf von GR Mag Christoph Chorherr. – Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Wir haben in einer jüngst abgehaltenen Pressekonferenz ein Forderungspaket vorgestellt, mit dem wir die schon angesprochene Nachrüstung von Wasserzählungen durch die Stadt Wien gefordert haben. Wir glauben nämlich, dass das nicht nur eine soziale Maßnahme ist, sondern auch zum bewussten Umgang mit der Ressource Wasser beiträgt, und wir haben dazu auch ein Best-Practice-Beispiel aus Hamburg gebracht, wo man das schon seit vielen Jahren macht. Dort wurden 95 Prozent der Einzelhaushalte mit Wasserzählern versorgt, und allein durch diese Maßnahme konnten Wassereinsparungen von 15 Prozent erzielt werden.

Wir haben auch vorgeschlagen, wie man das finanzieren kann, nämlich mit so genannten Contracting-Modellen, bei denen kein Bürger und keine Bürgerin auch nur einen Cent mehr für die Investition aufwenden muss. Das funktioniert! Nehmen Sie sich ein Beispiel an vernünftigen, wirtschaftlichen und umweltpolitisch guten Rezepten! Ich bitte die Wiener Stadtregierung und speziell Sie, Frau Umweltstadträtin, die Sie direkt zuständig sind, ernsthaft eine Wassersparoffensive zu starten! Diese darf sich aber nicht in einer Pressekonferenz und in einer abschließenden Medienkampagne erschöpfen. Wir wollen endlich einmal auch konkrete Taten sehen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Worte zum Thema Umweltschutz – und ich fasse jetzt eine gesamte Periode zusammen – haben wir von den letzten drei Umweltstadträten und Umweltstadträtinnen genug gehört. Jetzt wollen wir einmal Taten und wirkliche Umwelteffekte sehen!

Jetzt sind wir wieder am Ausgangspunkt angelangt, nämlich beim Rechnungsabschluss 2005. Wenn es Ihnen, wie diesmal, weiterhin nicht gelingt, finanzielle Nachhaltigkeit in sozialer, ökonomischer und ökologischer Hinsicht ins Budget zu bekommen, dann wird die Lebensqualität in dieser Stadt immer mehr in Mitleidenschaft gezogen werden. Außerdem – und das ist mindestens genau so schlimm – wird die Sozialstruktur in dieser Stadt weiter aufgezehrt werden. Wir können tagtäglich diesen Trend beobachten: Die besser Verdienenden und die Mittelschicht – also gerade jene, die Sie zu vertreten vorgeben, aber das scheint ja auch nur ein solches Bekenntnis zu sein! – wandern in zunehmendem Maße aus der Stadt ab. Sie treffen ein Wählervotum nicht mit dem Wahlzettel, sondern indem sie dorthin ziehen, wo sie eine bessere Umweltqualität und geringere Gebühren zu entrichten haben, sehr geehrte Damen und Herren!

Ich hoffe nicht, dass Sie dieser Entwicklung aus rein wahltaktischen Überlegungen zuschauen! À la longue schadet das nämlich nicht nur der Umwelt, sondern auch der sozialen Durchmischung in dieser Stadt und den konstruktiven politischen Kräften in diesem Haus. – Ich appelliere daher an Sie: Beachten Sie bitte unsere Überlegungen beziehungsweise – ich bin ja bescheiden geworden – zumindest einige davon in Ihrem nächsten Budget, in welchem Sie zusätzlich viele, viele Millionen Euro durch die Gebührenerhöhungen haben werden! Bitte nutzen Sie das Geld für Investitionen in den Umweltbereich und nicht zur Kaschierung irgendwelcher Defizite in Ihrer Verwaltung! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: GR Siegi Lindenmayr hat sich zu Wort gemeldet. – Ich erteile es ihm. 

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn man meinen Vorrednern zugehört hat, dann müsste man sich vielleicht wirklich schon zu fürchten beginnen! Aber es gehört eben nun einmal zum Geschäft der Opposition, Kritik zu üben. Glücklicherweise gibt es aber internationale und nationale Benchmarks, die über Wien ganz anderes aussagen. (GR Mag Alexander Neuhuber: Reden Sie über die BAWAG?) 

Da möchte ich gleich noch einmal die Mercer-Studie zitieren, die heute bereits zweimal erwähnt worden ist, aber man kann das gar nicht oft genug wiederholen. In dieser Mercer-Studie haben auch Umwelt-Faktoren wesentlichen Stellenwert, und diesbezüglich liegt Wien bekanntlich an vierter Stelle hinter Zürich, Genf und Vancouver, und das bei 215 weltweit untersuchten Städten.

Bei den Arbeiten für das Statistische Jahrbuch hat sich klar herausgestellt – und ich beziehe mich jetzt direkt auf die Worte meines Vorredners –, dass immer weniger Menschen aus Wien abwandern, und ich ersuche den Kollegen, nicht einfach irgendwelche Zahlen zu erfinden, sondern jenes Material zu verwenden, das auch öffentlich zugänglich ist!

Außerdem hat es im Berichtszeitraum noch ein Benchmark betreffend die Politik der SPÖ und insbesondere die Umweltpolitik der SPÖ gegeben: Ich kann das Ergebnis der letzten Wiener Wahlen als bekannt voraussetzen, es gab eine noch höhere Zustimmung zur SPÖ als im Jahr 2001. Die Wienerinnen und Wiener sind also zu Recht stolz auf Wien und honorieren das auch! (Beifall bei der SPÖ.)
An dieser Stelle möchte ich festhalten, dass im Jahr 2005 im Umweltressort insgesamt 190 Aktenstücke zur Abstimmung gestanden sind. Davon wurden 142 einstimmig beschlossen, das sind 75 Prozent. Vom restlichen Viertel wurden 16 abgelehnt und fünf allein beschlossen, die restlichen 27 wurden zumindest mit einer Oppositionspartei mit beschlossen.

Noch einmal: 75 Prozent aller Aktenstücke wurden einstimmig beschlossen, und das zeigt doch ein ganz anderes Bild, als vorhin dargestellt wurde!

Kritik ist aber das Hauptgeschäft der Opposition, und bei der FPÖ haben wir ja heute eine Selbstoffenbarung erlebt: Die FPÖ hat zum Thema Umwelt nichts zu sagen, wie der Redner der FPÖ ganz klar bewiesen hat.

Wenn der Klubobmann der ÖVP meint, dass wir uns ein Beispiel an Wolfgang Schüssel nehmen sollen, dann muss ich sagen: Die beiden Wiener Oppositionsparteien, also Blau und Orange, was eh das Gleiche ist, und Schwarz, die die gemeinsame Bundesregierung stellen, tragen nicht zur Problemlösung bei, sondern gehören mit zum Problem beim Thema Umwelt. Für sie ist Umweltschutz nur ein Kostenfaktor, der die Gewinne der Industrie schmälert. Wirtschaftsminister Bartenstein hat der Wirtschaft öffentlich zugestanden, jährlich 34 Millionen Tonnen CO2 gratis in die Luft blasen zu dürfen. – Zitat Bartenstein: „Das wäre für die Wirtschaft gerade noch verkraftbar.“ 

34 t CO2 jährlich sind 15 kg täglich pro Kopf. Da denkt von der ÖVP niemand an die Zukunft, an die Kinder und an die Umwelt. Daran sollen wir uns ein Beispiel nehmen? Also das verstehe ich nicht ganz! Wichtig sind für die Regierung nur mehr hohe Unternehmensgewinne, die Menschen sind zweitrangig geworden! (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das erzählen Sie uns aber nicht!)

Österreich wird daher die Kyoto-Ziele ganz klar verfehlen. Denn bis zum Jahr 2010 sollten wir ein Minus von 13 Prozent erreichen und derzeit liegen wir bei einem Plus von 16,6 Prozent. 2010 ist bekanntlich nicht mehr so weit entfernt und Österreich, wieder ein Benchmark, ist innerhalb der EU auf den vorletzten Platz abgerutscht.

Im April 2005 hat der EU-Umweltministerrat eine kräftige Reduktion der klimaschädlichen Gase gefordert, aber Wolfgang Schüssel, hat, weil er sekkiert wurde, ein Veto gegen den Umweltschutz eingelegt, weil er - Zitat: „weitere wissenschaftliche Erkenntnisse abwarten wolle." 

Österreich hat auch in der Gentechnik versagt. Unter der EU-Präsidentschaft des Bundeskanzlers Wolfgang Schüssel, den Sie uns da so gern als Beispiel vorhalten, fördert die EU massiv den Atomstrom. Österreich hat 2005 auch die Förderungen für alternative Energien drastisch verringert. Wien wird sich daher ganz sicher kein Vorbild an Wolfgang Schüssel nehmen! (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Aber die EU besteht schon aus 25!)
Sehr geehrte Damen und Herren, Wien ist seit vielen Jahren Umweltmusterstadt, hat vor fünf Jahren mit dem Klimaschutzprogramm KliP ein besonders ehrgeiziges und engagiertes Umweltprogramm ins Leben gerufen (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Da fehlt aber noch viel!) und ruht sich nicht auf den Lorbeeren aus. Wien ist jetzt auf dem Weg zur Klimamusterstadt.

Vor 100 Jahren wurde der Grundstein für einen Grüngürtel rund um unsere Stadt gelegt. Mittlerweile ist das Schutzgebiet doppelt so groß als noch vor 100 Jahren und umfasst ganze 12 000 ha. Das alles ist kein Zufall. Der Grüngürtel muss auch für die nächsten Generationen noch ausgebaut und geschützt werden. 

Wien hat 100 000 Alleebäume. 18 Prozent der Stadtfläche sind mit Wald bedeckt. Ein Drittel der Fläche sind Schutzgebiete nach dem Wiener Naturschutzgesetz.

Eine weitere wichtige Maßnahme der letzten Zeit war beispielsweise der KWK-Zuschlag für Energie, damit die Energieversorgung ökologisch umgebaut werden kann, die thermische Wohnhaussanierung, die den Heizenergieverbrauch deutlich senkt.

Wien hat auch dafür gesorgt, dass die Freisetzung gentechnisch manipulierter Pflanzen verboten ist. Das wird dann meine Kollegin noch genauer erklären.

Weil die Gebührenerhöhung erwähnt worden ist: Ich möchte mich gar nicht im Detail darauf einlassen (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Eh besser!), denn wir haben das im Februar dieses Jahres ausdrücklich und lange diskutiert. Da wurde ganz klar festgestellt, dass bei vielen ÖVP-regierten Städten die Gebühren wesentlich höher sind und auch kein solches Service wie in Wien stattfindet, beispielsweise Müllentleerung nur einmal im Monat et cetera et cetera. Das ist also alles nicht vergleichbar. Auch hier können wir uns sehr gut mit anderen Städten national und international vergleichen.

Allein die Bemerkungen, die hier von diesen beiden Oppositionsparteien gemacht werden, sind eigentlich unglaublich, denn wir haben seit Antritt dieser Bundesregierung die höchste Abgaben- und Steuerquote der Zweiten Republik. In Wien wurden gerade zwei Abgaben erhöht, eine nach elf Jahren und eine nach vier Jahren. Das war im Interesse, zur Sicherung und zum Ausbau der hervorragenden Ver- und Entsorgung einfach notwendig. Eine Notwendigkeit ist weiters durch den sinkenden Ertragsteil des Bundes gegeben.

Es ist darüber hinaus notwendig, die finanziellen Spielräume in dieser Stadt auch für die Zukunft sicherzustellen. Im Gegensatz zur Bundesregierung arbeiten wir mit Augenmaß. Die Bundesregierung hat bekanntlich den Begriff "Nulldefizit" geprägt, aber in Wahrheit die höchste Steuerverschuldung der Zweiten Republik verursacht.

Was machen wir mit den Geldern für Wien? Die dritte Müllverbrennungsanlage kostet 220 Millionen EUR. Die Biogasanlage kostet 13 Millionen EUR. Das größte Biomassekraftwerk Österreichs kostet 55 Millionen EUR. Die EBS, die im vergangenen Juni eröffnet worden ist, kostet 225 Millionen EUR. Das Geld wird also in Wien sehr gut angelegt. Wir haben beispielsweise auch Solekehrmaschinen angeschafft und halten im Bereich der Müllentsorgung und im Bereich der Abwassergebühr jedem nationalen und internationalen Vergleich stand. In den Gewässerschutz und in moderne Abwasserentsorgung wurden in den letzten fünf Jahren zusammen über 400 Millionen EUR investiert. Wir investieren in moderne und flüsterleise Altglasbehälter, erst dieser Tage bekannt gegeben. Wir investieren in Filter beim Flötzersteig. Während die Bundesregierung das Geld immer nur zum Löcherstopfen und zur Umverteilung von den Armen und Reichen verwendet, gehen wir mit Steuermitteln sorgsam um. Wir investieren in die Zukunft. Genau deshalb nehmen wir uns kein Beispiel an Wolfgang Schüssel! (GR Mag Alexander Neuhuber: 900 Millionen EUR kostet die BAWAG dem Steuerzahler!)
Einige Beispiele: Umweltbildung fängt bei den Kindern an. Erlebnis, Unterhaltung, Lernen, Erfahrung, unter diesem Begriff, abgekürzt "EULE", wurde das Angebot im Bereich der Umweltbildung für Schulen, Kindergärten und Familien auch im Jahr 2005 weiter ausgebaut. Neu im Programm sind etwa ein Filmverleih, die Wasserschule, in der kleine Wasserratten spielerisch etwas über das Lebensmittel Nummer 1, nämlich Wasser, lernen, oder die Biobox, mit der der Unterschied zwischen biologischer und konventioneller Landwirtschaft näher gebracht wird.

Auch in der neu errichteten Stadt für Kinder, in "Minopolis", bietet das Umweltressort spielerischen Zugang zum Umweltschutz. Konkret lernen die jungen BesucherInnen in einer Station der MA 48 und in einer der MA 30 – Wien Kanal alles rund ums Müllvermeiden, rund ums Mülltrennen und über die Bedeutung des Kanals für die Lebensqualität in dieser Stadt.

Zum ÖkoBusinessPlan: Umwelt und Wirtschaft sind kein Widerspruch für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten. Ganz im Gegenteil, im Rahmen des ÖkoBusinessPlans Wien wurden von 466 Wiener Betrieben bisher über 8 000 Umweltmaßnahmen gesetzt. Die Entlastung für die Umwelt ist beeindruckend, über 107 000 t weniger Abfall. Das entspricht, weil derzeit Fußball aktuell ist, 1,26 Mal dem Volumen des Ernst-Happel-Stadions oder 55,8 Millionen eingesparten Transportkilometern, was wiederum 1 717 Erdumrundungen entspricht. Die Betriebe haben dabei 24 Millionen EUR eingespart. Jedes Jahr wächst die Anzahl der teilnehmenden Betriebe aus allen Branchen. Im Bereich Tourismus etwa gibt es nun bereits 73 Betriebe, vom Beisl bis zum Fünfsternehotel, die ihre Gäste umweltfreundlich verwöhnen.

Vom ÖkoBusinessPlan zum Klimaschutz: Die Geschäftsgruppe Umwelt arbeitet eng mit der Klimakoordinationsstelle zusammen. Im Rahmen des Klimaschutzprogramms der Stadt Wien, KliP, werden jährlich 2 Millionen Tonnen CO2 eingespart. 

Im Zentrum des Jahres 2005 stand die Aktion "Sonne für Wien", bei der unter der Schirmherrschaft von Bgm Häupl und StRin Ulli Sima zahlreiche bewusstseinsbildende und öffentlichkeitswirksame Maßnahmen gesetzt worden sind. Der Erfolg kann sich sehen lassen. Wiens Solarförderung wurde zum ersten Mal vollkommen ausgeschöpft. Damit wurden 2 136 m² Kollektorfläche installiert.

Auch in den Lärmschutz investiert die Stadt Wien einiges, nämlich zur Minderung von Schienenlärm jährlich 1,8 Millionen EUR. Im Jahr 2005 wurden weitere Verträge unterzeichnet. Konkret ist die Lärmreduktion durch Lärmschutzwände und die Förderung von Lärmschutzfenstern der AnrainerInnen im Bereich Bahnhof Wien-Nord/Hellwagstraße an der Schnellbahnstammstrecke gesichert.

2005 war auch der Feinstaub im doppelten Sinne des Wortes in aller Munde. Allerdings ist nur ein kleiner Teil des Feinstaubs in Wien hausgemacht. Von 100 Prozent Staubbelastung hat Wien einen Anteil von 25 Prozent, 60 Prozent kommen aus dem Ausland, 15 Prozent aus dem restlichen Österreich. Auch hier arbeitet die blau-schwarz-orange Bundesregierung kontraproduktiv. Von den gesetzlich fixierten 60 Millionen EUR für zusätzliche Leistungen für den öffentlichen Personennahverkehr wurden gerade 7 Millionen EUR zur Verfügung gestellt. Das sind gerade einmal ein bisschen mehr als 10 Prozent. Umschichtungen erfolgen im Generalverkehrsplan leider zu Gunsten des motorisierten Individualverkehrs, beispielsweise durch den Südautobahnausbau, und Einsparungen gibt es bei der Bahn.

Aber wir in Wien setzen dennoch Maßnahmen. So arbeitet beispielsweise im Auftrag der MA 22 ein Expertenteam der Technischen Universität an einer chemischen Analyse der Feinstaubquellen und ein Wiener Emissionskataster wird erstellt. Auch der Fuhrpark der Stadt Wien wird ständig erneuert.

Im Rahmen des ressortübergreifenden Projekts "ULI - Urbane Luftinitiative" wurden zwei umfassende Maßnahmenpakete gegen Feinstaub erlassen. Neben Partikelfilterpflicht für Baumaschinen und einem Fahrverbot für Euro-0-LKWs gilt in Wien künftig Tempo 50, ausgenommen Autobahnen, Schnellstraßen und einige hochrangige Ausfallsstraßen. 

Daneben werden in die Umstellung des Winterdienstes 7,5 Millionen EUR investiert. Die Splittmenge wird damit reduziert. Die MA 48 hat die Feuchtsalztechnologie optimiert. Das sorgt trotz geringerer Splittmengen für größtmögliche Sicherheit der AutofahrerInnen und FußgängerInnen, schont aber auch den Boden, die Pflanzen und das Grundwasser. Darüber hinaus hat die MA 48, ich habe es bereits erwähnt, die neuen Solekehrmaschinen mitentwickelt. Dabei kann auch bei Minusgraden der Splitt eingekehrt werden, also schon viel früher, und man muss nicht erst auf Plusgrade warten. 

Das Straßennetz, das die MA 48 betreut, umfasst 2 800 km. Das entspricht der Entfernung Wien - Lissabon. Die zu betreuende Fläche, um wieder zu einem Fußballvergleich zu kommen, beträgt mehr als 40 Mil-
lionen Quadratmeter, das entspricht 5 200 Fußballfel-
dern. 1 400 Mitarbeiter und 442 Fahrzeuge, stadteigene und private, werden im Winter eingesetzt. 

Noch eine Zahl: Laut der Zentralanstalt für Meteorologie hat der Schneefall im Berichtszeitraum eine Höhe von 150 cm erreicht. Demnach mussten über 100 000 m³ Schnee abgeführt werden. Ein Jahr vorher waren es wesentlich weniger als die Hälfte, nämlich 40 000 m³. 

Die Maßnahmen gegen Feinstaub betreffen alle Feinstaubverursacher, so auch die Bauwirtschaft. Dort sind künftig Partikelfilter für Bagger und Baumaschinen vorgeschrieben. 

Als ständiges Service für die Wienerinnen und Wiener sind auf 18 Lagerplätzen der MA 48 Mistplätze eingerichtet, die der Bevölkerung von 7 Uhr bis 18 Uhr zur Verfügung stehen. Inklusive des Mistplatzes Kagran haben im letzten Jahr über 2 Millionen Kunden die Mistplätze frequentiert.

Die Hundehaltung wurde eher etwas disqualifiziert, aber heute auch schon erwähnt. Die war auch in Wien ein Thema. Die Vorbereitungen für den Wiener Hundeführerschein wurden abgeschlossen. Seit 1.1.2006 können Wiens Hundehalter nun freiwillig die Prüfung für den Wiener Hundeführerschein ablegen. Dazu hat die Tierschutzombudsstelle Wien einen neuen Ansatz in der Hundeausbildung entwickelt. Es geht nicht um den Gehorsam des Tieres, sondern darum, dass Hund und Halter als eingespieltes Team die Herausforderungen des Großstadtalltags stressfrei für Mensch und Tier bewältigen. Die Freiwilligkeit der Hundehalter wird auch belohnt. Sie ersparen sich für ein Jahr die Hundeabgabe. 

Neu ist auch die Versicherungspflicht für Hunde, die nach dem 1.1.2006 in Wien geboren wurden. Die Deckungssumme beträgt mindestens 725 000 EUR für Schadensfälle.

Ein weiterer Schwerpunkt 2005 war der Gewässerschutz. Planmäßig wurde die modernste Kläranlage Europas eröffnet. Das Herzstück des Wiener Gewässerschutzprogramms ist die Erweiterung der Hauptkläranlage in Wien-Simmering, die nach fünfjähriger Bauzeit im Juni 2005 eröffnet worden ist. Sämtliche in Wien anfallende Abwässer werden dort auf höchstem technischen Niveau entsorgt. Durch den Bau von 15 Reinigungs-
linien, deren Herzstück jeweils ein Nachklärbecken mit einem Durchmesser von mehr als 64 m ist, steigt die durchschnittliche Verweildauer des Abwassers in der Anlage von fünf auf 20 Stunden, der biologische Reinigungsgrad erhöht sich auf 95 Prozent und jede Sekunde werden 7 000 l biologisch gereinigt. Die großen Abwasserkanäle des 2 300 km langen Wiener Kanalnetzes werden als gigantische Zwischenspeicher mit einem Volumen von über 600 000 m³ genutzt. Ein aufwändiges Steuer- und Pumpsystem, die Wiener Kanalnetzsteuerung, sorgt dafür, dass das Abwasser kontrolliert in die Kläranlage gelangt. Mit der Nutzung der Sammelkanäle als Speicher erspart sich Wien die Errichtung von Überlaufbecken. Der Betrieb dieser Kanalnetzsteuerung wurde ebenfalls im vergangenen Jahr, im Jahr 2005, erfolgreich aufgenommen. 

Damit und mit der Renovierung weiterer Kanäle, die ich jetzt aus Zeitgründen nur mehr stichwortartig erwähnen werde, kommt dazu, dass das Donauwasser Wien im Süden sauberer verlässt, als es bei Langenzersdorf nach Wien hereinkommt. 

Beim Wientalkanal - ich mache das nur mehr stichwortartig - wurde erstmals in Wien ein Entlastungskanal als Tiefkanal mit einem Innendurchmesser von 7,5 m, 30 m unter dem Gelände, hergestellt. 

Der Liesingtalkanal wurde im Bachbett der Liesing mit einem Durchmesser von 2,4 m errichtet. Die Wasserqualität der Liesing wurde durch all diese Maßnahmen erheblich verbessert. Die Fertigstellungsarbeiten sind im Frühjahr 2006 abgeschlossen worden. 

Zur Kläranlage Blumental: Parallel zu den Fertigstellungsarbeiten des Liesingtalkanals wurde im Herbst 2005 ein Umleitungsbauwerk vor der Kläranlage Blumental errichtet. Anfang 2006 wurden die bisher in der Kläranlage Blumental gereinigten Abwässer in den Liesingtalkanal und weiter zur Hauptkläranlage Wien geleitet. 

Die Altlast Zentraltanklager Lobau wurde gesichert. Das ist eine Altlast, die während des Zweiten Weltkriegs durch Bombardierung entstanden ist. Im Jahr 2005 wurde auch der Bauteil 1, Absicherung der Altlast Gaswerk Leopoldau, abgeschlossen.

Im Rahmen der Abfallvermeidung wurden auch im letzten Jahr zahlreiche Projekte unterstützt, beispielsweise durch abfallvermeidende Maßnahmen in Klein- und Mittelbetrieben, die erstmals gefördert worden sind.

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Ökologisierung von Veranstaltungen. Dabei wurden von der Stadt Wien eigene Mehrwegbecher produziert, die dazu beitragen, bei Veranstaltungen den Abfall wesentlich zu reduzieren.

Auch der Wiener Wasserkrug ist eines der Projekte der Abfallvermeidung.

"Rote Karte für den Mist": Unter diesem Motto ist im Mai eine Kampagne gestartet, die dem Phänomen Littering den Kampf ansagt. Littering bedeutet, man schmeißt sozusagen leider alles auf die Straße, was einem nur so einfällt, Wurstbrotpapier, Zigarettenstummeln et cetera. Hier wurde durch Plakate, Inserate und Hörfunkspots einiges zu diesem Thema produziert. Ziel war es, die Wienerinnen und Wiener für die Sauberkeit ihrer Stadt zu sensibilisieren und konkrete Alternativen, zum Beispiel Taschenaschenbecher, Mistplätze oder Hundekotsackerl, vorzuschlagen.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich komme zum Schluss. Sozialdemokratische Umweltpolitik war immer vorausschauende Umweltpolitik. Für mögliche Probleme wurden rechtzeitig Lösungen erarbeitet, bevor ÖVP und FPÖ sich überhaupt ins Thema eingearbeitet haben. Was die FPÖ dazu zu sagen gehabt hat, haben wir gehört, nämlich gar nichts. Wien ist seit vielen Jahren Umweltmusterstadt. Wien ist darüber hinaus am Weg zur Klimamusterstadt. Dafür danke ich vor allem unserer StRin Ulli Sima und ihrem Büro! Dafür danke ich allen Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleitern und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dieser Stadt, die im Umweltbereich unermüdlich Tag und Nacht für die Wienerinnen und Wiener und damit für uns alle tätig sind! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich bitte Herrn GR Parzer zum Rednerpult. 15 Minuten maximal.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist nie leicht, nach einem Redner, der so viel Positives auf einen Nenner gebracht hat, wieder einmal die Opposition zu spielen. Die liegt uns aber schon, die sind wir und darum sage ich, dass der Umweltschutz nicht als das kommunalpolitische Beiwagerl angesehen werden darf, zu dem es in den letzten Jahren in der Stadtregierung gekommen ist.

Meine Damen und Herren, dieses Budget ist auch nicht dazu angetan, die Entwicklung in Richtung einer aktiven und zukunftsorientierten Entwicklung zu sehen. Ich sage, dass die Chance für eine Trendwende in der Umweltpolitik von der Stadtregierung versäumt wurde und dies wahrscheinlich in nächster Zeit noch so bleiben wird. Abzulesen ist das an der Tatsache, dass wieder Budgetlöcher mit Hilfe von Umweltabteilungen, wir haben es heute schon ein paar Mal gehört, gestopft werden. Das Geld, das auf diese Weise der Umwelt verloren geht, könnte in wichtige kommende Umweltprojekte investiert werden, die aus Geldmangel gestoppt oder verschleppt worden sind. 

Erinnern will ich in diesem Zusammenhang ganz kurz an das Nationalparkhaus. Hier mussten wir viele Jahre warten, bis es endlich zum Bau dieses Hauses gekommen ist. Die Dachgleichenfeier, die wir vor kurzem erleben durften, hätte bei einem richtigen Mitteleinsatz schon viel früher stattfinden müssen, obwohl ich nichts verhehlen und dazusagen will, dass das Nationalparkhaus sehr schön wird und ein gut gelungener Bau ist. Dazu gratuliere ich auch und ich freue mich schon darauf, wenn es wirklich fertig sein wird. Aber die Frage bleibt natürlich offen, warum Wien immer so lang braucht. Das Burgenland hat das schon vor vielen Jahren gehabt. Hier möchte ich schon bitten, vielleicht könnte man da einmal ein bisschen schneller dran sein. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber lassen Sie mich noch andere Anmerkungen zum Thema "Umweltbudget" machen: Sie behaupten, und das vielleicht nicht zu Unrecht, Wien ist eine Umweltmusterstadt. Sicherlich ist die Umweltsituation gegenüber anderen Städten von Natur aus in Wien in manchen Bereichen bevorzugt. Allerdings gibt es noch immer Problembereiche, die einer Lösung bedürfen sollten. Wien ist keine Umweltoase der Seligen. Denn was haben wir? Wir haben den Siedlungsdruck und damit den Verlust von Grünraum in den letzten Jahren, der sehr stark zugenommen hat. Es geht auf Kosten der vielen großen und kleinen grünen, nicht GRÜNEN, sondern Lungen der Wiener. 

Die Verkehrszuwächse sind enorm. Der Stadtregierung muss es endlich gelingen, den Verkehr einzudämmen und damit die Luft- und Lärmbelastung für die Bürger zu reduzieren. 

Der Energiebedarf, meine Damen und Herren - jeder hat es im Säckel gespürt -, ist natürlich sehr angestiegen und ist groß. Auch hier gibt es zusätzlich Umweltbelastungen, weil die Stadt Wien noch immer zu wenig tut, um diese Zuwächse mit Hilfe von ressourcenschonenden Technologien zu befriedigen. Es gibt immer mehr Technologien, die die Menschen beunruhigen. Hier tut die Stadt ein bisschen zu wenig, um zu informieren, wenn man an eine Handymastenstrahlung denkt. Ich weiß das von Hirschstetten, wo ein großer Aufstand bezüglich Handymasten war. 

Außerdem hat diese Stadtregierung keine wirklichen Antworten zu den Fragestellungen in Bezug auf Klimawandel oder auf die Ostöffnung. 

Die Tatsache, dass die Bevölkerung Wiens nunmehr erstmals wieder wächst, erfordert eben neue umweltpolitische Konzepte. Wenn man sich aber diese Budgetzahlen anschaut, hat man das Gefühl, diese SPÖ-Stadt-
regierung ist sich der bestehenden Herausforderungen nicht bewusst und betreibt lieber eine Umweltpolitik, wie wir zuerst gehört haben, der Routine und des Schönredens. Dieser Weg führt in eine umweltpolitische Sackgasse, meine Damen und Herren, aus der, je länger dieser Weg so eingeschlagen bleibt, es immer schwieriger wird herauszukommen. 

Deshalb brauchen wir wieder eine Umweltpolitik mit einer Budgeterstellung, die diesen Namen auch wirklich verdient. Meine Damen und Herren, das Zahlenfortschreiben, über das hier schon gesprochen wurde, und das Abkassieren aus den Einnahmebereichen ist mir sicher zu wenig. Ein Umweltbereich braucht eine offensive Gebarung, die Investitionen in die Umweltpolitik zulässt. Mit einem Budget wie dem vorliegenden ist dies leider nicht möglich und werden die Defizitbereiche des Wiener Umweltschutzes, von denen es sicher eine ganze Menge gibt, nicht saniert werden können. 

Lärmbekämpfung: Mein Vorredner hat gesagt, es gibt eine Menge Lärmbekämpfung in Wien. Aber ich sage, es gibt noch immer viel zu wenig, auch Lärmbekämpfungen bei Bahnlärmschutzeinrichtungen, die aber abgesehen davon noch dazu von den ÖBB mitfinanziert werden. 

Die Fluglärmbekämpfung, meine Damen und Herren: Ich wohne in einem Bezirk, der mit dem Fluglärm sehr viel zu tun hat. Ich muss immer staunen, wie viele andere Bezirke den Fluglärm auch als wichtig und tragisch ansehen. Ich selbst wohne direkt an einer Flugschneise und kann Ihnen sagen, ich habe mich in den 35 Jahren, wo ich dort schon lebe, daran gewöhnt, aber es ist sicher ein Problem. All jene, die glauben, in die schöne Donaustadt zu ziehen und ohne Fluglärm auszukommen, müssen wir enttäuschen. Auch hier muss etwas geschehen. 

Die Luftreinhaltung kann ebenfalls nicht von Ergebnissen sprechen. Im Gegenteil, Messergebnisse wie beim Feinstaub in den Wintermonaten zeigten, es ist auch im kommenden Winter mit Überschreitungen dieser Grenzwerte zu rechnen. Die Maßnahmen, die die Stadtregierung zuletzt gegen den Feinstaub erlassen hat, haben zwar, billig gesprochen, viel Staub aufgewirbelt, aber kaum den Feinstaub verhindert. 

Weitere Maßnahmen, der Kollege Stiftner hat schon darüber gesprochen, sind Maßnahmen, mit der Ressource Wasser sparsamer umzugehen. Ich will jetzt nicht über die Gemeindebauten oder die einzelnen Möglichkeiten, die gegeben sind, zum Beispiel in Hamburg, sprechen. Ich möchte sagen, es gibt noch immer viele Parks, viele Sportanlagen und viele Friedhöfe, die mit unserem teuren Wasser begossen werden. Auch hier müsste auf Nutzwasser umgestellt werden. 

Die Zunahme des Verkehrs stellt eine der größten Bedrohungen der Lebensqualität dieser Stadt dar. Man hat jedoch immer mehr das Gefühl, dass die Stadt Wien bei dem Vorhaben, den Autoverkehr einzudämmen, nur Lippenbekenntnisse statt Maßnahmen setzt. Die notwendigen Maßnahmen werden entweder erst gar nicht angegangen oder wie bei der S1, auch unseren Bezirk betreffend, etwas verschleppt. Es sind die Genehmigungen zu den Probebohrungen für die Nordostumfahrung sehr spät gekommen. Wirkliche Umweltprojekte in der Wiener Verkehrspolitik, die dafür sorgen, dass der Verkehr intelligent verteilt und geleitet wird, fehlen leider. 

Mit einer Politik, die darauf abzielt, den Autofahrern das Autofahren zu vermiesen, wird man den gewünschten Erfolg nicht erzielen. Ich denke dabei, Sie alle haben es gehört und es wurde in den Medien sehr viel darüber gesprochen, an den, sage ich, Schildbürgerstreich der Einführung von Tempo 50, wo sich der ÖAMTC, der ARBÖ und viele Wiener aufgeregt haben. Das Ganze war nur eine Kostenfrage. Das hat uns viel Geld gekostet. Tafeln aufstellen, Tafeln weggeben, andere hingeben. Es war nicht sehr gescheit, das so zu machen. Das ist eine Politik, die wir nicht sehr befürworten können. 

Die Grünraumbedarfszahlen werden in vielen Bezirken noch immer nicht erreicht. Das 1 000-Hektar-Programm ist von einer Umsetzung leider noch immer sehr weit entfernt. Es gibt nach wie vor in den zentralen Stadtgebieten eine Unterversorgung an Grün. 

Dafür haben wir jetzt ein Biosphärenparkgesetz gemacht, das nur mit Mühe mit der Landwirtschaftskammer und mit der Landwirtschaft ausgehandelt werden konnte. Wie auch immer die Debatte über das Biosphärenparkgesetz ausgeht, die Vorgangsweise hierbei ist die Fortsetzung jener, die Sie bei den Flächenwidmungen für landwirtschaftliche Flächen, meine Damen und Herren, an den Tag gelegt haben. Während Sie vorgeben, die landwirtschaftlichen Flächen vor dem Zugriff von Spekulanten oder Spekulation schützen zu wollen, will diese Stadtregierung eine Flächenwidmung beschließen, mit der Teile des Sww-Gürtels, und wir haben es jetzt gesehen, wieder zu Wohnzwecken umgewidmet werden. 

Ich frage mich auch, Frau Stadträtin: Wo waren Sie, als die Debatte über die Verbauung der Steinhofgründe tagelang gelaufen ist, als die Stadtregierung erklärte, sie schaffe mehr Grün, wenn sie Teile des Sww-Gürtels verbaut? Ein Wort von Ihnen in dieser Angelegenheit habe ich mir schon erwartet, aber Sie haben geschwiegen! Ihre Stimme ist leider in dieser Situation nicht zu hören gewesen! (GR Christian Oxonitsch: Wir reagieren nicht auf Fehlinformationen!) 
Frau Stadträtin, wir haben beim Thema "Steinhofverbauung" gesehen, dass Sie heiße Eisen und aktuelle Diskussionen nicht unbedingt lieben. Das hat sich schon in der Diskussion bei den Handymasten und auch bei der Bleirohrsanierung gezeigt. 

Das gilt auch für das Problem der Hundehaltung. Das ist ein Problem, das schon der liebe Franz Karl vor vielen Jahren im Gemeinderat immer aufgegriffen und angesprochen hat. Was tun wir, damit unsere Straßen rein werden? Es ist sicher ein Problem, die Hundehalter zu erziehen. Auch hier hat der Kollege Lindenmayr ein bisschen etwas von einem Freibrief erzählt, dass man keine Hundesteuer zahlen muss und so weiter. Das bringt alles nichts. Wir brauchen wirklich großzügigere Hundezonen und eine Reinigung dieser. Wir brauchen eine Erhöhung des Strafrahmens, wir werden nicht darüber hinwegkommen, eine eigene Stadtpolizei, die wir immer wieder fordern, zum Beispiel Erstausstattung aller gemeldeten Hundebesitzer mit Hundesets oder Behälter für die Hundekotentsorgung. Also es gibt eine Menge von Vorschlägen, wo wir wirklich ein bisschen resoluter sein müssten. 

Das nächste Thema ist der Gewässerschutz. Auch hier wurde darüber gesprochen. Die Renaturierungsprogramme tröpfeln dahin. Wir müssen nach der feierlichen Eröffnung beim Liesingbach wahrscheinlich wieder etwas länger auf die nächsten Renaturierungen warten, zum Beispiel die Wienflussrenaturierung. 

Die Neugestaltung des Donaukanals schreitet jetzt sukzessive voran, aber die haben wir schon jahrelang eingefordert. Ich weiß noch heute, dass wir als ÖVP als Erste am Donaukanal etwas inszenieren wollten, dann aber lang hintangehalten wurden, bis es so weit war, dass wir dann dort doch etwas Neues schaffen konnten. 

Bei der Qualität des Wassers der Alten Donau und beim Hochwasserschutz im Bereich des Alberner Hafens gäbe es noch viel zu tun. Denken Sie bei der Budgetierung im nächsten Jahr, wenn die Gebührenerhöhungen schlagend werden, an unsere Kritikpunkte, spätestens dann, wenn es an der Zeit wäre, diese Mehreinnahmen der Pflicht als Umweltstadträtin folgend nicht weiterhin in das Budget abzuführen, sondern zur Gänze für Umweltprodukte zu verwenden!

Wir sind als Opposition zu dieser Kontrolle verpflichtet. Das ist nun einmal so und das kann man so sagen, wir haben es heute schon oft gehört, hätten wir bei der BAWAG auch früher machen können. Ich weiß schon, im Nachhinein sind wir alle miteinander gescheiter. Dies zum Nutzen der Umwelt und als Schadenersatz für alle Wiener und Wienerinnen bei dieser Stadtverwaltung mit den Gebührenerhöhungen bei Wasser und Müll um 28 Prozent. Wir haben gehört, es ist notwendig, aber ich denke daran, wir haben bei der ersten Legislaturperiode, als ich in den Gemeinderat kam, die Gebühren um 35 Prozent erhöht und jetzt haben wir sie um 28 Prozent erhöht. So geht das halt weiter. Also hier muss etwas passieren, dass den Wienern und Wienerinnen das Geld nicht aus der Tasche gezogen wird! Deswegen stimmen wir dem Budget nicht zu! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Reischl. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Stadträtin! Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen!

Zum Rechnungsabschluss möchte ich mit einem wichtigen und auch sehr erfreulichen Thema beginnen, dem der Umweltausschuss letzte Woche vorerst einmal mehrheitlich zugestimmt hat und das am kommenden Donnerstag im Landtag, und ich hoffe, einstimmig, auch als Gesetz beschlossen wird, nämlich der Biosphärenpark Wienerwald. Nach zahlreichen Verhandlungen Wiens mit Niederösterreich ist es den Expertinnen und Experten, federführend war auch unsere Umweltstadträtin, gelungen, dass der Wienerwald im vorigen Jahr, also im Jahr 2005 von der UNESCO als Biosphärenpark anerkannt wurde. Damit können wir mit Stolz unseren Wienerinnen und Wienern verkünden, dass nun auch unser Wienerwald zu den bereits 420 bestehenden Biosphärenparks dazugehört. 

Der Biosphärenpark Wienerwald umfasst immerhin beachtliche rund 105 000 ha. Damit die UNESCO den Wienerwald aber auch als Biosphärenpark anerkannte, und das möchte ich in Erinnerung rufen, musste das Gebiet in drei Zonen eingeteilt werden, in die Kernzone mit den alten Buchenwäldern, wo eigentlich der Naturschutz absolut im Vordergrund steht, in die Pflegezone, die vor allem der Erhaltung der Landwirtschaft dient, und in die Entwicklungszone, die vor allem als Lebens-, Wirtschafts- und insbesondere Erholungsraum der Bevölkerung zur Verfügung steht. 

Ich habe eingangs erwähnt, dass dem Gesetz des Biosphärenparks im letzten Umweltausschuss nur mehrheitlich zugestimmt wurde. Da gab es nämlich die Befürchtungen seitens der ÖVP, dass die Bäuerinnen und Bauern in diesem Gesetz einige Verschlechterungen hinnehmen müssen. Wir werden bis zum Donnerstag noch einige kleine Gesetzesänderungen vornehmen, sodass wir dann das Gesetz am kommenden Donnerstag im Landtag, so hoffe ich wirklich, auch einstimmig beschließen können.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, im Gegensatz zu meinen Vorrednern, es waren Männer, keine andere Hauptstadt Europas bietet seinen Bewohnerinnen und Bewohnern mehr öffentliches Grün als Wien. Wien ist international die einzige Metropole mit einem Nationalpark innerhalb der Stadtgrenzen und kann noch dazu auf weitere 13 Naturschutzgebiete verweisen. Wir alle wissen, dass die Wienerinnen und Wiener die Wälder als Erholungsgebiete lieben. Dafür sprechen auch die Zahlen. Lassen Sie mich einige Zahlen nennen: Die Lobau wird zum Beispiel jährlich von rund 660 000 Menschen besucht, der Wienerberg von 1,2 Millionen und der Lainzer Tiergarten von rund 520 000. 

Dass diese Naherholungsgebiete so bleiben, garantieren uns die Forstleute der MA 49 durch ihre gezielte Pflege von Baum und Wald. Sie bewirtschaften immerhin rund 10 800 ha land- und forstwirtschaftliche Flächen innerhalb der Stadt, aber genauso rund um das Rax- und Schneeberggebiet sowie das Hochschwabmassiv. 

Die Betätigungsfelder des Forstamts Wien belaufen sich nicht allein auf die Pflege, sondern setzen auch sehr bewusst in die Umweltbildung ein. Ich möchte auch dafür ein Beispiel geben: Es gibt zwei Wiener Waldschulen, eine in Ottakring und eine in der Lobau. In Erinnerung möchte ich auch den Kinderbauernhof am Kobenzl rufen, den ich kürzlich selbst besucht habe, wo die Stadtkinder mit der Natur in Kontakt treten können, wo sie die ökologischen Zusammenhänge erfahren können, für Umwelt- und Naturschutz sensibilisiert werden. 

Wir alle wissen, und das wird auch immer wieder betont, dass es ganz wichtig ist, die Menschen für die Umwelt zu gewinnen. Je früher man damit beginnen kann, nämlich schon bei den Kindern, umso besser ist es, dass sie die Umwelt auch verstehen. Daher ist es zum Beispiel für uns Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen eine Selbstverständlichkeit, dass die Kinder und Jugendlichen schon in fast allen Bezirken bei der Gestaltung ihrer Spielplätze mitreden und so ihre Wünsche und Ideen in die Gestaltung einfließen lassen können. Das bringt sicherlich sehr viel für die Kinder und Jugendlichen. Sie sind stolz auf ihre - unter Anführungszeichen - Spielplätze und sie können sich damit sehr gut identifizieren. 

Maßgeblich für die Gestaltung der vielen Spielplätze, der Parkanlagen und, wie es mein Kollege schon gesagt hat, die Betreuung der rund 100 000 Alleebäume sowie die jährliche Baumpflanzung von rund 2 500 und vielem mehr, das der Verschönerung Wiens dient, sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Stadtgartenamts, denen ich auf diesem Wege meine Anerkennung für ihre Arbeit aussprechen möchte! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu einer Anlage möchte ich schon noch etwas Konkretes sagen, weil ich es auf der Homepage der ÖVP gelesen habe, nämlich zum Kunstplatz Karlsplatz. Wenn ich dort lese: „Diese Pflege der Bepflanzung wird sehr schwierig sein, personalintensiv" oder die Aussage „So ein Platz ist keine Kunst.", möchte ich dazu nur zwei Dinge sagen: 

Erstens zu pflegeintensiv: Es ist allgemein bekannt, dass Jungpflanzen eine gewisse Größe brauchen. Sie müssen heranwachsen, bis sie sich zu einer gewünschten Pflanzendecke entwickeln. Dann ist es nicht mehr so, dass es so sehr pflegeintensiv ist. Das heißt, es werden dann dadurch die Kosten reduziert. 

Das Zweite zu der Aussage "So ein Platz ist keine Kunst.": Das ist nun meine persönliche Meinung dazu, ein Zitat: "Kunst ist, was gefällt." Nur ein Beispiel: Es gibt ein sehr modernes surrealistisches Bild, wofür einer Zigmillionen oder Zigtausende Euro ausgibt und ein anderer dieses Bild wahrscheinlich gar nicht kaufen oder vielleicht nicht einmal geschenkt nehmen würde. Genauso verhält es sich auch mit der Architektur. Meiner Meinung nach, und ich glaube, das ist auch die Meinung der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, ist die Gestaltung des Kunstplatzes Karlsplatz ein moderner, mit völlig neuen Akzenten versehener Park. Ich meine, es muss im 21. Jahrhundert doch möglich sein, in einer Millionenstadt wie Wien auch in der Landschaftsgestaltung einen Schritt vorwärts zu tun. (Beifall bei der SPÖ.)
Weiters möchte ich Ihnen abschließend auch die Leistungen der MA 31, Wiener Wasser, nicht vorenthalten. Wir alle wissen, dass Österreich in der glücklichen Lage ist, über mehr als genug der wichtigen Ressource Wasser zu verfügen. Für die österreichischen Haushalte ist es heute eine Selbstverständlichkeit, dass das kühle Nass täglich frisch nach Hause geliefert wird. Wir merken es vielleicht erst dann wieder zu schätzen, wenn wir in der Urlaubszeit von anderen Ländern nach Hause kommen, wo wir in diesen Ländern das Wasser noch in Flaschen kaufen müssen. Die Wiener Hochquellwasserleitung ist auch für eine Hauptstadt in Europa einzigartig. Sie versorgt eben die Wienerinnen und Wiener mit Trinkwasser von höchster Qualität. Um das Funktionieren dieser Anlage zu gewährleisten, bedarf es einer riesigen Infrastruktur, aber natürlich steckt auch eine tägliche Arbeit dahinter und das macht die MA 31. 

Wien verfügt, ich möchte noch eine Zahl nennen, 
über ein Wasserrohrleitungsnetz mit mehr als 3 200 km öffentlicher Rohrstränge und über 100 000 Anschluss-
leitungen. So wie in den vergangenen Jahren wurden von Seiten der MA 31 verstärkt Maßnahmen der Wasserverlustbekämpfung umgesetzt. Alte Rohrnetze, die noch aus Graugussleitungen bestehen, werden ausgetauscht beziehungsweise saniert, und das bewusst mit computergesteuerten modernsten Techniken wie zum Beispiel dem No-dig-Verfahren. Was bringt diese No-dig-Technik? Es bedarf erstens weniger Ausgrabungen, das heißt, eine Verkürzung der Bauzeit und natürlich auch eine Verringerung der Kosten sind zu verzeichnen. Außerdem liegt der Vorteil bei diesem No-dig-Verfahren darin, dass es durch geringere Aufgrabungen weniger Lärm und geringere Staubbelastungen für die Anrainerinnen und Anrainer gibt. 

Zum Abschluss möchte ich, weil meine Vorredner gesagt haben, keine oder kaum Investitionen wurden getätigt, schon noch eine Investition sehr hervorheben, nämlich die Investition in die modernste Kläranlage Europas. Nach fünfjähriger Bauzeit und genau nach Zeitplan konnte die Erweiterung der Hauptkläranlage in Simmering im Juni vergangenen Jahres eröffnet werden. Auf höchstem technischen Niveau werden alle Abwässer der Stadt biologisch gereinigt, und zwar 7 000 l pro Sekunde. Die Kosten dieser Kläranlage belaufen sich auf rund 225 Millionen EUR, aber durch die sinnvolle Doppelnutzung der Kanäle als Abwasserabfluss und als Speicher erspart sich die Stadt Wien den Bau von so genannten Überlaufbecken und damit Kosten von rund 50 Millionen EUR.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, in keiner anderen Großstadt leben die Bürgerinnen und Bürger so gesund wie in Wien. Ob saubere Luft oder hochqualitatives Wasser, Wien kann mit idealen Umweltbedingungen aufwarten. Ziel der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ist es, das hohe Niveau des Umweltschutzes nicht zur zu behalten, sondern auch weiterhin zu heben. Wir betrachten den Umweltschutz als eine wichtige Investition für die Zukunft! 

Die Magistratsabteilungen, die ich nun erwähnt habe, nämlich das Forstamt, das Wiener Stadtgartenamt, die MA 31, aber natürlich auch alle anderen Magistratsabteilungen, tragen erheblich dazu bei, dass sich die Wienerinnen und Wiener in unserer Stadt sehr wohl fühlen. Dafür gebührt ihnen unser Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Am Wort ist Frau Amtsf StRin Mag Sima. - Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf zunächst auf einige Punkte meiner vorhergehenden Redner und Rednerinnen eingehen.

Herr GR Blind, aus Ihrer Rede hat man, glaube ich, sehr deutlich gemerkt, dass Ihnen Umweltschutz ein Herzensanliegen ist. Sie haben heute wirklich sehr viele Punkte zum Thema Umwelt vorgebracht. Ich würde vorschlagen, dass Sie das nächste Mal möglicherweise bei der Generaldebatte sprechen dürfen. Ich glaube, dort hätte Ihre Rede besser hingepasst.

Zum Thema WKU: Ehrlich gesagt, es verwundert mich schon ein bisschen, dass Sie sagen, das war das große Geheimnis. Alle anderen im Ausschuss haben es mitbekommen. Also vielleicht sollten Sie einmal in sich gehen. Ich glaube nicht, dass es an der Informationspolitik gelegen hat. Wir haben das sehr offen und sehr transparent dargelegt. (GR Mag Wolfgang Jung: Dann sollten Sie einmal das Protokoll lesen!)

Einige Worte müssen Sie sich jetzt leider zu Ihren demokratiepolitischen Ausführungen anhören, wenn wir schon beim Thema Fragestunde sind. Ich war fünf Jahre lang im Nationalrat und habe dort miterlebt, wie Fragestunden abgeführt worden sind. Dort stellt man als Abgeordneter genau einen Fragesatz. Ich habe mich sehr gewundert, als ich hierher gekommen bin und gehört habe, welche Co-Referate da teilweise gehalten werden. Also fangen Sie nicht an, mir zu sagen, das ist die demokratiepolitische Auffassung der sozialistischen Stadtregierung, sondern, sehr geehrter Herr Gemeinderat, das ist allgemeiner Usus und hier wird das unglaublich großzügig ausgelegt! Im Nationalrat stellen Sie einen Fragesatz und dann dreht Ihnen der Vorsitzende, übrigens egal, welcher Fraktion, das Mikrofon ab, wenn Sie ein Und oder ein Oder anfügen, weil die Fragestunde nämlich zum Fragen und nicht zum Co-Referieren gedacht ist. Das wird hier ohnehin sehr großzügig ausgelegt. Nur das dazu. (GR Mag Wolfgang Jung: Da kann Wien ein gutes Vorbild setzen!)

Herr GR Maresch, zwei Jahre bin ich erst im Amt. Ich habe schon so viel weitergebracht, dass man glauben könnte, es waren schon drei Jahre, aber es sind noch nicht einmal ganze zwei Jahre. 

Sie haben das Bodenschutzgesetz angesprochen. Ja, es stimmt, dass es Ankündigungen gegeben hat, aber ich möchte dazu wirklich klar sagen, dass wir uns das natürlich sehr genau angeschaut haben und ich zur Auffassung gelangt bin, dass es zumindest einmal eine bundeseinheitliche Regelung für Grenzwerte geben sollte, wenn man vernünftige Bodenschutzgesetze machen will, weil es sonst nicht wirklich viel Sinn hat, wenn man teilweise Äpfel mit Birnen vergleicht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Da ist es um Versiegelungen gegangen!) Es gibt Orientierungswerte und so weiter, aber wir alle wissen, es gibt keine einheitlichen Vorgaben. Ich glaube, dass so etwas wie eine bundeseinheitliche Rahmenvorgabe sinnvoll wäre, um dann auf diese in einem zweiten Schritt aufzusetzen.

Sie haben gesagt, unsere Maßnahmenpakete im Bereich Feinstaub bringen nichts. Ehrlich gesagt, ich finde das ist eine kühne Aussage, weil man natürlich nicht genau sagen kann, um wie viel es besser wäre, hätten wir diese Maßnahmen nicht gesetzt. Wir könnten uns jetzt auf den Standpunkt stellen, ohne unsere Maßnahmen wären die Feinstaubemissionen noch schlechter.

Der zweite Punkt ist aber der, dass viele unserer Maßnahmen mittel- und langfristig angelegt sind. Ich verweise zum Beispiel auf die Abmachung mit der OMV, die erst im Jahr 2008 in Kraft treten wird, was uns schon massive Einsparungen, gerade im NOX- und damit Feinstaubvorläufersubstanzenbereich bringt, weil die OMV ihre Emissionen doch halbiert. Ich meine, da sind wir schon in einem sehr großflächigen Bereich. 

Beim Verkehr haben wir mit Tempo 50 bereits eine sehr erfolgreiche Maßnahme gesetzt. Es wird auch ein Fahrverbot für Euro-0-LKWs geben und es werden Filter für Baumaschinen vorgeschrieben. Das sind Maßnahmen, die alle anfangen, jetzt in Kraft zu treten beziehungsweise in den nächsten Jahren in Kraft treten werden. Darüber hinaus haben wir 7,5 Millionen EUR in die Umrüstung des Fuhrparks der MA 48 investiert. Das ist übrigens fast genauso viel Geld, wie der Bund gesamtheitlich an Geldern für ganz Österreich in Fein-
staubmaßnahmen investiert. Ich glaube nicht, dass wir uns dafür zu schämen brauchen. 

Klar ist aber auch, dass wir immer auf der Suche nach neuen Maßnahmen sind. Wir haben in Wien ein bisschen das Problem, dass wir im Vergleich zu anderen Bundesländern schon sehr viele unserer Hausaufgaben gemacht haben. (GR Mag Maresch: Ein bisschen federführend!) Ich sage zum Beispiel nur, Fernwärmeausbau und Umstellung des öffentlichen Verkehrs auf Flüssiggas. Das ist das, was die anderen Bundesländer jetzt machen. Das haben wir schon im Zusammenhang mit dem Klimaschutz gemacht. Das hilft uns auch in der Feinstaubdebatte sehr viel. Wo es noch sinnvolle Maßnahmen gibt, werden wir diese natürlich gern setzen. 

Auch über die Partikelfilter haben wir schon im Ausschuss diskutiert. Ich habe dort gesagt, dass ich das nicht kategorisch ausschließe, aber, ich will jetzt nicht die ganze Diskussion wiederholen, dass es gewisse Faktoren gibt, die für mich derzeit nicht wirklich dafür sprechen.

Sie haben bei den Förderungen kritisiert, dass wir nur sozialdemokratische Vereine, oder so ähnlich, fördern. Ich habe es jetzt nicht wortwörtlich. (GR Mag Rüdiger Maresch: Verwurzelt!) - Verwurzelt. Ehrlich gesagt, dazu würde ich die Umweltberatung zum Beispiel nicht zählen. Ich glaube, auch Sie würden die Umweltberatung nicht dazu zählen. Die wird doch mit einer sehr großzügigen Förderung von Seiten der Stadt bedacht, viel großzügiger übrigens als alle Vereine, die man vielleicht unter dieser Klammer zusammenfassen könnte. Ich möchte Sie schon bitten, das vielleicht ein bisschen ausgewogener zu betrachten.

Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist unser gemeinsames Lieblingsthema, würde ich schon fast sagen. Ich möchte Sie noch einmal ersuchen, zur Kenntnis zu nehmen, dass das UVP-Gesetz ein Bundesgesetz ist. Ich bin auch der Meinung, dass dieses Bundesgesetz novelliert gehört und, sollten wir jemals die Gelegenheit dazu haben, dass wir das auch vornehmen werden. Aber vieles, was jetzt im UVP-Gesetz steht und mich nicht glücklich macht, muss ich beziehungsweise in diesem Fall die unabhängige Behörde trotzdem vollziehen. Das haben wir getan. Gerade die Firma Latzelsberger war für mich einer der Fälle, wo mir selbst das Herz geblutet hat. Glauben Sie nicht, ich hätte denen gerne Auflagen vorgeschrieben oder eine UVP gemacht, bei einer Firma, die so viel Staub emittiert? (GR Mag Rüdiger Maresch: Das könnten wir verbieten!) Aber deswegen kann ich keine Amtsbeugung betreiben! Es gibt hier ein ganz klares Gesetz, an das wir uns zu halten haben, was wir auch getan haben. Ob es mir jetzt Spaß macht oder nicht, das sind eben die Nachteile, die Bundesgesetze in solchen Fällen mit sich bringen. Wir haben versucht, über Auflagen von Seiten der Gewerbebehörde das zumindest so in den Griff zu kriegen, dass wir die Staubemissionen dort minimieren können. 

Aber dieses Ausfechten um das UVP-Gesetz ist mir immer ein Rätsel, weil Sie akzeptieren auch bei anderen Bundesgesetzen, dass das Land Wien diese vollziehen muss, ob es uns Spaß macht oder nicht. Da ist das UVP-Gesetz keine Ausnahme. Ich kann Ihnen nur versichern, ich bin auch für eine Novellierung, weil ich finde, dass es in vielen Punkten hakt. Da können wir aus dem Vollzug, glaube ich, wirklich sehr viele gute Punkte dazu beisteuern, wo es einen Novellierungsbedarf gibt. Einer davon ist sicher, dass gerade solche Firmen, die eben in der Kalk- oder sonstigen Produktion tätig sind und die bisher nicht in diesen Emissionshöchstverordnungen aufgenommen sind, auch irgendwie Niederschlag finden. Das ist sicher ein wichtiger nächster Schritt auf Bundesebene. 

Herr Kollege Stiftner, Ihre, ich möchte fast schon sagen, abenteuerlichen Rechnungen haben wir letztes Mal schon gehört. Mir scheint, es war beim Budget. Ich weiß nicht, wie Sie auf diese Zahlen kommen. Ich kann es wirklich in keinster Weise nachvollziehen. Wir haben leider keine 120 Millionen EUR Überschüsse, schön wäre es. Sie können mir glauben, wenn wir die hätten, würden wir sie ganz sicher nicht ins allgemeine Budget abgeben. Da brauchen Sie sich wirklich überhaupt keine Sorgen zu machen. Aber das beginnt bedauerlicherweise damit, dass wir Überschüsse in dieser Höhe nicht zur Verfügung haben.

Schauen Sie doch einmal in dieses grüne oder rote Buch, je nachdem, mit welchem Sie sich leichter tun! Schauen sie sich dort die Bilanz der MA 48 an! Da ist ein ganz klares Defizit von 40 Millionen EUR bei der MA 48. Ich weiß nicht, wie Sie da auf irgendwelche Überschüsse kommen. Oder nehmen wir die MA 30 – Wien Kanal: Wir haben im Jahr 2005 in dieser Abteilung einen Kostendeckungsgrad von 90,4 Prozent. Das nennt man normalerweise eine Unterdeckung. Wie Sie da auf abenteuerliche Überschüsse in Millionenhöhe kommen, ist mir ein Rätsel. Ich glaube, Sie sollten sich da noch einmal kundig machen! (GR Dipl Ing Roman Stiftner: Da müssen Sie eine komplette Kostenrechnung anstellen!) Ich weiß, dass dieser Rechnungsabschluss nicht ganz einfach zu lesen ist, aber 120 Millionen Überschuss, tut mir Leid, haben wir nicht. Leider, ich hätte sie wirklich sehr gern!

Noch etwas möchte ich dazu sagen, weil Sie über die Gebührenerhöhungen gesprochen haben, die zwar 2005 nicht stattgefunden haben, aber trotzdem ein Wort dazu: Ich hab das hier schon öfters festgestellt, wir brauchen uns da als Stadt Wien wirklich nicht zu genieren, wir sind in allen Bereichen österreichweit die günstigsten. Die Grazer würden sich solche Gebühren wie bei uns wünschen, weil wir sind beim Müll ungefähr bei der Hälfte von Graz, ich sage es nur, bei einem höheren Servicecharakter wie Gratisbiotonnen, 19 Mistplätzen und so weiter. Das ist so eine lange Liste, was wir den Wienerinnen und Wiener hier bieten können. Davon kann man in Graz nur träumen. Und Graz hat, glaube ich, einen ÖVP-Bürgermeister, wenn ich mich richtig erinnere. (GR Dr Matthias Tschirf: Aber einen SPÖ-Finanzstadtrat!) Also vielleicht sollten sie da einmal anfangen, ein bisschen vor der eigenen Haustüre zu kehren, Herr Kollege! 

Zur Altlastensanierung: Das ist auch so ein Punkt, Kollege Stiftner. Abgesehen davon, dass Sie wissen, dass der Altlastensanierungsfonds über Mittel, die wir bezahlen, gespeist wird, ist es nicht richtig, dass der Bund hier großzügig sein Füllhorn ausschüttet, weil wir zahlen zuerst in den Fonds ein, damit wir nachher wieder die Förderungen herauskriegen. (GR Dipl Ing Roman Stiftner: So ist es ja nicht!) Aber sei es darum, wir freuen uns über jede Bundesförderung, Sie könnten ja ganz etwas anderes mit dem Geld machen. Es ist trotzdem besser als nichts, keine Frage.

Sie haben dann gesagt, 100 Millionen ATS lässt die Stadt Wien dort drinnen liegen und das ist ein Wahnsinn. (GR Dipl Ing Roman Stiftner: 90 Millionen!) Okay, Entschuldigung, 90 Millionen ATS lassen wir drinnen liegen. Wissen Sie, das System funktioniert so, und mit einer kleinen Rückfrage hätte ich Ihnen das gern erklärt, wir sanieren jetzt unsere letzte Altlast bis zum Jahr 2007 und logischerweise kriegen wir die Förderung immer erst, wenn wir die Rechnung einreichen. Also ist es gut und richtig, dass sich in diesem Topf noch Geld befindet, weil wir noch nicht fertig sind. Wenn wir fertig sind, dann werden wir die Förderungsmittel zur Gänze ausgeschöpft haben. So funktioniert das System. Also freuen wir uns alle, dass noch ein bisschen Geld im Förderungstopf ist, weil sonst könnten wir nämlich keine Förderungsmittel mehr bekommen und dann würde sich das Ganze ad absurdum führen. Also es ist schon alles in bester Ordnung so, auch mit den Altlastensanierungen, und Sie brauchen sich nicht einmal eine Sekunde zu sorgen, wir lassen nicht einmal einen Cent an Förderungsmitteln, die uns zustehen, drinnen liegen, wirklich keine Sorge! (GR Dipl Ing Roman Stiftner: Die Sorgen haben wir jetzt!) - Offensichtlich! Sie haben die Sorge hier am Rednerpult geäußert, Herr Kollege Stiftner. Ich hoffe, dass ich das jetzt ausreichend entkräftigen konnte.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie haben schon ein bisschen einen Überblick über die Bilanz des Jahres 2005 bekommen. Ich glaube, dass es eine sehr gute Bilanz ist und dass wir gemeinsam sehr viele Dinge erreicht haben. Es waren 100 Jahre Grüngürtel. Wir haben sehr viel im Bereich der Umweltbildung getan. Wir haben beim ÖkoBusinessPlan, glaube ich, wirklich neue Rekordwerte erreicht, auch an Firmen und Betrieben, die sich daran beteiligen. Wir haben es erstmals geschafft, die Solarförderung zur Gänze auszuschließen und über 2 000 m² Kollektorfläche in Wien zu installieren. Wir haben 1,8 Millionen EUR gemeinsam mit dem Bund, also die doppelte Summe, in den Schienenlärmschutz investiert. Wir haben zwei Maßnahmenpakete gegen den Feinstaub geschnürt und verabschiedet. Wir haben die gentechnikfreie Region Wien begründet. Wir haben den Hundeführerschein eingeführt. Wir haben gemeinsam hier im Landtag ein Sicherheitspaket beschlossen und die modernste Kläranlage Europas eröffnet, den Wiental-Sammelkanal, ein wirklich sehr wichtiges Umweltmeilensteinprojekt, in Angriff genommen, den Liesingtalkanal gebaut und die Renaturierung, die Kläranlage Blumental fertiggestellt, die Kanalnetzsteuerung in Angriff genommen und die Altlast Tanklager Lobau abgeschlossen. Weiters haben wir Förderungsinitiativen, durchaus auch gemeinsam, für KMUs beschlossen. Mehrwegbecher, der Wiener Wasserkrug sind entstanden. Wir haben "Rote Karte für den Mist", die Kampagne gegen Littering gestartet. Ich glaube, das sind wirklich nur einige Stichworte, die ich hier sage, weil ich weiß, im Sinne der Zeitökonomie sind alle hier an langen Ausführungen meinerseits nicht interessiert. 

Ich glaube, dass es wirklich eine Bilanz ist, auf die wir gemeinsam stolz sein können. Ich habe mir auch die Bilanz aus dem Umweltausschuss angesehen. Auch die ist eigentlich sehr erfreulich und zeigt, dass wir doch in vielen Fällen eine sehr große Übereinstimmung haben. 80 Prozent der Poststücke haben wir einstimmig und 100 Prozent mehrstimmig beschlossen. Das ist, glaub’ ich, eine sehr schöne Bilanz und zeigt auch, dass es in vielen Bereichen des Umweltschutzes, anders als in den vorherigen Reden, doch eine gewisse Übereinstimmung über die Richtung und die Ziele in dieser Stadt gibt. Das ist, glaube ich, eine Bilanz, auf die wir alle gemeinsam stolz sein können und wo es nicht nur Negatives, sondern sehr viele positive und gemeinsame Seiten gibt. - Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Umwelt liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport. 

Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. - Bitte.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Hoher Gemeinderat! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn man heute Früh die einleitenden Worte des VBgm Rieder gehört hat, dann konnten viele von uns glauben, sie sind in einem falschen Film oder vielleicht in der falschen Stadt. Wir haben die Botschaft gehört, aber allein fehlt uns der Glaube. Man ist sich wie in einer Märchenstunde vorgekommen, vielleicht die Geschichten aus dem Wienerwald, alles in Ordnung, Friede, Freude, Eierkuchen. Wirklich schön, was man mit Statistiken so machen kann. Ich weiß zwar nicht, von welcher Stadt der Herr Vizebürgermeister gesprochen hat, aber Wien kann es wohl nicht gewesen sein. In einer Deutschschularbeit in der Schule würde man glatt sagen, Themenverfehlung, Nicht Genügend!

Wir reden aber heute, so wie immer, über Wien und nicht über irgendeine andere Märchenstadt. Denn Schönfärberei bringt uns angesichts der Zustände überhaupt nicht weiter. Wir stehen vor gewaltigen Problemen. Die Probleme potenzieren sich bei Nichtlösung. Betroffen ist die Jugend in Wien. Jugend und Kinder bedeuten normalerweise Zukunft. Ich zweifle aber daran, dass unsere Jugend noch eine gedeihliche Zukunft haben wird, wenn man in Wien aufwächst. Eine wehrlose Jugend wird von der absolut herrschenden roten Rathausmehrheit im Stich gelassen. Jetzt wird durch eine Brot-und-Spiele- und Eventpolitik auch Sand in die Augen gestreut, die Unmengen an Steuergeldern verschluckt, anstatt das Geld sinnvoll einzusetzen, wie zum Beispiel für die Förderung von Jungfamilien oder die Einführung des Gratiskindergartens oder zur Restaurierung von Schulgebäuden und so weiter. 

Stattdessen wurde in den letzten Jahren vor allem zu Lasten der jungen Leute und Jungfamilien ein Belastungspaket umgesetzt, denn Brot-und-Spiele-Politik will auch finanziert sein. Ich wiederhole es gern, die Erhöhung des Gaspreises um 17 Prozent, die Erhöhung des Strompreises um 5 Prozent, die Erhöhung der Kanalgebühren um 28 Prozent, die Erhöhung der Müllgebühren um 20 Prozent und so weiter. Das alles eben auch zu Lasten der jungen Wienerinnen und Wiener. Wie soll sich ein junges Paar oder ein junger Mensch in Wien noch ein Eigenheim leisten können? Durch das Häupl-Belastungspaket wird das Wohnen pro Jahr um 400 EUR teurer. Die Betriebskosten wurden durch diese Gebührenanhebungen direkt erhöht. Das betrifft vor allem junge Leute und auch Jungfamilien. Das ist aber noch lange nicht alles: Erhöhung der städtischen Kindergartengebühren auf bis zu 200 EUR pro Monat, Verteuerung der städtischen Sportanlagen um 20 Prozent, Erhöhung der Bädertarife um 10 bis 25 Prozent, Kürzung der MA 56-Zuschüsse für Schulschikurse an sozial schwache Eltern um 20 Prozent, Erhöhung der Saalmieten in Musiklehranstalten und so weiter. Die Liste lässt sich beliebig fortführen. Die Jugend erstickt regelrecht an der Gebührenlawine im roten Wien. 

Man sieht also, wie unsozial es hier im roten Wien, im sozialdemokratisch regierten Wien, zugeht. Das Wort sozial gibt es hier, glaube ich, schon lange nicht mehr! Man sieht es ja am BAWAG- und ÖGB-Skandal, rote Bonzen residieren in Gratis-Penthäusern, während sich die Wiener Jugend schwer tut, sich ein Eigenheim zu leisten beziehungsweise arbeitslos auf der Straße steht. 

Von "demokratisch" kann man angesichts der vielen Ausgliederungen auch nicht mehr sprechen. Wichtigste Bereiche wurden so der Kontrolle des Gemeinderats entzogen. Eine öffentliche Vergabe nach dem Bundesvergabegesetz entfällt zum Beispiel bei der Prater Service GmbH, da sie eine 100-prozentige Tochter der Stadt Wien ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Angesichts der immer höher steigenden Jugendarbeitslosigkeit in Wien - 10 Prozent laut den offiziellen Zahlen - und der steigenden Anzahl der Sozialfälle ist es einfach ein Hohn, wie übermenschlich luxuriös die roten BAWAG- und ÖGB-Bonzen hoch über den Dächern Wiens residierten, während bis zu 2 Milliarden EUR, nämlich die Mitgliedsbeiträge der kleinen und unschuldigen ÖGB-Mitglieder, in der Karibik einfach "flöttl" gegangen sind. 

Die Jugend steht in Wien zunehmend auf der Straße und wird, während das Geld in die Verwirklichung von weltfremden Multikulti-Projekten gesteckt wird, einfach links liegen gelassen. Wien hat im Bundesländervergleich die höchste Jugendarbeitslosigkeit zu verzeichnen. Wenn dann so wie im letzten Gemeinderatswahlkampf wahlschwindlerisch behauptet wird - genauso wie auch jetzt in den Geschichten aus dem Wienerwald des Herrn VBgm Sepp Rieder -, in Wien sei die Arbeitslosigkeit rückgängig, so könnte man nur lachen, wenn es nicht so traurig wäre. 

Das Wirtschaftsforschungsinstitut sagt etwas ganz anderes. Ich zitiere: „Wien bleibt aufgrund des nachhaltigen Strukturwandels nach wie vor das Bundesland mit dem geringsten Beschäftigungswachstum. Der Rückgang der Arbeitslosigkeit in Wien wird vor allem durch den Anstieg der in der Arbeitslosenstatistik nicht erfassten Schulungsteilnehmer erklärt."

Ja, wir hatten 2005 offiziell 589 Arbeitslose weniger, dafür aber 3 200 Leute mehr in Schulungsprogrammen. Es gab also eine tatsächliche Zunahme an Arbeitslosen von 2 692 im Jahre 2005 und 23 Prozent mehr in Schulungen - man sieht also, was alles man mit Statistiken schön darstellen kann, schön reden kann.

Im Lehrlingsbereich ist die Stadt Wien noch immer Schlusslicht. In Wien gibt es 15 000 Lehrlinge, in Tirol 12 000 Lehrlinge bei einer viel geringeren Einwohnerzahl. Ich möchte da wissen, wie gut es den Lehrlingen hier geht - ich glaube, nicht sehr gut! Es gibt viel zu wenige Lehrplätze hier in Wien, darüber kann auch die Märchenstunde eines Sepp Rieder nicht hinwegtäuschen. 

Es bringt also überhaupt nichts, die Schuld dem Bund zuzuweisen oder umgekehrt, man kann sich nämlich weder an Herrn Schüssel noch an Herrn Häupl ein Vorbild nehmen - beide sind schuld an der Misere! Aber anstatt die Ärmel hochzukrempeln und die Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass es wieder mehr Arbeit gibt, und statt wieder Zukunft für junge Leute sicherzustellen, schiebt man die Verantwortung ab: Wien putzt sich ab am Bund, der Bund putzt sich ab an Wien, das Spiel geht hin und her, und die jungen Leute bleiben weiter auf der Straße stehen.

Fest steht auf jeden Fall, dass unter Schüssels Kanzlerschaft die Jugendarbeitslosigkeit eine Rekordhöhe erreicht hat und dass das SPÖ-regierte Wien diesen traurigen Rekord auf regionaler Ebene sogar noch brechen konnte. Fest steht auch, dass hier einer ganzen Generation ihre Zukunft geraubt wird und niemand bereit ist, die Verantwortung zu übernehmen und etwas daran zu ändern, um unserer Jugend wieder Hoffnung zu geben. 

Das Problem ist natürlich sehr vielschichtig, das weiß ich, und Bundeskanzler Sinowatz hat gesagt: Das ist alles sehr kompliziert. Da mag er vielleicht Recht gehabt haben. Aber eines ist vollkommen klar: Herr Univ Prof Dr Sochor sagt, die Arbeitslosigkeit ist vor allem auch durch Zuwanderung entstanden. Nebenbei sagt er weiter: „Zuwanderung löst nicht das Pensionsproblem, und Zuwanderung zerstört den Zusammenhalt einer Gesellschaft." Und: „Die Arbeitslosigkeit lässt sich aber auch darauf zurückführen, dass in Österreich, vor allem in Wien, das Bildungssystem an allen Ecken und Enden krankt."

Die PISA-Studie 2003 spricht da ganz klare Worte: Dort, wo mehr nicht deutschsprachige, nicht integrierte Ausländer sind, ist die Studie am schlechtesten ausgefallen, nämlich in Wien, und das ist ein Faktum. Wenn heute in der "Krone" der Präsident der Wiener Arbeiterkammer, Tumpel, sagt, es wurde keine Lehre aus der PISA-Studie gezogen, hat er vollkommen Recht. Wenn er sagt, je schlechter die Ausbildung, desto höher das Risiko der Arbeitslosigkeit, hat er vollkommen Recht. 

Dies ist auch kein Wunder, wenn es Schulklassen gibt, in denen der Anteil nicht deutschsprachiger Ausländer über 90 Prozent beträgt und Lehrer völlig überfordert sind. Es ist auch kein Wunder, wenn es Schulklassen mit über 30 Schülern gibt. Laut "Krone" vom 1. Juni kann man die Sorgen der Eltern der Schüler feststellen: Sie wollen nämlich kleinere Klassen, und sie wollen individuelle Förderungen. Genau das sind auch die Forderungen, die hier die FPÖ schon seit langem anstimmt. 

Jeder weiß es mittlerweile schon, das wissen die Lehrer und die Eltern, und die Tageszeitungen schreiben es seit Monaten: Fast täglich schreiben sie davon, dass angesichts dieser Zustände das Bildungsniveau ins Bodenlose fällt und somit die Chancen der Jugend auf eine Zukunft sinken. Aber nur die Kollegen und Immigrationsfanatiker von Rot und Grün scheinen diese Entwicklungen verschlafen zu haben, oder es steckt vielleicht sogar System dahinter. Na klar, die Rechnung ist eindeutig: Man erhofft sich mehr Wählerstimmen durch mehr Zuwanderer und vorschnelle Einbürgerung. Man hatte ja auch gehofft, das Ziel zu erreichen, indem man ein Ausländerwahlrecht einführt; dieses wurde Gott sei Dank gekippt. Aber es scheint den Multikulti-Gurus von Rot und Grün vollkommen egal zu sein, dass dabei die Gesellschaft und ihr innerer Zusammenhalt vollkommen zerbricht.

Von der ÖVP rede ich gar nicht. Dort schreiben sie, wenn sie glauben, es sei gerade opportun, unsere Reden und unser Wahlprogramm ab, so wie sich unlängst Herr Hahn mit fremden Federn schmückte, als er verlangte, dass der Ausländeranteil pro Schulklasse auf 30 Prozent reduziert werden sollte. Früh kommt er drauf! Die Idee mit dem Bus kostet mich höchstens einen Lacher; wenn schon ein Bus notwendig ist, dann ist es allenfalls ein Bus zum Bosporus. Dass die ÖVP aber erst unlängst für eine Öffnung der Gemeindebauten gestimmt hat, scheint Herr Multikulti-Hahn vergessen zu haben. 

Wenn man durch die Straßen einiger Bezirksteile geht, wenn man die Schulklassen der Wiener Pflichtschulen anschaut, wenn man die Wiener Parks betrachtet, dann braucht man keinen Prof Sochor mehr, der empirisch nachweist, dass zu viel Zuwanderung den inneren Zusammenhalt einer Gesellschaft gefährdet. Man braucht auch keine Studie mehr, aus der hervorgeht, dass 45 Prozent der hier lebenden Islamis überhaupt nicht integrationswillig sind; natürlich sind es viel mehr, aber das nur am Rande. Man braucht auch gar nicht mehr von Parallelgesellschaften zu sprechen. Wir erleben immer mehr die Bildung von Gegengesellschaften - und dies gefördert von österreichischen Politikern, die von Österreichern gewählt wurden!

Wenn die Pariser Vororte brennen, so ist das ein Zeichen von Bürgerkrieg. Wenn in Deutschland schon der - geschätzt - zweihundertste Ehrenmord an einer Türkin für Aufregung sorgt, wenn in Berliner Schulen die deutsche Minorität als "Schweinefleischfresser" bezeichnet wird, wenn selbst die Lehrerschaft, die sicher eher links angesiedelt ist, schon vor 15 Jahren in einem offenen Brief um Hilfe gerufen hat, wenn wir zum Beispiel im Bericht der Wiener Jugendanwaltschaft lesen müssen, dass in unserer Heimatstadt das Problem der Zwangsheirat immer mehr vorherrschend ist, dann ist es schon fünf nach zwölf! Ich kann nur sagen: "Heimat, fremde Heimat".

Wenn es dann islamische Schulen gibt wie zum Beispiel die "Al Azhar International School" in Floridsdorf, die Öffentlichkeitsrecht genießt, aber die Lehrer dort laut Stadtschulratsbericht die Unterrichtssprache Deutsch nicht oder kaum beherrschen, so ist das ein wahrer Skandal! Gegen den Schulleiter werden laut "Presse" vom 20. Mai 2006 Vorerhebungen wegen schweren Betrugs, Veruntreuung und Untreue durchgeführt, wegen der unvollständigen Weiterleitung von Sozialversicherungsbeiträgen. Und weiter heißt es in der Mängelliste des Stadtschulrats, dass trotz schriftlicher Aufforderung bisher noch keine Stundenpläne vorgelegt wurden. Manche Lehrer halten sich nur mit beschränkter Niederlassungsbewilligung als islamische Seelsorger in dieser Schule auf. Wird da eine islamische Gegengesellschaft aufgebaut, und Wien schaut einfach zu? - Ich bin der Meinung, das ist wirklich aufklärungsbedürftig. Wir Freiheitliche erwarten uns hier mehr Transparenz und Aufklärung.

Sogar ein Blinder sieht, dass all diese Probleme vor allem durch Zuwanderung entstehen. Ich möchte an dieser Stelle auch betonen, dass nicht die Zuwanderer für diese Entwicklungen verantwortlich sind. Schuld und verantwortlich sind die unverbesserlichen Multikulti-Utopisten, egal, von welcher Partei. Das sind die wahren Menschenfeinde! Die sind schuld an der steigenden Arbeitslosigkeit, am spürbaren Bildungsverfall und an der sozialen Eiszeit in unserem Land. 

Aber diese Multikulti-Utopisten befinden sich in einer tödlichen Toleranzfalle. Diese Realitätsverweigerung ist gefährlich, wenn es zum Beispiel um das Thema Gewalt in der Schule geht. Im Jahre 2005 gab es 3 379 Kri-
minalfälle und dazu einen Messermord - so weit, so schlecht. Die Erpressung von Schutzgeld ist in Wien schon längst keine Seltenheit mehr. Laut "Presse" vom 3. Mai 2006 vermutet die Polizei, dass sehr viele Schüler Opfer von Schutzgelderpressungen werden. „Die Zahl ist riesig, viele trauen sich aber nicht, dieses Delikt anzuzeigen" - hier zitiere ich Herrn Robert Klug, den Chef der Einsatzgruppe gegen Jugendbanden. 

Die Gewalt wird also auch an Wiener Schulen immer schlimmer. Das alles sind Auswüchse der ach so schönen, bunten, friedlichen, modernen Multikulti-Gesell-
schaft. Laut Statistik gehen Gewalttätigkeiten meist von Migrantenkindern gegenüber einheimischen Kindern aus. 

All das ist schon lange bekannt und wird von der SPÖ unter den Tisch gekehrt. Warum werden zum Beispiel Unterschriftsaktionen, die auf diese Zustände hinweisen, per Weisung vom Stadtschulrat unterbunden? Lehrer sehen sich mit diesem Problem schon allein gelassen und resignieren. Die Präsidentin des Wiener Stadtschulrates, Brandsteidl, sieht darin ein "nicht virulentes Problem". 

Wenn aber besorgte Eltern tagtäglich anrufen und ihre Kinder aus der öffentlichen Schule in eine Privatschule geben, weil sie den Kindern die Zustände nicht mehr zumuten wollen, und das, obwohl sie nicht sehr viel verdienen und Privatschulen bekanntlich Geld kosten, dann ist das ein gewaltiges Alarmzeichen. Sie tun das, weil ihr Kind von der nicht deutschsprachigen Minderheit in der Klasse ausgegrenzt, wenn nicht sogar schikaniert oder angegangen wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ohne Integration gibt es keinen Zusammenhalt. Die freiheitlichen Forderungen nach verpflichtenden Deutschkursen vor Schuleintritt sowie einer Senkung des Ausländeranteils in den Schulklassen erneuere ich heute an dieser Stelle. 

Fest steht, in unseren Schulen tobt mittlerweile ein Kulturkampf. Man muss endlich sagen, dass es ohne Integration auch kein Aufenthalts-Ticket mehr geben darf. Integration bedeutet Anpassung der Zuwanderer an die Stammbevölkerung und nicht umgekehrt. Türkisch-Kurse für Volksschullehrer sind der Weg in die falsche Richtung. Es kann nicht sein, dass wir uns den Einwanderern anpassen müssen - so weit darf es nicht gekommen sein!

In der "Presse" vom 23. Mai schreibt Detlef Kleinert: „Das Geschwätz der rot-grünen Gutmenschen, dass jegliche Immigration eine Bereicherung sei, hat sich als fataler Irrtum erwiesen." Wir erleben ein "Integrationsfiasko". Kein Österreicher braucht beim Thema Integration Schuldgefühle zu haben - außer natürlich die Herren Politiker, die das zulassen. Diese Schuldgefühle fördern eine "islamische Subkultur".

Es darf hier auch keine Denkverbote geben. Die ach so liberalen Linken wollen jedem, der diese Probleme aufzeigt, einen Maulkorb umhängen. So kann es auch wieder nicht sein. Ich sage Ihnen ganz offen: Es ist an der Zeit, dass die heilige Kuh der Zuwanderung geschlachtet wird, meine sehr geehrten Damen und Herren, dafür treten wir Freiheitliche ein. Und ich meine nicht Schächten, sondern Schlachten der heiligen Kuh der Zuwanderung. 

Nicht nur das Bildungsniveau leidet unter Überfremdung und Kaputtsparen, sondern auch der Zustand von Bildungsstätten selbst ist mehr als bedenklich und, wie sich unlängst herausgestellt hat, lebensgefährlich: Lebensgefahr für Kinder und Lehrer in desolaten Schulen! Man kann von Glück reden, dass das Klassenzimmer leer war, als sich Verputzteile von der Decke lösten. Da sieht man, dass die an Fahrlässigkeit grenzende Untätigkeit der Wiener SPÖ den Schülern im wahrsten Sinne des Wortes auf den Kopf fallen könnte. 

Es stellt sich in diesem Zusammenhang auch die Frage, warum man erst dann auf die Baufälligkeit von rund fünfzig Schulen in Wien aufmerksam wurde, als sich der Verputz von der Decke gelöst hatte. Was ist denn das für eine Behandlung der Kinder? Das ist anscheinend ein rotes Sittenbild, dass hier überhaupt nichts in Bildung und in Schulgebäude, wo sich Kinder sehr oft und sehr lange aufhalten, investiert wird. 

Wenn dann die zuständige Stadträtin die Verantwortung auf die Bezirke abschiebt, die allein dafür zuständig wären, dann frage ich mich, warum gleichzeitig die Bezirke ausgehungert werden. Da wird ja die Dezentralisierung überhaupt in Frage gestellt. Die Budgetmittelkürzungen haben 2005 ein Ausmaß erreicht, das für die Bezirke nicht mehr verkraftbar ist - und dann verlangt man, dass die Bezirke die Schulen restaurieren sollen!

Es ist ganz klar, dass die Kürzung der Bezirksmittel den Schulbetrieb nicht gerade fördert. Im Vergleich zum Jahr 2002 gab es ein Minus von 19 Millionen bei der Zuweisung für die Generalsanierung von Pflichtschulen. Die rote Stadtregierung hat damit die Mittel für die Schulsanierung in den letzten Jahren um zwei Drittel gekürzt, und das ist, glaube ich, der falsche Ort zum Sparen. Links-linke Multikulti-Vereine werden generös unterstützt, während unseren Schülern die Decke auf den Kopf fällt. Das lehnen wir Freiheitliche entschieden ab.

Meine Damen und Herren! Ich komme zum Schluss: Man sieht also, das rote Wien rückt durch die falsche Prioritätensetzung das Bildungsniveau entschieden nach unten. Integration ist gescheitert, junge Menschen stehen auf der Straße und sehen keine Chancen. Die Jugend wird im Roten Wien zunehmend im Stich gelassen. Donauinselfeste allein reichen da auch nicht. 

Wir lehnen den vorliegenden Rechnungsabschluss ab. (GR Heinz Vettermann: Überraschend! - Rufe bei der SPÖ: Klatschen! - GR Jürgen Wutzlhofer: Eigentlich vernichtend! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN. - Beifall bei Gemeinderäten der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. - Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Offensichtlich war die Rede von Kollegen Gudenus so spannend, dass selbst die FPÖ nicht gemerkt hat, dass er endlich fertig war. Es wird nicht besser, wenn Sie beim Budget und beim Rechnungsabschluss dieselben Dinge erzählen, Herr Kollege Gudenus; vielleicht wird es ja dann beim Budget mit anderen Beispielen gefüttert. Aber es ist doch immer wieder eine Herausforderung, nach Ihnen zu sprechen. Denn eigentlich sollte man auf das, was Sie sagen, nicht eingehen, und ich werde es auch nicht tun. Aber vielleicht könnten Sie einmal den Kollegen Jung als Ersten herausschicken, der hat wenigstens ein bisschen höheren Unterhaltungswert, wenn er spricht. (Ruf bei der FPÖ: Freuen Sie sich!) Super, ich freue mich eh schon, das wird sicher lustig.

Ich möchte zu drei Bereichen aus dieser Geschäftsgruppe sprechen, nämlich zu den Kindertagesheimen und den Horten, zu den Bädern und zur Volksbildung.

Zum Kindertagesheimbereich und Kindergartenbereich möchte ich vorausschicken, dass die Entwicklungen, die es bezüglich Bildungsplans gibt, von uns sehr positiv aufgenommen wurden, dass wir den Bildungsplan auch begutachtet haben und unsere Anmerkungen an die zuständige Magistratsabteilung rückgemeldet haben. Ich glaube nur, dass er zumindest im Entwurf noch sehr oberflächlich und ein bisschen unkonkret war und dass man sich sehr wohl zutrauen könnte - wenn wir schon einen Bildungsplan machen -, dort auch wirklich Dinge hineinzuschreiben, an denen man sich anschauen kann, was Wien in den Kindergärten macht und wie wichtig die Bildung im Kindergarten, der ersten Bildungseinrichtung, auch ist. Ich finde also, der Entwurf war gut, aber noch etwas unkonkret.

Positiv ist auch, dass die Förderung der Kinderbetreuungseinrichtungen wieder erhöht wurde. Man sieht, dass wir die privaten Trägervereine und die gemeinnützigen Vereine einfach brauchen, um in Wien den hohen Versorgungsgrad im Bereich des Kindergartens zu haben. Wir sind froh, dass es nach wie vor diese Gruppen und Vereine gibt, die sich engagieren und sehr viel dazu beitragen und die auch immer wieder Impulse für die Qualitätssicherung geben, wovon auch schon einige in den öffentlichen Kindergärten übernommen wurden. 

Wir haben zwar eine hohe Betreuungsdichte für die Drei- bis Sechsjährigen, hingegen sind wir bei den unter Dreijährigen in Wien zwar auch schon sehr weit, aber trotzdem noch nicht so weit, dass wir sagen könnten: Okay, wir haben dort annähernd die Versorgungsdichte, die wir brauchen. Ich glaube, dass es dort nach wie vor verstärkte Investitionen braucht, auch wenn in den letzten Jahren viel geschehen ist. Ich glaube nicht, dass man sich hier ausruhen sollte, sondern dass es gerade bei den unter Dreijährigen noch mehr Investitionen braucht. 

Trotz hohen Versorgungsgrades an Kindergärtenplätzen und auch an Krippenplätzen gibt es Nachholbedarf bezüglich Gruppengröße und Raumgröße. Ich habe überlegt, ob ich wieder einmal den obligatorischen Antrag von uns einbringen soll, dass die Senkung der Kinderanzahl in den Kindergärten mit unseren Vorschlägen dafür, wie groß die Gruppen sein sollen, beantragt wird. Ich habe mich dann dessen entsonnen, dass wir 2003 ein Kindertagesheimgesetz beschlossen haben, für das es eine Übergangsbestimmung gibt, die drei Jahre dauert. 

Es ist nun 2006, und eigentlich sollte man meinen, dass wir jetzt so weit sind, dass das Kindertagesheimgesetz, das sehr wohl die Gruppengröße, aber auch die Raumgröße definiert, umgesetzt wird. Ich habe aber von denen, die mir Informationen aus den Häusern der Gemeinde Wien gegeben haben, gehört, dass dem nicht so ist. Es gibt in den Kindergärten nur in den wenigsten Gruppen 25 Kinder, obwohl das im Gesetz als Maximalzahl drinsteht, und vor allem wird in den Kindergärten der Gemeinde Wien die 3 m²-Regelung nicht eingehalten. 

Ich möchte deshalb einen Antrag stellen, dass man sich das anschaut. Denn was wir sehr wohl wissen, ist, dass die privaten Trägervereine aufgefordert wurden, die Quadratmeterregelung einzuhalten, dass aber in den gemeindeeigenen Kindergärten offensichtlich noch nicht ganz so vorgegangen wird, zumindest nicht in den alten, bestehenden, sondern nur in den neuen. 

Ich möchte deswegen einen Antrag einbringen, dass die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport überprüfen möge, ob und in welcher Form in den Kindertagesheimen der Stadt Wien die Bestimmungen des Wiener Kindertagesheimgesetzes und der Wiener Kindertagesheimverordnung, vor allem in den genannten Punkten der Kinderhöchstzahl und der Raumgröße, umgesetzt werden, und dass dies dem zuständigen Ausschuss berichtet wird. In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags.

Wir haben in den letzten Monaten die sprachliche Frühförderung mitverfolgen beziehungsweise beobachten können, auch wenn wir die Auswirkungen wahrscheinlich erst im Herbst, nach dem Schulanfang, sehen können: Ob diese Kurse, ob dieses Kurssystem, das ich persönlich für nicht sehr kinderadäquat halte - aber es ist nun einmal ein Versuch gewesen -, etwas gebracht hat. Es hat eigentlich im Personalbereich meiner Information nach schon einen Haken gehabt. Denn es wurde gesagt, diese Kurse würden durch zusätzliches Personal abgedeckt werden, aber aus einigen Häusern war zu vermelden und zu hören, dass dem nicht so war, sondern dass das aus bestehendem Personal gemacht wurde, sodass die KollegInnen, die PädagogInnen dort Überstunden ob der Kurse machen mussten und dann auch noch einige Monate auf die Auszahlung dieser Überstunden haben warten müssen.

Ich glaube nicht, dass das der richtige Weg ist. Ich glaube, dass die Frühförderung ein wichtiger Punkt ist, und ich glaube auch, dass wir dort Personal einsetzen müssen. Aber wir können nicht von den jetzt schon überlasteten PädagogInnen verlangen, dass sie auch noch Überstunden machen - und das nebenbei -, sondern es braucht dort auch eine ordentliche Motivation der PädagogInnen, um das zu machen. Wenn sie dann auch noch auf die Auszahlung ihrer Überstunden warten müssen, dann kann das so nicht gehen. Das haben vor allem die PädagogInnen, aber insbesondere auch die Kinder nicht verdient. Ich hoffe, dass es nach der Evaluierung, wie das gelaufen ist, beim nächsten Mal besser beziehungsweise anders gemacht wird.

Zu den Horten: Ich habe schon mehrmals einen Antrag eingebracht und möchte ihn wieder einbringen, dass es im Hortbereich eine flexible Tarifgestaltung geben muss. Denn im Kindergartenbereich geht es ja auch, dort wurde auf die unterschiedlichen Arbeitszeitmodelle von Eltern Rücksicht genommen, im Hort aber nicht. Im Hort gibt es das erst ab der fünften Schulstufe, dass man die unterschiedliche Anzahl der Besuchstage regeln kann, aber vorher nicht. Es ist eigentlich der modernen Arbeits-
welt beziehungsweise den Arbeitszeitverhältnissen der Eltern nicht mehr zuzumuten, dass die ganze Woche beziehungsweise der ganze Monat für den Hort bezahlt werden muss, wenn man ihn eigentlich nur an zwei oder drei Tagen braucht.

Ich möchte deshalb noch einmal diesen Beschlussantrag einbringen:

„Die zuständige Stadträtin möge dafür Sorge tragen, dass auch in Horten, wie derzeit schon in Kindergärten, möglichst verschiedene, flexible Besuchsmodelle, zum Beispiel Drei- und Fünf-Tage-Woche, mit entsprechenden Elternbeiträgen angeboten werden.

Auch hier beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags.“

Wir hören vor allem jetzt, da der Sommer kommt, immer wieder von Eltern, die uns anrufen - wahrscheinlich geht es den zuständigen Magistratsabteilungen nicht anders - und fragen, wie das mit den Ferien ist und wie viel sie jetzt bezahlen müssen. Die derzeitige Regelung ist, gelinde gesagt, etwas unglücklich, weil sie nicht wirklich nachvollziehbar für die Eltern und vor allem auch schwer zu argumentieren ist. Denn wenn ich Alleinerzieherin bin - es trifft vor allem Alleinerzieherinnen, und bei uns melden sich vor allem Alleinerzieherinnen, die das sagen -, kann ich mir im Sommer nicht vier Wochen Urlaub am Stück nehmen, um dadurch in den Genuss dieser Regelung bezüglich der Sommerferien in den Horten und den Kindergärten zu kommen. Das heißt, es ist nicht nachzuvollziehen, dass ich dann, wenn ich nur drei Wochen Urlaub habe und ihn mit meinem Kind verbringe, die ganzen zwei Monate Hortbeitrag beziehungsweise Kindergartenbeitrag zahlen muss. 

Hier würden wir vorschlagen, sich das wirklich anzuschauen, um Benachteiligungen vor allem von Alleinerzieherinnen entgegenzuwirken, sodass eine neue Sommerferienregelung erlassen wird beziehungsweise zumindest einmal angedacht und dann auch umgesetzt wird. Hier beantrage ich auch die Zuweisung dieses Antrags. Ich glaube nicht, dass es in unserem Sinne ist, dass gerade jene, die ohnehin nicht sehr viel Geld haben, in den Sommerferien auch noch den vollen Hort- beziehungsweise Kindergartenbeitrag zu zahlen haben. 

Zu den Bädern: Es gibt ja einen Antrag der ÖVP zu den Bädern - wie auch schon im Ausschuss angedeutet -, in dem sie sich gegen das Defizit der Bäder ausspricht. Sie beantragt darin einen effizienten Personaleinsatz und eine 30-prozentige Defizitverringerung bis Jahresende, soweit ich mich erinnere. Ich glaube nicht, dass das der richtige Weg ist. 

Wenn man sich zum Beispiel letzte Woche im Kongressbad umgeschaut hat - es ist schön umgebaut, aber es ist voll; klar, denn es wird angenommen, es gibt so wenige - und dann mit den Bademeistern beziehungsweise -meisterinnen spricht, dann möchte ich von der ÖVP schon wissen: Was heißt effizienter Personaleinsatz? Sie sind dort jetzt schon völlig ausgelastet, sie haben alle Hände voll zu tun, dass der Badebetrieb halb-
wegs über die Bühne geht. Dann zu sagen, man spart eben auf Kosten des Personals etwas ein - okay, ich interpretiere es so, aber was sonst heißt "effizienter Personaleinsatz"? -, dann ist das, glaube ich, der falsche Weg. 

Ich hätte gern, dass sich die ÖVP hier einmal dazu bekennt, dass die Bäder Aufgabe der öffentlichen Hand sind. Das werden Sie wahrscheinlich nicht machen, weil Sie ja privatisieren und ausgliedern wollen. Ich glaube nicht, dass das der richtige Weg ist, und bin da ganz bei dem, was wir auch im Ausschuss gesagt haben: Es ist Aufgabe der öffentlichen Hand, es ist eine Sozialleistung, dass die Bäder für die Wienerinnen und Wiener, vor allem für die Kinder und Jugendlichen zugänglich sind. 

Natürlich ist es so: Wenn die Badesaison im wahrsten Sinne des Wortes ins Wasser fällt, dann hat man weniger Einnahmen. Wir alle würden uns wünschen, dass der Sommer nicht verregnet wie im letzten Jahr ist. Aber da kann man dann nicht irgendwie sagen: Okay, das ist eben Pech, dort muss man das Personal effizient einsetzen und andere Dinge machen, um das Defizit abzubauen. 

Was wir schon diskutieren sollten, ist: Wie schaut es mit den Mehrfachnutzungen aus? Es gibt schon Bestrebungen, und es wird auch viel gemacht, mit Beachvolleyball und anderem. Aber könnte man sich nicht auch weiter überlegen, welche anderen Mehrfachnutzungen es sonst noch gibt, vor allem an Tagen, die nicht ganz so heiß sind wie letzte Woche und wahrscheinlich diese Woche, sondern an denen das Wetter so ist, dass man nicht weiß: Gehen wir ins Bad, und was machen wir dort? Zum Schwimmen ist es ein bisschen zu kalt, aber vielleicht kann man dort noch mehr Angebote setzen, auch wenn schon einiges passiert.

Ich möchte hier, auch wenn es wahrscheinlich sinnlos ist, noch einmal dazu anregen, die Bäderkommission wieder ins Leben zu rufen und eine Sitzung einzuberufen. Die letzte war 2001; ich glaube, dass es nach fünf Jahren Zeit ist, sich die Situation der Bäder noch einmal anzuschauen und zu schauen: Wo stehen wir? Wie schauen wir aus? Was können wir noch ändern? Wo braucht es Anreize? - Ich weiß auch nicht, warum es keine Sitzung der Bäderkommission seit 2001 gegeben hat, und es gibt auch nie eine Antwort darauf, außer dass einfach nicht eingeladen beziehungsweise nicht einmal konstituiert wurde. 

Positiv möchte ich im Bereich der Bäder anmerken, dass im Bereich des Energie-Contractings sehr, sehr viel passiert ist. Wir haben das immer unterstützt und auch sehr begrüßt. Ich glaube aber, dass wir im Bereich der Bäder auch im Wasserbereich noch einiges machen könnten, und zwar bezüglich Wasseraufbereitung: Dass es Alternativen zum Chlor gibt, die man sich anschauen und auch überprüfen sollte. Denn das Chlor ist ja - wir kennen das alle - verantwortlich für die roten Augen, die Augenreizungen und den klassischen Geruch, wie man eben riecht, wenn man im Hallenbad ist. Ich glaube, dass diese Zeiten vorbei sind und dass es andere Methoden gibt, andere Möglichkeiten, um die Wasserqualität gut zu machen, ohne die Gesundheit zu gefährden und die Krankheitserreger abzutöten und dass es eben mittlerweile einfach modernere Mittel und auch Methoden gibt, mit denen man auch in Schwimmbädern arbeiten könnte.

Ich möchte folgenden Beschlussantrag stellen: 

„Die zuständigen Abteilungen der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport werden aufgefordert, aufbauend auf einer technischen Bestandsaufnahme der Aufbereitungsanlagen der Wiener städtischen Bäder ein Machbarkeitskonzept zur Nachrüstung beziehungsweise Umbau mit UV-Anlagen zu erstellen. Die technische Bestandsaufnahme soll neben der Anlagencharakterisierung auch die relevanten Parameter wie Chlorverbrauch und Messwerte im Badewasser, gebundenes Chlor oder Trihalogenmethane et cetera beinhalten. Das Machbarkeitskonzept sollte insbesondere die Umrüstungskosten und die Ausführungen über etwaige Alternativmethoden - Ozonisierung oder Aktivkohlefilter und so weiter, was es da alles gibt - zum Gegenstand haben. Die Bestandserhebung und das Machbarkeitskonzept sind dem Ausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport und dem Ausschuss für Umwelt bis Ende des Jahres 2006 vorzulegen.

In formeller Hinsicht beantrage ich auch hier die Zuweisung."

Zum Schluss kurz zum dritten Teil der sehr umfangreichen Geschäftsgruppe, nämlich der Volksbildung: Es ist irgendwie immer sehr schwierig, im Bereich der Erwachsenenbildung Öffentlichkeit zu bekommen. Ich glaube nicht, dass das hier der richtige Ort ist, um wirklich Öffentlichkeit zu erzeugen, weil man ja die leeren Bänke sieht. Selbst Kollege Ludwig, den ich für seine Arbeit im Bereich der Erwachsenenbildung sehr schätze, ist heute nicht hier. Aber trotzdem möchte ich es nicht ungesagt lassen: Die Volksbildung ist ein sehr, sehr unterschätzter Bereich; Erwachsenenbildung wird die Herausforderung auch der nächsten Jahre sein! 

Ich nenne nur das Stichwort Alphabetisierung, in dem Fall nicht von MigrantInnen, sondern von Österreicher-
Innen. Wir haben auch da einen sehr, sehr starken Nachholbedarf, es gibt sehr, sehr viele Österreicher-
Innen, die gerade im Bereich des funktionalen Analphabetismus einige Schwierigkeiten haben. Die einzige Volkshochschule, die das in Wien macht, die Volkshochschule Floridsdorf, bräuchte mehr Geld, um mehr Plätze anbieten zu können. Im Moment sind es ungefähr hundert, die diesen Kurs durchlaufen; es gibt viel, viel mehr an Bedarf in Wien.

Dann sieht man sich den Rechnungsabschluss an, und man sieht auch hier - ich weiß, die Volksbildung und die Volkshochschulen sind auch Aufgabe des Bundes, und der kürzt hier massiv: Es wird in Wien das Geld immer weniger. Im Jahr 2005 sind es 20 Millionen und im Jahr davor 22,3 Millionen EUR gewesen. Ich glaube nicht, dass es der richtige Weg ist, dass wir in diesem Bereich einsparen, vor allem wenn man sich ansieht, dass dieser große Brocken hauptsächlich zur Förderung des Verbandes der Wiener Volkshochschulen dient. Natürlich bekommen auch die evangelischen und katholischen Erwachsenenbildungsinstitutionen etwas, aber der Großteil geht an den Verband der Wiener Volkshochschulen, dessen Arbeit ich sehr schätze und auch für sehr wichtig halte. Aber ich glaube, das kann es nicht sein, dass man diesem Verein das Geld gibt - die sollen dann machen und strudeln und schauen -, sondern dass es hier eine Strategie braucht, Überlegungen dazu braucht, wo wir investieren müssen, was erforderlich ist und in welchen Bereichen es in Zukunft einfach notwendig sein wird, in der Erwachsenenbildung, im Bereich des lebensbegleitenden Lernens Geld einzusetzen. 

Zufällig habe ich letzte Woche - oder nicht zufällig, ich weiß nicht, wie koordiniert der Verband Wiener Volksbildung mit seinen Broschüren ist - die Broschüre "Die erste Adresse für den zweiten Bildungsweg" bekommen. Es ist allen sehr zu empfehlen, sie zu lesen, nämlich über den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Nährwert durch den Bildungsstandort Volkshochschule - sehr, sehr gut, mit einem Begleitbrief, dass man informative Entscheidungsgrundlagen geliefert bekommt. 

Jetzt ist dies der Fall, und ich würde allen anraten, sich das durchzulesen, vor allem der Stadt. Denn wenn wir diesen Verband schon so stark fördern und unterstützen, dann sollten wir das, was in dieser Broschüre drinsteht, auch ernst nehmen, diskutieren und umsetzen, und nicht nur das Geld dort hingeben und sagen: Die werden das für uns machen, und damit war es das im Erwachsenenbildungsbereich. Ich glaube, dass wir hier - genauso wie in der Wissenschaftspolitik, aber das werde ich morgen im Bereich der Wissenschaft sagen - eine Strategie, einen Plan brauchen: Wo wollen wir hin, wo sind die Herausforderungen der Stadt, und wie reagiert die Stadt darauf? Das vermisse ich in diesem Bereich; im Wissenschaftsbereich werde ich es morgen sagen. 

Ich hoffe, dass der Trend, dass hier weniger Geld eingesetzt wird, nicht weitergeht. Wir werden uns das anschauen. Auch im Sinne der Erwachsenenbildner-
Innen, die mit den wenigen Budgetmitteln zu kämpfen haben, möchte ich, dass das wirklich überlegt wird. Ich nehme einmal an, das wird sich nicht nur der Verband überlegen, sondern auch die Stadt Wien: Wo gehen wir hin, was brauchen wir, und wo bekommen wir die nötigen Gelder her, damit die Erwachsenenbildung nicht weiter so ein stiefmütterliches Daseins lebt wie im Moment? - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. - Bitte.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Frau Vizebürgermeisterin, wenn es um Bildung geht, haben Sie unsere Zustimmung; unsere Zustimmung dazu, dass dieses Bildungsbudget nicht ausreichen kann, um die Qualität der Pflichtschulen in Wien zu sichern. Dieses Bildungsbudget ist ein Sparbudget, wie wir heute schon sehr deutlich aufgezeigt haben; ich hoffe, dass diese Botschaft auch bis zu Ihnen gekommen ist. Sie haben unsere volle Unterstützung in dem Ansinnen, dass Herr VBgm Rieder Bildung endlich ernst nimmt, Bildung finanziert und nicht permanent den Rotstift ansetzt. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber, Frau Vizebürgermeisterin, dafür braucht man auch Transparenz, Transparenz in der Leistung und in den Kosten. Auch da könnte Herr VBgm Rieder Sie sehr klar unterstützen. Denn Kosten-Leistungs-Rechnung ist im Bundesbereich längst schon Teil des modernen Verwaltungsmanagements. Längst ist, auf die Dienststelle heruntergebrochen, schon klar, welche Leistung erbracht wird, welches Budget zur Verfügung steht, welche Kosten anfallen und was demgegenüber auch den Bürgerinnen und Bürgern geboten wird. 

Leider ist gerade im Bildungsbereich, dem allerwichtigsten Bereich, um Jugendarbeitslosigkeit zu senken und die Chancen für Frauen und Mädchen gleichermaßen zu erhöhen, die Intransparenz besonders hoch. Ich fasse nicht noch einmal den Rechnungshofbericht zusammen; Sie, Frau Vizebürgermeister, kennen ihn ja sicher. Aber ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, stärker darauf zu dringen im Stadtschulrat - für den der Herr Bürgermeister zuständig ist, Sie zuständig sind und am Ende des Weges, über den Finanzausgleich, auch der Herr Vizebürgermeister zuständig ist -, dass, wenn eine dreifache Zuständigkeit da ist, auch dreifache Qualität erwartet werden darf, dreifache Qualität in der Transparenz, in der Sicherung der Ressourcen für die Schulen und in der Sicherung der Bildungsqualität! (Beifall bei der ÖVP.) 

Dass genau Wien die Ursache dafür war, dass es Bundesrichtlinien geben muss, wie so ein Dienstpostenplan zu erstellen ist, das habe ich heute schon ausgeführt. Aber dass Sie kein Interesse daran haben, dass diese Bundesrichtlinien auch eingehalten werden, das verwundert uns besonders insofern, als immer wieder die Rufe von Wien kommen: Wir haben zu wenige Lehrerinnen und Lehrer! Dieser Dienstpostenplan enthält eine sehr spannende Dimension: Dass nämlich nicht alle Dienstposten ausgeschöpft werden, die der Bund zur Verfügung stellt. Sie hätten allein im Sprachförderungsbereich die Möglichkeit, über den Finanzausgleich hinaus 262 Dienstposten zu beantragen. Tatsächlich beantragen Sie nur 217. 

Frau Vizebürgermeisterin! Was ist mit der Stadtschulratspräsidentin? Ist sie nur in den Medien vertreten? Oder kümmert sie sich auch um eine qualitative Erstellung des Dienstpostenplans, der nicht nur dann einberufen wird, wenn es um Medienkontakte geht, sondern auch dann, wenn es um harte Arbeit geht? Nämlich sich hinzusetzen, mit den Schulen zu planen, den Sprachförderbedarf im Sinne einer ordentlichen Integrationspolitik wirklich festzustellen, dann aufgrund dieser Planungen den Bedarf zu erstellen, diesen Plan offen zu legen und daraufhin im Bundesministerium einzureichen. Sie fordern über die Medien, aber wenn es dann bei der Erstellung des Dienstpostenplans ernst wird, dann brauchen Sie auf einmal die Ressourcen nicht mehr, die Sie vorher eingefordert haben. Wo sind also hier die Engpässe? Müssen wir Ihnen die aufzeigen, oder können Sie im Rahmen Ihrer Planungen die Engpässe selbst feststellen?

Dass hier in erster Linie der Bürgermeister beziehungsweise der Landeshauptmann von der Verfassung her zuständig ist, das ist im Schulbereich klar herauszuarbeiten. Der Finanzausgleich ist durch ihn abgeschlossen worden, er sucht sich seine Stadtschulratspräsidentin oder seinen Stadtschulratspräsidenten des Vertrauens aus. Aber wir gehen davon aus, dass Schule im Rahmen der Bildung auch bei Ihnen verankert ist und daher eine Mitverantwortung entsprechend wahrzunehmen ist. 

Der Rechnungsabschluss zeigt die Intransparenz auf. Fest steht, dass der Weg der Ressourcen zwischen dem Minoritenplatz, dem Rathaus, der Wipplingerstraße, den diversen Bezirksämtern und Bezirksschulinspektoren und dann zu den Schulen immer mehr denselben Charakter hat, wie er bei der russischen Gas-Pipeline festzustellen ist: Je mehr an Ressourcen ich oben zur Verfügung stelle, desto weniger kommt an den Schulen an. Einer der Gründe dafür liegt ganz sicher in dem Schulraum, der nicht vorhanden ist. Wir haben derzeit um 5 000 Schülerinnen und Schüler weniger. Wann, wenn nicht jetzt, stellen wir den Schülerinnen und Schülern die Möglichkeit frei, in kleineren Klassen zu sitzen und dort entsprechend pädagogisch wertvollen, individualisierten Unterricht zu bekommen? Wann, wenn nicht jetzt, bei dieser demographischen Entwicklung, ist es möglich, Kleingruppenunterricht in der Schule zu realisieren? 

Aber wenn zwei LehrerInnen 30 Schülerinnen und Schüler unterrichten, dann ist das nicht jener Unterricht, den wir uns vorstellen. Denn die Klassen sind von den Baurichtlinien her nur auf 24 Schülerinnen und Schüler ausgerichtet. Es kostet den Bund gleich viel, ob Sie 30 Schülerinnen und Schüler mit zwei Lehrerinnen und Lehrern haben oder zwei mal 15 Schülerinnen und Schüler mit jeweils einem Lehrer. Wir werden uns daher auch über die pädagogischen Grundsätze unterhalten müssen. Wir von der Wiener ÖVP stehen für eine klare Senkung der Klassenschülerzahl zugunsten des individualisierten Unterrichts, weil nur dort eine entsprechende Förderung sowohl der Begabten als auch derjenigen, die eine spezielle Förderung in Teilbereichen brauchen, gewährleistet ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Kosten aber... (GRin Nurten Yilmaz: ...haben die Abgeordneten dagegen gestimmt im Nationalrat!) Die Abgeordneten - das sehen Sie, wenn Sie sich den Antrag der ÖVP genau anschauen - fordern wieder einmal die Länder auf, doch endlich das zu realisieren, wofür sie das Geld bekommen. Wie oft werden wir im Nationalrat noch beschließen müssen, dass Wien seiner Aufgabe endlich nachzukommen hat? (GRin Nurten Yilmaz: ...haben Sie gesagt: Keine Senkung!) Ich glaube, schön langsam könnten wir uns das also sparen, Frau Gemeinderätin. 

Gehen wir dazu über, dass Wien seine Kompetenzen entweder wahrnimmt oder an den Bund abgibt. Geben Sie Ihre Kompetenzen an den Bund ab, dann haben wir eine bessere Schulqualität im Pflichtschulbereich, als wir sie heute haben! (GRin Nurten Yilmaz: Bildung ist Bundessache!) Ich bin die Erste, die sagt: Weg damit aus der Landeskompetenz, rauf in die Bundeskompetenz! Dann bekommen die Schulen jene Ressourcen, die ihnen auch zustehen. (GRin Nurten Yilmaz: Schulgebühren!) Dann haben wir nicht den Effekt der russischen Pipeline des Gases: Des Absackens von Ressourcen. Denn die Löwelstraße liegt nahe zwischen Minoritenplatz und Rathaus, und wer weiß, wie viele Ressourcen im Lehrerbereich auch dort versickern. Wir wollen keine versickerten Ressourcen. (Zwischenbemerkung von VBgmin Grete Laska.) 

Ja, und zwar wörtlich nehmen wir das auf, denn auch der Rechnungshof ist schon ratlos. So einen Bericht habe ich überhaupt noch nie gesehen. (VBgmin Grete Laska: ...dass das der Rechnungshof nicht machen kann!) Na ja, das wissen die Lehrerinnen und Lehrer. Denn wenn Sie den Lehrerinnen und Lehrern die Broschüre geben, “Rechnen sie nach.“, dann verwundert es sie nicht, dass die Ressourcen nicht ankommen, denn Lehrerinnen und Lehrer haben eine sehr gute Information darüber, wo Ressourcen eingesetzt werden. 

Unsere Informationskampagne ist bei Eltern, Schülerinnen und Schülern, Lehrerinnen und Lehrern sehr gut angekommen. Interessant ist nur, dass gerade die sozialistischen Vertreter versuchen zu verhindern, dass diese Broschüre weitergegeben wird: Weil sie unangenehm ist! Weil sie unangenehm ist im Sinne der Darstellung von Ressourcen, die nicht am Schulstandort ankommen, offensichtlich aber gezahlt werden. Allein heute wieder haben wir zwischen dem Herrn Klubobmann und dem Herrn Bürgermeister aus der letzten Sitzung eine Differenz von 234 Lehrern gehabt. Heute wurde es schon einmal vorgerechnet, da geht es um 8 Millionen, möglicherweise eine Kleinigkeit - für uns ein großer Betrag, um die Qualität der Schule zu sichern!

Alles, was wir brauchen, steht in diesem Rechnungshofsbericht, nämlich Transparenz, Personal-Controlling, Offenlegung, welche Schule welche Ressourcen und welche Sprachförderungen hat - aber all das wird vermieden. Das ist der wahre Grund, warum Sie den Dienstpostenplan nicht wirklich transparent entsprechend den Bundesrichtlinien erstellen wollen. Der wahre Grund ist: Sie wollen nicht ausweisen, welche Sprachförderung auf welchem Schulstandort im nächsten Schuljahr wirklich angeboten werden wird. Sie wollen nicht nachweisen, welche Nachmittags- und Ganztagsbetreuung Sie auf welchem Schulstandort zusätzlich schaffen werden. 

Aber das Allerschlimmste ist eigentlich nicht das, dass Sie bei der Sprachförderung und bei der Finanzierung der Privatschullehrerinnen und -lehrer mehr Unterstützung bekommen würden, als Sie tatsächlich einreichen, sondern das wirklich Dramatische ist, dass Sie die Vereinbarkeit von Beruf und Familie nicht ernst nehmen. Gerade für Eltern mit Schulkindern stellt sich immer wieder die Frage: Wie kann ich Beruf und Familie miteinander verbinden? 

Hier wäre die Möglichkeit - und sie wäre nicht nur, sondern vom Gesetz her ist sie sogar -, dass von der ersten bis zur neunten Schulstufe die Eltern darüber zu informieren sind, welchen Nachmittagsbetreuungsbedarf oder Ganztagsbetreuungsbedarf sie haben. Alle Bundesländer, mit Ausnahme von Wien und Burgenland, haben mittlerweile diese Erhebung durchgeführt, haben dies entsprechend in der Planung vorgesehen und können im nächsten Schuljahr starten. Wien ist leider auch in diese Richtung anders: Wien verweigert die Erhebung, ja Wien geht sogar so weit, dass jene Schulstandorte, die der gesetzlichen Verpflichtung nachkommen und ihre gesetzliche Verpflichtungen einhalten, gemobbt und ignoriert werden. Die Erhebungsdaten sind nicht erwünscht seitens des einen oder anderen Bezirksschulinspektors und schon gar nicht von dem einen oder anderen Landesschulinspektor/Landesschulinspektorin. 

Ist es so, dass Schüler und Schülerinnen nun ein Recht auf die Nachmittagsbetreuung haben, wie es das Schulpaket vorsieht? Da waren Sie doch im Nationalrat auch dafür, dass entsprechend eine Vereinbarkeit gesichert wird. (GR Heinz Vettermann: Ja, ja! - GRin Nurten Yilmaz: Gesamtschule!) Ja, auf dem Weg zur offenen Schule: Ob das am Vormittag oder Nachmittag ist, die verschränkte Form, all diese pädagogischen Möglichkeiten haben Sie in Wien! Sie können eine verschränkte Ganztagsbetreuung anbieten. Wie immer Sie es wollen, Sie haben hier von uns die vollste Unterstützung.

Keine Unterstützung haben Sie, wenn Sie hier umschichten wollen und sich diese Ganztagsbetreuung, die aus der Schulerhalterrolle heraus kommt, über die Finanzmittel des Bundes finanzieren wollen, weil das heißt, dass diese Ressourcen im Unterricht fehlen, dass Klassenschülerzahlen zu hoch sind, dass Integrationspolitik nicht entsprechend funktionieren kann. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir machen jetzt ein Angebot zur Zusammenarbeit. Wir arbeiten mit Ihnen gerne ein Konzept aus, das sicherstellt, dass jeder Schulstandort in Wien 22 Schü-
lerinnen und Schüler pro Klasse in der Pflichtschule hat und zusätzlich der Standort noch zwei bis vier Begleit- und StützlehrerInnen seiner Wahl hat. Dafür bieten wir Ihnen die Kooperation an; ich bin neugierig, ob Sie sie annehmen. Das heißt, diese Kooperation soll aufzeigen: Uns ist es ernst damit. Wir haben nicht nur mit Expertinnen und Experten geredet, wir haben auch mit den Lehrerinnen und Lehrern geredet. Alle Schulstandorte versichern uns: Wenn dieses Kontingent am Schulstandort ankommt, dann ist eine qualitativ wertvolle Bildungsarbeit möglich.

Aber es geht auch um die Integrationspolitik. Auch hier musste erst einmal der Bund einspringen, bevor Sie die entsprechenden Maßnahmen auf Landesebene und Gemeindeebene gesetzt haben. 17 Prozent der Schuleinschreiber können der Unterrichtssprache Deutsch nicht folgen; 80 Prozent dieser 17 Prozent sind hier bereits in der zweiten und dritten Generation aufgewachsen. Daher wird hier der Mangel an Schulqualität sichtbar, wenn die zweite und dritte Generation immer noch nicht ausreichend der Unterrichtssprache Deutsch folgen kann. 

Wir alle wissen, dass im dritten Lebensjahr die Spracherwerbsförderung am besten greift. Was liegt daher näher, als gerade im Sinn einer erfolgreichen Integrationspolitik sozial adäquate Kindergartenpreise anzubieten und dort den Spracherwerb frühzeitig zu fördern? Wir fordern nach wie vor das letzte Kindergartenjahr gratis, treten aber auch dafür ein, dass der Kindergarten eine Bildungseinrichtung ist und Sie die entsprechenden Maßnahmen setzen. 

Ich sage Ihnen gerne, was bezüglich der Kindergartenpreise immer wieder kommt. Ihre Tarife sind so hoch, dass uns die Familien versichern, sie können sich einen Wiener Kindergarten nicht leisten. (Beifall bei der ÖVP.) Das ist der Grund, warum er nicht besucht wird. Denn wenn Sie bereits bei einem Familieneinkommen von 2 200 EUR brutto - meine Damen und Herren, da wird gleich alles noch hineingerechnet - von einem besonders hohen Familieneinkommen reden, dann haben wir offensichtlich unterschiedliche Sozialvorstellungen von dem, was das Mindesteinkommen sein soll. 

Die Kindergartenpreise sind zu hoch. Sie jammern über Studiengebühren, aber fast einen Semesterbetrag kostet schon ein Monat in einem Kindergarten, rund um die Uhr betreut. Also reden wir einmal über die Kleinsten, reden wir über entsprechende Bildungskonzepte, die einen natürlichen Spracherwerb fördern und ermöglichen, dass 100 Prozent der Kinder zum Zeitpunkt der Schuleinschreibung entsprechend über Deutschkenntnisse verfügen, um die gleichen Chancen im Unterricht zu haben. 

Aber reden wir auch darüber, was jetzt mit diesen Sprachgutscheinen passiert ist. Alle Lehrerinnen und Lehrer, die ich befragt habe, sind darüber höchst verunsichert, dass die Vorlaufgruppen, die gut funktioniert haben, zerschlagen wurden und nicht funktionierende neue Kurse gestartet wurden. Das heißt, die 80 EUR pro Kind waren Ihnen so wichtig, dass Sie lieber Funktionierendes zerschlagen haben, um ja das Geld pro Kind zu bekommen. Offensichtlich geht es jetzt im Rahmen der Integrationspolitik auch schon darum, bei den Kindern zu verdienen, um ein defizitäres Budget zu sanieren. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber die Zukunft liegt in unseren Kindern, und daher ist es wichtig, dementsprechend die Sprachkurse so zu organisieren, dass sie auch funktionieren. Darunter verstehe ich, dass folgendes Ergebnis festgehalten wird: Welche Einstufung im Sinne eines Sprachenportfolios haben die Kinder? Das gehört heute zum europäischen Standard und ist eine der Bildungsaufgaben in der gesamten EU: Ein Sprachenportfolio pro Kind, pro Jugendlichem zu erstellen, in dem die Kompetenz sowohl in der Muttersprache als auch in der Zweitsprache festgehalten wird, darauf aufbauend die Fördermaßnahmen zu definieren und diese zu evaluieren. 

80 EUR sind nur als Impuls gedacht. Aber die Verantwortung für die Integrationsarbeit liegt bei Ihnen. Hier ist es notwendig, den Kindern frühzeitig, ab dem dritten Lebensjahr, die Möglichkeit zu geben und spätestens ab dem fünften Lebensjahr sicherzustellen, dass mit einer entsprechenden Ausbildung tatsächlich ein Jahr später der Unterricht erfolgen kann.

Aber was tun Sie? Die Schuleinschreibung darf nur vom Jänner auf den Dezember verlegt werden, denn damit kann ich ja wiederum verhindern, dass Kinder wirklich Deutsch können, bevor sie starten. (GR Jürgen Wutzlhofer: Das wollen wir? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Als einziges Bundesland ist Wien nicht in der Lage, die Schulreife ein Jahr früher zu stellen. Also schulen Sie Ihre Schulpsychologen nach, damit die dasselbe können, was sie in allen anderen Bundesländern längst schon können! Sonst werden wir den Bund auffordern müssen, entsprechende Qualitätssicherungsmaßnahmen seitens der Schulpsychologie auch in Wien sicherzustellen.

Es soll im Rahmen der neuen Pädagogischen Hochschulen nicht daran scheitern, dass entsprechende Weiterbildungsmaßnahmen angeboten werden. Ein Jahr vorher heißt, ein Jahr Zeit zu haben, um Kinder ohne Stress in die Schule einzugewöhnen. Aber es gibt auch noch die Vorschulgruppe. Die darf in Wien ebenfalls nicht eingerichtet werden, auch wenn Lehrerinnen und Lehrer den Eindruck haben, dass dies eine wichtige pädagogische Maßnahme wäre. Sie bekommen für jedes Vorschulkind genauso die Ressourcen zur Verfügung gestellt. Aber es passt eben nicht in Ihr pädagogisches Konzept, Sprachförderung und Integrationsförderung frühzeitig zu schaffen.

Kommen wir aber nun zu dem Thema: Wie viel Förderbedarf in einer Klasse ist bewältigbar? Die derzeitige Sozialpolitik und Wohnungspolitik sieht vor, dass es Schulstandorte gibt, in denen bis zu 80 Prozent der Kinder in einer Schulklasse einen besonderen, außerordentlichen Förderbedarf haben. Das ist eindeutig zu viel! Wenn wir davon ausgehen, dass jeder Lehrer oder jede Lehrerin bis zu einem Viertel ausgleichen kann, so ist es eine Überforderung des Schulwesens, wenn bis zu 80 Prozent eine spezifische Betreuung brauchen. Da hilft kein noch so gutes Begleit- und Stützlehrersystem, denn wenn Sie einen, zwei, drei oder fünf Schüler herausnehmen, so reicht das immer noch nicht aus, um zu einer entsprechenden Qualität zu kommen. Es ist daher wichtig, die Schulstandortfrage eng mit der Stadtentwicklung zu koppeln. Nur dort, wo der soziale Wohnbau entsprechend auf ganz Wien verteilt wird, ist es auch möglich, zu einer vernünftigen Schulpolitik zu kommen. 

Frau Vizebürgermeisterin! Uns geht es daher um Zusammenarbeit und Vernetzung hier im Rathaus. Wir haben ja anlässlich der WM schon so einen eigenartigen Kooperationsvertrag der Magistratsabteilungen beschließen müssen. Wenn es im Schulbereich auch so eine Kooperation braucht, sind wir gerne dabei, stimmen da auch gerne dafür, wenn es notwendig ist, dass Magistratsabteilungen und Stadtschulrat besser miteinander zusammenarbeiten. (Beifall bei der ÖVP.) Im Sinne unserer Kinder soll uns jede Kooperation recht sein, jede Zustimmung recht sein.

Gehen wir also davon aus, dass Kinder und Jugendliche ein Recht auf einen individualisierten Unterricht haben. Und gehen wir davon aus, dass jedes Kind gleichermaßen integriert werden soll, seien es Teilqualifizierungen, die es zu fördern gilt, seien es die speziellen Begabungen, die es zu fördern gilt. Aber was sagen Sie dazu, dass die Mütter und Väter behinderter Kinder oder von Kindern mit einem sonderpädagogischen Förderbedarf viermal in die Schule und zurück fahren müssen? Wie finden Sie das, dass hier die Vereinbarkeit von Beruf und Familie nicht möglich ist? Ist das fair, dass jene, die unsere Unterstützung am meisten nötig haben, ihre Kinder mittags abholen und am Nachmittag hinbringen müssen, nur weil die Gemeinde sich das Mittagessen und die Betreuung während der Mittagszeit nicht leisten kann?

Das ist keine Politik, die wir uns im sozialen Bereich vorstellen. Das ist keine Politik im Sinne eines sonderpädagogischen Förderbedarfs. Das ist keine Politik, die gewährleistet, dass jene, die unsere Unterstützung brauchen, auch die Unterstützung bekommen. 

Überhaupt ist feststellbar, dass immer mehr verhaltenskreative Kinder für den sonderpädagogischen Förderbedarf angemeldet werden. Auch hier fehlen klare Kriterien, auch hier fehlen wissenschaftliche Begleitstudien. Es wird nur lapidar gesagt: Mit dem Prozentsatz kommen wir nicht aus - obwohl er eigentlich unter einem sozialdemokratischen Minister beschlossen wurde. Es mag sein, dass es jetzt einen Grund dafür gibt, dass verhaltensauffällige Kinder einen höheren Betreuungsaufwand brauchen. Aber sehen wir das auch im Zusammenhang mit den Sparmaßnahmen in der Jugendwohlfahrt, die im Rechnungsabschluss dokumentiert sind!

Wenn Sie die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter im Jugendamt einsparen, dann muss Ihnen das Personal am Standort in der Schule fehlen. Denn dann brauchen Sie ganz einfach Lehrerinnen und Lehrer, die das ersetzen, was eigentlich die Aufgabe des Jugendamtes wäre. Daher kommen Sie auch auf die hohe Zahl, dass bis zu 25 Prozent der Lehrerinnen und Lehrer nicht nur in der Löwelstraße, die ja protokolliert ist, sondern auch in der Nachmittagsbetreuung, auch im sonderpädagogischen Förderbedarf, eingesetzt sind für Bereiche, die eigentlich Aufgabe der Gemeinde wären, Aufgabe der Gemeinde im Bereich der Jugendwohlfahrt, des Jugendamtes, der Sozialarbeit.

Wir werden daher noch einmal fordern, dass jede Schule einen Sozialarbeiter oder eine Sozialarbeiterin bekommt und dass in enger Zusammenarbeit zwischen Jugendamt, Schule und Elternhaus sichergestellt wird, dass Kinder und Jugendliche am Unterricht teilnehmen. Wir haben eine wachsende Anzahl an Jugendlichen, die nicht am Unterricht teilnehmen, obwohl sie schulpflichtig sind. Das sind jene Jugendlichen, die besonders von Jugendarbeitslosigkeit bedroht sind, weil sie in der Regel keine über die Pflichtschule hinausgehende Ausbildung mehr absolvieren.

Es muss daher unsere Verantwortung und Aufgabe sein, die Schulen sozialarbeiterisch so zu unterstützen, dass sie die pädagogischen Aufgaben wahrnehmen können und das Jugendamt sicherstellt, dass die Schulpflicht tatsächlich eingehalten wird. Was aber hören die Lehrerinnen und Lehrer, wenn sie sich ans Jugendamt wenden? Sie sehen ein Achselzucken, und dann sagen ihnen die Sozialarbeiterinnern und Sozialarbeiter im Jugendamt: Wir haben zu wenig Personal, dafür sind wir nicht zuständig, das können wir nicht, laden Sie eben die Eltern vor! - Aber Eltern, die nicht sicherstellen, dass die Schulpflicht eingehalten wird, lassen sich auch nicht vorladen. Das heißt, hier hat die Behörde tätig zu werden und ihre Aufgabe wahrnehmen. 

Sozialarbeit ist unangenehme Arbeit, keine Frage. Es geht darum, auch für jene, die an Bildung nicht interessiert sind, sicherzustellen, dass die Jugendlichen Chancen haben. Aber dafür braucht es auch das entsprechende Personal im Jugendamt und nicht einen Rechnungsabschluss, der uns aufzeigt, dass dort schon wieder Personal gekürzt wurde. Sichern Sie die Sozialarbeiter für jeden Schulstandort, dann werden Sie einen viel höheren Output und eine viel bessere Durchlässigkeit im Pflichtschulbereich haben!

Ich möchte noch einmal auf die Statistik verweisen, wonach 70 Prozent der Arbeitssuchenden in Österreich, die keinen über die Pflichtschule hinausgehenden Abschluss haben, hier in Wien sind, obwohl Wien gerade 19 Prozent der Bevölkerung hat. Daran sehen Sie, dass es das Dreifache in Wien ist, weil eben ganz einfach die Schulqualität fehlt und die Schulpolitik versagt hat. Wie lange wollen Sie dieser Stadtschulratspräsidentin noch zuschauen? Ich gebe schon zu, Sie haben viel zu tun. Aber Sie brauchen auch jemanden, der Sie entsprechend vertritt und dem Sie vertrauen können. Diese Stadtschulratspräsidentin wird Ihnen keine große Stütze sein.

Daher hoffe ich, dass wenigstens Sie die entsprechenden Maßnahmen im nächsten Jahr setzen werden und dass sich diese Debatte um den Rechnungsabschluss nicht noch einmal wiederholen muss, sondern dass wir im nächsten Jahr das gemeinsame Angebot von 22 Schülerinnen und Schülern pro Klasse realisiert haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Yilmaz. - Bitte.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Familie und Beruf müssen vereinbar sein - diese Forderung ist für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokaten kein Lippenbekenntnis, sondern gelebte Politik. Nur Wien, Frau Kollegin Cortolezis, hat im Vergleich mit den anderen acht Bundesländern eine flächendeckende ganztägige Kinderbetreuung aufzuweisen! Wien hat die längsten Öffnungszeiten und die wenigsten Schließungstage. Wien hat das beste und professionellste Betreuungsangebot aller Bundesländer. 

Das sagt nicht nur die Arbeiterkammer jedes Jahr, sondern auch die Industriellenvereinigung. Eine Studie der Industriellenvereinigung wurde Anfang April vorgestellt, und die Überschrift heißt: "Wien ist mit Kinderbetreuungsplätzen im Österreich-Vergleich am besten versorgt". Ich hoffe, Sie werden vielleicht dieser Studie mehr Glauben schenken.

Jetzt möchte ich ein paar Zahlen nennen. 77 803 Kinder werden derzeit in Kinderkrippen, Kindergärten und Horten betreut. Von insgesamt 47 400 Kin-
dern in Wien im Alter zwischen drei und sechs Jahren werden fast 44 000 in öffentlichen und privaten Einrichtungen betreut; das ist ein Versorgungsgrad von 93 Prozent. Das heißt, dass die Wienerinnen und Wiener das bestehende Angebot gerne und in hohem Ausmaß in Anspruch nehmen. 

Und das aus gutem Grund: Was die städtischen betrifft, so bieten zwei Drittel aller Kindergärten interkulturelle Integrationsmaßnahmen an. In 50 Prozent der Kindergärten können die Kinder mit speziellen Materialien nach Montessori tägliche Erfahrungen des Lebens üben. Das spielerische Erlernen der Grundbegriffe in englischer Sprache wird flächendeckend angeboten. In 40 Kindergärten wird der verantwortungsbewusste Umgang mit Kleintieren erlernt, und in jedem zweiten Kindergarten wird das spielerische Erlernen des Umgangs mit dem PC angeboten. Ausschließlich pädagogisch wertvolle Spiele kommen dabei zur Anwendung. Schließlich kommt in städtischen Kindergärten geschlechtspezifische Pädagogik zum Einsatz.

Mehr als die Hälfte der Kindergärten verfügt über eine logopädische Betreuung und eine Betreuung durch FachpsychologInnen beziehungsweise Sonderkindergär-
tnerInnen. In Wien ist die Kinderbetreuung kein Berufshemmnis, ganz im Gegensatz zu allen anderen Bundesländern, in denen die Kindergärten grundsätzlich halbtags geöffnet sind - falls die Mütter und Väter überhaupt einen Kindergartenplatz finden! Der Anteil der ganztägig betreuten Kinder in Wien liegt in Wiener Kindergärten bei 72 Prozent; das ist doppelt so hoch wie der Schnitt der anderen Bundesländer, der bei 36 Prozent liegt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wiens Kinderbetreuung ist sozial, denn eine gute Betreuung darf nicht vom Einkommen der Familien abhängen. Für uns hat jedes Kind Anspruch auf eine gute Betreuung, egal, in welche Familie es hineingeboren ist. Deshalb erhalten rund 40 Prozent der Eltern eine Ermäßigung bei den Beiträgen - 40 Prozent! -, und ein Drittel muss überhaupt keinen Beitrag für die Kinderbetreuung zahlen. Der Stadt Wien ist diese gute, flächendeckende Betreuung und Versorgung unserer Kinder jährlich 300 Millionen EUR wert. Private Kindergärten und Kinderbetreuungseinrichtungen werden dabei genauso gefördert wie die städtischen.

Im Jahr 2005 hat die Stadt 90 gemeinnützige private Vereine mit insgesamt 56 Millionen EUR gefördert. Dazu kommen Förderungen für Tagesmütter sowie Kostenzuschüsse für Beitragsermäßigungen in der Höhe von 26 Millionen EUR. Es wäre wirklich zu wünschen, dass die Bundesregierung im Bereich der Kinderbetreuung dem Beispiel Wiens folgen würde, statt den Müttern de facto die Wahl zwischen Beruf einerseits und Kindern andererseits aufzudrängen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Noch ein Wort vielleicht zu Zwang und Freiwilligkeit. Wir erleben seit mehreren Jahren, dass die schwarz-blau-orange Bundesregierung auf ein einziges Instrument setzt, und zwar auf Zwang und Verpflichtung. Das ist nur dann irritierend, wenn man die Aussagen ihrer Repräsentanten ernst nimmt. Da reden Bundeskanzler Schüssel und Frau Ministerin Gehrer von viel Freiheit und Eigenverantwortung, wenn es darauf ankommt, setzen sie aber viel lieber auf Zwangsmaßnahmen. Studierende müssen für ihr Studium Studienbeitrag zahlen, und wenn sie länger brauchen, weil sie Geld verdienen müssen für diese Studiengebühren, beleidigt sie noch der Kanzler in seine Rede zur Lage der Nation als Bummelstudenten. 

ORF-SeherInnen, also die paar, die noch da sind, werden gezwungen, eine in beiden Kanälen durchgeschaltete Schüssel-Rede zu hören, und ZiB-SeherInnen – und auch diese Gruppe schrumpft mittlerweile, wie wir wissen –, also diese verbliebenen ZiB-SeherInnen müssen die ÖVP-Parteipropaganda über sich ergehen lassen, und jede TV-Besitzerin, jeder TV-Besitzer muss dafür ORF-Gebühren bezahlen. Die ArbeitnehmerInnen müssen später in Pension gehen, und die Pensionist-
Innen müssen mit sinkenden Pensionen leben. 

Das ist das Grundprinzip dieser Regierung: Zwang statt Freiwilligkeit und Selbstverantwortung. Wir meinen, dass die Menschen weder zu dumm noch zu unwillig sind. Wir setzen auf Freiwilligkeit – auch bei der Kinderbetreuung. 

Die Forderung nach verpflichtendem Kindergartenbesuch, natürlich von der ÖVP-Familiensprecherin Ridi Steibl erhoben, ist absurd, wenn wir in Wien bereits eine Versorgungsquote für die Drei- bis Sechsjährigen haben, die bei 93 Prozent liegt. Auch die Forderung nach verpflichtendem Kindergartenbesuch für Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache – immerhin sind das auch 40 Prozent der Wiener Kinder –, ist absurd, denn 95 Prozent der nicht österreichischen Kinder besuchen eine Betreuungseinrichtung, und zwar freiwillig und ohne Zwang. – Soweit die Vorschulbetreuung oder die Betreuung nach dem Unterricht.

Aber was passiert eigentlich in der Schule selbst? Da passiert zweierlei: Erstens sind die SchülerInnen Opfer des Systems von ÖVP-Unterrichtsministerin Gehrer, zweitens aber trachtet die Stadt Wien danach, innerhalb dieses Systems die besten Voraussetzungen für die SchülerInnen zu schaffen. Natürlich kann Wien den LehrerInnenabbau Gehrers nicht aus eigener Kraft abdecken. Die Stadt kann einfach nicht überall dort einspringen, wo der Bund sich seiner Verantwortung entzieht, aber wir können die unsinnigsten Vorstellungen der ÖVP verhindern. Die Idee des Wiener ÖVP-Vorsitzenden Gio Hahn zum Beispiel, Schulkinder mit Bussen quer durch Wien zu anderen Schulen zu führen, damit die Aufteilung besser sei. Schon wieder ein Zwang übrigens, den die ÖVP den Wienerinnen und den Wienern hier aufbürden will. Schön langsam gibt die ÖVP dem Begriff Zwangsvorstellung einen neuen Inhalt.

Im Übrigen habe ich schon des Öfteren erwähnt, dass die SPÖ im Parlament den Antrag gestellt hat, die Klassenschülerhöchstzahl österreichweit auf 25 zu begrenzen. Es war die ÖVP, es waren auch die Wiener ÖVP-Mandatare im Nationalrat, die dagegen gestimmt haben. In Wien liegt übrigens die durchschnittliche Schülerzahl in der Volksschule bei 23,9 Kindern.

Zur Jugendbetreuung: Sehr geehrte Damen und Herren! Jugendliche sind uns wichtig. Wir nehmen sie selbst und wir nehmen ihre Wünsche sehr ernst. Die logische Konsequenz war die Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre. Eine Maßnahme, die sich bewährt hat, denn erstens haben sich die Jugendlichen dadurch mehr für die Politik interessiert, und zweitens hat sich auch die Politik mehr für die Jugendlichen interessiert.

Jugendliche brauchen eigene Bereiche, in denen sie sich entfalten können. Der Verein "Wiener Jugendzentren" ist mit seinen insgesamt 30 Einrichtungen für Jugendliche die bedeutendste Organisation zur Jugendbetreuung.

Zwei Beispiele stehen für das Konzept der Einbindung von Jugendlichen und damit zur Übernahme von Verantwortung für ihre Bereiche, die sie selbst betreffen.

Das ehemalige Arthaberbad in Favoriten ist im letzten Herbst eröffnet worden. Es ist eines der besten Beispiele, das zeigt, dass Jugendliche Verantwortung tragen und mitentscheiden wollen. Der Treffpunkt wurde von den Jugendlichen selbst geplant, umgesetzt und wird jetzt auch von ihnen geführt. Die Geschichte dieses Projektes hat 2004 begonnen. Das Team "be a part @ arthaberbad" hat gemeinsam mit Jugendlichen Innerfavoritens Pläne entwickelt und mit Unterstützung der Expertinnen und Experten und mit einem Architektenteam den Bauplan entwickelt. Der Spatenstich war im Frühjahr 2005. Das war auch ein weiterer Meilenstein, sehr geehrte Damen und Herren, denn Jugendliche haben sich beim Bau dieses Projektes selbst engagiert mit einem Kooperationsprojekt von AMS Wien Jugendliche, WUK Jugendprojekt und Wiener Jugendzentren. 

Das zweite Beispiel einer lebendigen Jugendbetreuung ist das Jugend- und Stadtteilzentrum Erdberg. Auf dem Gelände des ehemaligen Mautner Markhof’schen Kinderspitals in der Schlachthausgasse entstand nach den Plänen eines Architektenteams neben Wohnungen, Büroflächen und Tiefgaragen auch ein neuer Jugendtreff Jugend- und Stadtteilzentrum Erdberg. Statisch und bauakustisch getrennt vom Rest des Baues bietet der neue Standort, aufgeteilt auf drei Geschoße, insgesamt 450 m² Nutzfläche. Ein Jugendcafe, Gruppenräume für spezielle Aktivitäten, ein multifunktionaler Veranstaltungsraum für Discos, Partys, Sport und Bewegung sorgen für eine breite Palette an Angeboten, die meisten davon kostenlos.

An Vormittagen steht die Einrichtung insbesondere auch Familien mit Kleinkindern zur Verfügung. Alle Räumlichkeiten sind mit modernen Lärmschutzmaßnahmen versehen. Das ganze Zentrum ist zudem barrierefrei zugänglich und ist in den Kernzeiten von Dienstag bis Samstag von 14 bis 22 Uhr für alle BesucherInnen geöffnet. Die Angebote und Programme stehen allen Interessierten zur Verfügung. Gegenseitige Akzeptanz, das Fördern von Beteiligung und Partizipation, die Unterstützung von Kinder- und Jugendkultur, spezielle Mädchenangebote sowie Sport und Ferienprogramme sind wesentliche Eckpfeiler der Angebote.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich will aus der Vielfalt der von der Stadt Wien unterstützten Kinder- und Jugendangebote nur "wienXtra" hervorheben. "wienXtra" greift allen Institutionen und Vereinen, die in der außerschulischen Kinder- und Jugendarbeit tätig sind, unter die Arme. "wienXtra" bietet Jugendinformation, unzählige Veranstaltungen, Mädchenaktionstage, Jugendforen und vieles mehr. Die Vielfalt des Angebotes von "wienXtra" entspricht der Vielfalt der Wünsche und Vorstellungen der jungen Menschen in Wien. Denn Wien soll die Wohlfühlstadt auch für Jugendliche sein. 

Natürlich wird es immer wieder Probleme zwischen den Generationen geben. Das Thema Lärm war vor Jahrzehnten aktuell und wird auch in Jahrzehnten aktuell sein, ebenso das Thema Freizeitgestaltung, die Mode und der Umgang miteinander.

Ich meine, wer heute mit offenen Augen durch Wien geht, der erkennt eine moderne, pulsierende Metropole, die wesentlich jünger wirkt als vor ein oder zwei Jahrzehnten. Wien ist auch für junge Menschen zu einem beliebten Wohnort geworden: Für Kinder, Jugendliche und Jungfamilien, die davon überzeugt sind, dass ihre Kinder hier am besten betreut sind.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wien ist auch die Stadt des Sports. Das größte österreichische Sportereignis des Jahres findet in Wien statt. Es ist der Vienna City Marathon, und je nach Wetterlage säumen Hunderttausende von Menschen die Strecke. Das ist natürlich kein Zufall, denn Wien ist eine ausgewiesene Sportstadt. Zum einen sind es die hervorragenden Sportmöglichkeiten, die Wien zu bieten hat – die Donauinsel, der Prater, der Wienerwald oder der Laaer Wald laden ein zu verschiedenen sportlichen Aktivitäten –, es sind aber auch die vielen Sportplätze, die Halfpipes und die Käfige, die vor allem von der Jugend gerne in Anspruch genommen werden. Die Gratis-Tennisplätze im Donaupark werden ebenso gestürmt wie die Gratis-Beachvolley-Plätze im Prater. Die Jesuitenwiese ist jedes Wochenende bevölkert von Hobbykickern, und vor dem Radstadion treffen sich die Radvereine zu Ausfahrten. 

Es gibt in Wien nichts, was es nicht gibt (GR Mag Wolfgang Jung: Wie wahr, Frau Kollegin! Wie wahr!): In Wien gibt es Schlepplifte, Langlaufloipen, Eislaufplätze. Es gibt Bogenschützen, Wasserballer, Ruderer, SynchronschwimmerInnen und noch vieles mehr. Am 30. Juni wird sogar die erste Sommerrodelbahn auf der Hohen-Wand-Wiese eröffnet. Die Stadt fördert unzählige Sportvereine, sie verwaltet insgesamt 141 Sportplätze und sie finanziert Sportgeräte für eine Reihe von Schulen. 

Sport ist nicht nur gesundheitsfördernd, sondern Sport spielt vor allem bei Kindern und Jugendlichen sowie deren Eltern eine wertvolle Integrationsfunktion. Beim Fußball, beim Laufen oder beim Volleyball zählt nicht die Herkunft oder die Hautfarbe, sondern einzig die Leistung. Dadurch bietet Sport für viele Kinder mit Zuwanderungshintergrund eine hervorragende Möglichkeit, Anerkennung zu finden, Kontakte zu knüpfen und Freunde zu finden, die nicht dem eigenen Kulturkreis angehören. 

Ein typisches und erfolgreiches Beispiel ist der ASV Wien. Wie viele andere Wiener Schwimmvereine auch, sieht sich der ASV Wien einem Ansturm von Kindern ausgesetzt, die alle einmal eine Mirna Jukic oder ein Markus Rogan werden wollen. Die Eltern dieser Kinder kommen aus mehr als 30 Nationen. Ein Trainer kommt aus Ungarn, eine Trainerin aus Rumänien und ein Trainer aus Wien. Hier wird Integration durch Sport gelebt. Das verbindende Element ist das Schwimmen, der Sport. Unterstützt werden die jungen SchwimmerInnen durch die Bäderverwaltung, die vor allem dafür Sorge trägt, dass unser sportlicher Nachwuchs genügend Schwimmbahnen zur Verfügung gestellt bekommt. Ähnliche Voraussetzungen gibt es in Hunderten anderen Sportvereinen in Wien. Sie leisten dadurch einen unbezahlbaren Beitrag für das friedliche Miteinander in unserer Stadt. 

Ganz im Gegensatz dazu steht wiederum die Politik des Bundes. Es ist unerklärlich, wieso die Regierung unter dem Vorwand des Nulldefizits die Sportstunden für eine große Anzahl von Schülerinnen und Schülern auf ein Minimum gekürzt hat. Sport und Bewegung sind für die Bundesregierung dann wichtig, wenn man sich zum Beispiel während oder nach der Olympiade mit erfolgreichen Sportlern schmücken kann. Dafür sorgen, dass es erfolgreiche SportlerInnen gibt, sollen natürlich andere.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte auch ein paar Sätze zu einer sehr wichtigen Institution der Stadt sagen, es ist der Wiener Bürgerdienst. Das ist eine der einfachsten und niederschwelligsten Ansprechstationen für alle Wienerinnen und Wiener. Es ist genau das Gegenteil dessen, was die Kunden bei anderen Gesellschaften und Konzernen ärgert, denn ein "dafür sind wir nicht zuständig" oder "das weiß ich nicht" gibt es beim Wiener Bürgerdienst nicht. Ob telefonisch, persönlich oder online angefragt wird, kein Problem ist zu klein und schon gar keines zu groß. 

Neben den Bezirksbürgerdiensten bietet auch der mobile Bürgerdienst sein Service an. Der mobile Bürgerdienst bietet bei seinen wechselnden Standorten Rat und Hilfe in jeder Lebenssituation und nimmt Meldungen über Verunreinigungen und Schäden auf öffentlichem Gut entgegen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Mobilbüros informieren die Bevölkerung vor Ort im Zusammenhang mit Projekten der Wiener Stadtverwaltung.

Ich möchte mich zum Schluss bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, bei allen SozialarbeiterInnen, die in der Jugendarbeit tätig sind, und bei allen Lehrerinnen und Lehrern, die für die Wienerinnen und Wiener nach wie vor sehr engagiert tätig sind – im Gegensatz zu dem, was die Kollegin gesagt hat – und viel für unsere Wiener Kinder tun, sehr herzlich bedanken. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet: Herr Mag Jung, bitte. Ab nun 15 Minuten. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Darf ich eingangs auf die freundliche Erwähnung der Kollegin Smolik zurückkommen. Ich stimme ihr vollinhaltlich zu, dass im Bereich der Erwachsenenbildung auch noch einiges zu tun ist und dass das Lesen und Leseverstehen auch bei manchen Inländern einer Nachschulung bedarf. Da haben Sie sicher sehr Recht, Frau Kollegin.

Wien hat sich vor allem auf Grund seiner zentralen Lage zu einem starken Magneten für Zuwanderer entwickelt, und das wird sich in den nächsten Jahren nicht ändern, sagt Dr Lebhart von der Statistik Österreich. Österreich liegt mit einem Ausländeranteil von 14 Prozent – gezählt sind dabei nur die legal Aufhältigen – weit vor dem der USA, die sich als Einwanderungsland bezeichnen, und der Anteil in Wien beträgt sogar 19 Prozent. Zusätzlich zu den bereits Eingebürgerten bedeutet das: Jeder Fünfte ist Ausländer und jeder dritte Gemeindebaubewohner hat Migrationshintergrund.

Das alles kann natürlich nicht ohne Auswirkungen auf alle Bereiche, insbesondere aber jene, die die Jugend betreffen, bleiben. Das erschwert und verunmöglicht manchmal sogar die Arbeit der vorschulischen Einrichtungen und Pflichtschulen. Damit ist nichts gegen die damit befassten Personen gesagt, die sich oft mit großer Mühe und großem Einsatz, aber manchmal auch an der Grenze der Belastbarkeit um eine gute Jugendarbeit bemühen. Es ist nicht der schlechte Erhaltungszustand der Gebäude bei uns schuld an der Misere oder zumindest nicht primär schuld, es ist nicht hauptsächlich der Mangel an Lehrkräften, der die Probleme macht, und es ist auch nicht das fehlende Geld das wichtigste Problem. Das größte Problem wird schlicht und einfach durch die große Zahl der Kinder und Jugendlichen aus nicht integrierbaren und manchmal auch nicht integrationswilligen Familien verursacht, die unser System überfordern. 

Die Zahl der echten Asylanten kann dabei vernachlässigt werden; sie ist eine geringe und bedeutet kein Problem. Aber von der großen Masse an Pseudoflüchtlingen, Scheinasylanten, Wirtschaftsemigranten mit oft völlig anderem kulturellen Hintergrund, die einer intoleranten, ja manchmal sogar rabiaten religiösen Lehre anhängen, werden wir in unserem eigenen Land förmlich schon an die Wand gedrängt. Die Hochrechnung der Zahlen von Eurostat ergeben, dass bei unveränderter Zuwanderung im gegenwärtigen Ausmaß in Wien im Jahr 2015 mehr als die Hälfte – und da hören Sie bitte zu, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! –, mehr als die Hälfte der Jugendlichen unter vierzehn nicht mehr Deutsch als Muttersprache hat. Das kann doch nicht das Ziel einer vernünftigen Politik sein. Es ist auch durch die schulischen Einrichtungen nicht zu bewältigen und wird von den Bürgern zweifelsohne nicht gewollt. 

Die viel zitierte PISA-Studie ist eine automatische Folge dieser Entwicklung und ebenso die unverhältnismäßig hohe Jugendarbeitslosigkeit in unserem Land. Ein positiver Schulabschluss ohne Sprachkenntnis ist eben unmöglich, ebenso unmöglich wie das Erlernen eines qualifizierten Berufes. Wer soll schon jemanden einstellen, der die Grundrechnungsarten nicht beherrscht, der mit den Kunden nicht ordentlich reden kann oder eine Gebrauchsanweisung nicht lesen kann. Die Folge für diese jungen Leute: Ein Leben ohne Perspektive, höchstens Handlangerjobs, ein Leben von der Sozialhilfe mit trostlosesten Zukunftsaussichten. Für einen Teil von ihnen wird der Weg auch in die Kriminalität führen und andere werden, meist über den Umweg fundamentalistischer Gruppen, bei radikalen Strömungen eine Selbstbestätigung suchen. 

Nicht bei uns!, versichern unsere Beschwichtigungspolitiker, auch der Bürgermeister und Einwanderungsfan Häupl an der Spitze. Ja zur geordneten Zuwanderung sagt der Herr Bgm Häupl bei diesem Zustand, dass – ich habe es vorher hier erwähnt – 2015 mehr als die Hälfte der Jugendlichen nicht mehr Deutsch können, Deutsch nicht mehr als Muttersprache haben. 

Schauen wir uns doch an, wohin solche Wege führen. Deutschland ist uns in der negativen Entwicklung um zehn Jahre voraus. Das wurde heute bereits erwähnt. Eine Schule in Berlin ersucht sozusagen um Selbstauflösung. Vor kurzem wurde von Hauptschülern ein Gymnasium gestürmt. Die Verantwortlichen auch dort haben nichts getan. Was wird die nächste Eskalationsstufe bringen? Drei Viertel der 15 Jahre alten Türken sind in Deutschland geboren und aufgewachsen, doch nur ein Drittel spricht Deutsch, die Hälfte kann nicht lesen und ist überhaupt nicht in der Lage, am sozialen Leben teilzunehmen. (GRin Mag Alev Korun: Woher haben Sie diese Zahlen?) Das ist aus der “Frankfurter Allgemeinen“, Frau Kollegin. Im Übrigen ist eine ähnliche Zahl heute schon von jemand anderem zitiert worden, aber ich kann Ihnen gerne den Artikel borgen. 

Welcher Sprengstoff, Frau Kollegin, kommt da auf uns zu? In Brüssel – nicht nur beim Förderungsbetrug führend, sondern auch die Hauptstadt der europäischen Straßenkriminalität – stellen jugendliche Zuwanderer leider den Löwenanteil der Täter. In Frankreich, dem negativsten aller Beispiele, haben die heißen Sommer bereits seit 1981 Tradition. Damals brannten 250 Autos, heute gehen an jedem normalen Tag 40 bis 50 Autos in Flammen auf. Diesmal stammt es aus der “Neuen Zürcher Zeitung“, Frau Kollegin. Die Saison in Paris hat bereits vor zwei Wochen begonnen. Es brennt wieder in Paris, und wir werden sehen, was in diesem Sommer noch auf uns zukommt. 

Ich frage mich nur manchmal, wie lange es dauern wird, bis das auch bei uns zur schrecklichen Normalität wird? 3 379 Fälle in Schulen gab es im Vorjahr. Das waren Diebstähle, Sachbeschädigungen, Körperverletzungen, ein Messermord. Polizeigeneral Horngacher, Frau Kollegin. 

Der 14-jährige Branko hat bereits über 300 Straftaten auf dem Kerbholz. Sieben Messerüberfälle begeht er allein in den knapp zwei Wochen nach seinem 14. Geburtstag, bis er endlich von der Polizei festgenommen werden kann. Ich frage mich: Ist das in der Schule niemandem aufgefallen? Und was wurde getan? 

Bei Schulen in der Leopoldstadt, in Rudolfsheim, in Penzing, in der Brigittenau und in Floridsdorf wurde von Seiten der Elternvertretung mehrfach um die Bewachung der Schulen gebeten. Erst als drei Elternvertretungen gemeinsam im Stuwerviertel intervenierten, wurde reagiert. 

Durch die hohen Migrationsanteile in vielen Klassen entsteht außerdem ein weiteres Problem: Die Kinder der eingesessenen Bevölkerung werden zu Outcasts, zur unterdrückten Minderheit. In Berlin klagen Lehrer und Eltern, dass Kinder mit deutscher Muttersprache bereits beginnen, mit türkischem Akzent zu radebrechen, um nicht negativ aufzufallen.

Und sagen Sie nicht, das kann es bei uns nicht geben. Wiederum ein Beispiel: Der Schüler einer Berufsschule wurde monatelang mit dem Umbringen bedroht und erpresst. Eine Meldung wurde von der Polizei erst ernst genommen, als er mit dem Vater dort erschien. Vorher hatte man ihn mit den Worten "Vertragt euch!" weggeschickt. Das Opfer galt als Außenseiter in der überwiegend von türkischen Schülern besuchten Klasse. Immer wieder wurde er deshalb von den anderen gehänselt. Ein Teil der Lehrer dürfte davon gewusst haben, eingegriffen hat niemand. – Wiederum nicht von mir, Frau Kollegin, sondern aus dem “Standard“. 

Man fragt sich da: Was macht eigentlich die Frau Brandsteidl? Pressekonferenzen mit dem Polizeichef allein sind da nicht genug und auch nicht das ewige Ausreden auf die zugegebenermaßen nicht sehr kompetente Unterrichtsministerin. 

Übrigens: Was die Bevölkerung von der sozialistischen Schulpolitik hält, zeigt die neueste Fessel-Umfrage. 73 Prozent der Österreicher lehnen heute die Gesamtschule ab, nur noch 24 Prozent sind dafür. Vor einem Jahr waren es noch 43 Prozent. Man erkennt die Fehlentwicklung, Frau Stadträtin. 

Unser geschätzter Bürgermeister – der ist ja auch ein Beschwichtigungshofrat geworden – antwortet auf die Frage nach möglichen Jugendkrawallen in Wien: „Ich gehe nicht davon aus. Wir haben nicht die Jugendarbeitslosigkeit und die Integrationsdefizite der Pariser Vororte." – Wir sind nur zehn Jahre dahinter, Herr Bürgermeister, aber ich frage mich schon manchmal: Sagt dem Mann niemand, wie weit er von der Realität bereits entfernt ist, was an den Wiener Schulen wirklich los ist? Liest er keine Zeitungen, keine Statistiken? Manchmal könnte man das ja wirklich glauben, denn sonst hätte er in der Bawag-Causa nicht so vorschnell den Maria-Theresien-Orden verliehen und auch einen anderen Spitzenkandidaten für die Nationalratswahl bestimmt. 

Die Lage an den Pflichtschulen ist jedenfalls überaus kritisch, und wir dürfen mit Maßnahmen nicht weiter zuwarten. Die regierende SPÖ begnügt sich mit Schönreden und der Forderung nach mehr Geld und Lehrern. 

Apropos Geld: Vor einigen Wochen habe ich an der Eröffnung einer grundrenovierten Schule hier in Wien teilgenommen. Die umfangreichen Arbeiten kosteten – das habe ich gehört – zirka 4 Millionen EUR. Jetzt eine Rechenaufgabe für die Frau Stadträtin: Wenn die Renovierung einer Schule 4 Millionen EUR kostet, wie viele Schulen kann man für 2 Milliarden renovieren? 2 Mil-
liarden, vielleicht sogar mehr, die müssten Sie allerdings erst in der Karibik abholen. 

Was ist also zu tun? Zunächst: Es darf nicht noch schlimmer werden. Um die Lage nicht weiter zu verschärfen, muss unverzüglich als ein erster Schritt die ungehemmte Zuwanderung gestoppt werden. Das Boot ist voll, meine Damen und Herren, das Boot ist übervoll, und es droht zu kentern. Dabei ist natürlich vor allem die Bundesregierung gefordert, aber begonnen hat die Misere bereits unter roter Kanzlerschaft. Sie von der SPÖ können ja dann vielleicht im Herbst als künftige Juniorpartner von Bundeskanzler Schüssel dazu beitragen, zumindest die gröbsten Fehler der Einwanderungspolitik zu beheben. 

Die Grünen sind da ganz anderer Meinung, was die Zuwanderung betrifft. Die Frau Vassilakou will auch noch die Oma aus Nigeria hereinholen, wie sie im “Standard“ von gestern sagt, und die Zuwanderungszahlen damit noch gewaltig hinauftreiben. 

Der Zugang zur Staatsbürgerschaft, meine Damen und Herren – und das ist eine unbedingte Notwendigkeit –, muss noch weiter erschwert werden. Die Staatsbürgerschaft muss verdient werden. Echte Sprachkenntnisse haben dabei die Voraussetzung zu sein. Die bisherigen Alibiüberprüfungen mit Augenzwinkern sind geradezu eine Aufforderung zur Nichtintegration. Gleichzeitig müssen auch Anreize für die Rückwanderung geschaffen werden, und die Rückwanderung von Kriminellen muss auf jeden Fall umgesetzt werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Die sich entwickelnde Parallelgesellschaft ist der Kern des Übels. Wir müssen diese ausreichenden Sprachkenntnisse schon vor dem Eintritt in die Volksschule oder für Späterkommende vor dem Schuleintritt verlangen und überprüfen und im Notfall auch eine vorschulische Ausbildung gesetzlich vorschreiben. Kinderkrippen privater Art, die gefördert werden und muttersprachlichen Hintergrund haben, sind der falsche Weg dazu. Die Kinder sollen ja Deutsch lernen, um sich integrieren zu können. Es gilt, wie gesagt, zuerst die Sprache zu beherrschen. Wenn dies nicht der Fall ist, wären Intensivkurse vor dem Schuleintritt anzubieten, damit dieses störende Mitholpern im täglichen Unterricht von Kindern, die nicht oder fast nicht die Sprache beherrschen, wegfällt. Das drückt nur das Leistungsniveau der Mitschüler. 

Die Zahl der Migrantenkinder muss auf ein verträgliches Ausmaß reduziert werden, denn sonst ist nicht nur der Unterricht erschwert, sondern auch die Entwicklung von ethnisch dominierten Untergruppen in den Klassen möglich, und das führt zu Reibungsflächen, die wir ja vermeiden wollen. 

Und letztlich, auch wenn das viele nicht gerne hören: Die Disziplin an den Schulen muss angehoben werden. Gewalt bis zum Waffenbesitz, Vandalismus und andere Unsitten sind nicht Kavaliersdelikte. 

Die Erkenntnis, meine Damen und Herren von der SPÖ, in der Schulpolitik auf dem Holzweg zu sein, schmerzt, aber Wahrheit muss zumutbar sein. Sie merken das bei der Bawag, wo diese Wahrheit jetzt scheibchenweise ans Licht kommt. Nur: Finanzielle Malaisen kann man mit Geld ausgleichen, die weitere Fehlentwicklung in unserem Schulsystem aber nicht. Diese wird die ganze Gesellschaft ausbaden müssen. 

Handeln Sie daher nicht wie der Aufsichtsrat der Gewerkschaftsbank nach dem Motto “Augen zu und durch!“, sondern machen Sie eine mutige Kehrtwendung in der Schulpolitik. Unsere Kinder haben es wirklich verdient. 

Und da noch Zeit vorhanden ist, zum Abschluss noch etwas zur Erwachsenenbildung. Ich lese Ihnen da ein Gedicht von Kurt Tucholsky vor. Es heißt – bitte sehr aufmerksam in der SPÖ zuzuhören und auch für das Protokoll –: 

„An einen Bonzen 

Einmal waren wir beide gleich.

Beide: Proleten im deutschen Kaiserreich. 

Beide in derselben Luft,

beide in gleicher verschwitzter Kluft;

beide dasselbe elende Küchenloch.

Genosse, erinnerst du dich noch?

Aber du, Genosse, warst flinker als ich.

Dich drehen – das konntest du meisterlich. 

Wir mussten leiden, ohne zu klagen, 

aber du – du konntest es sagen. 

Kanntest die Bücher und die Broschüren,

wusstest besser die Federn zu führen.

Treue um Treue – wir glaubten dir doch!

Genosse, erinnerst du dich noch? 

Heute ist das alles vergangen. 

Man kann nur durchs Vorzimmer zu dir gelangen. 

Weißt nichts mehr von alten Kameraden,

wirst aber überall eingeladen.

Du zuckst die Achseln beim Hennessy

und vertrittst die deutsche Sozialdemokratie.

Du hast mit der Welt deinen Frieden gemacht.

Hörst du nicht manchmal in dunkler Nacht

eine leise Stimme, die mahnend spricht:

Genosse, schämst du dich nicht?“ 

(Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sie schämen sich ja sichtlich auch nicht, Herr Jung, wenn Sie sprechen. (GR Mag Wolfgang Jung: Ich habe auch keinen Grund dazu!) Ich werde auf Ihre Ausführungen gar nicht eingehen, weil Sie mich nicht interessieren. Sündenbockgeschichten lehne ich ab. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wir sind tatsächlich mit einer Situation konfrontiert, die im Pflichtschulbereich sicher eine schwierige ist, und man muss sich damit auseinander setzen, dass die Qualität langsam, aber stetig abnimmt und dass wir gefordert sind, etwas zu tun. 

Ich habe heute den Ausführungen sehr aufmerksam gelauscht und stelle bei jeder Schuldebatte fest, dass es immer wieder eine Pattstellung gibt zwischen ÖVP einerseits und SPÖ andererseits, denn natürlich sind die Vorschläge der SPÖ im Schulbereich so geartet, dass die Kosten, die da entstehen würden, um diese Schwierigkeiten zu beheben, beim Bund liegen, während die Vorschläge der ÖVP selbstverständlich so geartet sind, dass die Kosten bei der Stadt liegen. Und das können wir uns jetzt die nächsten Jahre anhören, Sie können sich das gegenseitig ausrichten, nur eines ist ganz sicher: Es wird den Kindern überhaupt nicht helfen. Das ist ein Streit auf dem Rücken der Kinder, und ich kann Sie nur auffordern, damit aufzuhören. 

Ich kann auch Beispiele bringen, um es vielleicht zu konkretisieren. Es macht selbstverständlich die Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager den Vorschlag, Sozialarbeit und Kindergarten auszubauen, was Wien zu bezahlen hat, und selbstverständlich macht Wien immer wieder den Vorschlag, PsychagogInnen anzubieten statt SozialarbeiterInnen und eine Vorschule anzubieten, weil das der Bund zu bezahlen hat. Das heißt, man kann schon auf beiden Seiten feststellen, dass ein gewisses Problembewusstsein wächst, dass aber der Streit ums Geld die Debatte bestimmt, und das bringt den Kindern nichts. Wir brauchen aber etwas, was den Kindern etwas bringt. 

Wir sind also auf der einen Seite sicher mit einem Mangel an finanziellen Investitionen und einem Mangel an Ressourcen konfrontiert. Ich brauche das jetzt nicht groß zu wiederholen, denn sowohl Maria Vassilakou als auch mein Kollege Margulies haben das ja bereits gesagt und zusammengefasst, was passiert ist. Ich sage nur noch einmal: Es haben diese Kürzungen alle Kinder getroffen, denn wenn die Klassen größer werden und unverbindliche Übungen gestrichen werden, dann trifft das alle Kinder. Nur gibt es dann eben jene Kinder, deren Eltern Geld haben und die privat investieren können, da wird das ausgeglichen. Die Kinder aus einkommensstarken Familien leiden also nicht so unter dieser Situation, denn man kann es sich leisten, die Freizeitangebote privat zu bezahlen, und man kann es sich leisten, die Nachhilfe privat zu bezahlen. Das ist alles leistbar, wenn man Geld hat. Aber jene Kinder, deren Eltern kein Geld haben oder die aus sozioökonomisch schwachen Haushalten kommen und die eigentlich uns PolitikerInnen brauchen, um diese Probleme zu lösen, diese Kinder bleiben dabei auf der Strecke. Und wir haben keinerlei Rezepte – oder ich habe sie noch nicht gehört –, wie dieses Problem zu beheben sein wird. 

Neben diesem Mangel an Finanzen, an Finanzkraft, an Investitionen haben wir aber ein zweites Problem, das meiner Meinung nach genauso wichtig ist. Denn es geht nicht nur darum, wie viel LehrerInnen wo im Einsatz sind, sondern es geht auch darum, was denn in den Schulen gemacht wird. Es geht um die Pädagogik, es geht um die Ideen, es geht um Kreativität, und es geht darum: Wie fördere ich das Lernen der Kinder? Das ist ein zweiter Punkt, das ist ein anderer Punkt, in den genauso investiert werden muss und wo ich mir denke, auch da ist ein Mangel festzustellen. Meiner Meinung nach geht im Augenblick überhaupt nichts weiter in diesen Punkten.

Ich möchte dafür ein einziges Beispiel bringen, und zwar deswegen, weil es in einem engen Zusammenhang steht mit der so viel diskutierten Gesamtschule, pro und kontra, wo man sich auch immer wieder ideologisch eingräbt, anstatt zu schauen: Woher kommt diese Forderung eigentlich? Was ist der Hintergrund für diese Forderung? Deswegen möchte ich jetzt einmal ein Beispiel bringen. 

Wenn ich 30 oder 25 oder 22, vollkommen egal, siebenjährige Kinder vor mir sitzen habe, dann weiß jeder, der sich in Psychologie und Lernpsychologie auskennt und vielleicht auch einiges dazu gelesen hat, dass nur ganz wenige Kinder diesem Standard eines Siebenjährigen, so wie er festgeschrieben wird und wie man es jetzt auch bei den Zehnjährigen wieder macht, entsprechen. Ganz wenige. Aber die meisten Kinder in dieser Klasse sind zum Beispiel, nur damit es konkret wird, was den Zahlenraum bis 20 oder später den Zahlenraum bis 100 angeht, nicht die idealen Siebenjährigen, sondern manche sind auf dem Stand eines sechsjährigen Kindes, eines fünfjährigen Kindes und andere auf dem Stand eines acht- oder eines neunjährigen Kindes, und zwar vollkommen unabhängig von der Intelligenz dieser Kinder. Es ist eine Sache der Lernentwicklung, des Lerntempos, des Lernrhythmus’, aber auch sehr stark eine Sache dessen, ob es sich um Mädchen oder Buben handelt. Dass die Buben in der Regel um zwei Jahre zunächst einmal hintennach sind, weiß jeder und jede, der/die schon einmal irgendwo unterrichtet hat oder mit dieser Sache vertraut ist. Ich habe daher in einer Klasse von siebenjährigern Kindern, also in einem Jahrgang, einen Unterschied von vier Jahren, wenn es hochkommt sogar von fünf Jahren. 

Das heißt, es verbietet sich von selbst jede Form des Frontalunterrichtes, der sich ja nur an den klassischen Siebenjährigen richten kann und der jedenfalls die Kinder, die noch nicht so weit sind, überfordert und die anderen, die schon sehr viel weiter sind, unterfordert. Das heißt, die einen Kinder sind pausenlos gestresst, entwickeln auch so etwas wie Schulangst, und die anderen Kinder, denen ist pausenlos langweilig, dann kasperln sie herum und machen weiß der Teufel was. 

Solche Klassen sind wiederum für Lehrerinnen und Lehrer, die ja dann einen Abschluss für Siebenjährige vorweisen sollen, irrsinnig anstrengend, und viele Lehrerinnen und Lehrer sind schon aus diesem Grund, weil dieser Anspruch nicht erfüllbar ist, ständig unter Druck und werden dann auch vielfach krank oder sind völlig ausgepowert und fertig. 

Was ich damit sagen will, ist, dass das System von vornherein falsch ist. Und wenn man jetzt weitergeht in die Richtung, dass man für zehnjährige Kinder – denn da ist es nicht anders – Standards festschreibt in Mathematik oder in Lesen, so ist das 100-prozentig falsch, denn das zehnjährige Lernkind gibt es ja auch wieder fast nicht. Das sind ganz wenige dieses Jahrgangs, und das Ergebnis dieser Standardtests kann nicht bedeuten, dass ich jetzt die einen in den Aufzug nach oben hineinstelle und ihnen Karrierechancen eröffne, indem ich sie für die AHS bestimme, und die anderen bleiben unten und verlieren sozusagen ihre Aufstiegschancen und Möglichkeiten zur Qualifikation.

Aus diesem Grund, weil es so vollkommen falsch ist von der Kinderseite her und weil man das einfach nicht machen darf, ist die Gesamtschule die einzige Möglichkeit, wie ich nach der Volksschule weitergehen kann, sodass tatsächlich alle Kinder weiter gefördert werden und dort abgeholt werden, wo sie sind, und ihre Chancen wahren, eine AHS zu besuchen, mit 18 einen Abschluss zu machen, an die Universität zu gehen und so weiter und so fort. Denn noch einmal – und das ist mir so wichtig –: Wie weit ein Kind ist, hat nichts mit Intelligenz zu tun. Das ist es nicht. 

Deswegen richtet sich mein Hauptvorwurf in der Regel immer an die ÖVP, weil die ÖVP – und meiner Meinung nach stehen da nur ideologische Gründe dahinter – einfach diese ganz grundlegenden psychologischen und lernpsychologischen Dinge leugnet, vom Tisch wischt und Klientelpolitik macht für elitäre Eltern, die teilweise natürlich auch gar kein Interesse daran haben, dass alle maturieren und alle dieselben Aufstiegschancen und Karrierechancen haben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Allein diese Einteilung nach Jahrgängen ist so falsch, und dann kommt noch diese Einteilung in Fächer, obwohl die Wirklichkeit immer ein Ganzes ist. Wenn wir über ein Problem nachdenken und wenn wir Probleme lösen wollen, dann halten wir uns gedanklich nie irgendwo in einem Fach auf, sondern müssen immer ganzheitlich und gesamtheitlich denken und arbeiten und Problemlösungen entwickeln.

Unsere Kinder – bei mir sind es schon die Enkelkinder –, das ist die Generation, die auf Grund dessen, was sie in der Schule lernt, dazu in die Lage versetzt werden muss, die großen Probleme zu lösen. Egal, ob es soziale Probleme sind, ob es Umweltprobleme sind, das sind Probleme, da geht es ums Überleben, das sind essentielle Dinge. Auch das können die Kinder nur lernen, wenn sie lernen, ganzheitlich in Zusammenhängen zu denken und wenn sie nicht nur Kopfmenschen werden, sondern auch Menschen, die sich emotional und sozial auf einem hohen Stand der Bildung befinden. Und all das muss die Schule leisten. 

Das heißt – ich wiederhole es noch einmal –, es geht nicht nur um finanzielle Ressourcen, es geht auch um den Einsatz, den wir leisten, an Ideen, an Kreativität und an pädagogischem Verständnis.

Nach diesem Ausflug, der eigentlich in dieses Haus vielleicht gar nicht besonders hergehört, weil er sich mit Pädagogik beschäftigt hat, aber es hat mir Freude bereitet, sage ich noch einige wenige Worte zu Anträgen, die da heute eingebracht werden. 

Wir werden den Anträgen der ÖVP zum größten Teil zustimmen, nicht, weil wir Wort für Wort dieser Meinung sind, sondern weil sie so gehalten sind, dass man sie auch wieder nicht ablehnen kann. Natürlich ist es richtig, dass man mit den Ressourcen, die Wien hat, genauso gut Klassen mit 22 Kindern und weniger Stützlehrern und ‑lehrerinnen machen kann, es fragt sich ja nur, ob es sinnvoll ist. Was wir brauchen würden, wäre, dass nicht nur einzelne Schulversuche evaluiert werden, sondern dass das Regelschulsystem evaluiert wird, und nicht, dass es sich selbst evaluiert, sondern dass Fachleuchte von außen es evaluieren und es einmal fernab von Ideologie oder sonst etwas anschauen, sondern sich nur dem Interesse der Kinder verpflichtet fühlen.

Abschließend möchte ich noch erwähnen, dass es uns GRÜNEN ganz speziell am Herzen liegt – und deswegen erwähne ich es auch heute –, dass eine Problemlösung gefunden wird für die Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache, und zwar für jene, die aus sozioökonomisch benachteiligten Familien kommen. Die Kinder im Lycée und in der Amerikanischen Schule sind auch Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache, aber die haben andere Probleme, diese jedenfalls nicht.

Ich möchte, dass für die sozioökonomisch schwachen Familien und ihre Kinder, völlig unabhängig eigentlich auch von der Muttersprache, eine Problemlösung gefunden wird und dass es Wien gelingt, die Rate der Dropouts, der Aussteiger aus dem System weiter zu senken.

Wünschen würde ich mir, dass wir auch manchmal eine pädagogische Debatte führen. Leider tun wir das aus vielen Gründen, die ich alle einsehe und an denen ich auch immer wieder beteiligt bin, nicht. Im Stadtschulrat leider auch nicht, weil wir dort eine Geschäftsordnung haben, die jegliche Form von Diskussion leider unterbindet. Aber vielleicht sollten wir uns diesen Luxus dennoch manchmal leisten. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Anger-Koch. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nach Vorlage des Budgets und nach Durchsicht verschiedener Positionen ist leider für mich kein Ansatz zu erkennen, wie Sie hier mit den Geldern umgehen. Es kommt mir teilweise so vor, wie wenn das nach dem Gießkannenprinzip wäre. Dadurch, dass ich aus der Wirtschaft komme, ist das für mich eigentlich verantwortungslos und sehr unprofessionell, denn ein Unternehmer und ein Wirtschaftstreibender kann im Grunde genommen nicht so planlos vorgehen.

Sie verlagern Verantwortungsbereiche in die Bezirke, weil Sie der Notwendigkeit von Gebäudesanierungen nicht mehr nachkommen können oder investieren in Neubauten, um sich selbst ein Denkmal zu setzen. Sie verlagern und versuchen, alles schön zu reden, anstatt sich vielleicht zu überlegen, wie das Geld effizienter eingesetzt werden kann. Mir geht einfach der Wille zur Gestaltung ab.

Um Ihnen das zu veranschaulichen, möchte ich Ihnen einige Beispiele vorführen, wie etwa das aus dem 21. Bezirk, wo Sie sich Ihrer Verantwortung entziehen. Hier geht es um das Budget von Kindertagesheimen, die generalsaniert gehören. Dafür ist eigentlich die Stadt Wien zuständig. Die Liste der Priorität 1-Wünsche würde so viel Geld kosten, dass die betroffenen 29 Kindertagesheime auf fünf reduziert wurden und hier aber nur die notwendigsten Instandhaltungsarbeiten durchgeführt werden, weil das in die Kompetenz der Bezirke und deren Budgets fällt. Die Stadt Wien übernimmt nur für zwei Kindertagesheime die Generalsanierung, und da ist die Frage, ob sie dann auch wirklich durchgeführt wird. 

Sie wollen Kinderbetreuungseinrichtungen fördern, setzen aber den Rotstift für Sparmaßnahmen an. Sie sparen einfach am falschen Fleck. Denn durch Kürzungen bei den Bildungsanstalten für KinderpädagogInnen steht dann kein Personal für die Kinderbetreuung mehr zur Verfügung. Wie können Sie da den geforderten Qualitätsstandards in den Kinderbetreuungseinrichtungen Rechnung tragen? Überlegen Sie sich: Was hat Wien, was braucht Wien, und wie kann man etwas umsetzen? Schaffen Sie eine Nachhaltigkeit für die Wiener und Wienerinnen. 

Es müsste Ihnen schon längst aufgefallen sein, dass sich in den letzten Jahren ein gesellschaftlicher und familiärer Strukturwandel auch in Wien vollzogen hat. Da sollten Sie schon längst agieren. Wien hat eine Scheidungsrate von 60 Prozent. Somit gibt es immer mehr AlleinerzieherInnen, Patchwork-Familien, mehr Bedarf an Frauen am Arbeitsmarkt, und das schreit einfach nach einem Zukunftsmodell für die Betreuung der Kinder.

Sie steigern in Wien permanent die Kosten. In den Kindergärten sind die Kosten in den letzten Jahren um 13 Prozent gestiegen. 

Ich erinnere Sie daran, dass wir von der ÖVP schon mehrmals Konzepte vorgelegt und Vorschläge gemacht haben. So haben wir zum Beispiel den Vorschlag gemacht, das letzte Kindergartenjahr gratis anzubieten, und haben auch zu dem Thema Kinderbetreuung einige Vorschläge eingebracht, doch Sie haben diese eigentlich nur schubladisiert. 

Ein weiterer brisanter Bereich ist der Rechnungsabschluss der MA 44. Meine Kollegin, Frau GRin Smolik, hat es schon angesprochen. Hier wird ein Defizit von über 40 Millionen EUR ausgewiesen. Sie sagen, dass Bäder soziale, infrastrukturelle Einrichtung sind, und deshalb leistet sich Wien dieses Defizit. Es ist nicht begründbar, dass von Seiten der Stadt Wien keine Schritte gesetzt werden, das Defizit dieser Einrichtung nachhaltig zu senken. 

Daher werden mein Kollege Dr Wolf und ich einen Beschlussantrag einbringen, der zum Zweck einer effizienten Ressourcennutzung bei den Wiener Bädern folgende Maßnahmen setzt:

Erstellung und Umsetzung eines Sanierungsprogramms für die Wiener Bäder und eine 30-prozentige Senkung des Defizits der Wiener Bäder bis zum Ende der Legislaturperiode.

Bei der Umsetzung des Programms sollte von einer Erhöhung von Gebühren Abstand genommen werden. Die erforderlichen Einsparungen sollten durch Effizienzsteigerung beim Einsatz des Personals, der Nutzung von Energie und durch neue kundenfreundliche Angebote in einzelnen Bädern erreicht werden.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Ein weiteres Kapitel, das immer wieder brisant ist in der Stadt Wien, ist der Sport und wie damit umgegangen wird. Die Wiener Sportpolitik und Sportförderung ist nicht transparent und nicht nachvollziehbar. Jedes Jahr werden von Seiten der Stadt Wien für die Förderung des Breitensports Millionen Euro an Subventionen vergeben. Im Rahmen des Budgetvoranschlages und Rechnungsabschlusses werden jedoch lediglich Globalzahlen über die vergebenen Mittel vorgelegt. Es fehlt die Information, für welchen Verwendungszweck die Gelder eingesetzt werden und auch welche genaue Zielsetzung von Seiten der Stadt Wien bei der Vergabe von Sportsubventionen verfolgt wird und welche konkreten Ergebnisse beziehungsweise Leistungen durch die Wiener Mittel finanziert und ermöglicht werden. 

Mein Kollege Dr Wolf und ich stellen daher einen Beschlussantrag an die amtsführenden Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport, dass ab 2007 ein jährlicher Landessportförderbericht zu erstellen ist und dieser den zuständigen Gremien des Wiener Gemeinderates zur Begutachtung und zur Beschlussfassung vorgelegt wird. 

Der Bericht sollte folgende Positionen enthalten: 

Genaue Summe der im abgelaufenen Jahr von der Stadt Wien vergebenen Subventionen, 

Auflistung jener Vereine und Verbände, die eine Subvention erhalten haben,

genaue Information hinsichtlich jener Turniere und Sportleistungen, die durch Subventionen der Stadt Wien ermöglicht wurden, 

die definierten und regelmäßig zu überarbeitenden Zielsetzungen der Wiener Sportpolitik, 

mittelfristige Planung für die Erhaltung und den Ausbau des Wiener Sportwesens und der entsprechenden Infrastruktur. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Vielleicht ist aber die Stadt Wien auch überfordert und sollte einen Schritt in Richtung Ausweitung der Bezirkskompetenzen gehen. Vor allem der Bereich des Jugendsports würde sich hierfür anbieten. Gerade in Bezirken könnte durch zusätzliche eigene Budgets der so wichtige Jugendsport zielgerichtet und unbürokratisch gefördert werden.

Daher stellten mein Kollege Dr Wolf und ich einen Beschlussantrag an den Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien, dass er im Rahmen eines weiteren Dezentralisierungsschrittes die Bezirke mit eigenen Budgets für die zweckgebundene Förderung des Jugendsports ausstattet und entsprechend dotiert. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Was ich im Ressort für Bildung, Jugend, Information und Sport vermisse, sind Überlegungen, wie auch zum Beispiel bei den Musikschulen. 

Wien bezeichnet sich als Musikhauptstadt der Welt, doch zwischen dem Anspruch und der Realität liegt eine Diskrepanz. Auf Grund fehlender Ausbildungsplätze und auf Grund des Fehlens von qualifiziertem Personal müssen jährlich an die 700 SchülerInnen, die eine Aufnahmeprüfung an den Musikschulen der Stadt Wien bestanden haben, abgewiesen werden. 

Im Bundesländervergleich nimmt Wien hier eine schlechte Stellung ein. Wenn man mit Niederösterreich konkurriert, wo 420 Musikschulen vorgewiesen werden können, kann Wien lediglich 30 aufweisen. Nehmen Sie doch bitte das Mozartjahr zum Anlass und treiben Sie den Ausbau der Musikschulen voran. 

Mein Kollege Dr Wolf und ich stellen daher den Beschlussantrag an die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport, für den Ausbau des Wiener Musikschulwesens folgende Maßnahmen zu setzen: 

Errichtung von bedarfsgerechten Musikschulen in jedem Wiener Bezirk bis Ende 2010,

Einstellung von zusätzlichem Lehrpersonal in den Musikschulen zwecks Abbau bestehender Wartelisten für Ausbildungsplätze, 

Schaffung eines bedarfsgerechten Angebotes an Nachmittagsbetreuung an den Wiener Musikschulen durch die zusätzlichen Stellen der Stadt Wien. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Es geht noch weiter mit Anträgen, weil mein Kollege Dr Aigner krank ist. Ich werde sie einfach vorlesen und an Sie weiterleiten.

Ein Beschlussantrag lautet:

Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge zum Zweck des Ausbaus der Jugendwohlfahrt folgende Maßnahmen veranlassen:

Schaffung eines flächendeckenden Angebots an Schulmediation in allen Wiener Bezirken;

Finanzierung dieses Angebots durch das Zentralbudget der Stadt Wien;

personelle, finanzielle und materielle Aufstockung der für die Arbeit im Bereich der Jugendfürsorge verantwortliche Abteilung der Stadt Wien um 30 Prozent; 

Intensivierung der Zusammenarbeit mit den einzelnen Pflichtschulen, um die Einhaltung der geltenden Bestimmungen über die Schulpflicht für alle Schüler-
Innen sicherzustellen;

Erhebung des Bedarfs an mobiler Jugendarbeit in den einzelnen Bezirken und Ausbau der mobilen Jugendarbeit auf Basis der Ergebnisse. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Weiters bringen mein Kollege, Herr GR Dr Wolf, und ich den nächsten Beschlussantrag ein. 

Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge zum Zweck der grundlegenden baulichen Erneuerungen des Wiener Pflichtschulwesens und der Einrichtung eines zeitgemäßen Schulgebäudemanagements für den Pflichtschulbereich folgende Maßnahmen setzen: 

Erstellung eines neuen, mit genauen zeitlichen, finanziellen und organisatorischen Eckdaten versehenen Generalsanierungsplans für die Wiener Pflichtschulen;

Vorlage eines Schulentwicklungsplanes, mit dem die Veränderung des Netzes an Pflichtschulen vorausschauend geplant werden kann; 

jährliche Vorlage eines Berichtes an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport, der genaue Informationen über den aktuellen baulichen Zustand der Wiener Pflichtschulen, bereits durchgeführte und geplante Baumaßnahmen enthält; 

keine Schließung von Pflichtschulen bis zur Vorlage eines Schulentwicklungsplanes; 

Aufstockung des Bezirksbudgets für die Finanzierung aller von der MA 56 mit Priorität 1 und 2 eingestuften Instandhaltungsmaßnahmen an Pflichtschulen im Ausmaß von 50 Millionen EUR. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Mein Kollege Dr Wolf und ich stellen den nächsten Beschlussantrag: 

Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien möge in seiner Funktion als Präsident des Wiener Stadtschulrates die Autonomie der einzelnen Pflichtschulstandorte ausweiten und ihnen die Entscheidungskompetenz für die Ressourcennutzung und die Verwendung von Pflichtschullehren an den einzelnen Standorten übertragen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: Wie viele kommen noch?) Zwei.
Also ich lese jetzt nur mehr den Beschlussantrag vor. 

Der Bürgermeister der Hauptstadt Wien möge in seiner Funktion als Präsident des Wiener Stadtschulrates für die Umsetzung folgender Maßnahmen ab Schuljahr 2006 Sorge tragen:

Einführung einer Klassenschülerhöchstzahl von 22 SchülerInnen an allen Wiener Pflichtschulen;

transparente Zuteilung der LehrerInnenressourcen an alle Wiener Pflichtschulen auf Basis des im Länderfinanzausgleich festgelegten LehrerInnen- und Schüler-
Innenverhältnisses;

transparente Darstellung der an den einzelnen Wiener Pflichtschulen eingetragenen SchülerInnen und zugewiesenen LehrerInnen im Dienstpostenplan; 

Übertragung der Kompetenz für den konkreten Einsatz von PflichtschullehrerInnen an die Leitung der einzelnen Pflichtschulstandorte analog zu dem Kompetenzbereich der Bundesschulen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Der letzte Antrag, ebenfalls eingebracht von Herrn Dr Wolf und mir, lautet: 

Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge bei einer Gewährung von Subventionen und der Ausstattung mit personellen, materiellen und finanziellen Ressourcen in Hinkunft eine vollkommene Gleichbehandlung von privaten, konfessionellen und öffentlichen Schulen mit Öffentlichkeitsrecht sicherstellen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Am Schluss möchte ich noch einmal zusammenfassen, was mir in Wien eigentlich fehlt. Es sind eine effiziente und flächendeckende Nachtmittagsbetreuung, Senkung der Kindergartenkosten, fehlende Subventionen für den Breitensport und Konzepte für Bäder und Musikschulen. Durch diese ewige Konzeptlosigkeit verweigern Sie sich nicht nur einer nachhaltigen und effizienten Politik in Wien, sondern lassen auch viele Anliegen der Wienerinnen und Wiener im Argen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Wutzlhofer.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Einen wunderschönen guten Abend, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Sie werden Verständnis dafür haben, dass ich nicht auf jeden einzelnen Antrag des gerade erfolgten Stakkatos eingehen kann. Das wird sich nicht ganz ausgehen mit den 15 Minuten, die ich zur Verfügung habe. Ich werde versuchen, das, was geht, einzubauen, werde aber grundsätzlich natürlich das tun, worum es mir geht, nämlich auch ein bisschen über eine politische Bilanz zu reden. 

Ein Rechnungsabschluss ist ja auch eine politische Bilanz. Im gegenständlichen Fall reden wir von knapp 1,5 Milliarden EUR Investitionen, die im letzten Jahr getätigt worden sind, Investitionen in konkrete Projekte und Einrichtungen, in Mutter-und-Kind-Wohnhäuser, Kindergärten, Schulen, Musikschulen, in die Volkshochschulen, Büchereien et cetera et cetera. Unsere Geschäftsgruppe ist sehr groß, und Sie werden sicherlich Verständnis dafür haben, dass ich da nur ein paar wenige Punkte herausgreifen kann. 

Eines möchte ich aber jetzt, wo wir noch ein bisschen im Kopf haben, was unsere Geschäftsgruppe alles beinhaltet, gleich an den Beginn meiner Rede stellen: Hinter all diesen Dingen stehen unzählige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Um konkret zu sein: Es sind 9 539 Dienstposten, und das nur in den Magistratsabteilungen. Da kommen noch mehr als 10 000 Landes-
lehrerInnen dazu und die vielen MitarbeiterInnen in den Einrichtungen und Vereinen, die wir fördern. Ihnen allen gebührt ein großer, großer Dank für ihr Engagement. (Beifall bei der SPÖ.)
Die wenigen Punkte, die ich Ihnen versprochen habe, sind drei, um es kurz zu machen, die aus meiner Sicht sehr wesentlich für das Jahr 2005 sind, aber heute noch immer große Relevanz für uns haben und die uns, glaube ich, noch lange beschäftigen werden. 

Das erste Thema ist der Wiener Prater, das zweite der Medienstandort Wien und das dritte, last but not least, das Hauptthema des heutigen Tages, was ich ja gut finde: Bildung.

Zum Thema Prater: Vor zwei Wochen konnte die VBgmin Laska den bislang größten Meilenstein in der Neukonzeptionierung des Praters vorstellen, nämlich die Leitlinien für die Masterplanung, gemeinsam natürlich mit den vielen Erfahrungen, die die Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH in den letzten Jahren schon machen konnte, nämlich in der Umsetzung ganz konkreter Projekte.

Aber gehen wir noch ganz kurz zwei Schritte zurück: Was hat eigentlich zu diesem ganzen Thema geführt? Was waren unsere Gründe, das zu machen? Was sind unsere Ziele in diesem Planungsprozess? 

Der Prater ist ein sehr einzigartiger Ort. Er ist ein Vergnügungspark mitten in der Stadt, er ist ein Vergnügungspark, der sehr alt ist. Er ist, glaube ich, der älteste bestehende Vergnügungspark auf der ganzen Welt. Es ist ein Park mitten im Park, nämlich ein Vergnügungspark mitten im Grünraum. Er ist ein Vergnügungspark mit sehr viel Geschichte, aber wenn wir ehrlich sind, auch mit sehr viel unkoordiniertem Eigenengagement und einer relativ unklaren Zukunft. Zumindest bis vor zwei Jahren war es so. 

Ein Ziel der Stadt war es deshalb, das zu ändern und den Wiener Wurstelprater für die Zukunft zu erhalten, unverwechselbar zu erhalten, aber natürlich in seiner Wettbewerbsfähigkeit, in seinen Attraktionen und so weiter auszubauen. Eine Steigerung der Zufriedenheit der BesucherInnen ist natürlich an erster Stelle gestanden, angefangen von einem besseren Preis-Leistungs-Verhältnis bis zu besseren Attraktionen, die helfen, internationale Qualitätsstandards zu erfüllen, von denen ich gesprochen habe. Es ist üblich, dass Vergnügungsparks in ihren Attraktionen thematisiert sind. Das heißt, man macht nicht nur irgendetwas, sondern das Ganze hat auch einen thematischen Hintergrund. Das soll im Wiener Prater unsere Geschichte sein. Man wird etwas zur Lenkung von Besucherflüssen tun et cetera. 

Und – das war sehr wichtig – es soll auch eine Umsetzung für unsere Verwaltung geschaffen werden. Also für die Zeit, wenn Mongon geht – und die ist ja jetzt angebrochen –, muss die Stadt fit sein, genau mit diesen Leitlinien weiterzumachen. Das ist geschehen. Und natürlich musste das Ganze vereinbar sein mit der bestehenden Situation. Ich habe etwa schon die spezifische historische Grundlage erwähnt.

2004 ist vorbei. Es war das Jahr vieler internationaler Erhebungen, vieler Gespräche mit den Praterunternehmerinnen und -unternehmern, vieler Vergleichsanalysen.

2005, das Jahr, worüber wir jetzt reden, war das erste Jahr, in dem bereits konkrete Projekte – insgesamt knapp 250 – erarbeitet worden sind. Viele davon wurden auch schon umgesetzt. Da ist erstens einmal das Know-how vermittelt worden, und zweitens gibt es uns heute, nach der Präsentation der Leitlinien, schon ein bissel einen Blick darauf, was der Prater in Zukunft sein wird. Es wird mehr Attraktionen geben, es wird mehr Wasser geben, es wird eine Liliputbahn geben, die nicht nur Liliputbahn ist, sondern auch ein Verkehrsmittel, es wird ein Wegekonzept geben, es wird viel freundlichere Eingangssituationen geben. Kurz, es wird einen Prater geben, der einer der tollsten Plätze Wiens bleibt, muss man fast sagen, aber sicher in Zukunft diesen Status nicht abgeben wird. Er wird unverwechselbar sein, Wien-typisch, historisch wertvoll, und er kann sich vor allem im internationalen Vergleich mehr als sehen lassen. Ich glaube, auf diese Arbeit können wir sehr, sehr stolz sein. Sie hat sich gelohnt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweites Thema – fast schon mit Zwischenstand –: „Noch nie in der Geschichte der Zweiten Republik wurde der medienpolitische Machtanspruch so ungeniert artikuliert wie unter der Wenderegierung. Der ORF wird als Besitz betrachtet, Politiker fühlen sich als Hausherrn. Eine neue Facette im System ist die Unverfrorenheit, mit der die politischen Parteien ihre Kandidaten auch selber bewerben.“ – Ich lese deshalb vom Blatt, weil es nicht ein Zitat von mir ist, sondern von einem, der sich eher nicht verdächtig macht, ein linker Theoretiker zu sein. Es ist der ehemalige Zweite Nationalratspräsident der ÖVP, Heinrich Neisser. 

Gehört habe ich das Zitat zum ersten Mal in der berühmten Rede Armin Wolfs zur Verleihung des Hochner-Preises. Sowohl das Zitat als auch die Rede Armin Wolfs als auch die Tatsache, dass lustigerweise über diese Rede gar nichts gebracht wurde in der Berichterstattung des ORF – all das wirft ein Schlaglicht auf die Situation des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Österreich. Seit Antritt dieser Bundesregierung wurde alles getan, um den ORF unter den Einfluss Schüssels zu bringen und das journalistische Niveau noch weiter zu senken. Und ich muss schon sagen, es ist diese Unverfrorenheit, mit der dabei brutal jede Form des freien und unabhängigen Journalismus demontiert wird, die ich einfach ekelerregend finde.

Aber man muss nicht nur auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk schauen. Österreich ist ein eigenständig seltsames Land, was Medienpolitik betrifft. Wir haben eine ziemlich wirtschaftliche Konzentration, was die Eigentümerstrukturen betrifft, und zwar im Print-, aber auch im Privatradiobereich. Wir haben gerade mal 16 Titel an täglich erscheinenden Printmedien. Das ist im internationalen Vergleich nicht berühmt, und daraus – und jetzt komme ich zur Wiener Situation – kann man und muss man meines Erachtens Lehren ziehen.

Erstens: Es ist umso wichtiger, dass die Stadt Wien selbst Player ist. Das sind wir mit einer Unzahl von Medien, die die Kommunikation mit Bürgerinnen und Bürgern ernst nehmen, das sind wir mit einer Homepage, wo wir knapp 25 Millionen Zugriffe pro Monat haben – das ist verdammt viel –, es ist das allerwichtigste Kommunikationsmedium der Stadt und seit 2005 mit einer sehr richtungsweisenden Entscheidung auch verstärkt im Ausland. Wien ist die einzige Stadt, die in elf Städten im Ausland eigene Kommunikationsbüros hat, und es freut mich, hier auch, falls es entgangen ist, berichten zu können, dass letzten Donnerstag die Compress PR dafür auch den Euro Media Award bekommen hat. Ganz herzliche Gratulation für diese großartige Arbeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweiter Schluss, den ich ziehen möchte: Wir brauchen eine Medienpolitik, die nicht oder nicht ausschließlich bedeutet, Personalpolitik im ORF zu machen, und die nicht bedeutet, parteipolitische Interessen entweder durch Recht oder durch Geld irgendwo in Medien durchzudrücken, sondern wir brauchen Medienpolitik als täglich gelebte Gesellschaftspolitik, die aktiven, kritischen Journalismus fördert, aber auch Unternehmergeist, denn wir brauchen auch Medienunternehmen in unserer Stadt. 

Und das ist genau das, was Wien versuchen wird: Nämlich diesen Pluralismus zu erhalten, indem wir Wien weiterentwickeln. Wien ist der größte Medienstandort Österreichs. Wir haben vieles vor. In der Regierungserklärung hat Bgm Häupl 2005, in unserem Berichtsjahr, davon gesprochen, einen Medienstandort, einen Medien-
cluster zu bilden. Das letzte Jahr war das Jahr der vielen wissenschaftlichen Vorerhebungen dazu, wir kommen jetzt in die Phase der Umsetzung. Auf die freue ich mich schon sehr.

Dritter Schluss: Zum Pluralismus gehört auch, dass wir Komplementärmedien brauchen, mediale Räume, wo Menschen mitmachen können, die ein bissel abseits vom Mainstream arbeiten wollen, vielleicht Themen haben, die ein bissel abseits vom Mainstream, der in Österreich bekanntlich relativ dünn ist, wie ich schon gesagt habe, zu Wort kommen können, Diskursmedien und nicht einfach Beschallung.

Ende 2005 ist das Wiener Community-TV Octo on air gegangen mit einer Unterstützung der Stadt von knapp einer Million Euro. Mittlerweile sind sie soweit, dass sie schon zum ersten Mal ihre Sendungen ausweiten. Es gibt seit Mai 15 neue Sendungen. Bis dato sind es 70 unterschiedliche von ebensolchen Communitys gewesen. 

Ich mache es kurz: Einschalten lohnt sich, Kanal 8 im Kabel-TV. Es gibt mittlerweile keine Ausreden mehr. Seit einem Monat gibt es auch Webstreaming, also einfach www.octo.tv für die Leute ohne Kabel. Übrigens: Auch Octo bekam am Donnerstag den Euro Media Award. Ist doch was Schönes.

Partizipative Medien gibt es ja nicht nur jetzt neu, sondern sie haben auch schon Tradition. Radio Orange sei kurz erwähnt, weil 2005 ein sehr wichtiges Jahr für dieses im deutschsprachigen Bereich größte und erfolgreichste freie Radio war. Sie haben mit Hilfe der Stadt – wir haben die Subvention auf 320 000 EUR erhöht – 2005 einen Relaunch-Prozess abschließen können und sind jetzt in einem neuen Büro. Es zahlt sich aus, in der Klosterneuburger Straße 1 vorbeizukommen.

Der vierte Bereich, und damit ist eigentlich der wichtigste Bereich angesprochen: Medienpolitik ist natürlich nicht nur Gesellschaftspolitik und Kulturpolitik, Medienpolitik ist Bildungspolitik. Wir brauchen Menschen, die mit Medien kritisch umgehen können, selbstbestimmt umgehen können, wir brauchen Menschen, die hinterfragen können und die auch die Fähigkeiten haben, mit Informations- und Kommunikationstechnologien umgehen zu können. 

Das ist eine Aufgabe für uns als Stadt. Wir nehmen diese Aufgabe ernst im Schulbereich durch Integration von neuen Technologien – wir haben erst kürzlich hier den Reinvest ins Bildungsnetz beschlossen –, wir nehmen es ernst, indem wir es in den Unterricht integrieren, wir nehmen es aber auch und vor allem ernst im außerschulischen Bereich, in der Medienpädagogik. Hier sei nur das wienXtra-Medienzentrum als Beispiel genannt.

Eine starke Demokratie braucht kritische, mündige und selbstbewusste BürgerInnen und die brauchen 
ebensolche Medien.

Letzter Punkt – und ich bin ja eigentlich schon mitten drin –: Bildung. Wir sind der festen Überzeugung, dass es ein Bildungssystem ohne Hindernisse braucht, während die Bildungspolitik der Bundesregierung eher das Gegenteil macht, nämlich Schranken aufbauen, eine so genannte dünne Elite auswählen und sich auf diese konzentrieren. Unser Verständnis von Bildungspolitik ist das gar nicht, und sie ist auch nicht da zur bloßen Wissensvermittlung. 

Die Frage ist jetzt: Was für strukturelle Grundlagen braucht es für diese andere Sicht von Bildung? Erstens findet Bildung nicht nur an einem Ort, nämlich in der Schule, statt, sondern Bildung ist überall und Bildung beginnt am ersten Tag im Leben. Deshalb ist die Elternbildung eine zentrale Aufgabe, die die MA 11 durchführt, deshalb sind die Kindergärten die zentralsten Bildungseinrichtungen, die wir haben. Kollegin Yilmaz hat ja schon viel dazu gesagt, ich möchte nur kurz erwähnen, dass wir letztes Jahr einen Bildungsplan erarbeitet haben, der da noch einmal einen Quantensprung bringt: Mehr Transparenz, mehr Verbindlichkeit und mehr Professionalität, und das alles vor allem in einer engeren Heranführung an den Schulbereich. Das ist sehr wichtig. 

In dieser Hinsicht ist die Bundesregierung besonders konzeptlos. Sie bringt es nicht einmal zusammen – das finde ich schon seltsam, dass wir das dann da immer diskutieren –, ein bundeseinheitliches Kindergartengesetz zu verwirklichen, in dem genau diesen Grundlagen Rechnung getragen wird. Ganz im Gegenteil. Bundespolitisch gibt es gar nichts. In Wien haben Sie die Chuzpe, immer wieder die Dinge hier zu kritisieren, weshalb ich Ihnen nahe lege, nein, nicht unsere Reden zu lesen, sondern sich schlicht und einfach einmal die Zahlen zu vergegenwärtigen. Zum Beispiel die Zahl derer, die nicht den vollen Beitrag zahlen. Das sind mehr als zwei Drittel. Aber how ever.

Schlimmer wird der Gegensatz nämlich in der Schulpolitik. Ich möchte gar nicht darüber reden, dass spätestens die zwei verheerenden PISA-Ergebnisse dazu anregen hätten sollen, das Rohrstaberl vom Katheder zu nehmen und sich einmal anzuschauen, was die tun, die es besser machen. Man muss dazu kein Finnisch können, es hätte gereicht, die eigene Reformkommission ernst zu nehmen.

Aber bleiben wir in Wien. Wir haben in den letzten Jahren und Jahrzehnten versucht, hier eine Schule zu schaffen, die verbindet und nicht trennt, die soziale Fähigkeiten vermittelt, die Sprachförderung ernst nimmt, die Kinder mit besonderen Bedürfnissen einbaut. Ja, das ist natürlich besonders viel Firlefanz, und für Firlefanz dieser Art haben Schüssel & Co kein Geld und dafür einfach auch keine LehrerInnen mehr. Das haben wir sehr schmerzlich sehen müssen, seit diese Bundesregierung ihre segensreichen Taten im Bildungsbereich setzt. Man sieht es auch im Rechnungsabschluss, wenn man ein bissel schaut. Der Unterschied zwischen Voranschlag und Rechnungsabschluss sind nämlich knappe 17 Mil-
lionen EUR. Das sind die, die wir gerne mehr gehabt hätten, mit denen wir gerne geplant hätten. 

Diese Kürzungspolitik – und das ist dann gar nicht mehr so lustig und das ist eigentlich die Chuzpe – hindert die ÖVP nicht daran, hierher zu kommen und zu sagen, dass wir eine höhere Klassenschülerhöchstzahl bei Kindern hätten – abgesehen davon, dass sie im Nationalrat dagegen gestimmt hat. Das ganz kurz dazu. Es ginge sich schon aus, wenn es NormschülerInnen gäbe, 24, die brav sind und funktionieren, und mit denen kann man das alles durchdividieren. Dann braucht man für alle anderen, so wie Frau Kollegin Cortolezis es gesagt hat, Sozialarbeiter – was für eine unangenehme Arbeit! –, und die angenehmen Kids, die passen schon. 

Ich hätte jetzt noch gern erwähnt, dass Bildung nicht mit der Schule aufhört, dass wir über die Volksbildung zu reden haben, dass wir über die Büchereien zu reden haben. Welche Stadt freut sich über jährlich steigende BenutzerInnenzahlen bei den Büchereien und bekommt immer jüngere Benutzerinnen und Benutzer, wenn nicht Wien? Aber ich bin mit der Zeit am Ende. Schade. 

Was ich zum Thema Bildung auf jeden Fall noch sagen möchte, ist: Das ist ein integraler Bestandteil der Zukunft. Ohne Bildung haben junge Menschen keine Zukunft, und ohne diese Zukunft hat unser Land keine Zukunft. Umso mehr ist es nötig, dass Bildung diesen Stellenwert bekommt, den sie schon einmal hatte und den sie haben wird, wenn die Sozialdemokraten die nächste Regierung stellen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Herzlichen Dank für die Diskussion. Wie jedes Jahr hat diese Rechnungsabschlussdebatte nur bestimmte Bereiche gestreift, und daher möchte ich auch nur auf ganz wenige Punkte eingehen, weil meine beiden KollegInnen schon sehr viel gesagt haben und es mir leicht macht, einige Punkte herauszugreifen.

Ich bleibe zuerst beim Bereich der Kinderbetreuung und verbinde damit auch gleich den Dank an alle MitarbeiterInnen. Gerade der zuletzt fertiggestellte OECD-Bericht, der, basierend auf dem, was wir begonnen haben mit dem Bildungsplan, eine Untersuchung über die Situation in Österreich gemacht hat, spiegelt in Wirklichkeit genau das wider und legt es schriftlich dar, was wir mit fester Überzeugung in Wien seit Jahrzehnten als unsere Politik ansehen. Kinderbetreuung im Kleinkindalter beginnend, nach der Geburt, dann, wenn es die Eltern brauchen, auf Basis der Verpflichtung, die Kindergärten als Bildungseinrichtung zu sehen, mit einem hohen Standard verbunden. Dieser OECD-Bericht weist genau nach, dass Wien weit über die von der EU festgelegten Grenzen jetzt schon alle Zahlen erfüllt und erreicht hat. Dennoch sind wir nicht zufrieden und sowohl im Jahr 2005 als auch im laufenden Budgetjahr und selbstverständlich auch in den Budgets der Folgejahre werden wir immer wieder große Summen des Geldes dafür ausgeben, dass einerseits die hohe Bildungsqualität im Kindergarten sichergestellt ist, dass aber vor allem der hohe Standard an Vereinbarkeit von Beruf und Familie sichergestellt werden kann und dass bereits im Kindergarten auch der Gedanke der Integration von Kindern mit besonderen Bedürfnissen eine Selbstverständlichkeit ist. Das auf Basis einer Kooperation mit Einrichtungen der Gemeinde zu 50 Prozent und zu 50 Prozent mit anderen Einrichtungen, die in der Stadt Kinderbetreuung in hervorragender Qualität anbieten. 

Und da vielleicht erstens einmal das Dankeschön an alle, die hier mithelfen, diesen hohen Standard zu erfüllen. Und dieser OECD-Bericht macht auch ganz klar, wo die Unterschiede sind. Die Unterschiede ergeben sich einerseits natürlich in der inhaltlichen Ausrichtung, aber vor allem im Zusammenhang mit der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, in der Frage von Quantität, Öffnungszeiten, Ferienschließzeiten et cetera. Daher ist jede Debatte, die wir zu diesem Thema führen, eine wichtige, aber in vielen Bereichen auch eine gleichsam vor den Tatsachen an den Grenzen Wiens die Augen schließende, wenn man so tut, als wäre das, was hier Wien als Standard anbietet, einer ist, der Österreich angeboten wird. Und ich sage das bewusst, weil ich im Schulbereich auf diese österreichweite Zielsetzung und Darstellung noch einmal eingehen werde.

Ein Satz nur zu der Frage: Wie wird das neue Gesetz umgesetzt? Und da auch eine ganz klare Aussage. Erstens einmal gibt es keinen Unterschied zwischen öffentlichen und anderen Einrichtungen. Denn sowohl für öffentliche als auch für gemeinnützige und private Einrichtungen gilt, im Gesetz festgeschrieben, jene Möglichkeit, um Nachsicht anzusuchen, wenn bestimmte Gründe, und das ist einerseits die Platznotwendigkeit, die sich in einer Region ergibt, oder wirtschaftliche Gegebenheiten zu einer solchen Nachsicht führen können. Und ich sage Ihnen ganz klar und deutlich: Ich bin dafür, dass diese Nachsicht gewährt wird, solange es notwendig ist, die Plätze zur Verfügung zu stellen. Und wir werden sukzessive überall, egal, ob es öffentliche oder private Einrichtungen sind, natürlich dem Gesetz nachkommen, weil sonst hätten wir es nicht zu machen brauchen, die Qualität intern erhöhen und die Vorgaben einhalten. Aber noch einmal: Es gibt keinen Unterschied bei der Behandlung zwischen Öffentlichen und Privaten. Ich kenne all die Ansuchen, ich kenne all die Fälle und ich kenne auch die Diskussion darüber, und sollte Ihnen ein Fall bekannt sein, der definitiv derzeit einen Bescheid hat, der meiner Aussage widerspricht, dann schaue ich mir das gerne an und bin bereit, es zu korrigieren. Aus meiner Sicht kann es das nicht geben.

Zum Zweiten, zum gesamten Bereich der Frage: Wie geht es sozusagen an der Nahtstelle zwischen Kindergarten und Schule weiter?

Sehr geehrte Frau Kollegin Jerusalem! Ich bin in vielen Bereichen mit Ihnen einer Meinung. Es gibt bei dem, was Sie heute gesagt haben, nur einen Punkt, den ich nicht teilen kann, denn ich meine, dass es sehr wohl so ist, dass wir zur Kenntnis nehmen müssen, dass es einfach unterschiedliche Ansätze in der Pädagogik gibt und dass man nicht so tun kann, als wären alle der Meinung, dass Förderung und nicht Selektion im Vordergrund steht. 

Und so ist es nun mal: Es gibt einen gewissen Teil verantwortlicher Politikerinnen und Politiker in diesem Lande, die ein bestimmtes System ganz bewusst und mit Überzeugung aufrechterhalten, weil sie nämlich der Meinung sind, dass ein selektives Schulsystem das richtige sei. Und das muss man zur Kenntnis nehmen, und ich meine, da sind wir uns ja noch einig. Der einzige Satz, mit dem ich mich sozusagen nicht identifizieren kann, ist die Frage: Was fördert die Karriere und den Aufstieg? Ich sage Ihnen ganz offen, das ist mir relativ wurscht. Worum es mir geht, ist, dass wirklich Bildung gefördert wird. Worum es mir geht, und auch da, glaube ich, sind einige nicht der Meinung, dass das geschehen soll, ist, dass wir möglichst alle Menschen an einem solchen Bildungsniveau teilhaben lassen, das ihnen einen aktiven, kritikfähigen, partnerschaftlichen und voll informationsausgestatteten Zugang zur Teilnahme an einer demokratischen Gesellschaft ermöglicht. Und das genau ist es, was diejenigen verhindern wollen, die an selektiven Systemen interessiert sind, weil natürlich Menschen, die nachdenken, Menschen, die kritische Zeitungen lesen, Menschen, die kritische Informationen verfolgen, unbequeme Menschen sind und daher sozusagen nicht wünschenswert. (Beifall bei der SPÖ.)
Und damit komme ich zu einem nächsten Punkt, wo ich sage: Auch hier stimme ich nicht ganz zu. Es stimmt nicht eins zu eins, dass wir nur Vorschläge machen, wo wir sagen, der Bund soll's zahlen. Ich habe, und dazu stehe ich auch, weil ich der festen Überzeugung bin, dass es nur so zu lösen ist, mehrfach vorgeschlagen, dass wir uns gemeinsam, die Bundesländer und der Bund, darüber unterhalten sollten, wie die Struktur unseres Bildungswesens, vom Kindergarten beginnend bis in die Schule, und zwar alle Schulstufen durch, neu zu organisieren ist, wie hier sowohl der Unterrichtsteil als auch der Betreuungsteil sich an diesen von mir zuerst genannten Vorgaben orientieren soll, und dann darüber diskutiert werden soll, in welcher Art und Weise man die Finanzierung schafft. Ich meine, wir schaffen es in anderen Bereichen auch, warum soll es nicht so sein, dass man auch im Bildungsbereich sagen kann: Okay, wir wollen, dass möglichst viele Menschen, möglichst alle Menschen möglichst viel an Bildung bekommen. Dafür brauchen wir Systeme, die eben nicht mehr an einer bestimmten Altersgrenze sagen, du bist schulreif oder du bist nicht schulreif. Dazu brauchen wir Systeme, die flexibel reagieren auf die jeweiligen Entwicklungsstufen der Kinder, und dazu brauchen wir auch ein gemeinsames Wollen der Finanzierung dieses Systems. Und dann hört sich diese ganze Schuldzuweisung und auch Forderung auf. Ich bin der Meinung, das ist ein Blödsinn, und bin der Meinung, Bund und Länder sollen, wenn sie das tatsächlich wollen und wenn den Vorschlägen der Zukunftskommission, die ja nun wahrlich nicht von uns eingesetzt wurde, auch vollinhaltlich Folge geleistet werden soll, dann braucht es nicht unser System und dann brauche ich nicht eine Unterstützung beim Finanzstadtrat, sondern dann wäre es sinnvoll, wenn diese gemeinsame Kraftanstrengung auch Finanzminister überzeugen würde. In Wirklichkeit tut man der Frau Gehrer ja immer Unrecht, denn sie ist eine qualifizierte Pädagogin und hat wahrscheinlich jedes Mal Schwierigkeiten gehabt, die Vorgaben nachzuvollziehen, mit denen sie ihr Finanzminister zu den Einsparungen gezwungen hat, die sie in den letzten sechs Jahren umsetzen musste. 

Und, liebe Frau Kollegin Cortolezis, manchmal könnte man ja in Versuchung geraten, Ihren Ausführungen nicht nur aufmerksam zu folgen, sondern sie teilweise sogar für bare Münze zu nehmen, wären da nicht diese kleinen Teufelchen, die Sie immer wieder dazu bringen, diese sachliche, teilweise fundierte, teilweise überzeugende Straße zu verlassen und herausflankerln aus dem Haus, wo dann Äußerungen rauskommen, wie die Kritik an den Medienkontakten der Frau Stadtschulratspräsidentin. Nun, Frau Kollegin, bei aller Liebe: Dass gerade Sie das sagen, verwundert mich. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.)
Weniger scherzhaft meine ich und, Herr Vorsitzender, ich würde Sie bitten, jene Passage aus der Rede der Frau Stadträtin aus dem Protokoll möglichst schnell, noch im Zuge der Rechnungsabschlussdebatte, herausholen zu lassen mit der Formulierung in Bezug auf das Verschwinden von Ressourcen aus dem Bereich des Dienststellenplanes in der Löwelstraße. Nun, das sind Äußerungen, da ist kein Teufelchen mehr, das Sie geritten hat, sondern das ist genau das, was den sachlichen Zugang verhindert und wo ganz klar wieder herauskommt, wohin die Strecke des Weges führt. Ich finde es gut, dass es rauskommt, das reißt nämlich die Maske runter, die Sie manchmal aufsetzen und uns Glauben machen wollen, Sie wären eine Sachpolitikerin. Danke dafür. Ich bitte, die Stelle aus dem Protokoll vorgelegt zu bekommen, um tatsächlich überprüfen zu können, inwieweit diese Äußerung nicht nur eine ist, die in diesem Hause gefallen ist, sondern eine ist, die unter Umständen überprüfungswürdig ist. (Beifall bei der SPÖ. – StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Absolut!)
Und eine weitere Bemerkung möchte ich herausgreifen, die, wie ich meine, doch einer Diskussion im Klub der ÖVP bedürfte. Wenn Sie sagen, die ÖVP habe dem Europameisterschafts-Kooperationsvertrag zustimmen müssen: Kein Mensch hat sie gezwungen. Abgesehen davon, dass Sie eh nicht abstimmen dürfen, hat die ÖVP im Ausschuss sehr überzeugend diesem Aktenstück zugestimmt. Aber Ihre Überzeugungskraft würde es sicherlich noch schaffen bis zum Mittwoch, wo dieser Antrag ja auch im Gemeinderat behandelt wird, unter Umständen Ihre Fraktion, wie in anderen Bereichen auch, davon zu überzeugen, dass Sie unter Umständen irregeleitet waren und der Weg, den die Bundesregierung seinerzeit erfolgreich beschritten hat, nämlich sich für die Europameisterschaft 2008 in Wien zu bewerben, einer inhaltlichen Korrektur zuzuführen ist. 

Ein Satz noch zur gesamten Frage der Nachmittagsbetreuung. Auch da ein klarer Satz von mir. Ich meine, wir werden nicht darüber diskutieren müssen in der nächsten Zeit, inwieweit wir Hortbeiträge verändern, um sozusagen hier flexiblere Modelle finden zu können. Wenn wir davon überzeugt sind, und das bin ich, dass es in Wirklichkeit darum geht, ein Schulwesen zu verändern und tunlichst nach dem ganztägigen Modell zu orientieren, was ja nun möglich ist, dann wird es dringend notwendig sein, darüber nachzudenken, inwieweit die vielen Formen, die wir in Wien schon haben, die in Wirklichkeit dazu führen, dass auch im Schulbereich die Vereinbarkeit von Beruf und Familie so gegeben ist, wie es viele Eltern brauchen, nämlich nicht nur mit einem Modell, das sehr kurzfristig anbietet, nicht nur mit einem Modell, das in den Ferien geschlossen ist, und nicht nur mit einem Modell, das so wie im benachbarten Niederösterreich enorme Kosten verursacht für Eltern bei nicht geschultem Personal, das angeboten wird, sondern wir werden uns darüber unterhalten müssen, wie wir die Qualität sichern, wie wir die Ressourcen dementsprechend einsetzen, basierend auf dem, was ich zuerst gesagt habe, durchaus mit Bund und Ländern gemeinsam, weil, und das abschließend zu dieser gesamten Bildungsdebatte, ich nicht einsehen kann, warum das nur eine Lex-Wien sein soll. Bildung in Österreich ist ein Thema, das immer gemeinsam behandelt wurde. Bildung in Österreich muss ein Thema sein, das, von den Kleinkindern beginnend bis zu den Schulkindern aller Altersgruppen, auch in Zukunft einem gemeinsamen Prinzip und einer gemeinsamen Gesetzgebung und einer gemeinsamen Umsetzung folgt. Das betrifft auch die Frage von Qualität und Quantität im Kinderbetreuungsbereich im vorschulischen Bereich, aber auch den gesamten schulischen Bereich inklusive der Betreuung, und zwar auch der Betreuung in den Ferien. Darüber werden wir uns unterhalten müssen, und dann wird es auch Lösungen geben oder werden sich Lösungen erübrigen, die Sie, Frau Kollegin, hier kritisiert haben. Ich weiß, dass das für die einen oder anderen Eltern Schwierigkeiten bedeutet, wobei es die Gruppe, die Sie angesprochen haben, nicht betreffen kann, weil die in der sozialen Staffelung drinnen wäre, die auch für die Sommerbetreuung gilt.

Ein letzter Satz noch zum gesamten Bereich dessen, was in allen Anträgen, vor allem in den Anträgen der ÖVP, an budgetären Auswirkungen hier zusammengefasst ist. Ich habe versucht, es schnell zusammenfassen, allerdings sind die Summen so groß geworden, dass es eine genauere Betrachtung notwendig macht. Ich werde es allerdings präsentieren. Und ich halte es schon für bemerkenswert, dass hier sozusagen in einem Konvolut von Anträgen – und diese Bemerkung sei mir gestattet als Deutschlehrerin – in neun Anträgen fünf Rechtschreibfehler und Beistrichfehler drinnen sind; dann weiß man, warum Bildung in diesem Land so wichtig ist.

Eine Sache, die ich aber ansprechen wollte, noch ganz kurz zu den Bädern. Die Bäder, und wir haben das im Ausschuss diskutiert, sind ganz klar eine soziale Infrastruktur, auf die wir sehr, sehr stolz sind. Ich gratuliere zum gestrigen absoluten Spitzenrekordtag, seit es Aufzeichnungen gibt. Es ist dies der Beweis, dass diese Infrastruktur von den Wienerinnen und Wienern sehr stark wahrgenommen wird, obwohl in Wien sozusagen neben unserer Bäderinfrastruktur auch noch 42 km Strand zur Verfügung stehen, wo man auch zusätzlich noch baden gehen kann, ohne allerdings jene Verbesserungen, die wir gerade im Jahr 2005 auch umsetzen konnten, genießen zu können. Danke an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Einen kleinen Schwenk hat es hier beim Antrag der ÖVP gegeben, denn im Ausschuss war ja noch die Forderung, sozusagen das Defizit dadurch zu verringern, dass man selbstverständlicherweise die Preise anhebt. In der Zwischenzeit sparen wir MitarbeiterInnen ein. 

Diesem Vorschlag kann ich mich nicht anschließen. Ich denke mir, die hohe Qualität und vor allem die Sicherheit in unseren Bädern ist es wert, ganz abgesehen davon, dass Wien durch diese Maßnahmen ja vielen Menschen Beschäftigung bietet, und auch das ist uns wichtig. 

Ein herzliches Dankeschön nicht nur den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Bäder, sondern allen Magistratsabteilungen, die zu meiner Geschäftsgruppe gehören. 

Und danke vor allem jenen Damen und Herren, die beim Vollzug des Budgets zuständig sind. Es ist nicht immer leicht, eine solche große Aufgabe in einem solch großen Betrieb, wie es der Magistrat ist und die einzelnen Teile selbstverständlich auch, mit so vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit dermaßen guten Ergebnissen und dem Augenmerk auf synergetische und sinnvolle Mitteleinsetzung zu bewältigen. Ich danke ihnen allen dafür und bitte sie in diesem Sinne, nicht nur den Vollzug 2006, sondern gleichermaßen auch die Herausforderung des Budgets 2007 in Angriff zu nehmen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Geschäftsgruppe Bildung liegt mir keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen daher zur Geschäftsgruppe Integration. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Lasar, und ich erteile es ihm.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist leider schon ein bisserl spät geworden, aber dabei wäre es extrem wichtig, gerade für die Medien und die Menschen in Wien zu erfahren, was Sie hier im Bereich der so genannten Integration anstellen. Vor allem Ihre Politik der Zuwanderung ist es, die einem in Wahrheit Magenschmerzen verursacht. Und das zeigen Sie durch die neue Einwanderungsbehörde, die Sie im Gemeinderat übermorgen beschließen werden. Das zeigen Sie aber auch durch das Fehlen der Kontrollen der Meldebestätigungen nach dem Meldegesetz. Das erlaubte es Asylwerbern und anderen in Wien durch beliebige Meldungen sich Leistungen der Grundversorgung zu erschleichen. 

Ebenso fragwürdig ist aber auch Ihre Politik der Geldverschwendung. Wie oft müssen wir hören, dass für das eine oder andere Projekt kein Geld da ist, dass kein Geld für einen entsprechenden Heizkostenzuschuss da ist oder für die Sanierung von Schulen. Und dann setzen Sie Millionen bei der Fahrt einer Geschwindigkeitsbeschränkung, bei Subventionen an mehr als dubiose Vereine in den Sand. 

Und noch mehr Geld wird beim Asylunwesen verschwendet. Und da geht es um viel Geld, wie ich Ihnen noch aufzeigen werde. 

Schon im Budget 2005 versuchte man die wahren Kosten für die Grundversorgung zu verschleiern. Das war kurz nach der Ausgliederung des Gesamtbereiches der sozialen Dienstleistungen am 1. Juli 2004 in den Fonds Soziales Wien. Im Voranschlag 2005 wurde ein Budgetvolumen von über 500 Millionen EUR zur Verfügung gestellt. Die Grundversorgung war damals eine neue Aufgabe des FSW, und für die wurden 20 Mil-
lionen EUR veranschlagt. (GR Godwin Schuster: Wir sind in einer anderen Geschäftsgruppe! Wir sind jetzt nicht bei Gesundheit) Ja. Im Voranschlag 2005 schien nur mehr die Globalsumme auf, das hatte den Grund, dass Sie damals schon verstecken und verschleiern wollten. Schon damals wollten Sie es verschleiern, wie viel für die Grundversorgung aufgewendet wird. Ich verstehe das, denn wenn die Wiener erfahren sollten, wo und wie Sie Steuergeld in diesem Bereich hinauswerfen, dann geht es Ihnen so wie heute im Zuge des ÖGB-Skandals, nämlich sehr schlecht. 

Ein detaillierter Vergleich mit den Ansätzen im Vorschlag 2004 war damals nicht möglich. Nachdem sich Zahlen weiter verschlechtert haben und wie immer bei solchen Sachen nachbudgetiert werden muss, weil das Budget nicht ausreicht, sind die Aufwendungen der Stadt Wien in diesem Bereich viel höher. 7 200 Asylsuchende gibt es in Wien. In Wien wird ein Viertel aller Asylwerber betreut, obwohl das nach dem Verteilungsschlüssel nicht gerecht ist. (GR Godwin Schuster: Weil Kärnten keine nimmt, zum Beispiel!) Das Problematische ist, Wien liegt damit weit über der Quote und überschreitet diese sogar um über 32 Prozent. Das bedeutet, wir zahlen von Wien aus ein Drittel mehr im Bereich der Asylbetreuung, als wir müssten. Genaue Zahlen bekommt man eigentlich nicht von Ihnen. Aber da geht es vorsichtig gerechnet um Summen von über 10 Millionen EUR, die Sie da verplempern in dem Bereich.

Und in der Flüchtlingszahl sind auch noch jene drinnen, die aus rechtlichen und faktischen Gründen nicht abgeschoben werden können, so wie es das Grundversorgungsgesetz verlangt, weil sie zum Beispiel bei der Abschiebung randaliert haben und dann von der Polizei wieder freigelassen werden mussten. 

Und das sind nur die betreuten Asylwerber, denn laut Bundesministerium für Inneres gibt es die gleiche Anzahl von Asylwerbern, also rund noch einmal 7 000, die nicht in der Betreuung stehen und leben, aber trotzdem in Wien sind oder zumindest hier gemeldet sind. Obwohl sie wirklich hier sind, wird natürlich nicht nachgeprüft. Wie die in Wien ohne Steuergeld überleben, ist mir in Wahrheit rätselhaft. Auf der einen Seite flüchten nicht so viele Reiche aus armen Ländern, die sich die Preise hier in Wien leisten können, und zum anderen sind sie auch nicht bei karitativen Vereinen, weil diese sehr viel Geld für die Betreuung auf Grund der Grundversorgungsgesetze und der Grundversorgungsvereinbarung verdienen und nicht, wenn sie es uneigennützig privat machen. Die haben daher sicher kein Interesse, die Asylsuchenden außerhalb der offiziellen und gesetzlichen Betreuung zu versorgen. 

Pauschal kann man es in Wahrheit nicht sagen. Aber der Verdacht liegt natürlich nahe, dass ein Großteil einer kriminellen Handlung nachgeht. Denn der Anteil der Ausländer an den Häftlingen beträgt derzeit schon über 43 Prozent. Dass die irgendwann einmal auch in die Betreuung flüchten, sofern man sie nicht vorher erwischt, ist wahrscheinlich und muss in Wahrheit befürchtet werden. Aber ob dann die eine oder andere Million Euro hineinfließt, das ist Ihnen sowieso nicht so wichtig, Hauptsache, man versteckt und verheimlicht die wahren Kosten gegenüber den Wienern. 

Diese derzeit nicht betreuten Personen brauchen sich nur einmal beim Bundesasylamt zu melden und den Wohnsitz bekannt zu geben und können sich dann de facto illegal verabschieden. Werden sie dann straffällig und kommen sie ins Gefängnis, wo sie Arbeit erhalten, was ja an sich nicht schlecht ist, dann fallen sie aus der Grundversorgung wieder heraus. Und wenn sie dann herauskommen, erhalten sie Arbeitslose oder Sozialhilfe, und dann hängen sie den Wienern wieder in der Tasche. Und auch jene Menschen, deren Asylverfahren positiv abgeschlossen wird, finden Sie dort. Während in Österreich mehr als eine Million Menschen armutsgefährdet sind und über ein Einkommen von weniger als 850 EUR im Monat verfügen, bekommt ein Asylwerber genauso viel. Die Betreuung der über 7 000 Asylwerber verschlingt in Wien immer mehr Steuergeld. Eine Asylwerberfamilie mit drei schulpflichtigen Kindern kostet den Steuerzahler mehr als 40 000 EUR im Jahr für Unterkunft, Verpflegung, Taschengeld, Sozialversicherung, Bekleidung et cetera. Von solchen Beträgen kann in Wahrheit eine österreichische Familie, wo zwei Erwachsene berufstätig sind, ja nur träumen.

Die Stadt Wien zahlt auch die Sozialversicherungsbeiträge für die Asylwerber, und die können daher auch, ohne je einen Beitrag geleistet zu haben, ohne dass man irgendwas bezahlt hat, alle Gesundheitsleistungen in Anspruch nehmen. Wer weiß, wie viele Kosten hier noch anstehen. 

Für einen drogendealenden Schwerverbrecher zum Beispiel im Asylwerberstatus werden im Jahr 7 600 EUR Steuergelder aufgewendet. Das versteht in Wien sicher niemand. Und in Wien sind mehr als 70 Prozent aller Ausländer, die straffällig wurden, Asylwerber oder anerkannte Asylanten. Das sind offizielle Daten. Die Dunkelziffer liegt sicher weit darüber, denn unsere Aufklärungsrate liegt weit unter der Hälfte. Diese Menschen werden von Ihnen kritiklos finanziert, und wenn es darum geht, diese Kosten auch im Budget und im Rechnungsabschluss zu berücksichtigen, dann wird es so verschleiert, dass es kaum wer erfährt.

Ich fordere in Anbetracht der überbordenden Kriminalität in Wien daher die Offenlegung der tatsächlichen Kosten, die Bereinigung der Quote um die 32 Prozent der zu viel in Wien befindlichen Asylwerber vorzunehmen und eine deutliche Senkung der Quote als ersten Schritt in die richtige Richtung durchzusetzen. (Beifall bei der FPÖ.) Das eingesparte Geld zum Beispiel sollte dann den an der Armutsgrenze lebenden Österreichern zugute kommen. 

In Wien ist die Asylpolitik tatsächlich ein Politikum erster Klasse. Ich habe mich schon oft gefragt: Warum verteidigen so viele Hilfsorganisationen alles im Zusammenhang mit Asyl, egal, ob es sich um unkontrollierte Zuwanderung mit Asyl handelt oder um die hohe Rate an Straffälligkeiten bei Asylwerbern? Ich habe mich auch gefragt, warum in den Bezirken gegen den massiven Widerstand der Bevölkerung ein Asylwerberheim ums andere errichtet wird. Menschlichkeit, meine Damen und Herren, die da geheuchelt wird, ist es sicher nicht. Und dann habe ich einige Zahlen bekommen, die eine derartige Organisation für die Betreuung dieser asylsuchenden Menschen bekommt. Da steht ein beinhartes Kalkulieren mit Geld im Vordergrund. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das glauben Sie aber nicht wirklich, oder?) Ja.

In Wien werden Asylwerber, horchen Sie gut zu, in Wien werden Asylwerber, wie gesagt, vom Fonds Soziales Wien und seinen Partnern an 35 Standorten betreut und es werden immer mehr. Dazu gehören die Caritas, der Arbeiter-Samariter-Bund oder auch das Integrationshaus. (GR Mag Rüdiger Maresch: Seien wir froh, dass die FPÖ-Akademie nicht dabei ist!) Ja.

Horchen Sie jetzt einmal zu. Sagen Sie nicht immer irgendwas, wenn Sie eh nicht wissen, worum es geht. Horchen Sie einmal genau zu, bitte! (Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Als Beispiel nehme ich die unbegleiteten minderjährigen Asylwerber in Wohngruppen. Da bekommt die Organisation für jeden Minderjährigen 2 250 EUR. Das bedeutet bei einer Betreuung einer Wohngruppe von 10 Personen Einnahmen von 22 000 EUR im Monat. Und jetzt, muss ich Ihnen sagen, wundert mich gar nichts mehr. (Beifall bei der FPÖ.) Na, horchen Sie jetzt wieder zu, oder ist das nicht mehr wichtig für Sie? 

Ihre Ungleichbehandlung der Österreicher gegenüber den Asylwerbern zeigt sich in vielen Bereichen Ihrer Politik. Es wundert daher nicht, dass die Statistik zeigt, dass das geringe Beschäftigungswachstum in Wien ausschließlich Ausländern zugute kommt. Gegenüber dem Vorjahr gab es 2005 um 3,5 Prozent mehr ausländische Arbeitskräfte in Wien. Inländische Arbeitskräfte wurden hingegen weiterhin abgebaut.

Die Anzahl der Inländer mit einem Arbeitsplatz in Wien ist 2005 um zwei Zehntel gesunken, es kommt damit zu einem immer stärker werdenden Verdrängungswettbewerb im Jahr. Im Jahr 2005 haben zunehmend Ausländer am Wiener Arbeitsmarkt die Inländer verdrängt. Trotzdem steigt auch bei den ausländischen Arbeitskräften die Arbeitslosigkeit weiter stark an. Im Vorjahr ist die Arbeitslosenrate unter Ausländern in Wien um 0,6 Prozentpunkte angestiegen. Auch im 1. Quartal 2006 hat sich dieser Trend weiter fortgesetzt. Die Arbeitslosenrate unter Ausländern in Wien war im Vorjahr mit 14,2 Prozent deutlich höher als die Gesamtarbeitslosenrate mit 9,7 Prozent. Die Bundeshauptstadt hält damit 2005 auch bei der Ausländerarbeitslosigkeit den Rekordwert unter allen Bundesländern. Und das kann nur eine Erklärung haben, meine Damen und Herren, nämlich die weiterhin ungebremste Massenzuwanderung nach Wien.

Diese schon aus den Zahlen des Innenministeriums bekannte Tatsache wird nun auch durch die Entwicklung am Wiener Arbeitsmarkt belegt. Ihre Politik der Zuwanderung ist gescheitert.

Wir werden den Wienern diese Erkenntnisse und die dazugehörigen Zahlen näher bringen, und dann wird es sicher auch eine Stimmung in Wien geben, die der jetzigen Stimmung hinsichtlich des BAWAG- und ÖGB-Skandals entspricht. (Beifall bei der FPÖ. – GR Mag Rüdiger Maresch: Da müssen Sie ein bisschen mehr nachdenken, wieso das so ist!)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau StRin Dr Vana, Sie sind am Wort.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde auf die Ausführungen meines Vorredners bewusst nicht eingehen, weil den Bereich Integration in aller Ausführlichkeit meine Kollegin Alev Korun anschließend behandeln wird, obwohl es immer ein bissel schwierig ist, nach einem Redner (GR Heinz Hufnagl: Kein Redner, ein Verleser!) oder einer Rednerin der Freiheitlichen Partei nicht emotional das Wort zu ergreifen, aber Sie wissen, die Vorstellungen der Freiheitlichen und der GRÜNEN liegen in fast allen, was heißt fast, in allen politischen Bereichen diametral gegenüber. 

Aber wir lassen es uns nicht nehmen, zu Beginn der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Personal und KonsumentInnenschutz den Frauenbereich an erste Stelle zu setzen. Nicht nur deshalb, weil er den GRÜNEN besonders am Herzen liegt, sondern auch, weil er in den anderen Geschäftsgruppen meistens zu kurz kommt.

Ich darf zunächst einmal mit Freude feststellen, dass der Stellenwert der frauenpolitischen Ausführungen heuer in der Generaldebatte ein etwas höherer war als in den bisherigen Jahren, dank der Frau Kollegin Frauenberger, die ich als sehr ernsthafte und sehr engagierte Kollegin in diesem Bereich kennen gelernt habe. Wir haben eine gute Zusammenarbeit, und ich darf ihr an dieser Stelle viel Glück wünschen für die neuen Funktionen, die sie jetzt hat, und den Weg, der vor ihr liegt, insbesondere, was die längst überfälligen Reformen des männerdominierten ÖGB betrifft. 

Ich darf aber schon an dieser Stelle mein Befremden ausdrücken beziehungsweise sagen, dass es doch bemerkenswert unverfroren ist – das Wort unverfroren hat der Herr Kollege Wutzlhofer in der vorigen Rede gesagt, und ich habe mir gedacht, das würde auf die SPÖ genauso zutreffen, er hat es nur in einem anderen Zusammenhang gesagt –, es ist bemerkenswert unverfroren, wie sehr Sie doch die Situation der Frauen in Wien schön reden, wie sehr hier verschleiert wird, wie sehr hier Fakten auch verdreht werden und hier eine Situation beschrieben wird, die so in der Form gar nicht ist. Ich darf drei Beispiele anführen, die uns besonders befremdet haben, weil es eigentlich gar nicht notwendig wäre, dass die Sozialdemokratie hier so schön redet, weil sie die Situation gerade am Arbeitsmarkt und auch in der Sozialpolitik doch sehr bequem auf die Bundespolitik schieben könnte, denn es ist die Bundespolitik, die hier vor allem die Rahmenbedingungen für die Situation von Frauen schafft, und deshalb ist es unverständlich, warum die SPÖ hier eine derartige Schönfärberei der Bundeshauptstadt betreibt.

Zu den drei Beispielen: Sie behaupten, Frau Kollegin Frauenberger, wiederholt, und auch andere Redner und Rednerinnen, die Frauenarbeitslosigkeit in Wien sei gesunken. Das ist unrichtig. Sie haben auch eine Jubelmeldung im Juni, so Anfang Juni, was die Mai-Arbeitslosenzahlen betrifft, herausgegeben, eine Jubelpressemeldung, in der Sie sich freuen, dass die Frauenarbeitslosigkeit in Wien angeblich gesunken ist. Dem ist nicht so. Sie wissen, das ist eine statistische Verschleierung, die durch die Zunahme der Schulungen und der Weiterbildungskurse zustande kommt. In Wahrheit ist die Zahl der arbeitslosen Frauen in Wien sehr wohl gestiegen, von zirka 39 000 auf 40 000, keine sehr starke Zunahme, aber immerhin die Rekordarbeitslosigkeit in Wien. 

Ich bin ja nie oder fast nie einer Meinung mit meinem Kollegen von der Freiheitlichen Partei, aber in dem Fall muss ich an den Kollegen Schock denken, mit dem ich ja auch im Kuratorium des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds sitze, der gesagt hat, dass, wenn die Opposition die Zunahme der Schulungen und Weiterbildungsmaßnahmen in Wien seitens WAFF und seitens AMS kritisiert, so nicht deshalb, weil wir gegen die Schulungen sind, sondern deshalb, weil Sie die Arbeitslosigkeit in den Schulungsmaßnahmen verstecken und weil das unverständlich ist, weil es den Arbeitslosen nichts bringt, in dem Fall den arbeitslosen Frauen, und weil es Sie einmal mehr in Ihrer Politik unglaubwürdig macht. Weil Sie dasselbe machen wie die Damen und Herren von den Regierungsparteien auf Bundesebene. Sie verschleiern, Sie reden schön und Sie weigern sich, die wirklich strukturellen Probleme, die es für Frauen am Arbeitsmarkt gibt, auch nur ansatzweise in Angriff zu nehmen. Kein Wort habe ich heute davon gehört, dass es ein strukturelles Problem von Frauen am Wiener Arbeitsmarkt gibt. 

Zweites Beispiel: Die Frauenerwerbsquote, die Sie immer wieder als sehr hoch, sehr schön darstellen. Sie haben eine Frauenerwerbsquote in Wien von 77 Prozent genannt. Mich würde sehr interessieren, vielleicht kann das auch die Frau Stadträtin beantworten, wie Sie auf diese Zahl kommen, welche Gruppe, welchen Sample Sie da heranziehen, denn die Zahlen, die wir im Statistischen Jahrbuch der Stadt Wien gefunden haben, sind niedriger. Was zwar stimmt, ist, dass sie höher ist als die Frauenerwerbsquote im Bundesschnitt, nona nanet, wir sind ja auch in der Bundeshauptstadt, da ist auch die Möglichkeit, Arbeitsplätze zu bekommen, eine höhere, da brauchen wir keine wissenschaftlichen Untersuchungen dafür, um das zu rühmen, sondern weil Sie mit der Frauenerwerbsquote verstecken, dass diese gestiegene Frauenerwerbsquote ausschließlich, und zwar ausschließlich, auf den Anstieg an Teilzeitbeschäftigungen, auf den Anstieg an so genannten atypischen Beschäftigungen, auf den Anstieg also an Beschäftigungen, die teilweise oder überwiegend nicht existenzsichernd sind, zurückzuführen ist. Sie wissen, dass seit Jahren in Wien, wie auch im Bundesschnitt, die Zahl der Vollarbeitsplätze für Frauen zurückgeht und dass über die Hälfte der erwerbstätigen Frauen mit Kindern unter 15 Jahren in Wien von einem Einkommen leben müssen, einem Erwerbseinkommen bitte, das unter dem Existenzminimum von zirka 800 EUR liegt, und dass – wir haben uns die Zahlen herausgesucht – ein Viertel aller Frauen am Wiener Arbeitsmarkt bereits weniger als 1 200 EUR pro Monat zum Leben hat. Das heißt, Armut und atypische Beschäftigung sind weiblich in Wien. Auch davon habe ich in Ihren sehr ausführlichen Ausführungen zur Frauensituation am Arbeitsmarkt nichts gehört. 

Drittes Beispiel, das StR Rieder genannt hat, die Einkommensunterschiede von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt, wo er ja gelobt hat in völlig unverständlicher Weise, dass die Einkommensunterschiede in Wien besser oder geringer sind als die im Bundesschnitt gemessenen Einkommensunterschiede. Nona nanet, kann ich da einerseits nur sagen, und zweitens: Sie verschleiern auch hier wieder, dass die Einkommensunterschiede in Wien sogar über dem EU-Schnitt liegen, über dem EU-Schnitt der so genannten alten EU 15, dass die Einkommensunterschiede in Wien steigen, statt sinken, das auch dank Ihrer Politik, und dass der Gender Gap am Wiener Arbeitsmarkt und die Einkommensschiene eine der größten in ganz Europa sind. Das alles verschleiern Sie, da verdrehen Sie Fakten. Davon ist hier keine Rede. Sie machen nur ein Schönreden. 

Und was wir wollen, meine Damen und Herren, vor allem meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, ist endlich, seit Jahren fordern wir das, die Vorlage eines Frauenarmutsberichts, wie es zum Beispiel die Stadt Salzburg schon vorzeigt, wo auch genaue Maßnahmen zur Armutsbekämpfung drinnen sind, und wir wollen endlich aussagekräftige Daten, korrekte aussagekräftige Daten, wie die Situation von Frauen und vor allem die Einkommenssituation von Frauen am Wiener Arbeitsmarkt aussieht, auch da hinkt Wien sogar dem Bund hinterher, denn es wurden bisher keine Zahlen veröffentlicht, die Teilzeitarbeit und Arbeitszeit, also die Höhe der Teilzeiteinkommen in Wien auch nur annähernd darstellen. Was sehr wichtig wäre für eine Politik zum Schließen der Einkommensunterschiede, weil immer wieder argumentiert wird, dass ein Großteil der Einkommensunterschiede – auf das werde ich aber später noch genauer zurückkommen, wenn ich unseren Antrag zur Koppelung der Wiener Wirtschaftsförderungen und der Frauenförderung vorstelle – auf Teilzeitbeschäftigungen zurückzuführen ist. Das heißt, das wäre doch ein erster Schritt, diese Einkommensunterschiede auch im Teilzeitbereich endlich darzustellen. 

Für Wien ist es uns seit Jahren nicht gelungen, von Ihnen Antworten zu bekommen, wie es überhaupt ausschaut mit diesen Einkommensunterschieden in Wien. Auf Anfrage bei der Statistik Austria, die für die bundesweite Datenerfassung zuständig ist, wurde uns gesagt, es wäre natürlich sehr spannend, aber es gibt diese Sonderauswertung für Wien nicht. Die Wirtschaftskammer legt sich seit Jahren quer, weil eine Sonderauswertung, eine so genannte regionale Sonderauswertung für Einkommen und Arbeitszeit würde einen Mehraufwand für die Unternehmen bedeuten. Das finden wir sehr schade. Hier wird nicht einmal die Möglichkeit geschaffen, durch mangelnde Datengrundlage, obwohl Sie es uns bei der letzten WAFF-Enquete versprochen haben, effektive Maßnahmen gegen Einkommensunterschiede zu setzen. Und wir vermissen in der ganzen Debatte die Frage der Qualität der Arbeitsplätze für Frauen in Wien, die Frage der Existenzsicherung für Frauen in Wien, die Frage der Armutsbekämpfung und, wie mein Kollege Margulies heute schon angesprochen hat, die Verteilungsfrage, die Verteilung auch von Arbeitszeit, einerseits bezahlter und unbezahlter Arbeit, aber andererseits auch die Verteilung der Arbeitszeit im Sinn von Arbeitszeitverkürzung.

Nun möchte ich unsere drei Anträge vorstellen, die wir im Rahmen dieser Debatte einbringen wollen. 

Der erste bezieht sich auf das heute auch von der Kollegin Frauenberger schon angesprochene Gender Budgeting, einen Prozess, den wir von Anfang an sehr unterstützt haben, wo die Stadt Wien wirklich eine Vorreiterin ist im Vergleich zu anderen Städten, wo es auch Ansätze zum Gender Budgeting gibt, weil es hier gelungen ist, wirklich den gesamten Budgetbereich dem Gender-Budgeting-Prozess zu unterziehen, in eigenen Teilbereichen, was wirklich ein großer Wurf ist, der da mit dem Voranschlag 2005 gelungen ist, und wir haben das auch sehr begrüßt und unterstützt. 

Jetzt bemerken wir mit einiger Enttäuschung oder eigentlich mit großer Enttäuschung, dass der Ankündigung, im Rechnungsabschluss, im heurigen Rechnungsabschluss die Veränderungen beim Gender Budgeting darzustellen, nicht nachgekommen wurde. Wir vermissen in der Vorlage, die wir haben, ein Wort, überhaupt ein einzelnes Blatt nur zu Veränderungen im Gender Budgeting. Sie haben das angekündigt, wir hätten das sehr begrüßt, auch weil es, glaube ich, die Debatte in den einzelnen Geschäftsgruppen, auch in den Ausschüssen sehr angeregt hätte, inwiefern die Maßnahmen der einzelnen Geschäftsgruppen unterschiedliche Auswirkungen für Frauen und Männer haben. Und insbesondere hätten uns die Fragen interessiert, die wir beim Voranschlag 2005 an Sie gerichtet haben, nicht nur wir, sondern ich kann mich erinnern, auch meine Kollegin Feldmann hat zum Gender Budgeting zum Teil dieselben Fragen an Sie gerichtet, nämlich wie schaut's aus mit einem konkreten Zeitplan, welche Ziele gibt’s eigentlich in den einzelnen Geschäftsgruppen, wie beheben wir die Mängel an aussagekräftigen Daten, die doch im Voranschlag 2005 in einigen Geschäftsgruppen offensichtlich geworden sind, zum Beispiel im Bereich Sport, zum Beispiel im Bereich der internationalen Hilfsmaßnahmen, welche Bereiche werden von der Stadt Wien überhaupt als gender-relevant beurteilt und welche vielleicht nicht. Und wir haben auch sonst einige Kritik an dem Voranschlag 2005 geübt, zum Beispiel das Fehlen einer Analyse oder eines Berichts der Wiener Stadtwerke und auch der Dinge, die uns aufgefallen sind, ich glaube, mein Kollege Maresch hat das damals auch angesprochen, dass in der Geschäftsgruppe Umwelt die als gender-relevant genannten Maßnahmen ausschließlich Maßnahmen waren, die sich auf Kinder- und Jugendpolitik bezogen haben, mit der lapidaren Aussage, alles, was in Wien Kindern und Jugendlichen zugute kommt, kommt indirekt auch Frauen zugute, denn der Großteil der Familienarbeit wird von Frauen geleistet.

Das ist ein Ansatz, der zumindest diskussionswürdig ist. Ich denke, wir sollten beim Gender Budgeting wirklich einen kontinuierlichen Berichterstattungsprozess wählen, weil es dann für uns Abgeordnete leichter ist, beim Voranschlag die Maßnahmen, die vorgestellt werden, zu diskutieren, und beim Rechnungsabschluss die Veränderungen zu evaluieren, um dann im Voranschlag wiederum neue Maßnahmen zu diskutieren. 

Meine Kollegen Martin Margulies und Alev Korun werden den Antrag einbringen: „Das zuständige Mitglied der Landesregierung möge dafür sorgen, dass die Entwicklungen des Gender-Budgeting-Prozesses sowohl im Budgetvoranschlag als auch im Rechnungsabschluss der Stadt Wien dargestellt werden.“ – Es ist dies ein Zuweisungsantrag.

Das nächste Thema betreffend den Bereich Arbeit und Einkommen, das uns sehr wichtig ist, habe ich schon kurz angesprochen. Wir haben in Wien im Frauenbereich nicht nur ein Qualifikationsproblem: Sie wissen sicherlich, dass die Hälfte aller arbeitslos gemeldeten Frauen nur einen Pflichtschulabschluss und weitere 13 Prozent gar keinen Schulabschluss haben. Wir haben aber auch ein soziales Problem: Die Zahl der Sozialhilfebezieherinnen in Wien ist seit 1997 um 200 Prozent gestiegen, und die durchschnittliche Sozialhilfe und Notstandshilfe und das durchschnittliche Arbeitslosengeld von Frauen in Wien liegen unter der Armutsgrenze von 800 EUR. – Wir haben also ein Qualifikationsproblem und ein soziales Problem. Armut ist weiblich.

Wir haben auch ein massives Einkommensproblem. Ich habe schon auf die zunehmenden Einkommensunterschiede hingewiesen, die es auf österreichischer Ebene gibt. Das Eurostat und auch die Europäische Kommission haben schon Veröffentlichungen betreffend die Lage in Österreich vorgenommen. – Was wir hier noch nicht diskutiert haben und ich Ihnen zur Kenntnis bringen möchte, meine Damen und Herren, sind die alarmierenden für Wien spezifischen Zahlen hinsichtlich der Einkommensnachteile von Frauen gegenüber Männern, und zwar in sämtlichen Wirtschaftsbereichen und in sämtlichen Altersgruppen.

Die Zahlen sind dem Statistischen Jahrbuch der Stadt Wien entnommen, kombiniert mit Eurostat-Zahlen und einem Rechnungshofbericht aus dem Jahr 2003.

Das mittlere Bruttogehalt eines männlichen Angestellten in Wien ist um sage und schreibe 41 Prozent höher als das mittlere Bruttogehalt von Frauen in Wien von 2 055 EUR. Das mittlere Bruttogehalt eines Arbeiters in Wien ist um 48 Prozent höher als das Bruttogehalt einer Arbeiterin in Wien. Auch bei den Reichsten sehen wir Einkommensunterschiede: Bei den Akademikern und Akademikerinnen besteht eine Differenz von satten 43 Prozent. Auch bei den Pensionisten und Pensionistinnen – das Problem ist nicht neu – betragen die Einkommensunterschiede 40 Prozent.

Interessant, aber auch sehr alarmierend, Frau Stadträtin, ist die Tatsache, dass selbst bei den Lehrlingen weibliche Lehrlinge in Wien im Vergleich zu männlichen Lehrlingen in Summe, statistisch gesehen, nur 82 Pro-
zent der Lehrlingsentschädigung beziehen. Und auch zwischen Beamten und Beamtinnen gibt es einen eklatanten Einkommensunterschied: Im öffentlichen Dienst – also in Ihrem direkten Einflussbereich, Frau Stadträtin! – verdienen weibliche Beamtinnen im Schnitt nur 83 Pro-
zent ihrer männlichen Kollegen.

In der politischen Debatte wird oft als Erklärung für die Einkommensunterschiede genannt, dass das auf die steigende Teilzeitbeschäftigung und die geringere Arbeitszeit von Frauen zurückzuführen sei. – Dem ist nicht so, wie unter anderem auch die Arbeiterkammer und das Eurostat feststellen! Maximal die Hälfte dieser Einkommensunterschiede ist auf den Faktor Arbeitszeit zurückzuführen. Es ergibt sich nämlich auch arbeitszeitbereinigt für Frauen ein Einkommensnachteil: Je nach Berechnungsmethode sprechen das Eurostat von 17 Prozent und der Rechnungshof von 21 Prozent. Zumindest die Hälfte der statistisch ausgewiesenen Einkommensunterschiede sind – arbeitszeitbereinigt – auf direkte Diskriminierungen von Frauen auf Grund ihres Geschlechtes durch Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen zurückzuführen.

Ich nenne, um das anhand eines Beispiels zu illustrieren, die unterschiedlichen Einstufungen in verschiedene Gehaltsschemata. Eine Frau wird für eine Tätigkeit als Sekretärin in ein entsprechendes Gehaltsschema eingestuft, ein Mann wird jedoch oft für dieselbe Tätigkeit als so genannter Assistent in ein höheres Gehaltsschema eingestuft, und so werden Einkommen oder auch Social Benefits zwischen Frauen und Männern unterschiedlich verteilt.

Wir wissen von der Gleichbehandlungsanwaltschaft, dass das auch in Wien ein Problem ist. Wir haben gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit im Gesetz schon lange festgeschrieben. Die Maßnahmen, die bisher gegen die Einkommensunterschiede getroffen werden, nämlich zum Beispiel die wichtige Tätigkeit der Gleichbehandlungsanwaltschaft oder auch die Frauenförderpläne, die es in vielen Betrieben gibt, die aber meistens über die berühmte Pflichtübung nicht hinausgehen, genügen allerdings bislang nicht, um diese Einkommensschere zu schließen.

Daher schlagen die GRÜNEN ein innovatives Modell zu Schließung der Einkommensschere vor, nämlich endlich auch die Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen und die Unternehmen betreffend Schaffung einer diskriminierungsfreien Arbeitsumgebung, guter Arbeitsbedingungen und gleicher Einkommen in die Pflicht zu nehmen, um gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit in den Unternehmen sicherzustellen.

Überraschenderweise sind wir diesbezüglich einmal mit dem Direktor der Weltbank hinsichtlich Armutsbekämpfung einig, der gesagt hat: Der Kampf gegen Einkommensunterschiede führt auch zu einer Steigerung des Wirtschaftswachstums und wirkt armutsbekämpfend. – In Anbetracht dessen stellen wir uns die Frage, warum wir das nicht ernsthaft angehen und was Wien diesbezüglich tun kann. – Wien kann zum Beispiel einen Handlungsspielraum nutzen und die Instrumente der Wirtschaftspolitik auch in die Frage der Frauenförderung mit einbeziehen. Die Wirtschaftsförderung, die in Wien einen großen Brocken – wie ich jetzt sagen möchte – ausmacht, könnte auch mit Frauenförderkriterien unterlegt werden.

Es gibt diesbezüglich vielversprechende Diskussionsprozesse im Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, und es gibt ein grün-rotes Projekt zur Koppelung der Auftragsvergabe durch Betriebe an Frauenförderung. Warum sollte nicht auch die Wirtschaftsförderung, insbesondere auch der Wirtschaftsförderungsfonds, hier mit einbezogen werden und wirklich darauf geachtet werden, dass Frauenförderkriterien bei der Wirtschaftsförderung Berücksichtigung finden?

Die GRÜNEN haben ein Modell ausgearbeitet, nämlich das Modell der Gleichbehandlungsbilanz. Dieses wird nächste Woche im Parlament bei einer Enquete vorgestellt. Es wurde mit Expertinnen und Experten aus dem Wirtschafts- und Arbeitsmarktbereich ausgearbeitet. Bei dieser Enquete, zu der Sie natürlich alle sehr herzlich eingeladen sind, werden auch Expertinnen der Wirtschaftskammer und der Arbeiterkammer anwesend sein, um dieses Modell der Gleichbehandlungsbilanz, das jetzt im Testbetrieb in ganz Österreich und auch in Wien läuft, mit uns zu diskutieren und weiter auszuarbeiten.

Es spricht nichts dagegen, dass das zuständige Mitglied der Landesregierung auch in Wien – und das wird der Wortlaut unseres Antrages sein, den meine Kolleg-
Innen Alev Korun, Waltraut Antonov und Martin Margulies einbringen werden – untersuchen lässt, inwiefern die Wiener Wirtschaftsförderung an Kriterien zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern in Betrieben gekoppelt werden kann.

Unsere Vorstellung ist, dass eine solche Gleichbehandlungsbilanz von Betrieben zu erstellen ist, namentlich von Betrieben ab einer bestimmten Betriebsgröße und von Betrieben, die eine bestimmte Fördersumme beanspruchen, die über einen bestimmten Mindest-Level hinausgeht, also vor allem von Großbetrieben. In dieser Gleichbehandlungsbilanz sollen der Frauenanteil an der Beschäftigtenzahl und Einkommensdaten genannt werden, und es soll nachvollzogen werden können, ob Einkommensgleichheit annähernd gewährleistet ist, und zwar immer im Vergleich mit anderen Betrieben derselben Branche, wobei auch angegeben wird, ob Frauen in allen Hierarchieebenen mit einer Mindestquote vertreten sind. – Ich darf Ihnen sagen, dass es dazu bereits auch sehr entgegenkommende Stellungnahmen von Experten und Expertinnen aus dem Wirtschaftsbereich gibt, und wir hoffen auf einen guten diesbezüglichen Diskussionsprozess auch im Ausschuss, an den dieser Antrag gerichtet ist.

Ich darf zum letzten Punkt kommen. Es ist dies ein Thema, das ich an dieser Stelle öfters anspreche, das sehr sensibel ist, weil es stark tabuisiert wird, nämlich das Fehlen einer niederschwelligen Beratungseinrichtung für Sexarbeiterinnen beziehungsweise Prostituierte in Wien.

Sie wissen vielleicht, dass das derzeitige Projekt SOPHIE im 15. Bezirk, das Beratung für Sexarbeiterinnen anbietet, nächstes Jahr ausläuft. Es ist dies ein mit EU‑Geldern unterstütztes Zweijahresprojekt, ein Equal-Projekt. Diese Projekte laufen jeweils nur einen gewissen Zeitraum und müssen innovativ sein. Das zu unserem Leidwesen bereits ausgelaufene Vorgängerprojekt SILA war sehr erfolgreich. Es hatte unserer Ansicht nach viele Vorteile gegenüber dem jetzigen Projekt SOPHIE, das rein ausstiegs‑ und arbeitsmarktorientiert ist und das daher viele Sexarbeiterinnen, vor allem jene, die Migra-
tionshintergrund haben, von der Beratung eigentlich ausschließt.

Wir glauben, dass die Gruppe der Sexarbeiterinnen in Wien besonderer Unterstützung bedarf und dass es daher nicht angehen kann, dass dieses Projekt ohne Nachfolge und ohne Ersatz ausläuft, insbesondere auch deswegen, weil diese Gruppe besonders stigmatisiert und zum Teil auch kriminalisiert ist. Sie wissen, dass sich Sexarbeiterinnen beispielsweise als einzige Berufsgruppe bei der Wiener Polizei melden müssen und daher von vornherein eine Art kriminelles Stigma bekommen und dass Sexarbeit in Österreich immer noch als sittenwidrig gilt und nicht als Arbeit oder Gewerbe anerkannt ist.

Wir GRÜNE wollen das ändern. Vor allem wollen wir, dass in Wien eine wirklich ganzheitliche Beratung für Sexarbeiterinnen zur Verfügung steht, wie es auch in anderen Städten gang und gäbe ist. Sie kennen die Debatte: Nicht zuletzt jetzt im Zuge der Fußball-WM gibt es sogar eine große Kampagne "Stoppt Zwangsprostitution!", und in allen Städten, in denen die Fußball-WM stattfindet, gibt es niederschwellige Beratungseinrichtungen.

Daher werden meine Kolleginnen Korun, Antonov und Cammerlander folgenden Antrag einbringen: „Die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal möge sich umgehend dafür einsetzen, dass eine niederschwellige, allgemeine, ganzheitliche und ergebnisoffene Beratung für alle Sexarbeiterinnen eingerichtet und dauerhaft durch die Stadt Wien finanziert wird.“ – Ich denke, gerade Wien als Kongress- und Konferenzstadt und als Austragungsort der Fußball-EM 2008 muss eine solche Beratungsstelle aufweisen.

Es bleibt mir nur noch zu sagen, dass wir – welche Überraschung! – den Rechnungsabschluss 2005 natürlich ablehnen werden, und zwar auch deshalb, weil – wie ich bei allen Rechnungsabschlussdebatten erwähne – das Budget der MA 57, die für Frauenfragen zuständig ist, seit Jahren nicht gestiegen und viel zu gering ist. Es stehen nur 0,7 Promille des Gesamtbudgets für Frauenfragen zur Verfügung, und das ist zu wenig, insbesondere deswegen, weil zwei Drittel dieser Mittel mittel- bis langfristig zweckgebunden sind. 52 Prozent der Mittel fließen in die Frauenhäuser, weitere 23 Prozent in die Subvention und Förderung von Vereinen, die jetzt endlich, nachdem wir lange dafür gekämpft haben, Dreijahresverträge haben.

Dieses Budget ist eindeutig zu gering, und auch deshalb lehnen wir den Rechnungsabschluss 2005 ab. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich habe mir lange überlegt, wie ich heute meine Rede über Frauenpolitik gestalte, und dabei bin ich zu der zentralen Frage gekommen, wieso es in einem Zeitalter wie diesem und in einer Stadt wie dieser noch immer nicht gelungen ist, Gleichstellung der Geschlechter herzustellen, obwohl das eigentlich natürlich und selbstverständlich ist. Wieso ist es nicht ein in jedem… (GR Heinz Hufnagl: Weil Wien kein eigener Planet ist! Kann das sein?) Ich werde Ihnen das gleich beantworten! Aber es ist schön, wenn Sie auch eine Antwort haben!

Frauenpolitik ist eine Querschnittsmaterie und muss daher in jedem Ausschuss und in allen Entscheidungsgremien manifest werden. Und es liegt wohl auf der Hand, dass 7,5 Millionen EUR niemals ausreichen können, um Gleichstellung herzustellen. Die umzusetzenden Themen liegen hingegen klar auf der Hand, und das Schöne ist, dass auch die Lösungen ganz klar auf der Hand liegen.

Der gesellschaftliche Wandel mag noch eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen, wir alle wissen aber oder sollten zumindest wissen, was die Stadtregierung zu unternehmen hätte, und ich verstehe nicht, was Sie alle hindert, das umzusetzen, was klar ist! Ich habe ein paar Anträge mit konkreten Vorschlägen vorbereitet, und Sie bräuchten diese nur umzusetzen!

So betrifft mein erster Antrag Gender Budgeting, denn ohne geschlechterbewusste Erstellung des Budgets ist es nicht möglich, bei den öffentlichen Ausgaben für Frauen und Männer ausgewogen auf verschiedene Prioritätensetzungen zu reagieren. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von GRin Sandra Frauenberger.)

Frau GRin Frauenberger! In welchem Ausschuss findet Gender Budgeting eigentlich statt? Wir haben die verschiedenen Ausschüsse systematisch über Maßnahmen und vorhandene Konzepte befragt, und die Antwort war unisono: Das haben wir nicht, das ist aber eine super Anregung! Die Ausschüsse wären also eigentlich dafür, wie ich meine, das ist aber leider noch nicht durchgedrungen.

Ich bringe mit meinem Kollegen Dr Fritz Aichinger folgenden Antrag zum Gender Budgeting ein: Er betrifft Voraussetzungen für effektives Gender Budgeting, ein Fünfjahresbekenntnis zur Umsetzung und zur effektiven Transparenz, was implizit auch eine entsprechende Ressourcenausstattung und eine institutionelle Verankerung mit Kompetenzzuständigkeit auf institutioneller Ebene erfordert: 

„Die amtsführenden Stadträtinnen und Stadträte der Wiener Stadtregierung mögen jedes Jahr per Stichtag 30. Juni den jeweiligen Ausschüssen des Gemeinderats in Form eines schriftlichen Berichtes darlegen, welche Schritte betreffend Gender Budgeting in ihrem jeweiligen Ressort bereits vorgenommen wurden und welche konkreten Schritte eine höhere Chancengleichheit tatsächlich bewirken konnten. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung beantragt.“ – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Mein nächster Antrag betrifft gender-sensible Pädagogik und Berufsorientierungsangebote. Gender-sensible Pädagogik ist eine notwendige Maßnahme, die angesichts der Tatsache ergriffen werden muss, dass Frauen die meisten Probleme in den Bereichen Arbeitssuche und Wiedereinstieg haben. Die Konfrontation mit diesen Problemen führt zur abnehmenden Motivation und auch zur Isolation vom Arbeitsmarkt. Frauen werden in die typischen Frauenberufe gedrängt und übernehmen stereotype Rollenbilder. Spezielle Berufsorientierung würde die Suche nach geeigneten Berufen vereinfachen und sich außerdem effizienter auf den Arbeitsmarkt auswirken. Folgendes Maßnahmenpaket bitten wir umzusetzen:

„Erstens: Umsetzung und Implementierung einer gender-sensiblen Pädagogik im Rahmen einer Berufsorientierung mit dem Schwerpunkt auf 10- bis 14-Jäh-
rige, so dass die geschlechtspezifische Auswahl der Berufsbildung abgebaut wird.

Zweitens. Erstellung eines jährlichen Berichts des Stadtschulrates über die Maßnahmen pro Schulstandort und Klasse, um sicherzustellen, dass die Maßnahmen im Lehrplan und im Unterricht des Wiener Pflichtschulbereiches auch umgesetzt werden. Erarbeitung einer Antizipationsstudie für den Wirtschaftsstandort Wien und dessen Umgebung zwecks Evaluierung, welche Berufsfelder künftig an Bedeutung gewinnen beziehungsweise verlieren werden. Jährliche Aktualisierung dieser Evaluierung durch Beauftragung einer einschlägigen Arbeitsmarktforschung im WAFF. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP)

Unser nächster Antrag betrifft Gender Mainstreaming in der Forschung. Gender Mainstreaming bezeichnet den Versuch, die Gleichstellung der Geschlechter auf allen gesellschaftlichen Ebenen herzustellen und durchzusetzen. Beide Geschlechter sollen explizit in die Konzeptgestaltung einbezogen werden. Allerdings zeigt allein die Tatsache, dass Frauen im Bereich der Forschung drastisch unterrepräsentiert sind, wie stark die Männerdomäne in diesem Bereich ist. Die Richtlinien für Bundesauftragsforschung, festgehalten in dem Leitfaden "Wie kommt Gender in die Forschung?", müssen auch in Wien eingehalten werden.

Daher stellen wir folgenden Beschlussantrag: 

„Die zuständigen amtsführenden Stadträte mögen dafür Sorge tragen, dass die Richtlinien des Bundes ’Wie kommt Gender Mainstreaming in die Forschung?’ bei allen Auftragsforschungen, welche die Stadt vergibt, eingehalten werden. 

In formeller Hinsicht bitten wir um Zuweisung.“ – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Jetzt komme ich zur Tragik in diesem Zusammenhang, nämlich zur Situation von Frauen auf dem Wiener Arbeitsmarkt. – Ich muss es wiederholen, obwohl wir heute schon genug davon gehört haben, aber es ist einfach zu erschütternd: Während der Bundestrend einen Rückgang der Arbeitslosigkeit von Frauen gegenüber dem Vorjahr von 3,9 Prozent ausweist und es seit 1999 eine Steigerung von 7 Prozent gibt, ist in Wien die Zahl der aktiv beschäftigten Frauen seit 1999 um 0,4 Prozent gesunken. Das ist eine drastische Abweichung von der gesamtösterreichischen Entwicklung! Seit dem Amtsantritt von Bgm Häupl hat Wien 35 000 Ar-
beitsplätze verloren. Seit dem Amtsantritt von Bundeskanzler Schüssel hat Österreich 200 000 Arbeitsplätze dazu gewonnen. (Zwischenruf von GR Dr Matthias Tschirf. – StRin Dr Monika Vana: Seit Schüssels Amtsantritt wird pro Tag eine Frau arbeitslos!) Darauf gehe ich jetzt gar nicht ein! Zeigen Sie mir diese Quelle! (Beifall bei der ÖVP.) Zeigen Sie mir die Quelle, dann diskutieren wir darüber!

Wien liegt mit einem Beschäftigungswachstum von 0,01 Prozent pro Jahr auf Platz 33 von 38 europäischen Großstädten. Das Interessante dabei ist aber: Zwei von drei Frauen, die in Wien arbeitslos sind, finden in Oberösterreich einen Arbeitsplatz. Während die Bundesregierung im Rahmen des Beschäftigungsförderungsgesetzes einen Frauenschwerpunkt gestartet hat, 15 300 Frauen zusätzlich an Qualifizierungsmaßnahmen des AMS teilnehmen und der Wiedereinstieg der Frauen mit einer Eingliederungsbeihilfe gefördert wird, schaut es in Wien anders aus: In Wien schafft nur jede zweite Frau den Wiedereinstieg nach der Elternkarenz, und lediglich ein Drittel bekommt eine geringfügige Beschäftigung. Die Frauenarbeitslosenquote liegt im EU 15-Durchschnitt per März 2006 laut Eurostat bei 9,5 Prozent, in Gesamtösterreich bei 5,2 Prozent. Wien ist hingegen anders: Hier liegt die Quote bei 10 Prozent.

Nicht genug damit: Die Frauen sind in Wien auch noch am längsten arbeitslos. Die Verweildauer beträgt hier durchschnittlich 147 Tage, im gesamtösterreichischen Durchschnitt sind es 108 Tage. Das ist ein großer Unterschied! Die Arbeitslosigkeit ist international in den ländlichen Gebieten normalerweise höher als in Großstädten. Wien bildet eine Ausnahme, und zwar die einzige Ausnahme: Wien schlägt alle Bundesländer und alle anderen Großstädte! (Beifall bei der ÖVP.)
Wir wissen alle – das steht auch auf Ihrer Homepage –, dass die individuelle Freiheit von Frauen durch ihre ökonomische Unabhängigkeit gesichert ist. Aber auch wenn ich mich noch so bemühe und noch so positiv denke, kann ich eigentlich nicht wahrnehmen, inwiefern das der gesamten Wiener Stadtregierung etwas wert ist. Denn wie kann Ihr erklärtes Ziel betreffend Existenzsicherung von Frauen und Individualisierung bei dieser Arbeitslosigkeit angesichts der Tatsache, dass Frauen in Wien noch immer um ein Drittel weniger verdienen, und in Anbetracht der extrem großen Frauenarmut umgesetzt werden?

Dr Fritz Aichinger und ich bringen daher einen Beschlussantrag zur Bekämpfung der Frauenarbeitslosigkeit und Frauenarmut ein. Von Arbeitslosigkeit und Armut sind Frauen deutlich stärker betroffen als Männer, obwohl die gleichen Qualifikationsmöglichkeiten und Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt herrschen sollten. Arbeitsuchende und Wiedereinsteigerinnen haben teilweise sehr große Schwierigkeiten, einen ihrer Ausbildung adäquaten Platz zu finden. Die Komplikationen sind natürlich vorprogrammiert: All das führt zusätzlich noch zu Enttäuschung und Depressionen. Es gibt also psychologische Auswirkungen und Existenzängste. Um das zu verhindern, müssen drastische Maßnahme gesetzt werden.

Wir stellen daher folgenden Beschlussantrag: 

„Die zuständigen Stadträtinnen und Stadträte mögen dafür Sorge tragen, dass gezielte Wiedereinstiegsprogramme gestaltet und angeboten werden mit Nachmittagsbetreuung für Frauen und Kinder und alleinerziehende Frauen, ein spezieller Maßnahmenkatalog zur Bekämpfung der Frauenarbeitslosigkeit und Frauenarmut, Beratung und Unterstützung, um nicht in die Falle Frauenarmut zu tappen. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Ich komme jetzt zu einer kurzen Zusammenfassung. (GR Godwin Schuster: Wir haben auf die Problematik der Einführung des Kindergeldes hingewiesen!) Ich werde Ihnen jetzt ein paar Worte zum Kindergeld sagen! (Weiterer Zwischenruf von GR Godwin Schuster.)
Zum Kindergeld: Seit Einführung des Kindergeldes werden Frauen das erste Mal als Mütter anerkannt! Das erste Mal wird die Arbeit der Frauen für die gesamte Gesellschaft und für die gesamte gesellschaftliche Zukunft mit dem Kindergeld honoriert. – Wenn Sie mich fragen, was ich am liebsten hätte, dann sage ich Ihnen: Dass die Frauen, die ein Kind bekommen, 80 Prozent ihres Letztgehaltes erhalten oder 65 Prozent wie in Deutschland, bis zu einer gewissen Grenze. Das Kindergeld war aber immerhin ein erster Schritt. Was aber haben Sie gemacht? Was war Ihr Schritt? – Ihr Schritt war null! (Beifall bei der ÖVP. – GR Heinz Hufnagl: Das Kindergeld hat das Karenzgeld ersetzt! Warum sagen Sie dann, dass es vorher nichts gab?)
Das Kindergeld in der heutigen Form, in der heutigen Höhe und mit der heutigen Dauer ist einmalig und erstmalig! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von GR Godwin Schuster.)

Ich sage Ihnen etwas: Regen Sie sich nicht über das Kindergeld auf! Es gibt in meinen Augen auch Verbesserungsmöglichkeiten. Aber setzen Sie einmal um, was hier zu machen ist! Dann bin ich total happy! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte jetzt gerne kurz zusammenfassen, weil ich wirklich der Hoffnung bin, dass steter Tropfen vielleicht auch einmal bei der Wiener Stadtregierung den Stein höhlt: Welchen Problemen sehen sich die Frauen in Wien am häufigsten ausgesetzt? – Armutsgefährdung, Frauenarbeitslosigkeit, 92 Prozent der Teilzeitbediensteten und 70 Prozent der geringfügig Beschäftigten sind Frauen, Frauen haben den niedrigsten Satz der Sozialhilfe in Wien und das in Anbetracht der Teuerungsrate, der Gebührenerhöhung und der Kosten für einen Kindergartenplatz. Die Qualifikation der Frauen ist in Wien deutlich schlechter als in anderen Bundesländern. Es gibt zu wenig Betreuungseinrichtungen. Gleiches Einkommen bei gleicher beruflicher Qualifikation ist noch immer ein Wunschtraum. (GR Godwin Schuster: Sonntagsreden sind schön!) Frauen in Führungspositionen sind unterrepräsentiert, das zeigt auch die niedrige Frauenquote in Spitzenfunktionen des öffentlichen Dienstes. Migrantinnen haben es nach wie vor besonders schwer, und behinderte Frauen stoßen noch immer auf vielfältige Barrieren. (Beifall bei der ÖVP.)
Damit niemand sagt, dass wir keine Lösungen vorschlagen: Angesichts dieses Problemkatalogs sehe ich kristallklar eine ausreichende Zahl an Hauptansatzpunkten für eine moderne, urbane Frauenpolitik in dieser Stadt. Sie können es ja jetzt beweisen, und dann besprechen wir das Kindergeld extra!

Zu unseren Vorschlägen: Bildungsoffensive für Frauen in Wien. Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen, mindestens das letzte Kindergartenjahr gratis. – Ich fände es schön, wenn der gesamte Kindergarten gratis wäre. – Erleichterung des Wiedereinstiegs nach der Karenz. Weiterbildung im Rahmen des AMS, die sich am Bedarf des Arbeitsmarktes orientiert und nicht Beschäftigungstherapie ist. Gleiches Einkommen bei gleicher Qualifikation. Die Integration behinderter Frauen in den Arbeitsprozess muss gezielt unterstützt werden. In diesem Zusammenhang wäre unter anderem die Stadt Wien aufgefordert, in ihren Unternehmen und in den affinen Unternehmen endlich die Quoten nach dem Behinderteneinstellungsgesetz zu erfüllen. (Beifall bei der ÖVP.)
Wie Sie sich vorstellen können, stimme ich dem Rechnungsabschluss nicht zu, weil die Sozialdemokratie der Frauenpolitik nicht den Stellenwert zukommen lässt, der ihr zusteht. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Strobel. – Bitte schön. 

GRin Elfriede Strobel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Geschätzte Frau Stadträtin! Werte Damen und Herren!

Ich möchte zunächst auf die letzten Ausführungen von Frau Mag Feldmann eingehen: Die Behinderteneinstellungsverpflichtung wird im Magistrat und auch im KAV übererfüllt. Probleme haben wir zum Beispiel nur bei der Feuerwehr und bei den Wiener Linien, aber ansonsten wird diese Verpflichtung übererfüllt!

Zu Ihren Problemen bezüglich Gender Budgeting: Frau GRin Frauenberger hat vorhin erklärt, dass durch das Zusammenspiel der Projektstelle in der Magistratsdirektion und der Gender-Budgeting-Kompetenz, die in der Finanzverwaltung verankert ist, nun konsequent ein Weg beschritten wird, der Gender Budgeting in Wien weiter zum Gleichstellungsinstrument ausbaut. Jeder Budgetvoranschlag wird nach Gender-Kriterien beurteilt, und für das Jahr 2007 ist zusätzlich auch die Einführung eines Wiener Gender-Budgeting-Index geplant, der europäische Standards der Indikatorenbewertung erfüllt. – Das wollte ich einmal zu Ihren Ausführungen gleich zu Beginn sagen.

Nun freue ich mich, heute aus unserer Geschäftsgruppe über eine Leistungsbilanz in den Bereichen Frauenfragen, Konsumentenschutz, Märkte berichten zu dürfen, die sich wirklich sehen lassen kann.

Zunächst zum Bereich Frauen: Ich möchte hier mit dem im August 2005 vorgelegten Situationsbericht "Frauen in Wien" beginnen, der die spezifische Lebenssituation von Frauen und Mädchen anhand von zehn Themenschwerpunkten wie zum Beispiel Beruf, Gesundheit, Wohnen oder Bildung in unserer schönen Wienerstadt beleuchtet hat. – Das Ergebnis zeigt, dass die Frauen in der Bundeshauptstadt durch bessere Ausbildung auch höhere Einkommen haben und sich somit Beruf und Familie auch besser vereinbaren lassen als anderswo in Österreich. Ich meine, darauf können wir Wiener SozialdemokratInnen stolz sein, denn dass Wien im Österreichvergleich besser abschneidet, ist das Ergebnis unserer konsequenten Frauenpolitik hier in Wien.

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hinweisen, dass noch immer ein österreichweiter Frauenbericht der Bundesregierung fehlt, obwohl in der Regierung eigentlich zwei Damen für die Frauenpolitik verantwortlich sind, nämlich die Sozialministerin und die Gesundheits- und Frauenministerin. Zum Trost dafür gibt es aber – lassen Sie mich das ein bisschen zynisch sagen – einen Männerbericht, der wahrscheinlich auch als Ausrede dafür dient, warum die Unterschiede der Einkommen von Frauen und Männern in Österreich noch größer geworden sind beziehungsweise immer mehr Frauen in atypische Beschäftigungsverhältnisse gezwungen werden, mit denen sie nicht genug zum Leben verdienen et cetera et cetera. 

Nun zurück zum Wiener Situationsbericht: Der Frauenanteil an der Wiener Bevölkerung beträgt 52,5 Pro-
zent, das sind 839 541 Frauen, und wir sind stolz auf unsere Frauenerwerbsquote von 77 Prozent gegenüber 64,2 Prozent in Österreich insgesamt.

Zudem können wir auf die bestausgebildete Frauengeneration aller Zeiten verweisen. Daher bestimmen Frauen auch selbstbewusst über ihr Leben. So ist zum Beispiel die ein Leben lang währende Ehe nicht mehr die vorherrschende Lebensform, und immer mehr Frauen entscheiden sich für eine Lebensgemeinschaft als Form des Zusammenlebens.

Trotzdem – das kann niemand wegleugnen – haben wir im Sinne von Chancengleichheit noch jede Menge zu tun.

Immer noch entscheiden sich die Mädchen nämlich beispielsweise bei der Berufswahl sehr stark für geschlechtsspezifische Berufe. Daher unterstreicht der Bericht die Bedeutung von speziellen Programmen, die darauf abzielen, bestehende Berufsorientierungsmuster zu durchbrechen.

So war etwa der Töchtertag, der am 28.4.2005 stattgefunden hat, ein Tag der Rekorde. Es haben immerhin 110 Unternehmen und 2 000 Mädchen an diesem Rekordtag teilgenommen. Im Hinblick darauf haben wir nicht geglaubt, dass es 2006 noch eine Steigerung geben wird, 2006 haben jedoch 130 Unternehmen und 2 800 Töchter daran teilgenommen. Die Mädchen können hier neue und untypische Ausbildungswege, eventuell im technischen oder naturwissenschaftlichen Bereich, kennen lernen. Und ich denke, die starke Steigerung der Zahl der daran teilnehmenden Unternehmen zeigt, dass die Wirtschaft erkannt hat, welches Potential für die Zukunft in den Mädchen steckt. – Ich mache am Töchtertag auch Unternehmensbesuche und bin immer wieder begeistert, mit welcher Freude und Lust sich die Mädchen beteiligen. Es ist wirklich eine Freude, da dabei sein zu dürfen!

Dass wir in Wien das dichteste Netz an Kinderbetreuungseinrichtungen haben, ist mit ein Grund für die hohe Frauenerwerbstätigkeit. Vielfältige Möglichkeiten zur Aus‑ und Weiterbildung für Frauen sind in Wien selbstverständlich, aber es ist leider ein Faktum, dass die konservative Frauenpolitik seitens der Regierung problematisches Kindergeld gibt, statt Betreuungseinrichtungen oder die Ganztagsschule zu forcieren.

Wer sind die Frauen, die in Wien von Arbeitslosigkeit betroffen sind? – Es sind vor allem die niedrig qualifizierten Frauen sowie Wiedereinsteigerinnen nach Kinderbetreuungsunterbrechung oder Berufswiedereinsteigerinnen. Wir sind sehr erfreut über den Rückgang der Frauenarbeitslosigkeit, wenngleich für uns jede einzelne arbeitslose Frau natürlich um eine zu viel ist. Aber genau da setzen wir in Wien ja an! Wir haben hier eingehakt, und wir sehen, dass die Programme des WAFF, die wir gemeinsam mit dem AMS machen, bereits greifen. 60 Prozent aller Teilnehmer an den WAFF-Maßnahmen sind Frauen, insgesamt waren es 85 000 in den letzten zehn Jahren. 20 000 davon haben ausschließlich an für Frauen bestimmten Maßnahmen teilgenommen; die Stadt hat diese speziellen Maßnahmen konzipiert und mit einem zusätzlichen Budget ausgestattet, um die Jobchancen für die Frauen weiter zu verbessern. Im Jahr 2005 gab es 4 Millionen EUR und im Jahr 2006 gibt es 4,8 Millionen EUR für diese Konzepte, die wir in die Hand nehmen. Unter diesen Konzepten sind zum Beispiel “NOVA“, “NOVA Karenz“, “FRECH – Frauen ergreifen Chancen“ oder “AMANDAS MATZ“ zu nennen.

Außer dem Situationsbericht hat unsere Stadträtin im November 2005 auch das “Wiener IFES-Frauenbaro-
meter“ präsentiert, und man konnte feststellen, dass vie-
le Frauen Kind und Job vereinen wollen und sagen, dass die Qualität von Kinderbetreuungseinrichtungen in Wien gut ist. Aus Frauensicht sind hier die pädagogische Qualität und eine ausreichende Anzahl an Betreuerinnen wichtig. 

Dieser Frauenbericht sagt noch etwas ganz Neues aus, was mir als älterer Dame natürlich gleich in die Augen sticht: Noch immer tragen 80 Prozent der Frauen die Hauptverantwortung für die Führung und Organisation der Hausarbeit. – Das ist ja etwas ganz Neues! Diesbezüglich haben wir Frauen noch viel Arbeit, denn vieles davon muss natürlich im familiären Bereich geschehen.

Dass es viele Wissenslücken betreffend das Kinderbetreuungsgeld gibt, wurde in diesem Bericht auch festgestellt: Zum Beispiel waren nur rund einem Viertel der Betroffenen der Verfall des Kündigungsschutzes während der vollen Bezugsdauer des Kinderbetreuungsgeldes bekannt. – Kein Wunder! Wir SozialdemokratInnen fordern vehement eine Flexibilisierung des Kindergeldes, was eine wesentliche Erleichterung für alle Frauen wäre. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Frauenabteilung in Wien subventioniert Fraueneinrichtungen und Gender-Projekte: 2005 waren es zum Beispiel 32 Fraueneinrichtungen aus den Bereichen Gewaltprävention, Integration, Arbeitsmarkt, Mädchenarbeit und Gesundheit, außerdem hat sie 43 Vereine im Rahmen von Kleinprojekten mit gender-spezifischen Programmen unterstützt. Diese Möglichkeit, kleinere Vereine bei kurzfristigen Vorhaben wie Symposien oder Veranstaltungen zu unterstützen, war 2005 mit 109 000 EUR dotiert. 20 Vereine befanden sich 2005 – was sehr erfreulich ist –bereits in der Dreijahresförderung, was für die Vereine Sicherheit und bessere Planbarkeit bedeutet.

Ferner werden vier Frauenhäuser mit 164 Wohnplätzen von der Stadt Wien subventioniert. 2005 ist die Subvention durch erfolgreiche Umstrukturierungsmaßnahmen bei steigender Qualität – das muss man auch immer dazu sagen – gleich geblieben. Es ist Aufgabe des Vereins, misshandelten Frauen und ihren Kindern Unterstützung und Hilfe zu geben. Leider verzeichnete und verzeichnet der Verein, wie ich gehört habe, auch heuer wieder steigende Zulaufzahlen. Die Frauen sind zwar jetzt schon deutlich weniger bereit, Gewalt still in den eigenen vier Wänden zu erdulden, aber es sind leider immer noch viel zu viele.

578 Frauen und 528 Kinder lebten im Vorjahr in den vier Häusern. 3 059 Notrufe gingen ein. In der ambulanten Beratungsstelle fanden 6 195 Beratungskontakte statt. 47 Frauen und ihren Kindern konnten wir mit Nachbetreuungswohnungen des Vereines weiterhelfen. Das Nachbetreuungsmodell des Vereins “Wiener Frauenhäuser“ liefert auch in dieser schwierigen Phase wertvolle Unterstützung, und die Zahl der Nachbetreuungswohnungen soll bis 2010 verdoppelt werden. Derzeit gibt es 25 Wohnungen für Frauen und Kinder, und die Kosten von 50 Wohnungen werden sich auf knapp 100 000 EUR belaufen.

Leider haben die vom Bund finanzierten Interventionsstellen mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen. So werden auf Grund unzureichender finanzieller und personeller Ausstattung durch das Innen- beziehungsweise Frauenministerium die Bezirke 18, 19, 21 und 23 noch immer nicht betreut. Das ist ein unhaltbarer Zustand und eine enorme Belastung für das gesamte Wiener Gewaltschutzsystem! Gott sei Dank sind die Bezirke 15, 17 und 22 jetzt wieder betreut.

Vom 25.11. bis 10.12.2005 wurden in der Stadt die Antigewalt-Fahnen mit dem Slogan “Frei leben ohne Gewalt“ als Zeichen gegen die Gewalt von unserer StRin Mag Wehsely und Polizeipräsident Dr Stiedl gemeinsam gehisst. Es wurde betont, dass Misshandlung kein privates Schicksal ist, welches man erdulden muss, sondern ein strafrechtliches Vergehen, gegen das vorzugehen ist. In diesem Zusammenhang wurde auch gesagt, dass die Polizei wieder 2 000 Betretungsverbote ausgesprochen hat, und auch hier ist die Tendenz leider nach wie vor steigend.

Was uns im Rahmen dieser Gewaltdebatte freut, ist, dass ab 1. Juli das seit Jahren geforderte Anti-Stalking-Gesetz in Kraft tritt, für welches Wien wirklich wesentliche Vorarbeit geleistet hat. Es ist zwar nicht der Weisheit letzter Schluss, weil das Opfer zuerst einen Antrag bei Gericht stellen muss und erst dann von der Polizei geschützt werden kann. Wir wissen, dass das Kraft kostet, aber es ist dies eine Schutzmaßnahme mehr gegen Gewalt, und in diesem Fall nicht nur für Frauen, denn auch Frauen können, wie wir wissen, Stalkerinnen sein. 

Zurück zur Frauenabteilung: Die Herausgabe von Informationsmaterial ist natürlich einer ihrer Schwerpunkte. Es wurden zum Beispiel der Frauenratgeber, der zuerst erwähnte Situationsbericht, Sicherheitstipps für Mädchen und Frauen oder der Erziehungsratgeber und vieles mehr publiziert.

Das Wiener Mädchentelefon, das nun schon seit Herbst 2004 besteht, ist ein großer Erfolg und wird gerne angenommen. Bis Jahresende haben sich insgesamt 8 700 Mädchen und junge Frauen im Alter zwischen 13 und 16 Jahren an das Mädchentelefon gewandt, eine wirklich erfreuliche Anzahl! Hier geht es um Themen wie Liebe, Sexualität, Gesundheit oder Beziehungsprobleme, die mit den Mitarbeiterinnen besprochen werden können und für die man sich Rat und Hilfe holen kann.

Weil wir gerade beim Thema Mädchen sind und es dabei um meinen Heimatbezirk geht, möchte ich ein bisschen von der Brigittenau sprechen: Am vorigen Donnerstag konnten wir in der Brigittenau den ersten geschlechtssensibel gestalteten Mädchenpark Wiens eröffnen. Das Motto war: “Mehr Mädchen im öffentlichen Raum!“, und das Projekt wurde von den Mädchen einer nahe liegenden Schule gemeinsam mit der Jugendplattform Brigittenau, wo wir eine sehr engagierte Bezirksrätin und Jugendbeauftragte haben, dem Stadtgartenamt und der Gebietsbetreuung initiiert, geplant und fertig gestellt. Wichtigstes Ziel ist es, die Chancengleichheit für Mädchen und Burschen bei der Nutzung der Parks zu fördern.

Am 8. März 2005, also am Internationalen Frauentag, waren 1 500 Wienerinnen beim erstmals durchgeführten Open-House-Tag für Frauen im Wiener Rathaus. Sie konnten sich bei einer Informationsausstellung über alle Themen, die sie bewegen, von Vereinbarkeit von Familie und Beruf über Gesundheit, Selbstverteidigung et cetera informieren. An diesem Tag wurde der vorher schon erwähnte Frauenratgeber in einer Auflage von 7 000 Stück bereits am Morgen bei den wichtigen 
U-Bahn-Stationen verteilt. Im Laufe des Tages wurden auch noch 1 500 Stück verteilt, und insgesamt sind somit 8 500 Frauen damit ausgestattet, was eine ganz schöne Summe ist, auf die man stolz sein kann.

Die beeindruckende Ausstellung “Frauen gedenken anders“ wurde im Gedenkjahr 2005 auf dem Platz vor dem Museumsquartier platziert. Während auf Bundesebene in erster Linie Männer gefeiert wurden, holte diese Wiener Ausstellung die Leistungen und Errungenschaften der vergangenen 60 Jahre von und für Frauen vor den Vorhang. Mit dieser Ausstellung hat die Stadt gezeigt, dass die gesellschaftspolitischen Entwicklungen über den Mythos der Trümmerfrauen hinaus stark auch durch Frauen geprägt waren.

Bereits seit 1999 ist die Frauenabteilung in ihrem Arbeitschwerpunkt “Frauen sichtbar machen“ bestrebt, bedeutende österreichische Frauen und deren Leistungen öffentlich bekannt zu machen und viele Namen vor dem Vergessen zu retten.

Wir Sozialdemokratinnen haben es uns nämlich als Ziel gesetzt, dass Wien die frauenfreundlichste Stadt Europas in einer Gesellschaft wird, die Frauen und Männern gleiche Arbeits- und Lebenschancen bietet, und wir sind auf dem besten Weg dorthin: Frauen verdienen eine Zukunft, die sie mitgestalten können, in der sie die Gewinnerinnen sind, damit alle Frauen einmal sagen können: In Wien lebt es sich am besten! (Beifall bei der SPÖ.)
Lassen Sie mich nun noch zu anderen Themen unseres Ressorts kommen wie zum Beispiel unseren Wiener Märkte, die durch die Entwicklung im Bereich der Nahversorgung natürlich starke Konkurrenz haben. Wir setzen daher in Wien auf Investitionen in die Märkte und auf gutes Marketing. Wir haben entsprechend den Wünschen der Kunden, der Standler beziehungsweise der Wirtschaft in einer neuen Marktordnung die Öffnungszeiten angepasst, um für die Zukunft vorzusorgen, und wir haben die Tarife und Gebühren für den Einzelhandel und die Gastronomie wirtschaftlich fair gestaltet. 

Im April 2005 wurden – um jetzt wieder auf unser Marketing zu kommen – im Rahmen einer Fachtagung von MarktmanagerInnen aus der ganzen Welt bei einem Symposium Aufgaben und Perspektiven der städtischen Marktverwaltung diskutiert. Ein zentrales Ergebnis war, dass Marktmarketing unerlässlich ist. Diesbezüglich ist die Stadt Wien ein Vorbild für viele andere Kommunen.

Unser Vermarktungskonzept ist die gemeinsame Marke, nämlich “Die Wiener Märkte“, die bei den Wiener-
Innen inzwischen bekannt ist und gerne angenommen wird. Davon konnte ich mich bei unserer Marktkampagne auch heuer wieder überzeugen, die wir mit Chefkoch Werner Matt auf allen Märkten veranstalten und bei der tolle Rezeptideen in einer Box abholbereit sind. – Wir geben für diese Kampagnen jährlich zwischen 400 000 EUR und 500 000 EUR aus.

Im Jahr 2005 hat der Hannovermarkt sein 100-jähriges Bestehen gefeiert, und das konnte er bereits im frischen Erscheinungsbild tun.

Die MitarbeiterInnen des Marktamts achten im Rahmen ihrer umfangreichen Kontrolltätigkeit auf die Einhaltung der zum Schutz der KonsumentInnen erlassenen gesetzlichen Vorschriften im Lebensmittel- und im Gewerbebereich, sie verwalten unsere Wiener Märkte und zwar sehr gut.

Während der Löwenanteil unseres intensiven Investitionsprogramms 2005 für das Fleischzentrum für den Großmarkt Inzersdorf zur Verfügung gestellt wurde, wurden auch Förderungen für Revitalisierungsmaßnahmen auf dem Meidlinger Markt und dem Brunnenmarkt und am Marktamtsgebäude auf dem Naschmarkt, das unter Denkmalschutz steht, vorgenommen.

Unsere 21 Wiener Detailmärkte beherbergen 900 ständige Marktbetriebe, 600 tageweise Händler wie auch Bauern und Bäuerinnen sowie 4 000 Arbeitnehmer-
Innen und erwirtschaften einen Umsatz von 300 Mil-
lionen EUR und damit 4 Prozent des Gesamtumsatzes des Wiener Handels.

Nun zur MA 38, unserer Lebensmitteluntersuchungsanstalt: Dort wurden im Jahr 2005 immerhin 12 700 Le-
bensmittelproben untersucht, bei denen es zum überwiegenden Teil keinen Grund zur Beanstandung gab. Mit dem Wiener Ernährungsservice hat die MA 38 eine tolle Helpline, die 2005 von 24 000 WienerInnen genutzt wurde.

Nun zum Veterinäramt der Stadt Wien: In 427 Betrieben wurden 7 000 Kontrollen durchgeführt. Seit 1. Jänner 2005 ist der Wiener unabhängige Tierschutzombudsmann Hermann Gsandtner im Amt, und die WienerInnen nehmen diese Ombudsstelle gerne an. Unter dem Motto “Tierschutz – Naturschutz – Umweltschutz“ hat auch ein Tierschutzaktionstag in Schönbrunn mit einem buntem informativen Programm und 15 000 Besuchern stattgefunden. Erstmals wurden 2005 auch Wiener Tierschutzpreise überreicht. Die fünf Wiener Tierschutzpreise mit einem Gesamtwert von 4 000 EUR ergingen an engagierte WissenschaftlerInnen für ihre ausgezeichnete Arbeit im Bereich des Tierschutzes.

Das neue Internetservice “www.tierschutzinwien.at“ hilft bei Reisen mit Heimtieren. Das ist ein tolles Service: Ein- und Ausreisebestimmungen für 35 Urlaubsländer sind hier per Mausklick abrufbar. Und die Wiener Tierschutztage auf dem Rathausplatz, die erst vorige Woche wieder stattfanden, sind ein Highlight und Treffpunkt für Tierfreunde.

Somit möchte ich zum Abschluss allen Mitarbeiter-
Innen im Stadtratbüro und in den Magistratsabteilungen ein ganz, ganz herzliches Dankeschön für ihren Einsatz sagen, und das insbesondere in Anbetracht dessen, dass viele im Hintergrund und unbedankt ihre Tätigkeit verrichten. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich erteile Herrn GR Herzog das Wort. (GR Mag Rüdiger Maresch: Oje! – Zwischenruf von GR Mag Christoph Chorherr.) 

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Der allgemeine Jubel der Grünen ist mir sicher, wie ich bemerke. Da bricht bei mir helle Freude aus!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe nicht die Absicht, eine ähnlich lange Rede zu halten, keine Sorge!

Ich möchte auf etwas eingehen, was Herr VBgm Rieder heute in der Früh eingangs unter anderem gesagt hat. – Er hat festgestellt, dass seiner Meinung nach der Zuwanderungsstopp keine Lösung der Probleme sei. Des Weiteren hat er gesagt, dass die Integration eine Notwendigkeit sei und dass die Sprachkenntnis den Schlüssel zur Lösung dieser Probleme darstellt.

Ich meine, der Zuwanderungsstopp allein ist deswegen kein Allheilmittel, weil es eben keine Allheilmittel gibt, und es gibt auch keine alleinigen Lösungen. Für eine gedeihliche Entwicklung in unserer Stadt kann der Zuwanderungsstopp aber durchaus hilfreich sein.

Überlegen wir einmal, wie die gegebenen Zustände in Österreich und in unserer Stadt sind. – Österreich ist mit einer noch immer stärker werdenden unkontrollierten Masseneinwanderung konfrontiert. Instrumente der Einwanderung sind das Asylwesen, der Familiennachzug und die vor allem in Wien noch immer gängige inflationäre Einbürgerungspraxis. Seit dem Beginn der Regierung Schüssel ist die Zuwanderung aus dem Ausland massiv angewachsen. 2000 haben sich 21 587 Fremde neu in Österreich niedergelassen. 2005 hat das Zentrale Melderegister nach einem Höchststand 2004 von über 60 000 Fremden 54 285 Neuanmeldungen aus dem Ausland registriert. Insgesamt sind in dieser Regierungszeit 300 000 Personen nach Österreich eingewandert. Mit Jahresbeginn 2006 hatten 814 000 ausländische Staatsangehörige, also Nichtösterreicher, ihren Hauptwohnsitz in Österreich. Bundesweit beträgt der Anteil der Menschen, die nicht im Land geboren wurden, knapp 15 Prozent.

Nun zur Sprache, die der Herr Vizebürgermeister richtigerweise als Schlüssel der Lösung anpreist: Dazu ist leider zu sagen, dass in den Wiener Volksschulen im Schuljahr 2005/2006 durchschnittlich 43,4 Prozent an Schülern mit nichtdeutscher Muttersprache eingeschrieben waren, in den Hauptschulen waren es sogar 50,6 Prozent, sie stellen also bereits die Mehrheit. Ein erfolgversprechender Unterricht ist unter solchen Bedingungen mit Sicherheit längst nicht mehr möglich, wie man ja aus der Praxis weiß, auch wenn man es nicht gerne zugibt.

Ohne politische Gegensteuerung wird sich die Situation immer weiter verschärfen. Eine Studie der Österreichischen Akademie der Wissenschaften hat ergeben, dass der muslimische Bevölkerungsanteil am raschesten wächst. Muslime werden zur Jahrhundertmitte ein Viertel der Gesamtbevölkerung ausmachen, bei den unter 14‑Jährigen werden sie in der Mehrheit sein. In Wien werden die jugendlichen Österreicher bereits um 2015, also in neun Jahren, in die Minderheit geraten. Nur Träumer können eigentlich noch glauben, dass angesichts einer solchen Entwicklung eine Integration gelingen kann, die bis jetzt nicht gelungen ist! (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun.) 

Das bedeutet, dass es jedes Jahr 54 000 bis 60 000 Zuwanderer gibt, das ist mehr als die Einwohnerschaft von St Pölten, und das jährlich! Bei solchen Zuwanderungszahlen kann Integration auf Dauer nicht gelingen, und sie ist bisher auch nicht gelungen. Wir glauben aber, dass es sehr wohl Möglichkeiten zur Linderung der Situation gibt, selbstverständlich durch einen Einwanderungsstopp, wie auch immer dieser gestaltet wird. Ganz wichtig ist aber unserer Meinung nach auch eine Revision des großzügigen Aufenthaltsgesetzes von 1992, das die Familienzusammenführung erst zum Ansturm werden ließ.

Weiters hat der Herr Vizebürgermeister festgestellt, dass Integration eine Notwendigkeit ist. Er hat völlig Recht. Diesbezüglich steht er aber wohl im Gegensatz zur offiziellen sozialdemokratischen Politik und zur Politik der Frau StRin Wehsely. Wenn man im STEP 05 nachliest, dass stellt man nämlich fest, dass die Sozialdemokraten nunmehr Diversität statt Integration betreiben. Das hat sich anscheinend noch nicht bis zum Herrn Vizebürgermeister durchgesprochen! – Ich finde, das Wort Diversität ist von den Sozialdemokraten ungemein geschickt gewählt! Die Verwendung des wissenschaftlichen Wortes Diversität sichert der sozialdemokratischen Mehrheit weiterhin völlige Unkenntnis der Wählerschaft, was dieses Wort bedeuten könnte, weil außerhalb der politischen Klasse niemand mit einem solchen Wort etwas anfangen kann. Dieser sehr geschickt gewählte Begriff verhüllt somit im Wesentlichen die eigenen Ziele oder zumindest jene, die Frau Wehsely hat, dass nämlich die Anpassung der Einwanderer an Sprache, Kultur, Sitten und Gebräuche der Einheimischen durch die Gleichrangigkeit von Sprachen und Kulturen ersetzt wird. Das bedeutet in der Folge und letztendlich eine gleichberechtigte Förderung aller Sprachen und Kulturformen zu Lasten des Deutschen.

Meine Damen und Herren! Eine solche Politik der offenen Tür stößt allerdings in ganz Europa an. Überall wird eine Kehrtwendung vollzogen, in den Niederlanden, in Frankreich, in Deutschland, in Dänemark. Im Wesentlichen gibt es viele Maßnahmen, unter anderem insofern, als keine Zuwanderung ohne Sprachkenntnisse des Gastlandes möglich ist, oder durch eine Einschränkung der bisher ziemlich ausufernden Familienzusammenführung in vielen europäischen Staaten.

Die Vorgänge in Frankreich, in den Niederlanden und vor allem in England haben die im wahrsten Sinne des Wortes brennenden Probleme erwiesen. Wien hat im Gegensatz dazu erfreulicherweise eine friedliche Gegenwart. Dennoch muss man sich sehr wohl fragen: Ist Wien anders? Wird diese Situation in Wien auf Dauer so fortbestehen? Oder ist Wien nicht nur anders, sondern sind wir schlicht und einfach um eine Reihe von Jahren hinter den Zuständen und Entwicklungen anderer Städte und anderer Regionen zurück?

Ich hoffe, dass das nicht der Fall ist! Ausschließen kann das aber niemand. Das muss man in aller Deutlichkeit sagen. Noch ist Zeit, um Maßnahmen zu treffen. Noch ist Zeit, um die Eingliederung der integrationswilligen Zuwanderer, aber nicht anderer, zur forcieren und zu betreiben, ohne dass es eine Zuwanderung von 50 000 bis 60 000 Personen pro Jahr gibt und ohne dass damit, wenn das so weiter geht, eine Integration verunmöglicht wird und folglich die Ziele der Diversität von Frau Wehsely im Sinne der Gleichrangigkeit von Sprachen und Kulturen Wirklichkeit werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir müssen nach dem Vorbild Dänemarks, Hollands, Frankreichs, aber auch Deutschlands die Zuwanderung stoppen und einschränken, um unter den gegebenen Umständen eine zukünftige friedliche Entwicklung in unserer Heimatstadt zu gewährleisten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen!

Es ist immer wieder eine Herausforderung, nach einem Kollegen oder einer Kollegin aus der FPÖ-Fraktion zum Thema Integration und Diversität reden zu sollen. Diese Herausforderung nehme ich immer wieder auf mich, nicht so freiwillig, aber wie auch immer.

Nur zwei Anmerkungen zu den Ausführungen der 
F-KollegInnen zum Bereich Integration und Diversität. (GR Johann Herzog: Ich war nur einer! Das war keine Personenmehrheit! Ich habe allein gesprochen!) - Nein, auch Ihre Kollegin hat vorher geredet, Ihr Kollege, entschuldigen Sie, zwei Kollegen von der FPÖ-Fraktion. (GR Johann Herzog: Sie sind die "KollegInnen" schon so gewohnt, dass Sie gar nicht mehr anders können!) Ja, wir sind Frauen in der Politik tatsächlich sehr gewohnt! 

Der erste Punkt ist, es ist immer wieder sehr aufschlussreich, wenn freiheitliche Politiker und Politikerinnen sozusagen ihre Sorge zum Ausdruck bringen, zur Minderheit zu werden. (GR Johann Herzog: Ganz im Gegenteil!) Ich denke mir, dort, wo die Sorge davor, zur Minderheit zu werden, so groß ist, geht es den Minderheiten und Minderheitsangehörigen wahrscheinlich nicht so gut, weil sonst hätten Mehrheitsangehörige nicht so große Angst davor, zur Minderheit zu werden. Das als erster Punkt.

Der zweite Punkt, was Ihr Kollege vorhin in gewohnter Manier, also von den freiheitlichen Kollegen gewohnt, wieder einmal gemacht hat, war, bei der Einwanderungsfrage alles Mögliche und Unmögliche in einen Topf zu schmeißen und Asylwerber, Familiennachzug, Arbeitsmigration und noch ein paar Punkte durcheinander zu mischen. Wir sind der Meinung, dass diese Punkte genau getrennt gehören, weil nicht jede Grenzüberschreitung auch dauerhafte Einwanderung bedeutet. Nicht nur nationalrechtlich, sondern auch völkerrechtlich sind Asyl-
werber und Asylwerberinnen einfach anders zu behandeln als beispielsweise Arbeitsmigranten und Arbeitsmigrantinnen. Das nur zur Klärung.

Aber bevor ich zum Integrations- und Diversitätsthema komme, möchte ich zuerst die drei Anträge meiner Fraktion einbringen, die von meiner Kollegin Monika Vana angekündigt wurden.

Der erste betrifft Berichte zum Wiener Gender-Budgeting-Prozess. Wir bringen diesen Antrag ein, weil schöne Worte über Gender Budgeting unserer Meinung nach zu wenig sind. Wir haben jahrelang einen Gender-Budgeting-Prozess gefordert und sind auch sehr zufrieden, dass es endlich zu diesem Prozess gekommen ist. Wir verlangen aber, dass nicht nur schöne Reden gehalten werden, dass in Wien ein Gender-Budgeting-Prozess stattfindet, sondern dass dessen Entwicklungen sowohl im Budgetvoranschlag als auch im Rechnungsabschluss der Stadt Wien dargestellt werden. Daher stellen mein Kollege Martin Margulies und ich im Namen unserer Fraktion den Beschluss- und Resolutionsantrag, der eben dieses Ziel verfolgt. 

Gleichzeitig beantragen wir die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Der zweite Antrag betrifft die Förderung der Chancengleichheit mittels Wirtschaftsförderung. Ich werde nicht allzu viele Worte dazu verlieren, weil er inhaltlich schon von meiner Kollegin Monika Vana ausreichend begründet wurde. Bei diesem Antrag geht es um mehr Chancengleichheit zwischen Frauen und Männern, dass Kriterien zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern in Betrieben stärker berücksichtigt werden und dass die Wiener Wirtschaftsförderung an diese Kriterien gekoppelt wird.

Auch bei diesem Antrag beantragen wir die Zuweisung an den zuständigen Gemeinderatsausschuss.

Der dritte Antrag betrifft die Errichtung einer dauerhaft finanzierten niederschwelligen Beratungs- und Betreuungseinrichtung für Sexarbeiterinnen. Es wurde schon angesprochen, dass zwei Equal-Projekte dazu bis jetzt durchgeführt wurden beziehungsweise noch werden, wovon das eine Projekt zeitlich befristet ist, weshalb wir der Meinung sind, dass eine auf Dauer abgesicherte niederschwellige Beratungsstelle für alle Sexarbeiterinnen in Wien etabliert und finanziert werden sollte.

Auch bei diesem Antrag beantragen wir die Zuweisung an den zuständigen Gemeinderatsausschuss.

Nun zum Bereich Integration und Diversität: Der Punkt, wo mein Vorredner von den Freiheitlichen Recht hat, ist, dass sich zumindest das angekündigte Diversitätskonzept von seiner Vorstellung von Integration maßgeblich unterscheidet. Auch unter Integrationspolitik verstehen wir GRÜNE eigentlich nicht eine so genannte Eingliederung in eine Mehrheitsgesellschaft, womit letztendlich eine Assimilation gemeint ist, sondern was mit der Wiener Diversitätspolitik geschehen sollte (GR Dr Herbert Madejski: Integrationspolitik heißt das!), und das wurde zumindest angekündigt, ist die Akzeptanz der Tatsache, dass moderne Gesellschaften divers sind, also aus unterschiedlichen Gruppen mit unterschiedlichen Lebensentwürfen bestehen. Genauso wie ein heterosexueller Lebensentwurf nicht besser ist als ein homosexueller Lebensentwurf, ist eine andere Muttersprache als Deutsch nicht schlechter oder minderwertiger als die Muttersprache Deutsch. Von dieser Tatsache geht Diver-
sitätspolitik aus.

Wir sind der Meinung, dass Diversitätspolitik in Wien viel konkreter durchgesetzt werden sollte. Das ist auch unsere Kritik an der Wiener SPÖ, dass sich die Diversitätspolitik bis jetzt hauptsächlich in einer Ankündigungspolitik erschöpft hat. Nun, wo es seit über eineinhalb Jahren eine zuständige Magistratsabteilung in Wien dafür gibt, die nun auch mit einer anderen Magistratsabteilung, die für die Einbürgerung zuständig ist, zusammengeführt wurde, nach dieser langen Zeit, wo es offiziell sowohl eine Diversitätspolitik als auch eine Diversitätsabteilung gibt, kann es keine Ausrede geben, dass es keine konkrete Diversitätspolitik gibt.

Wir finden, es gibt keine klare Linie in der Diversitätspolitik. Es gibt keine Konzepte. Es gibt keine Ziele. (GR Johann Herzog: Da haben Sie ausnahmsweise Recht!) Was es gibt, ist ein Sammelsurium von Einzelmaßnahmen, die einzeln sehr wohl Sinn machen können und auch Sinn machen. In diesem Zusammenhang erwähne ich zum Beispiel die Sprach- und Alphabetisierungskurse, bei denen wir übrigens nach wie vor mit Sorge, aber auch sehr aufmerksam verfolgen und verfolgen werden, dass das Prinzip der Freiwilligkeit beibehalten wird, was unserer Meinung nach sehr wichtig ist. Es gibt also sehr wohl sinnvolle Maßnahmen, die im Bereich der Diversitäts- und Integrationspolitik vom zuständigen Ausschuss und danach vom Gemeinderat beschlossen werden. Es gibt aber kein Gesamtkonzept. Wo will die Stadt Wien in fünf oder in zehn Jahren sein? Was will die Stadt Wien mit der Diversitätspolitik erreichen? Was sind die konkreten Ziele? Was sind die konkreten Etappen? Wann will man wo stehen?

Als meine Kollegin Monika Vana ihre Rede zur Frauenpolitik gehalten hat und gesagt hat, sie fragt sich, welchen Zeitrahmen sich die Stadt gibt, welche Ziele die Stadt bei der Frauenpolitik hat oder wo die aussagekräftigen Daten sind, war das für mich fast ein Déjà-vu, weil ich mir gedacht habe, auch bei der Integrations- und Diversitätspolitik schaut es eigentlich so aus, es gibt keine aussagekräftigen Daten. Die Stadt Wien weiß zum Beispiel, soweit wir wissen, bis heute nicht, wie viele Menschen mit einer anderen Muttersprache beziehungs-
weise mit einem Migrationshintergrund in den Magistratsabteilungen und in den stadtnahen Betrieben Beschäftigung gefunden haben. Die Stadt Wien hat bis heute kein Ziel, was die Sichtbarmachung von Migranten und Migrantinnen im Magistrat betrifft. Die Stadt Wien ergreift keine konkreten Maßnahmen, um zum Beispiel den Migranten- und Migrantinnenanteil im Magistrat zu erhöhen. Die Stadt Wien spricht aber ständig von der Diversitätspolitik. 

Ich gebe Ihnen nur ein Beispiel: Ich habe letzte Woche mit einer Migrationsforscherin geplaudert, die derzeit versucht, unterschiedliche Integrationskonzepte von österreichischen und deutschen Städten zu vergleichen. Sie hat gesagt, was sie sehr fasziniert, ist, dass sie im Fall von deutschen Städten sehr viele Papiere, sehr viele Integrationskonzepte, Integrationsleitbilder von Städten gefunden hat, und im Fall von Österreich eigentlich kaum welche, aber seit Jahren ständig von der Integration die Rede ist. Das hat sie zu der Aussage mir gegenüber veranlasst: „In Österreich wird ständig von Integration gesprochen, aber es ist kein Konzept dahinter." (GR David Lasar: Das ist richtig!) Sie fragt sich, welche Integrationspolitik Österreich oder Wien machen will, ohne zu definieren, was gesellschaftliche, sozialwirtschaftliche, arbeitsmarktmarktpolitische Integration bedeutet, ohne Ziele vor sich zu haben, ohne konkrete Maßnahmen zu ergreifen, konzertierte Maßnahmen, um diese Ziele zu erreichen. (GR Johann Herzog: In Deutschland funktioniert das doch offensichtlich genauso wenig wie in Österreich! Weder in Berlin noch in Hamburg oder sonstwo!)
Das ist also unsere Kritik an der Stadt Wien und an der absolut regierenden SPÖ. Wir verlangen mehr als nur schöne Sonntagsreden. Wir wollen eine konkrete Diversitätspolitik sehen und erleben. Auf meine Frage im Gemeinderatsausschuss, der auch für Integration zuständig ist, was jetzt das genaue Diversitätskonzept der Stadt Wien ist, hat die Antwort der Frau Stadträtin gelautet: „Frau Kollegin, lesen Sie meine Presseaussendungen!" Das zeigt eigentlich relativ klar, wie verschwommen da mit Diversitätspolitik, mit dem Begriff Diversität umgegangen wird. Es ist also kein Konzept dahinter beziehungsweise sollte eines dahinter sein, würden wir es endlich gern hören, weil wir es seit längerer Zeit einfordern, aber keines präsentiert wird. Wie gesagt, ein Sammelsurium von bloßen Einzelmaßnahmen, wo man selber nicht weiß, wohin man mit diesen Einzelmaßnahmen kommen will, seien es auch nur einzeln sinnvolle Maßnahmen wie Sprachkurse, Alphabetisierungskurse und so weiter, verdient den Namen Diversitätspolitik nicht.

Frau Stadträtin, Sie können diverse NGOs und Menschen, die in diesem Bereich zuständig sind, fragen, vor allem, wenn sie finanziell von der Stadt Wien nicht abhängig sind, oder vielleicht auch in einem Vieraugengespräch. Viele von ihnen werden Ihnen, denke ich, sagen, weil das das ist, was wir immer wieder hören, das ist eine Feigenblattpolitik, da wird nicht wirklich Konkretes gemacht, sondern das sind eigentlich eher Werbemaßnahmen, mit denen man sagt, man betreibe eine konkrete Politik. Das ist zu wenig! 

Wir sind natürlich gewillt, eine ernst gemeinte Integrationspolitik zu unterstützen. Das ist unsere Linie. Das merkt man auch an unserer Arbeit, an unseren Beschlüssen im Gemeinderat, aber auch im konkreten Integrationsausschuss, denke ich. Das müssen wir nicht beweisen. Aber Sie müssen konkrete Maßnahmen ergreifen! Ich hoffe, dass wir in Zukunft nicht solche Antworten wie „Lesen Sie doch meine Presseaussendungen, dann bekommen Sie mit, was mein Konzept ist!" bekommen, weil auch aus den Presseaussendungen leider kein wirkliches zusammenhängendes Konzept hervorgeht! Also bitte ich Sie, uns in Zukunft mit einer konkreten Diversitäts- und Integrationspolitik zu beglücken - unter Anführungszeichen. In der Hoffnung, dass das sehr bald passieren wird, bedanke ich mich für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Mag Ekici, bitte.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sie merken aus den Beiträgen, die Integrationsdebatte hat nunmehr auch die Bundeshauptstadt Wien voll erfasst. Von allen Verantwortlichen der SPÖ-Stadtre-
gierung wird immer wieder beteuert, Integration sei ein wichtiges und zentrales Thema. Es wurde heute vom Finanzstadtrat Dr Rieder wieder unterstrichen, was an und für sich sehr erfreulich ist. Aber nur zu sagen, Integration ist wichtig, ist uns zu wenig! Ich frage mich, sehr geehrte Frau Stadträtin, wo das von uns seit langem geforderte Integrationskonzept bleibt. In diesem Zusammenhang freue ich mich, dass auch die GRÜNEN gemerkt haben, dass Wien kein Integrationskonzept hat. Leider kann die Stadt trotz zahlreicher Lippenbekenntnisse so ein Konzept nicht vorweisen, was ich sehr bedaure, denn ohne ein Integrationskonzept, das auch den Namen verdient, wird nicht nur die Trennlinie zwischen Migranten und den alteingesessenen Bürgern und Bürgerinnen verstärkt, sondern dies scheint dann unüberwindbar zu werden. Denn will die Stadt Wien in der Integrationspolitik erfolgreich sein, dann muss sie ein zielgerichtetes und flächendeckendes Integrationskonzept haben, das sich vom Kindergarten bis in den Erwachsenenbereich zieht. Vor allem müssen die gesetzten Ziele immer wieder evaluiert werden, damit die Arbeit auch zielführend ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist sehr bedauerlich, dass in Wien sinnvolle und wirkungsvolle Integrationsarbeit nicht stattfindet. Vor allem ist das den marktpolitischen Überlegungen und der Wahltaktik der SPÖ zu verdanken. Wenn die Wiener SPÖ weiterhin vorgaukelt, wir sitzen hier auf einer Insel der Seligen, ist das eine grob fahrlässige Regierungspolitik der derzeitigen SPÖ-Politik! (Beifall bei der ÖVP.)

Zweifellos ist Wien von Gewaltausbrüchen wie in Berlin und Pariser Vororten weit entfernt. Dennoch wirft diese Problematik Fragen auf, die nach entsprechenden Antworten suchen. Realitätsverdrängung und fromme Sprüche haben ausgedient. Wenn die SPÖ-Verant-
wortlichen wie erst kürzlich der Herr Bürgermeister persönlich, behaupten, dass es in Wien kein Integrationsproblem gibt, betreiben die Sozialdemokraten eine enorme Realitätsverweigerung! Wir von der ÖVP-Wien glauben zwar nicht, dass Panikreaktionen angesichts der Integrationsproblematik angebracht sind, zumal sie auch mit einem gut durchdachten Integrationskonzept verhindert werden könnten, aber vom Schönreden, wie es die SPÖ betreibt, haben alle Betroffenen nichts.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich heute vielleicht einige Bereiche herausgreifen:

Ein wichtiger Bereich ist beispiellos der Sprachbereich. Sprache ist nicht nur ein Kommunikationsmittel, sondern sie öffnet auch die Tür zur Gedanken- und Gefühlswelt einer Kultur. Ludwig Wittgenstein hat einmal gesagt: „Die Grenzen meiner Sprache bedeuten die Grenzen meines Seins." Er bezog das zwar eher auf die Unzulänglichkeit von Sprache als Mittler der Gedanken, der Satz passt aber auch auf die Wirklichkeit von Menschen, die schon sehr lange hier leben und sich auf Grund von Sprachdefiziten sozusagen abkapseln und untereinander bleiben. Die Kenntnisse der Landessprache sind ohne Zweifel eine wichtige Voraussetzung für Integration. Jede Maßnahme in dieser Richtung ist selbstverständlich zu unterstützen und zu begrüßen. Auch ist es erfreulich, dass es in Wien viele Kursangebote gibt. Aber nur Quantität allein ist uns zu wenig, auch die Qualität muss stimmen!

Ich frage Sie, sehr geehrte Frau Stadträtin: Gibt es in Wien eine Bedarfserhebung bezüglich Deutschkursen? Werden die Lernfortschritte der Teilnehmerinnen und Teilnehmer erfasst? Gibt es eine Evaluierung der Subventionsbewirtschaftung? Werden Teilnehmer und Teilnehmerinnen nach Absolvierung der Deutschkurse weiter betreut? Ich glaube nicht. 

Im Integrationsausschuss wird bezüglich Sprachförderung eine Budgetüberschreitung nach der anderen beschlossen. Nicht einmal die zuständige Stadträtin weiß, wie viele Budgetüberschreitungen es in Zukunft geben wird. Wenn es Ihnen wirklich ein Anliegen ist, dass MigrantInnen sich in Wien sprachlich integrieren, dann muss rasch ein Konzept her. Ich fordere eine gezielte Förderung von Kursen statt einer Verteilung im Gießkannenprinzip. Gezielte Evaluierung, wie schon angekündigt beziehungsweise schon genannt, und Förderung der qualitativ besten Kurse sind die richtigen Schritte. 

Auch muss das Prinzip "Fördern und Fordern" in Zukunft im Rahmen der Integrationspolitik an Bedeutung gewinnen, nicht nur, weil es sich ökonomisch rechnet, sondern auch, weil es die richtigen Anreize setzt, die eigene Integration als ein wichtiges und kostbares Gut wertzuschätzen und ernst zu nehmen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie schon ausgeführt, ist für die ÖVP-Wien der wichtigste Hauptansatzpunkt die sprachliche Ausbildung, nichtsdestotrotz ist die Integrationspolitik für uns mehr als nur Sprachförderung. Auch in den Themen "Bildung zweiter, dritter Generation", "Erwerbstätigkeit", "Wohnsituation", "Gesundheitsbereich" und "Frauen" gibt es Handlungsfelder, bei denen diese Stadtregierung nichts oder nur wenig Zielführendes unternommen hat. In diesem Zusammenhang möchte ich vor allem die Bildung als Integrationsmotor hervorheben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Innovationsfähigkeit einer Gesellschaft hängt wesentlich von Qualifikation und Bildungsstand der Bevölkerung ab. Die Ergebnisse der PISA-Studie belegen die Abhängigkeit des Bildungserfolgs von der sozialen Herkunft und verweisen darauf, dass das Bildungspotential, insbesondere auch von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund, nicht ausgeschöpft wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Auch Sie dürfen klatschen. Nur der SPÖ-Bildungs- und Integrationspolitik ist es zu verdanken, dass es zu einer starken Vernachlässigung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund gekommen ist. Damit legt diese Stadtregierung den Grundstein hinsichtlich der Probleme für die zweite und dritte Generation. Denn die SPÖ hat es verabsäumt, rechtzeitig die erforderlichen Maßnahmen im vorschulischen, schulischen und beruflichen Bereich zu setzen! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie verhindern, dass diese Generation sich von ihrem Geburtsland mehr und mehr wegentwickelt und dann Probleme hat, sich im Arbeitsleben zu integrieren, dort Fuß zu fassen. Die Jugendarbeitslosigkeit ist in Wien dementsprechend groß. Das hat heute schon Herr Finanzstadtrat Dr Sepp Rieder angeführt und unterstrichen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, was der Herr Finanzstadtrat weiters getan hat, war, sich hier hinzustellen und in gewohnter SPÖ-Manier Absichtserklärungen und Ankündigungen abzugeben. Das ist eigentlich nichts Neues. Neu wäre für mich gewesen, wenn er uns Ergebnisse von schon gesetzten Maßnahmen präsentiert hätte. Aber was man nicht getan hat, kann man auch nicht präsentieren. Wie immer klaffen Theorie und Praxis bei der SPÖ weit auseinander. Die SPÖ-Stadtregierung hat es anscheinend nicht verstanden, dass eine gute Bildungs- und Integrationspolitik auch präventive Sozial- und Sicherheitspolitik ist. Mich wundert es, dass eine Partei, die in ihren politischen Konzepten wie der Drogen- oder Sicherheitspolitik so stark auf Prävention setzt, diesen Ansatz in der Integrationspolitik mehr oder weniger vergisst. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, anders ist es nicht zu erklären, warum es zum Beispiel in der Sucht-, Drogen- und Gewaltprävention vor allem für die zweite und dritte Generation noch immer keine Maßnahmen gibt. Tatsache ist, dass hier eine nicht unbedeutende Gruppe von Mitmenschen heranwächst, die ihre Zukunft in Wien sehen und zunehmend an der Gesellschaft teilhaben wollen. Gelingt es nicht, den Jugendlichen Perspektiven und Chancen zu bieten, ist zu erwarten, dass große Spannungspotentiale entstehen. 

Ein Bereich, den ich in diesem Zusammenhang für sehr wichtig halte und in der Integrationsarbeit vermisse, ist die Elternarbeit. Die Aufklärung der Eltern über den Zusammenhang von Sprachkenntnissen, abgeschlossener Schulbildung und künftigen Berufschancen muss effizienter gestaltet werden. Die ÖVP-Wien betreibt eine vorausschauende und lösungsorientierte Politik und hatte vor kurzem ein Integrationskonzept für Kindergarten und Pflichtschulkinder vorgelegt. Meine Kollegin, StRin Katharina Cortolezis-Schlager, ist sehr ausführlich auf das Thema eingegangen und hat das sehr gut veranschaulicht. 

Lassen Sie mich aber noch einmal die Eckpfeiler, liebe Kollegin Korun, hier nennen, um es nochmals ins kollektive Gedächtnis der SPÖ zu holen: Gratiskindergartenjahr, Vorverlegung der Schuleinschreibgespräche, gleichmäßige Verteilung der Integrationslast im Kindergarten- und Schulbereich, maximal ein Drittel der Schulkinder mit Migrationshintergrund und mangelnden Deutschkenntnissen in einer Klasse, flächendeckende Nachmittagsbetreuung, nur um hier einige zu nennen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, viele Migrantenkinder werden ihrer Zukunft beraubt, weil die SPÖ-Stadtregierung und der Stadtschulrat das Problem unter den Teppich kehren! Das Bildungssystem muss streng nach dem Grundsatz "Jedes Kind ist wichtig, keines bleibt zurück." handeln, was ich aber leider sehr vermisse! (Beifall bei der ÖVP.)
Bedenken Sie, sehr geehrte Frau Stadträtin, wie viel an Folgekosten damit verhindert und erspart werden kann. Das heißt, Sie sollten unsere Vorschläge umsetzen, damit Sie endlich einmal einen integrationspolitischen Schritt in die richtige Richtung tun! Daher, sehr geehrte Frau Stadträtin, springen Sie einfach über Ihren Schatten und setzen Sie bitte unsere Vorschläge um! (Beifall bei der ÖVP.)
Noch ein wichtiger Bereich, den ich ansprechen möchte, ist der Wohnbereich. Internationale Beispiele haben gezeigt, damit es in Ballungszentren nicht zu Verwahrlosung, Kriminalität, aber auch nicht zu ausländerfeindlichen Übergriffen kommt, müssen sich die Maßnahmen dieser Stadtregierung vermehrt auf eine Integrationsförderung im Wohnumfeld konzentrieren. Hier muss ich wieder auf Versäumnisse der SP-Stadtregierung hinweisen, denn leider hat Wien eine Wohnpolitik verabsäumt, die auf eine gesunde Durchmischung setzt. So haben wir schon lange Maßnahmen gefordert, wie zum Beispiel die schrittweise Öffnung der Gemeindebauten, was erst auf Druck der EU vor kurzem geschehen ist. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist falsch!) - Das ist richtig, sehr geehrte Frau Stadträtin! Was ist da falsch? (GR Christian Oxonitsch: Das ist falsch! Das wissen Sie ganz genau!) Es ist eine EU-Richtlinie gewesen, die Sie veranlasst hat, das umzusetzen, nichts anderes! (GR Christian Oxonitsch: Das hat doch damit nichts zu tun!)
Nichtsdestotrotz versucht die SPÖ, alles beim Alten zu belassen, denn anders ist es nicht zu erklären, warum Wohnungsbewerber entweder abgewiesen oder ihnen falsche Informationen gegeben werden. Nehmen Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, endlich zur Kenntnis, dass Gemeindebauten keine exterritorialen Gebiete der Stadt sind! Die Versorgungslage von Migranten mit Wohnraum stellt jedenfalls ein sozialpolitisches Problem dar, welches langfristig ein gesellschaftspolitisches Konfliktpotential in sich birgt. Integration im Wohnbereich ist nötig, um einer Reihe von Folgeproblemen entgegenzuwirken. Ohne einen Stadtentwicklungsplan im Integrationsbereich und einen Gesinnungswandel in der Haltung der SP-Stadtregierung hinsichtlich der Gemeindebauten wird es leider nicht gehen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir von der ÖVP-Wien fordern, dass jene Projekte und Vereine verstärkt gefördert und forciert werden müssen, die den Dialog und das Miteinander mit der Mehrheitsgesellschaft fördern. Tatsache ist, dass oft reine Projekte gefördert werden, bei denen die Migranten unter sich bleiben. Nur wenn eine effiziente Durchmischung gegeben ist, kann es zu einem Dialog und zu einem konfliktfreien Miteinander kommen. Erst auf diesem Wege kann man die Entstehung von Parallelgesellschaften verhindern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zum Integrationsbudget selbst kann ich nur sagen, dass sich darin die allgegenwärtige Planlosigkeit im Integrationsbereich widerspiegelt! Dadurch kommt man sich wie in einem Irrgarten vor. Das Integrationsbudget ist untransparent, verschleiert und nicht aussagekräftig! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Stürzenbecher, bitte.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Angesichts der fortgeschrittenen Zeit und auch weil ich der letzte Redner vor der Stadträtin bin, kann ich nicht auf alle Argumente eingehen. Wenn ich auf jedes absurde Argument und auf jede nicht nachvollziehbare Zahlenangabe, etwa von der ÖVP, eingehen würde, müsste ich bis Mitternacht reden, wenn ich für jedes Argument nur eine Minute verwenden würde. (GR Rudolf Stark: Kein Problem!) Das will ich wirklich niemandem zumuten. In diesem Sinne werde ich darauf verzichten. 

Ich möchte nur ganz kurz replizieren, weil von Seiten der FPÖ, von Herrn Lasar, gesagt wurde: „Ihre Politik der Zuwanderung". Grundsätzlich ist die Zuwanderung beziehungsweise ob und inwieweit es Zuwanderung gibt, eine Bundessache. Das sage ich einmal ganz wertfrei. Und die FPÖ ist von den letzten sechs Jahren fünf Jahre in der Bundesregierung gesessen und hat schon mit der Zuwanderung zu tun gehabt, vor allem dahin gehend, dass die Saisonierzuwanderung und nicht eine geordnete Zuwanderung in hohem Maße zugenommen hat. Dass sich die Saisonierzuwanderung verdoppelt oder verdreifacht hat, ist natürlich für alle ArbeitnehmerInnen sehr schlecht. Die lehnen wir auch ab und die haben Sie zu verantworten, Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ! (Beifall bei der SPÖ.) 

Fünf Jahre in der Bundesregierung haben Sie das mitzuverantworten! Das sollte man schon deutlich sagen! Auf die anderen Argumente kann ich, wie gesagt, jetzt nicht wirklich auf alle eingehen.

Zur Kollegin Ekici: Ihre Argumentation im Wohnbereich ist einfach grundfalsch. (GRin Mag Sirvan Ekici: Was soll daran falsch sein?) Seit 2001 gibt es die sanfte Öffnung der Gemeindebauten im Rahmen von Notfallswohnungen. Das hat sich durch die EU-Richtlinie nicht wesentlich verändert. Also das ist längst in sinnvollem Ausmaß, nicht überfallsartig und nicht unkontrolliert, wie es die GRÜNEN wollen, geschehen und wird weitergemacht. Die deutsche höchst renommierte Zeitschrift "DIE ZEIT" hat den Wohnbereich und die Wohnpolitik von Wien auch als äußerst vorbildhaft für ganz Europa dargestellt. Das spricht auch für sich.

Zur Kollegin Korun möchte ich sagen, weil sie gesagt hat, Integration kann nicht Eingliedern sein, das ist insofern eine interessante Argumentation, denn wenn du im Lexikon nachschaust, wirst du feststellen, Integration heißt eben Eingliederung, in unserem Fall eine sinnvolle, gleichberechtigte Eingliederung von Menschen, die zugewandert sind, in unsere Gesellschaft. Das ist Integration, das ist Eingliederung. Deshalb ist die Argumentation, die von den GRÜNEN gekommen ist, Eingliederung sei Assimilation, grundfalsch. 

Auch die Argumentation, es gäbe kein Konzept in Österreich und man beruft sich auf irgendein nebuloses Geplauder mit dem Immigrationsforscher, kann ich nicht nachvollziehen. Sehr viele offizielle Gespräche mit Vertretern aus Deutschland und anderen europäischen Ländern haben bewiesen, dass die Wiener Konzeption der Integrations- und Diversitätspolitik oft als Vorbild gesehen wird und darauf können wir stolz sein! (GRin Mag Alev Korun: Wo steht das? Wo kann man das nachlesen?) 

Die Studie "Europaforum" zum Beispiel enthält Eckpfeiler dafür. Dort sind ganz konkrete Eckpfeiler und konkrete Konzepte dargelegt. (GRin Mag Sirvan Ekici: Sagen Sie sie uns bitte!) Diese Studie kann ich Ihnen jetzt nicht vorlesen, weil sonst stehen wir um Mitternacht noch da. Aber Sie können es nachlesen, wenn Sie sich die Mühe machen. Jedoch machen Sie sich in der Regel nicht die Mühe, dass Sie Sachen, die vorliegen, nachlesen und damit kommt auch diese mangelhafte Argumentation von Ihnen! (Beifall bei der SPÖ.)
Grundsätzlich ist zum Thema Spracherwerb schon vieles gesagt worden. Es ist unbestritten, dass für eine Integrationspolitik, die erfolgreich sein will, der erfolgreiche Spracherwerb wichtig ist. Genau das macht die Stadt Wien mit ihren Deutschkursen, die sehr gut angenommen werden. In Zusammenarbeit mit Arbeiterkammer, WAFF und Volksbildungswerk bemühen wir uns höchst erfolgreich, erstens zu informieren, was es gibt und zweitens zu motivieren, weil beim Spracherwerb für jeden, der einmal eine Fremdsprache gelernt hat, die Motivation sehr wichtig ist. Deshalb sind wir nach wie vor der Meinung, dass es effizienter und besser ist, das ohne direkten gesetzlichen Zwang, sondern auf freiwilliger Basis, aber mit Motivation zu machen. Faktum ist, dass die Sprachkurse von Wien wesentlich besser angenommen werden als die Sprachkurse des Bundes. Das spricht für unsere Konzeption. 

Es gibt Basisdeutschkurse, Alphabetisierungskurse vor allem für Personen, die andere Schriftsysteme gewohnt waren, Kurse für jugendliche Seiteneinsteiger-
Innen, Integration in Kindergärten und wir haben 2005 die Spracherwerbsmaßnahmen gegenüber den Vorjahren verdoppelt, sie konnten auf 6 000 Fälle gesteigert werden. Der Förderungsschwerpunkt "Eltern & Schule" ist erfolgreich. Das Konzept "Mama lernt Deutsch" hat 2 100 Kursplätze zu je 150 Stunden. 2 400 Kursplätze gibt es im Rahmen von "Start Wien" zu je 300 bis 600 Stunden. Wir haben also ein umfassendes Angebot, das sich sehr positiv von den Angeboten des Bundes abhebt. Die MA 20 mit ihren Willkommensmappen und Orientierungsgesprächen sei erwähnt. Vor allem die persönlichen Gespräche, die sehr wichtig sind. 

Etwas, das uns immer mehr beschäftigen wird, wird vom Verein Terra betreut, und zwar Beratungszentren für ältere MigrantInnen. Man muss bedenken, dass die ersten größeren Einwanderungswellen von den so genannten Gastarbeitern in den 60er und 70er Jahren waren. Also haben wir jetzt zunehmend schon ältere MigrantInnen und wollen diese durch Empowerment dazu bringen und befähigen, ihre Angelegenheiten möglichst selbstständig zu lösen. Dazu gibt es kostenlose Beratungen. 

Verein Interface, Verein zur Förderung der integrationsrelevanten Bildungsprojekte darf ich noch erwähnen, wo Kinder, Jugendliche und Erwachsene unterstützt werden, am sozialen Leben teilzunehmen. 

Insgesamt ist das Diversitätsmanagement beim Wiener Magistrat nach kurzer Zeit, nach eineinhalb Jahren, glaube ich, wirklich schon als Erfolg zu bezeichnen. In einer ganz normalen Magistratsabteilung wird Personal mit besonders vielen unterschiedlichen Sprachkenntnissen beschäftigt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kommen aus verschiedensten Herkunftsländern. Hier wird bewiesen, dass man Diversität auch als Chance sehen kann und ein erfolgreiches Diversitätskonzept, das die ÖVP leider nicht kennt, weil sie es nicht nachlesen will, umgesetzt wird. 

Eine ganz wichtige Sache, und hier sei auch wieder die Frau Kollegin Ekici erwähnt, was sie dazu sagt, ist das Wahlrecht für Zuwanderungen. Das wäre ein großer Fortschritt gewesen, aber das hat die ÖVP gemeinsam mit der FPÖ verhindert (GR Dr Matthias Tschirf: Verfassungswidrig!), auch im Verfassungskonvent, wo Vorschläge für eine dahin gehende Änderung der Bundesverfassung eingebracht worden sind. Man kann die Bundesverfassung ändern, Herr Kollege Tschirf, und dafür hat es konkrete Vorschläge im Österreichkonvent von Seiten der StRin Wehsely beziehungsweise von ihren Vertretern gegeben. Aber das hat die ÖVP rundweg abgelehnt! Also, Kollegin Ekici, wenn Sie das nächste Mal irgendwo in Communitys gefragt werden, warum es kein Zuwanderungswahlrecht auf Bezirksebene gibt, werden Sie wahrheitsgemäß sagen: „Weil es die ÖVP nicht will und ohne jedes gute Argument ablehnt." Das ist einfach so! (Beifall bei der SPÖ. - GR Heinz Hufnagl: Genauso ist es! - StR Dr Johannes Hahn: Das ist ein Blödsinn!)
Etwas, das wir heute Abend noch nicht diskutiert haben, ist die Antidiskriminierungspolitik, dass wir ein ausgezeichnetes Wiener Antidiskriminierungsgesetz haben, dass die Wiener Antidiskriminierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen jetzt schon seit über fünf Jahren eine ganz ausgezeichnete Arbeit in dieser Stadt für Schwule und Lesben leistet und dass wir alle Wiener Landesgesetzes durchforstet haben, ob es in den Bestimmungen noch Diskriminierungen gibt und soweit wir dabei welche festgestellt haben, diese beseitigt haben. Auch ein Mahnmal für homosexuelle Opfer und transgender NS-Opfer wird am Morzinplatz errichtet. Die Regenbogenparade, wie sie in Wien stattfindet, ist jedes Jahr wieder sehr beeindruckend. Das zum Thema Antidiskriminierung.

Personal: Wir haben die Lehrlingsausbildung nach wie vor als ganz wichtigen Schwerpunkt unserer Personalpolitik. Im Herbst 2005 sind 274 neue Lehrlinge bei der Stadt Wien aufgenommen worden, die eine hochqualitative Lehrlingsausbildung erhalten. Die Stadt Wien bildet derzeit 809 Lehrlinge in 31 Lehrberufen aus. Es ist besonders erfreulich, dass junge Frauen in vormals männertypischen Lehrberufen immer mehr aktiv sind und dass das besonders gefördert wird. Darauf kann Wien, glaube ich, stolz sein!

Die andere Sache ist, aber das geht jetzt zu weit, das Wiedereinsteigerinnenpaket. Gerade für Frauen in der Babypause ist es ganz wichtig, dass es Weiterbildungsangebote und bestmögliche Informationen gibt, weil das Kindergeld, wie es derzeit existiert, dazu dient, dass die Vereinbarkeit von Familie und Beruf eher negativ beeinflusst wird, dass man dieses Familiengeld, das man hier einsetzt, sicher mit einem besseren Konzept ausstatten könnte und dass man mit einem besseren Konzept, wie es beispielsweise in Schweden oder Norwegen ist, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf fördern könnte. Genau das geschieht durch das ÖVP-Konzept, wie wir es derzeit auf Bundesebene vorgegeben haben, nicht! 

Die Standesämter und Staatsbürgerschaftsämter arbeiten in Wien ganz ausgezeichnet. Wir haben 2005 12 748 Personen in Wien eingebürgert, um 4 078 weniger als im Jahr zuvor, also 24,2 Prozent, wobei ich ganz wertfrei sage, wie viele Einbürgerungen es gibt oder nicht gibt, hängt rein von den Bundesgesetzen ab, denn die Länder vollziehen bloß Bundesrecht.

Die Integrations- und Diversitätspolitik ist sicher kein leichtes Politikfeld, aber die Erfolge geben der Stadt Wien und StRin Wehsely Recht. Wir sind in diesem Bereich international anerkannt. Zustände wie in Paris im Jahr 2005 sind bei uns nach allgemeiner Einschätzung nicht möglich. Ich sage nicht, für alle Zeiten, denn wenn eine außerordentlich schlechte Politik von anderen betrieben würde, wäre das perspektivisch nicht vollkommen ausgeschlossen, aber so lange Sozialdemokraten in Wien regieren, ist es nach allgemeiner Einschätzung ausgeschlossen. Das ist kein Glück und kein Zufall, sondern Folge der Politik, dass man sich in allen Bereichen, in der Integrationspolitik, in der Wohnpolitik, in der Schulpolitik und in allen anderen Bereichen, bemüht, die Probleme, die es gibt, nicht zu leugnen, sondern zu lösen. Natürlich ist es beispielsweise dadurch, dass immer wieder LehrerInnen vom Bund gekürzt werden, negativ, aber wir versuchen, sachlich und intelligent die Probleme bestmöglich zu lösen. 

Wenn man heute in den Zeitungen liest, dass es zwei Parteien gibt, die sich auf eine absurde und geradezu unverantwortliche Art und Weise bemühen, sich in der Ausländerfeindlichkeit gegenseitig zu überbieten, dann stellen wir dem ganz eindeutig unsere Politik entgegen, eine sachliche, humanistische zielorientierte und bevölkerungsnahe Politik, die die Probleme löst, die auf das Miteinander und nicht auf das Gegeneinander setzt! In diesem Sinne darf ich sagen, dem Rechnungsabschluss kann man mit guten Gründen zustimmen! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau StRin Wehsely, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ein paar Bemerkungen zunächst zu den Kolleginnen von den GRÜNEN: Es liegt in der Natur der Sache und ist eine Selbstverständlichkeit, dass es Aufgabe der Opposition ist, und da möchte ich mich auch ganz ehrlich bedanken, immer wieder Forderungen zu stellen und sich nicht mit dem, was da ist, zufrieden zu geben. Das wäre auch vollkommen skurril, weil das natürlich die Rollenaufteilung ist. Da möchte ich mich für die konstruktive Zusammenarbeit bedanken, die es in den Bereichen sowohl mit der Frau GRin Vana als auch mit der Frau GRin Korun gibt.

Ein paar wenige Punkte: 

Ich habe gar nicht den Eindruck gehabt, und es ist mir wichtig, das darzustellen, dass die Frau Kollegin Frauenberger in ihrer Budgetrede irgendetwas schön redet. Da war meinem Eindruck nach irgendwie ein bisschen der Wunsch Mutter des Gedankens, weil ich den Eindruck gar nicht hatte, weil hier sehr klar Probleme auf den Tisch gelegt worden sind, nämlich der Wunsch, den du dabei gehabt hast, dass das sozusagen kommen muss, dass da irgendetwas schön geredet worden ist. Man muss aber auch Realitäten ins Auge blicken. Das bedeutet nicht, und das ist mir ganz besonders wichtig, sich mit Situationen zufrieden zu geben. Für mich ist jede Arbeitslose in dieser Stadt eine Arbeitslose zu viel. Tatsache ist aber auch, dass ein ganz wesentlicher Weg aus der Arbeitslosigkeit die Qualifikation ist und dass es natürlich daher gut, wichtig und richtig ist und in keinem Ausmaß so zielorientiert passiert, wie das in Wien der Fall ist, dass Frauen sinnvolle Qualifikationsmaßnahmen bekommen, um dann wieder den Einstieg in den Arbeitsmarkt zu finden und sie dabei auch von Seiten der Stadt Wien zu unterstützen. Das als Verschleierung der Statistik darzustellen, finde ich, ist einfach den Frauen gegenüber, die hier tätig sind, nicht fair. Du bist ja selbst im WAFF und kennst die Zahlen vielleicht sogar noch besser als ich, die zeigen, wie viel schneller Frauen den Wiedereinstieg in den Beruf schaffen, die solche Maßnahmen durch Wiener Steuergeld finanziert bekommen haben. Daher ist es hier keine Verschleierung, sondern schlicht und ergreifend eine Realität, dass die Arbeitslosigkeit gesunken ist, weil Frauen in hochqualifizierten Fortbildungsmaßnahmen sind! (Beifall bei der SPÖ.)
Ein weiterer Punkt, der hier angesprochen wurde, mit dem ich natürlich auf Grund der Realität, die wir haben, als Frau keineswegs und schon gar nicht als Frauenstadträtin zufrieden sein kann, ist die Frage der Einkommensunterschiede. Nur ist es die Realität und kein Schönreden, dass der Einkommensvorteil von Männern österreichweit 56 Prozent und in Wien 36 Prozent ist. Es ist nicht nur die Großstadt und das ist nicht gottgewollt, sondern dass ist auch das Ergebnis der Politik in dieser Stadt. Dass die 36 Prozent noch immer um 36 Prozent zu viel sind, ist gar keine Frage. Tatsache ist aber, dass das nicht von irgendwoher passiert, sondern sehr stark das Ergebnis von Kommunalpolitik in einer äußerst schwierigen Situation, bei äußerst schwierigen Rahmenbedingungen ist.

Eine kleine Aufklärung zum Thema Gender Budgeting: Das erste gegenderte Budget wurde für das Jahr 2006 beschlossen. Daher kann logischerweise im Rechnungsabschluss des Jahres 2005 noch kein Gender Budgeting vorkommen, weil sich das erst mit dem Rechnungsabschluss 2006 ausgeht. Natürlich war es die Ankündigung, aber doch logischerweise erst für das erste Budget, das bereits gegendert wurde. Der Rechnungsabschluss ist ja sozusagen die Kontrolle, wie der Budgetvollzug war. Ich kann die Kontrolle nicht für etwas vornehmen, wo ich dieses Instrumentarium noch gar nicht eingesetzt habe. (GR Christian Oxonitsch: Da müssten wir das halbe Budget neu erstellen!) Ich glaube, das ist nur ein Missverständnis.

Kollegin Korun, zur Frage der Diversität, die konkreter sein sollte: Die Grundlage ist selbstverständlich, und das ist meines Erachtens auch klar, die Studie, die erstellt wurde und die vor nicht einmal zwei Jahren zur Schaffung der MA 17 geführt hat, wo eine Reihe von konkreten Maßnahmen angeführt wurde, von denen viele schon begonnen und einige bereits zur Gänze umgesetzt worden sind. Was die Ziele sind und was das Konzept ist, liegt hier auf der Hand, nämlich dass alle Menschen, da Vielfalt in dieser Stadt Realität ist, insbesondere auch jene, die zugewandert sind, oder Kinder von jenen, die zugewandert sind, dieselben Chancen in dieser Stadt haben wie jene, die nicht zugewandert sind. Das kann man an einer Reihe von Parametern selbstverständlich ablesen. Dass das nicht einfach nur dahin gesagt ist, sondern die Realität ist, sieht man auch bei den Schwerpunkten, die die MA 17 fördert. In den Bereichen "Frauen", "Jugendliche", "Eltern", "Arbeit", "Aufbrechen von Geschlechterrollen" geht es genau um diese Punkte, wo es darum geht, die Lebenschancen von Menschen zu stärken.

Zur FPÖ möchte ich eigentlich gar nichts sagen, weil es sozusagen eh ein bisschen unernst ist, mit Ihnen diese Frage zu diskutieren, wenn Sie ausschließlich Politik mit der vermeintlichen Angst von Menschen machen, ausschließlich daraus Ihre Stimmen gewinnen und Ihr Engagement in die Richtung geht, Menschen gegeneinander aufzuhetzen! Mein Zugang zur Politik ist, dass ich mich darum bemühe, Probleme, die zweifelsohne in vielen Bereichen, wo Menschen zusammenleben, existieren, zu lösen, egal, ob sie zugewandert oder nicht zugewandert sind. Ihr Zugang zur Politik ist, wenn schon keine Probleme vorhanden sind, sie möglichst zu schaffen! Daher glaube ich, ist ein Dialog zwischen uns in diesem Rahmen hier im Wiener Gemeinderat, insbesondere um zehn vor zehn, nicht angebracht! (Beifall bei der SPÖ.)
Einige wenige Worte zu den Kolleginnen von der ÖVP: Da muss ich wirklich sagen, bin ich immer wieder überrascht, denn ich weiß nicht, wie ich es nennen soll, ob ich es Chuzpe oder Autosuggestion oder sonst irgendwie nennen soll (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Vorsicht mit dem Begriff Chuzpe!), weil es sozusagen wirklich skurril ist, sich in den beiden Themenbereichen Frauenpolitik und Integrationspolitik als ÖVP-Abgeordnete hier hinzustellen und zu sagen, was die Wiener Stadtregierung alles nicht tut (GR Dr Matthias Tschirf: Aber es ist doch so!), in einer Situation, wo seit sechs Jahren eine Bundesregierung am Werk ist, wo sich nachweislich die Lebenssituation von Frauen und von Zuwanderern und Zuwanderinnen verschlechtert hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Wir haben in der Bundesregierung den höchsten Frauenanteil, den ihr hier nicht habt!), wo, Frau Kollegin Ekici, und da können Sie ganz oft der Meinung sein, dass man nach fünf Jahren eingebürgert werden soll, nachdem wir schon bisher das strengste Staatsbürgerschaftsgesetz hatten, wir jetzt das noch einmal verschärfte strengste Staatsbürgerschaftsgesetz haben, Sie sich offenbar in keiner Art und Weise mit Ihren Forderungen hier durchgesetzt haben, wo wir derzeit eine Bundesregierung haben, die Sie vielleicht als Kooperationspartner bezeichnen - ich weiß es nicht, aber mit uns kooperiert sie nicht, weil Integration an sich keine Rolle spielt -, wo es eine Innenministerin gibt, die etwas aus einer Studie zitiert, das in der Studie gar nicht steht, aber offensichtlich mit dem klaren politischen Kalkül, rechts von der ÖVP ist die Wand, und hier nichts anderes tut, als Öl ins Feuer zu gießen, wo es eine Bildungsministerin gibt, die den Kindern von Zuwanderern die Schuld an ihrem bildungspolitischen Versagen gibt, nämlich sagt, schuld seien die Ausländerkinder, dass vieles so schlecht ist, und nicht sagt, dass wir schuld sind, weil wir es nicht schaffen, die Ressourcen aller Kinder in Österreich zu nützen. In diesem Sinne ist es, glaube ich, ganz wichtig, dass sie sich einmal definitiv mit dem, was auf Bundesebene passiert, auseinander setzen. (GRin Mag Sirvan Ekici: Es geht um Wien!)

Dasselbe betrifft selbstverständlich auch die Frage der Frauenpolitik, wo Frauenvereine keine Subventionen mehr bekommen, wo die Interventionsstelle nicht ausreichend finanziert wird, obwohl sie in einem Bundesgesetz determiniert wurde, wo das Kinderbetreuungsgeld nach Studien des Wirtschaftsforschungsinstituts nachweislich dazu geführt hat, dass Frauen den Wiedereinstieg nicht mehr schaffen. 

Letzter Punkt, Frau Kollegin Feldmann: Ich kann es nicht glauben, dass Sie das nicht wissen, aber sollten Sie es nicht wissen, sage ich es Ihnen jetzt. Wenn Sie es eh gewusst haben, halten sie mich nicht für blöd. Die 

Tatsache, dass sich in den Bundesländern weniger Frauen arbeitslos melden und weniger Frauen arbeitslos sind, liegt daran, dass sich die schlicht und ergreifend gar nicht arbeitslos melden, weil sie wissen, dass sie sowieso keine Chance haben, Kinderbetreuung und Beruf unter einen Hut zu bringen, weil es keine ganztätigen qualitätsvollen Kinderbetreuungen außerhalb der Stadt Wien gibt. Also entweder haben Sie es eh gewusst oder, wenn nicht, wissen Sie es jetzt. 

Abschließend noch, Frau Kollegin Ekici, wünsche ich Ihnen viel Erfolg bei Ihrer Tätigkeit, wo Sie jetzt doch seit sechs Jahren mit einer Partei in der Regierung sind, bei der sich der neue Parteiobmann zum Ziel gesetzt hat, in den kommenden drei Jahren den Anteil der in Österreich lebenden Ausländer um 30 Prozent zu reduzieren! Also ich wünsche Ihnen viel Spaß und viel Erfolg dabei!

Ich möchte mich abschließend ganz besonders herzlich bei den Tausenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt Wien, bei meinen hervorragenden Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleitern und bei meinem großartigen Büro bedanken. Vielen Dank!

Ich ersuche um Zustimmung. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren, zur Geschäftsgruppe liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Ich darf einen wunderschönen Abend wünschen. Bis morgen um 9 Uhr in der Früh in junger Frische und Gesundheit. 

(Unterbrechung um 21.53 Uhr.)
